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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 
Vor  s i tz e n  d e: Präsident Dr. Maleta, Zweiter wird (5. Auffangorganisationengesetz-N ovelle) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner, Dritter (88 der Beilagen) .  
Präsident Wallner. 

Präsident : Die Sitzung ist e r ö ffn e t. 
K r a n k  gemeldet ist der Abgeordnete 

Scherrer. 
E n  t s c h  u l d i g t  ist der Abgeordnete Alten­

burger. 
Dem Herrn Abgeordneten Scheibenreif habe 

ich für den heutigen Tag U r l a u b  erteilt . 
(Abg. Scheibenreif befindet sich im Saale. -
Heiterkeit .) 

Den eingelangten A n t r a g  1 7jA der Abge­
ordneten Dr. Weißmann, Preußler, Melter 
und Genossen, betreffend die Abänderung des 
Bundesgesetzes vom 29. Februar 1 956, BGBI. 
Nr. 57, über die Bezüge der Mitglieder des 
Nationalrates und des Bundesrates, bestimm­
ter oberster Organe der Vollziehung und des 
Präsidenten des Rechnungshofes, w e i s e  ich 
dem Finanz- und Budgetausschuß z u .  

Seit der gestrigen Haussitzung sind drei 
A n fr a g e  b e an t w o r t u n g e n  eingelangt, die 
den Anfragestellern übermittelt wurden. Diese 
Anfragebeantwortungen wurden auch verviel­
fältigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Zeillinger, um die Verlesung des 
Einlaufes. 

Schriftführer Zeillinger : Von der Bundes­
regierung sind folgende V o r  1 a g e n  eingelangt: 

Bundesgesetz, mit dem das Staatsbürger­
schaftsgesetz 1 965 abgeändert wird (82 der 
Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem die Geltungsdauer 
des Marktordnungsgesetzes neuerlich verlän­
gert wird (9. Marktordnungsgesetz-Novelle) 
(83 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem die Geltungsdauer 
des Lebensmittelbewirtschaftungsgesetzes 1952 
neuerlich verlängert wird (84 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem die Geltungsdauer 
des Landwirtschaftsgesetzes neuerlich ver­
längert wird (85 der Beilagen); 

Bundesgesetz, betreffend die Übernahme der 
Baukosten für ein bauliches Vorhaben in 
Israel (89 der Beilagen) ;  

Bundesgesetz, betreffend Abgeltung von 
Ansprüchen der "Sammelstellen" (Sammel­
stellen-Abgeltungsgesetz) (86 der Beilagen); 

Bundesgesetz, betreffend die Anmeldung 
gewisser vermutlich erblos gebliebener Ver­
mögenschaften (87 der Beilagen);  

Bundesgesetz, mit dem das Auffang-
organisationengesetz neuerlich abgeändert 

Präsident : Die Z u w e i s u ng werde ich im 
Sinne des § 41 Abs. 4 des Geschäftsordnungs­
gesetzes in der morgigen Sitzung vornehmen. 

Im Einvernehmen mit den Parteien schlage 
ich vor, die Debatte über 

den Punkt 1 der heutigen Tagesordnung: 
Energieanleihegesetz 1966 
und über Punkt 2 :  
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1 966, 

Spezialdebatte über Gruppe II a und Gruppe X, 
unter einem abzuführen. 

Die Abstimmung erfolgt selbstverständlich 
- wie immer in solchen Fällen - getrennt. 
Wird hiegegen ein Einwand erhoben ? - Dies 
ist nicht der Fall. Die Debatte über die 
Punkte J und 2 der heutigen Tagesordnung 
wird somit unter einem abgeführt. 

Es ist mir ferner der Vorschlag zugekommen, 
gemäß § 73 Geschäftsordnungsgesetz über die 
in der heutigen Sitzung eingebrachte Anfr a ge 
der Abgeordneten Anna Czerny und Genossen 
an den Bundesminister für Finanzen, be­
treffend zusätzliche finanzielle Belastung der 
spitalserhaltenden Gemeinden, eine Debatte 
abzuführen. 

Das bedeutet, diese Anfrage als dringlich 
zu behandeln. Da dieser Dringlichkeits­
antrag von 20 Abgeordneten unterstützt ist, 
ist ihm ohne weiteres stattzugeben. Ich werde 
die Behandlung dieser dringlichen Anfrage 
an den Schluß der Sitzung, jedoch nicht über 
die fünfte Nachmittagsstunde hinaus verlegen. 

1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (46 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, betreffend die Über­
nahme der Bundeshaftung für Anleihen der 
Österreichischen Elektrizitätswirtschafts-Ak­
tiengesellschaft (Verbundgesellschaft) und der 
Sondergesellschaften gemäß § 4 Abs. 4 des 
2. Verstaatlichungsgesetzes (Energieanleihege-

setz 1966) (92 der Beilagen) 

2. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (15 der 
Beilagen) : Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 

(79 der Beilagen) 

Spezialdebatte 

Gruppe 11 a 

Kapitel 7 Titel 1 § 3: Bundeskanzleramt, 
Verstaatlichte Unternehmungen 

Kapitel 7a: Investitionsfonds für verstaatlichte 
Unternehmungen 
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Gruppe X 
Kapjtel 24: Verliehr und verstaatlichte Unter­

nehmungen 

Kapitel 28 Titel 1: Post- und Telegraphenanstalt 

Kapitel 29: Eisenbahnen 

Präsident : 'Vir gehen nunmehr in die 
T a g e s o r d n u n g  ein und gelangen zu den 
Punkten 1 und 2, über die, wie soeben be­
schlossen wurde, die Debatte gemeinsam ab­
geführt werden wird. 

Berichterstatter zum Energieanleihegesetz 
ist der Abgeordnete Machunze. Ich ersuche 
ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Machunze : Hohes Haus ! 
Die Regierungsvorlage 46 der Beilagen sieht vor, 
daß der Bundesminister für Finanzen er­
mächtigt werden soll, für eine von der Ver­
bundgesellschaft aufzulegende Anleihe die 
Haftung bis zu einer Gesamthöhe von 1500 
Millionen Schilling zuzüglich Zinsen und Kosten 
zu ii bernehmen. 

Bei der Behandlung dieser Regierungsvor­
lage im Finanz- und Budgetausschuß stellten 
die Abgeordneten Skritek, Dr. Prinke und 
Dr. van Tongel einen Antrag auf Abänderung 
des § 1 der Vorlage. 

Der § 1 der Vorlage sieht nunmehr vor, daß 
der Bund für Anleihen der österreichischen 
Elektrizitätswirtschafts - Aktiengesellschaften 
im In- und Ausland bis zu einem Gesamt­
betrag von je 750 Millionen Schilling zuzüglich 
Zinsen und Kosten die Haftung als Bürge und 
Zahler übernehmen kann. 

Die Erlöse aus den gemäß § 1 durchgeführten 
Kreditoperationen sind zur Deckung des In­
vestitions- und Rationalisierungsbedarfes der 
Vel'bundgesellschaft und der Sondergesell­
schaften im Sinne des 2. VerstaatlichungR­
gesetzeR zu verwenden. 

In dieser Fassung hat der Finanz- und Bud­
getausschuß in seiner Sitzung vom 13. Juni 
dem Gesetzentwurf die Zustimmung erteilt.. 

Ich stelle daher den A n t r a g, das Hohe 
Haus wolle dem Gesetzentwurf in der Fassung 
des Ausschußberichtes die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen und ihn in die heutige 
Spezialdebatte mit einbeziehen. 

Präsident : Spezialberichterstatter zu den 
Gl'Uppen II a und X des Bundesvoranschlag 
ist der Abgeordnete Deutschmann. Ich ersuche 
ihn um seine beiden Berichte. 

Spezialberichtersta tter Deutschmann : Hohes 
Haus! Mein Bericht bezieht sich auf Kapitel 7 
Titel 1 § 3 :  Bundeskanzleramt, Verstaatlichte 
Unternehmungen und Kapitel 7 a :  Investitions­
fonds für verstaatlichte Unternehmungen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat in 
seiner Sitzung am 3. Juni 1966 die in der 
Gruppe II a zusammengefaßten Teile des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1966 be­
raten. 

Die Budgetansätze der vorliegenden Be­
ratungsgruppe bestehen einerseits aus den 
Ansätzen betreffend den Investitionsfonds für 
verstaatlichte Unternehmungen und den An­
sätzen der allgemeinen Haushaltsmittel. 

Der Bruttowert der Erzeugung der ver­
staatlichten Unternehmungen betrug 1965 
28,5 Milliarden Schilling gegenüber 12,5 Mil­
liarden Schilling im Jahre 1955 . Hier ist aber 
zu berücksichtigen, daß im Jahre 1955 die 
USIA-Betriebe nicht mitgerechnet werden 
konnten. 

Die Exportleistungen der verstaatlichten 
Industrie haben im Jahre 1965 eine neuerliche 
Steigerung auf 9,9 Milliarden Schilling er­
fahren, das sind insgesamt rund 2,4 Prozent. 
Da dieser Export den Absatz eines Drittels der 
Gesamtproduktion bedeutet, folgt daraus die 
Verpflichtung, ihn mit allen nur möglichen 
Mitteln weiterhin zu fördern. 

Für das Jahr 1966 sind an Leistungen des 
Bundes an die verstaatlichten Unternehmungen 
insgesamt 370 Millionen Schilling vorgesehen, 
wobei die von den verstaatlichten Unter­
nehmungen angesetzten Einnahmen aus Divi­
denden 200 Millionen Schilling betragen. 
Darüber hinaus ist im Artikel VII Abs. 1 
Z. 4 auch noch die Bundeshaftung für ein von 
der Donau Dampfschiffahrts-Gesellschaft aufzu­
nehmendes Darlehen in der Höhe von 50 Mil­
lionen Schilling vorgesehen. Verglichen mit 
dem Vorjahr sind die Ziffern trotz der Kür­
zung bei Ermessenskrediten sogar etwas höher, 
da dmch einen höheren Ansatz de�' Dividenden­
eingänge von 200 Millionen Schilling statt 
180 Millionen Schilling die Illvestitions­
fondsansätze erhöht werden konnten. 

Die in der verstaatlichten Industrie im 
Jahre 1965 erfolgten Investitionen erreichten 
den beachtlichen Betrag von 1,95 Milliarden 
Schilling. 

An die Ausführungen des Spezialbericht­
erstatters im Finanz- und Budgetausschuß 
schloß sich eine Debatte, in der zehn Ab­
geordnete das Wort ergriffen. Die im Laufe 
der Debatte aufgeworfenen Fragen wurden 
von Herrn Staatssekretär Dr. Taus ausführlich 
beantwortet. 

Bei der Abstimmung am 13. Juni 1966 
hat der Finanz- und Budgetausschuß die 
finanzgesetzlichen Ansätze der zur Gruppe II a 
gehörenden Teile des Bundesvoranschlages 
gemäß der Regierungsvorlage mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 
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Deutschmann 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n  tr ag, der Nationalrat wolle beschließen : 

Dem Kapitel 7 Titel 1 § 3 :  "Bundeskanzler­
amt, Verstaatlichte Unternehmungen" und 
dem Kapitel 7 a: "Investitionsfonds für ver­
staatlichte Unternehmungen" des Bundes­
voranschlages für das Jahr 1966 (15 der Bei­
lagen) wird die ve�fassungsmäßige Zustimmung 
erteilt. 

Dies war mein Bericht zur Gruppe II a.  
Bericht zur Gruppe X: Kapitel 24: Verkehr 

und verstaatlichte Unternehmungen, Kapitel 28 
Titel 1 : Post- und Telegraphenanstalt, 
Kapitel 29: Eisenbahnen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
zur Beratungsgruppe X gehörenden Teile des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1966 in 
seiner Sitzung am 3. Juni 1966 beraten. 

Im Kapitel 24 : Verkehr und verstaatlichte 
Unternehmungen, sind im Titel 1, Bundes­
ministerium für Verkehr und verstaatlichte 
Unternehmungen, Ausgaben in der Höhe von 
133 ,4 Millionen Schilling vorgesehen. Davon 
entfallen 117,3 Millionen Schilling auf Personal­
ausgaben und 16,1 Millionen Schilling auf Sach­
ausgaben. Die Steigerung der persönlichen 
Ausgaben gegenüber dem Vorjahr ist auf die 
Bezugserhöhungen zurückzuführen. Die Ein­
nahmen unter diesem Titel sind mit 1 , 2  Mil­
lionen Schilling präliminiert . 

Im Titel "Schiffahrt" sind Ausgaben in der 
Höhe von 32,2 Millionen Schilling vorgesehen, 
wovon auf sachliche Ausgaben 29,4 Millionen 
Schilling entfallen. Gegenüber dem Vorjahr 
bedeutet dies bei den sachlichen Ausgaben eine 
Senkung um 12,9 Millionen Schilling, die durch 
Herabsetzung des Kostenbeitrages an die 
Österreichischen Donaukraftwerke AG sowie 
durch die Verringerung der Förderungs­
kredite für Länden- und Hafeneinrichtungen 
herbeigeführt wurde. Die Einnahmen unter 
diesem Titel sind mit 1 ,2 Millionen Schilling 
veranschlagt. 

Im Titel 3 "Zivil-Luftverkehr" sind Aus­
gaben in der Höhe von 107 Millionen Schilling 
zu finden, wovon auf persönliche Ausgaben 
40,5 und auf sachliche Ausgaben 66,5 Mil­
lionen Schilling entfallen. 

Im Titel 4 "Allgemeiner Verkehr und Ver­
kehrsförderung" sind 6,9 Millionen Schilling 
an Ausgaben vorgesehen, die vornehmlich der 
Werbung, der Subventionierung der Fremd­
sprachenausbildung des Zugbegleitungsperso­
nals, ferner für Tagungen, Kongresse und so 
weiter dienen sollen. 

Im Titel 5 "Elektrizitätswirtschaft" sind an 
Ausgaben 5,1 Millionen Schilling vorgesehen. 

Im Titel 1 "Post- und Telegraphenanstalt" 
betragen die Ausgaben 5688,3 Millionen Schil-

ling, von denen 3373,6 Millionen Schilling auf 
den Personalaufwand und 2314,7 Millionen 
Schilling auf den Sachaufwand entfallen. Die 
Betriebseinnahmen wurden mit 5702 Mil­
lionen Schilling veranschlagt. Der kassa­
mäßige Betriebsüberschuß beläuft sich auf 
1 3,7 Millionen Schilling. 

Die Steigerung im Personalaufwand gegen­
über dem Bundesvoranschlag 1965 um 
366,6 Millionen Schilling ist auf die Erhöhung 
der Aktiv- und Ruhestandsbezüge sowie auf 
eine aus betrieblichen Gründen notwendig 
gewesene Personalvermehrung zurückzuführen. 

Der Sachaufwand weist gegenüber den An­
sätzen des Bundesvoranschlages 1965 eine 
Erhöhung um 196,1 Millionen Schilling auf. 

Die Betriebseinnahmen wurden in der An­
nahme einer weiterhin anhaltenden günstigen 
Verkehrsentwicklung gegenüber dem Bundes­
voranschlag 1965 um 682,2 Millionen Schilling 
höher , somit mit einem Betrag von 5702 Mil­
lionen Schilling angesetzt. Die Steigerung 
beträgt 13,6 Prozent gegenüber den Ansätzen 
des Jahres 1965. 

Im Kapitel 29 Titel 1 "Österreichische 
Bundesbahnen" sind folgende Beträge 
budgetiert : 

Betriebseinnahmen 7703 Millionen Schilling 
Betriebsausgaben . .  9702 Millionen Schilling 
Im Vergleich zum Jahre 1965 sind die Be-

triebsausgaben um rund 133 Millionen Schilling 
und die Betriebseinnahmen um rund 440 Mil­
lionen Schilling höher veranschlagt. Hiedurch 
ergibt sich eine Entlastung des Bundeshaus­
haltes gegenüber dem Vorjahr von rund 
307 Millionen Schilling. 

In der außerordentlichen Gebarung sind 
Ausgaben in der Höhe von 640 Millionen 
Schilling vorgesehen, das sind um llO Mil­
lionen Schilling weniger als im Bundesfinanz­
gesetz 1965. Davon entfallen 330 Millionen 
Schilling auf die Fortsetzung der "Elektri­
fizierung", 100 Millionen Schilling auf die 
"Wiener Schnellbahn", 209 Millionen Schil­
ling auf "Fahrpark und sonstige Investi­
tionen" und 1 Million Schilling auf V er­
besserungen für den Autodurchschleusverkehr 
der Tauernbahn. 

Der Personalstand wurde gegenüber 1965 
mit 80.994 aktiven Bediensteten trotz höher 
veranschlagter Leistungen unverändert bei ­
behalten. lIievon sind 66.060 pragmatisiert. 
Diesen aktiven Bediensteten stehen 80 .310 
Ruhe- und Versorgungsgenußempfänger gegen­
über, was gegenüber 1965 ein geringfügiges An­
steigen bedeutet. Die daraus resultierende 
Pensionslast beträgt etwa 61 Prozent des 
Akti vitätsaufwandes. 

In der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß,  ergriffen 
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Deutschmann 

2 1  Abgeordnete das Wort. Herr Bundes­
minister Dipl. -Ing. Dr. Weiß beantwortete alle 
in der Debatte aufgeworfenen Fragen. 

Bei der Abstimmung am 13 .  Juni 1966 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der 
Gruppe X unverändert mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit den A n t r a g , der Nationalrat wolle be­
schließen : 

Dem Kapitel 24: "Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen", 

dem Kapitel 28 Titel 1: "Post- und Tele­
graphenanstalt" samt dem dazugehörigen Geld­
voranschlag (Anlage III/1 )  und 

dem Kapitel 29 : "Eisenbahnen" samt dem 
zu diesem Kapitel gehörigen Geldvoranschlag 
(Anlage III/I0) des Bundesvoranschlages für 
das Jahr 1966 ( 15  der Beilagen) wird die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Ich stelle den Antrag, in die Spezialdebatte 
einzutreten. . 

Präsident : Wir gehen nunmehr in die De­
batte ein .  Als erster zum Wort gemeldet ist 
der Abgeordnete Sekanina. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abgeordneter' Sekanina (SPÖ): Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Ich darf annehmen und die Festellung treffen, 
daß die Diskussion über das Kapitel "Ver­
staatlichte Unternehmungen" nicht nur bei 
der Debatte über den vorliegenden Voranschlag 
1966 Mittelpunkt dieser parlamentarischen 
Diskussion sein wird, sondern ich darf auch 
zum Ausdruck bringen, daß die Fragen der 
verstaatlichten Industrie, ihre Probleme, ihre 
wirtschaftliche Situation und ihre wirtschaft­
lichen Entwicklungen bei allen Budgetdebatten 
in den letzten Jahren doch eine besondere 
Stellung in diesen Diskussionen eingenommen 
haben. 

Bei der gestrigen Sitzung des Hohen Hauses 
hat sich der Herr Abgeordnete Glaser ebenfalls 
veranlaßt gesehen, zu dem Problem der ver­
staatlichten Industrie in einer bestimmten 
Richtung Stellung zu nehmen. El' hat den 
Damen und Herren des Hohen Hauses eine 
Broschüre gezeigt, die aus Anlaß des 20jährigen 
Bestandes der verstaatlichten Industrie auf­
gelegt wurde. Herr Kollege Glaser war der 
Meinung und der Auffa,ssung, daß es nicht 
notwendig wäre, eine derartige publizistische 
Tätigkeit seitens der verstaatlichten Industrie 
und ihrer Verwaltung zu entwickeln, vor allem 
deswegen nicht, weil die materielle und 
finanzielle Situation dieser Betriebe doch nicht 
so geartet ist - das war die Auffassung des 
Herrn Abgeordneten Glaser -, daß man 
derartige Auflagen in Zusammenhang mit 

einer 20jährigen Bestandsfeier durchführen 
könnte. 

Meine Damen und Herren der Österreichi­
schen Volkspartei! Ich darf zum Ausdruck 
bringen, daß es auch der verstaatlichten 
Industrie erlaubt sein müßte, aus Anlaß einer 
20jährigen Bestandsausstellung derartige Pu­
blikationen aufzulegen, und ich darf feststellen, 
daß es keine seriöse Propaganda oder Dis­
kussion für diese Betriebe und für diese Unter­
nehmungen ist, wenn man derartige Vorgangs­
weisen seitens der Verwaltung in aller Öffent­
lichkeit einer solchen Kritik unterzieht. 

Ich darf gerade im Zusammenhang mit 
dieser 20jährigen Bestandsausstellung der ver­
staatlichten Industrie an etwas erinnern. 
Im Jahre 1946 wurde in diesem Hohen Hause 
das Verstaatlichungsgesetz beschlossen, und 
es heißt im Protokoll dieser Sitzung : Unter 
dem Applaus der Abgeordneten der Öster­
reichischen Volkspartei und der Sozialistischen 
Partei wurde dieses Gesetz zum Beschluß 
erhoben. 

Wenn man heute manche Äußerungen 
Ihrerseits, meine Damen und Herren der 
Österreichischen Volkspartei, gerade zu die­
sem Fragenkomplex "Verstaatlichte Industrie" 
hört, dann kann man nicht den Eindruck 
haben, daß Sie heute noch unter denselben 
Voraussetzungen zu diesem wirtschaftlichen 
Komplex "Verstaatlichte Industrie" stehen. 

Im Zusammenhang mit der Wahlwerbung 
für die vergangene Nationalratswahl wurde 
vor allem auch von Ihnen in der Diskussion 
immer wieder das Problem "Verstaatlichte 
Industrie" aufgezeigt. Gestern hat Ihr Klub­
obmann, Herr Generalsekretär Dr. Withalm, 
unter anderem auf Grund eines Zwischenrufes 
des Herrn Abgeordneten Dr. Pittermann auch 
erklärt, gerade er möge jetzt nicht so viel 
über diese verstaatlichte Industrie reden, weil 
nämlich unter seiner Ressortverantwortung 
eine Reihe von Betrieben in Schwierigkeiten 
gekommen ist. Erinnert wurde an den Berg­
baubetrieb Grünbach, im besonderen erinnert 
wurde an den Betrieb Rax-Werke der SGP, 
und es wurde zum Ausdruck gebracht, daß 
sich gerade in diesem Zeitraum die wirtschaft­
lichen Verhältnisse und Situationen der ver­
staatlichten Industrie enorm verschlechtert 
haben. (Abg. Dr. Gorbach: Seid nicht so 
wehleidig! Abg. Dr. Witha lm: Den 
Zwischenruf von gestern wiederhole ich heute, 
Herr Kollege!) 

Ich darf zum Ausdruck bringen: Es ist 
vielleicht in der Öffentlichkeit nicht so bekannt, 
unter welchen Kompetenzverhältnissen die 
Verwaltung der verstaatlichten Betriebe vor 
sich gegangen ist. Ich darf in diesem Zu­
sammenhang eine Rede des damaligen Vize-
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kanzlers Dr. Pittermann zitieren, die er in 
der Sitzung des Nationalrates vom 27. No­
vember 1963 gehalten hat. In dieser Meinungs­
äußerung hieß es: Bei dieser Gelegenheit 
muß ich wieder einmal klarstellen, daß die 
Vollmachten des mit der Wahrung der Eigen­
tumsrechte an den verstaatlichten Unter­
nehmungen betrauten Regierungsmitglieds 
außerordentlich bescheiden sind. Das Aktien­
gesetz gibt dem Organ des Eigentümers, 
also der Hauptversammlung, keinerlei direktes 
Weisungsrecht auf die Geschäftsführung der 
einzelnen Unternehmungen. Die Ausübung 
der einheitlichen Leitung nach dem Konzern­
begriff ist durch das Kompetenzgesetz aus 
dem Jahre 1959 weiter eingeschränkt. 

Und es heißt dann weiter: Ferner enthält 
das Arbeitsübereinkommen der beiden Re­
gierungsparteien vom März 1963 eine Be­
stimmung, in der zum Ausdruck gebracht 
wird, daß weitere Einschränkungen der Be­
wegungsfreiheit durch Befragung oder ein­
zuholende Zustimmung von Gemeinschafts­
organen der Ressorts notwendig sind . Weiters 
wurde in dieser Rede damals zum Ausdruck 
gebracht: "Es ist daher dem mit der Eigen­
tumsverwaltung betrauten Ressortminister 
nicht möglich" - und das ist das Entschei­
dende -, "in die Geschäftsführung der ein­
zelnen Unternehmungen direkt einzugreifen". 

Die Bemerkungen in der gestrigen Parla­
mentsdebatte mußten jedoch in der Öffent­
lichkeit das Gefühl und die Auffassung er­
wecken, daß der Ressortminister allein zu­
ständig gewesen ist für alle wirtschaftlichen 
Entwicklungen, für alle negativen Erscheinun­
gen, die in diesen Bereichen aufgetreten sind. 

Ich darf ganz kurz mit einer Bemerkung 
auf das Problem des Rax-Werkes noch einmal 
eingehen. Erinnern Sie sich gerade an die 
Situationen, als die Schwierigkeiten mit dem 
Rax-Werk begonnen haben. Damals - ich 
darf das gerade an Ihre Adresse, Herr Ab ­
geordneter Marwan - Schlosser, sagen 
herrschte in Ihrem Wahlkreis im besonderen 
die einheitliche Auffassung, daß diesem Rax­
Werk geholfen werden muß . Am Ende - darf 
ich feststellen - haben die Beschäftigten 
dieses Werkes nicht mehr viel von dieser 
Unterstützung Ihrerseits gehört. 

Ich glaube daher, daß die Probleme der 
verstaatlichten Industrie nicht mit Polemiken 
zu lösen sind, sondern daß hier sehr ernste 
Überlegungen anzustellen sind, wie die Frage 
der Finanzierung, die Personalfragen und die 
Produktionsfragen einer Lösung zugeführt 
werden können. 

In den letzten Tagen hat man sich im 
Kreise des ÖAAB auch mit der Frage einer 
Reorganisation der verstaatlichten Betriebe 

befaßt. Ich bestreite keineswegs das Recht 
des ÖAAB, daß er sich sehr konkret in 
diesem Bereiche mit all den auftretenden 
Problemen auseinandersetzt. (Abg. Dr. G0 1'­
b a ch: Aber . . .  ) Aber in der "Wochenpresse", 
Herr Altbundeskanzler, vom 15 .  Juni 1966 
- ich darf feststellen: Es ist nicht unbekannt, 
daß dies sicherlich keine Zeitung ist, die 
besondere Sympathien für die Sozialistische 
Partei zum Ausdruck bringt - heißt es in 
der Überschrift: "Halali in der VÖEST". 
Meinen Sie, daß die Lösung der Probleme 
der verstaatlichten Industrie so vor sich 
gehen soll, wie es sich der dort konstituierte 
Zentralausschuß des ÖAAB für die Betriebe 
der Vereinigten Österreichischen Stahlwerke 
vorstellt, indem er gemeint hat : Vorerst ist 
es notwendig, daß für den ÖAAB oder über­
haupt für die Ö VP ein V orstandsvorsüzender 
installiert wird, ein Mann Ihres Vertrauens? 
Ansonsten ist anscheinend eine Lösung der 
Probleme in der verstaatlichten Industrie 
nicht möglich. 

Interessant ist, was die "Wochenpresse" 
in diesem Zusammenhang zum Ausdruck 
bringt. "Es gibt bekanntlich" - heißt es 
hier - "in der Verstaatlichten auch ÖVP­
Direktoren, die nicht durch besondere Fähig­
keiten hervorstechen. " Das ist nicht 
meine Erfindung, sondern eine Äußerung der 
"Wochenpresse". Es heißt dann weiter : Ander­
seits gibt es "aber sozialistische Führungs­
kräfte, die nicht nur im Inland einen guten 
Namen haben".  

Meine Damen und Herren ! Ich möchte 
festhalten : Die Sozialistische Partei hat nicht 
erst heute, sondern schon in vielen Diskussions­
beiträgen und Meinungsäußerungen zur Frage 
der verstaatlichten Industrie ihre Absichten 
und ihre Vorstellungen kundgetan. Es wäre 
eine Tragödie für den Bestand dieser Betriebe, 
wenn man meinte , die Fragen in der Form 
lösen zu können, daß man nun mit einer 
politischen Kopf jägerei beginnt. Ich darf 
zum Ausdruck bringen: Es gibt eine Reihe 
von anderen Fragen, die gerade die Schwer­
industrie interessieren und die gerade die 
Stahlindustrie im besonderen betreffen, und 
meine Fraktionskollegen, die nach mir zu 
diesem Problem Stellung nehmen, werden 
sicherlich auf Details und Einzelheiten ein­
gehen. 

Ich glaube aber auch , meine Damen und 
Herren, die Feststellung ,ist nicht verfehlt daß,  
wenn man heute die wirtschaftliche Ent­
wicklung der Republik Österreich beurteilt, 
gerade die verstaatlichten Betriebe eine 
hervorragende Stellung in dieser wirtschaft­
lichen Entwicklung einnehmen. Ich glaube 
auch mit Recht· behaupten zu dürfen, daß 

-
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es die wirtschaftlichen Leistungen der Betriebe 
des verstaatlichten Bereiches von 1946 bis 
zum heutigen Zeitpunkt wert sind, auch 
ihrerseits eine andere Beurteilung zu erfahren, 
als es im Zusammenhang mit Wahlkämpfen 
und anderen politischen Aktionen in der 
letzten Zeit der Fall gewesen ist. 

Wenn man diese Entwicklung der Betriebe 
im Detail beurteilt, dann kann ich sagen, 
meine Damen und Herren, daß die Betriebe 
der verstaatlichten Industrie nicht so in 
ihrer Arbeitsweise dargestellt werden können, 
wie es in den letzten Wochen und Monaten 
immer wieder geschehen ist. Der Öffent­
lichkeit wurde mitgeteilt : Diese Betriebe er­
bringen keine Steuerleistungen, diese Betriebe 
sind doch ein Hort von Dienstnehmern, 
die eine ganz andere Einstellung zu wirtschaft­
lichen Notwendigkeiten haben, diese Betriebe 
sind ein Hort von politischen Experimenten, 
die die Sozialistische Partei dort praktiziert ! 
Alle diese Meinungsäußerungen haben nicht 
dazu beigetragen, das Ansehen dieser Betriebe 
in der Öffentlichkeit zu verbessern, haben 
nicht dazu beigetragen , die großen Leistungen 
diesel' Unternehmungen in das rechte Licht 
zu rücken. 

Darf ich festhalten , daß in den Jahren 
1951 bis 1955 in diesen Betrieben die Be­
schäftigtenzahl zum Beispiel von 86.000 auf 
123.000 angestiegen ist. Der Umsatz in 
diesem Zeitraum ist von 6 Milliarden auf 
rund 12 Milliarden Schilling angewachsen, 
und die Produktivität hat sich in diesem 
Zeitraum um 52 Prozent erhöht. Das sind 
wirtschaftliche Ziffern und Werte, die sich 
absolut mit den Leistungen vergleichen lassen, 
die Dienstnehmer und Betriebe im privaten 
Sektor vollbracht haben . 

Des weiteren wird es notwendig sein, einige 
Beispiele darüber zu zitieren, was aus diesen 
Betrieben von 1946 bis heute geschehen ist. 
Vor allem ist es wesentlich, festzustellen, 
in welcher Weise das industrielle Vermögen 
des Staates - ich darf wohl sagen : also 
unser aller Vermögen - ohne nennenswerte 
eigene Leistung des Eigentümers Staat an­
wuchs, und es ist vielleicht auch wert, hier 
im besonderen darauf zu verweisen, daß 
es Leistungen gewesen sind, die nicht nur 
von diesen Betrieben für ihren Bereich er­
bracht wurden, sondern es waren Leistungen 
der verstaatlichten Unternehmungen im 
Interesse der gesamten österreichischen Volks­
wirtschaft. 

Darf ich hier einige Betriebe im Zusammen­
hang mit ihren wirtschaftlichen Leistungen 
zitieren, darf ich vor allem auch den größten 
Industriekonzern Österreichs erwähnen, aber 
auch die größten Konzernbetriebe in der 

verstaatlichten Industrie, nämlich die Oester­
reichisch-Alpine Montangesellschaft. Diese ver­
staatlichte Oesterreichisch-Alpine Montange­
seIlschaft hat mit dem Stand vom 31 .  Dezember 
1964 über erwirtschaftete Mittel in der Höhe 
von insgesamt 3495 Millionen Schilling ver­
fügt. Diese Zahl ist ein Ausdruck dessen, 
welchen Weg dieses Unternehmen genommen 
hat und welche Leistungen in diesem Bereiche 
erbracht wurden, und ist nicht zuletzt auch 
ein sichtbarer Ausdruck der LeistungRfähigkeit 
der Dienstnehmer in diesem Unternehmen . 

Ich könnte nun die Betriebe der Vereinigten 
Österreichischen Stahlwerke, der Österreichi­
schen Stickstoffwerke, der Österreichischen 
Mineralölverwaltung und der Gebrüder Böhler 
& Co . A. G. ebenfaBs in dieser Art und Weise 
zitieren und den Mitgliedern des Hohen Hauses 
Zahlen vorlegen. 

Meine Damen und Herren ! Es kommt 
mir in erster Linie darauf an, festzustellen, 
daß die verstaatlichten Betriebe in Österreich 
ebenso wechselvollen Entwicklungen unter­
"yorfen waren ""ie die Betriebe des privaten 
Bereiches. Es kommt mir darauf an, fest­
zustellen, daß die verantwortlichen Leitungen 
dieser Unternehmungen und die Be­
schäftigten in diesen Betrieben an der wirt­
schaftlichen Entwicklung der gesamten öster­
reichischen Volkswirtschaft einen wesentlichen 
Anteil haben. 

Es ist auch nicht von der Hand zu weisen, 
daß für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
Österreichs vor allem auch die Investitions­
tätigkeit der verstaatlichten Unternehmungen, 
die in den Jahren 1945 bis 1964 eine Höhe 
von 27,2 Milliarden Schilling erreicht hat, 
von besonderer Bedeutung gewesen ist. Diese 
27,2 Milliarden Schilling Investitionen sind 
keine Beträge, die aus Steuermitteln erbracht 
wurden, sie sind keine Beträge, die diesen 
Betrieben von der Verwaltung des Bundes 
gewährt werden mußten, denn von diesen 
27,2 Milliarden Schilling an Investitionsbe­
trägen haben die verstaatlichten Betriebe 
21 Milliarden Schilling aus eigenem erwirt­
schaftet. 

Das ist auch eine Größenordnung, von der 
man nach meinem Dafürhalten in der Öffent­
lichkeit viel zuwenig redet, aber nicht etwa 
deshalb viel zuwenig redet, weil diese Ziffern 
nicht real sind oder nicht zutreffen, sondern 
deswegen viel zuwenig redet, gerade in Ihren 
Bereichen, meine Damen und Herren, weil 
es anscheinend nicht angenehm ist, der Öffent­
lichkeit zu sagen, was diese Betriebe geleistet 
haben. (Abg. Rosa Jochm ann: Eben das ist 
es I) 

Diese Betriebe haben sich ja nicht nur mit 
wirtschaftlichen und finanziellen Schwierig-
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keiten auseinandersetzen müssen, sie haben sogenannten Fünfzehnerausschusses, dessen 
ja auch immer wieder darunter gelitten, daß Aufgabe es gewesen ist, die anfallenden 
nach dem Abführen von Parlamentswahlen Probleme und die notwendigen Entscheidungen 
die Verwaltung dieser Betriebe auf eine andere durchzuführen, die für diese Betriebe maß­
Grundlage gestellt wurde. Eine der ent- gebend gewesen sind. Glauben Sie, meine 
scheidensten Fragen für die Lösung der Damen und Herren, daß es die Öffentlichkeit 
Probleme der verstaatlichten Industrie wird verstanden hat, daß ausstehende Lösungen 
sein, meine Damen und Herren, daß es mög- dieses Bereiches der verstaatlichten Industrie 
lieh ist und daß es gelingt, eine Verwaltungs- deswegen nicht durchgeführt werden konnten, 
form zu finden, die von den politischen Tages- weil man sich einmal bei einer Sitzung des 
ereignissen unabhängig ist, die den Betrieben Fünfzehnerausschusses nicht darüber einigen 
die Möglichkeit bietet und den Weg ebnet konnte, ob eine Wirtschaftskarte von Öster­
zu einer wirtschaftlichen Entwicklung, die reich einen bestimmten Text am Kopfe 
nicht nur für diese Unternehmungen, sondern tragen darf oder nicht ? Auch der Herr Ab­
für die gesamte österreichische Volkswirt- geordnete Glaser hat gestern erklärt: Es 
schaft von Bedeutung ist. gibt keine nationalisierte Industrie in Öster-

Meine Damen und Herren ! Eine andere reich, es gibt höchstens eine verstaatlichte 

Größenordnung möchte ich in diesem Zu- Industrie. (Abg. Marwa n - Sch loss er: Das war 

sammenhang auch noch aufzeigen. Innerhalb eine Verfälschung !) Meinen Sie, meine Damen 

der letzten 13 Jahre ist es den verstaatlichten und Herren der Österreichischen Volkspartei, 
daß das das entscheidende Problem der ver­Unternehmungen gelungen, ihre Export-
staatlichten Industrie ist � Meinen Sie, Herr leistungen zu verseehsfachen und dabei den 

relativen Anteil am Gesamtexport von rund Abgeordneter Marwan-Schlosser, daß die Rax-

einem Fünftel im Jahre 1950 auf fast 27 Pro- Werk-Arbeiter mit einer derartigen Argumen­

zent im vergangenen Jahr zu erhöhen. In tation Verständnis gefunden haben ? Meinen 

Schillingwerten ausgedrückt, bedeutet dies Sie, Herr Abgeordneter Marwan-Schlosser, 

eine Steigerung des Exporterlöses von nicht daß die Beschäftigten in Wiener Neustadt 

ganz 1 ,5 Milliarden Schilling im Jahre 1950 nicht wissen, wie Sie sich verhalten haben 

auf fast 10 Milliarden Schilling im Jahre 1964 _ bei der Lösung des Rax-Werk-Problems ? (Abg. 

ein neuerlicher Ausdruck der wertmäßigen M arwan - Sch loss er: Wozu streiten Sie jetzt 

Entwicklung der Betriebe des verstaatlichten darüber ? Hät ten Sie 8ich an das Gesetz ge­

Bereiches. halten!) Meinen Sie, Herr Abgeordneter 
Marwan-Schlosser, daß man so die Probleme 
und die Fragen der verstaatlichten Industrie 
lösen kann � (Abg. Marwan-S chloss e r: Das 
wird Ihnen 8ehr unangenehm 8ein, was ich 
sagen werde!) 

Die Hauptdevisenbringer der verstaatlichten 
Industrie sind vor allem die Unternehmungen 
der Eisen- und Stahlindustrie. Mit einer 
Exportleistung von 7 ,3  Milliarden Schilling 
bestreiten die vier führenden österreichischen 
Stahlproduzenten ein Fünftel des gesamten 
österreichischen Ausfuhrwertes. Ich möchte 
es mir ersparen, nun die Leistungen der 
einzelnen Betriebe auf dem Exportsektor 
aufzuzeigen. Aber ich glaube auch, daß diese 
Größenordnungen, die hier zum Ausdruck 
gebracht wurden, ein sichtbarer und deutlicher 
Beweis der Leistungsfähigkeit der verstaat­
lichten Industrie sind, einer Leistungsfähigkeit, 
die erbracht wurde unter den größten 
Schwierigkeiten, die nicht nur auf wirtschaft­
licher Ebene aufgetreten sind, sondern unter 
den größten Schwierigkeiten, die auch auf 
politischer Ebene diesen Betrieben gegenüber 
an den Tag gelegt wurden. 

Ich erinnere daran, welche Probleme eigent­
lich mitunter im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der verstaatlichten Betriebe und 
deren Nichtlösung eine Rolle spielen können. 
Es ist nicht unbekannt ; nicht nur für diesen 
Kreis, für die Damen und Herren des Hohen 
Hauses, sondern auch für die gesamte Öffent­
lichkeit. Zuletzt gab es die Einrichtung eines 

Ich habe Verständnis dafür, daß in Ihren 
Kreisen, meine Damen und Herren der Öster­
reichischen Volkspartei, Argumente über die 
verstaatlichte Industrie mitunter einige Er­
regung verursachen können. Ich habe Ver­
ständnis dafür, daß Sie bei derartiger Kritik 
etwas (Abg. Dr. G o r ba ch: Nervös werden!) 
in Erregung geraten. Ich danke für die Hilfe, 
Herr Altbundeskanzler. Oder meinetwegen: 
etwas nervös werden. (A bg. Dr. Pi t t e rmann: 
Es gibt halt doch noch eine Zusammenarbeit! -
A bg. Dr. Gor b a ch: Seid nicht so wehleidig!) 
Aber ich glaube feststellen zu können, daß 
die Probleme auf dem Finanzierungssektor 
- ich darf das nochmals wiederholen -, 
auf dem PI'oduktionssektor, auf dem Personal­
sektor doch viel zu groß und umfangreich 
sind, daß "solche Kleinigkeiten" in der poli­
tischen und wirtschaftlichen Auseinander­
setzung eine Rolle spielen können. (Abg. 
M arwan - S ch l08ser: Dafür ve1'hindert ihr die 
Wachstumsgesetze !) Ich darf feststellen, wir 
werden ja heute nicht nur einen Redner zum 
Kapitel Verstaatlichte Unternehmungen stellen, 

-
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und wir werden auch auf die Fragen der 
Wachstumsgesetze und ähnliches zurückkom­
men. 

Erlauben Sie mir daher, meine Damen und 
Herren, daß ich zusammenfassend zum Aus­
druck bringe : Es ist nicht von der Hand 
zu weisen - und ich möchte das noch einmal 
eindeutig wiederholen -: Die verstaatlichten 
Unternehmungen haben sich in einer 20jährigen 
Entwicklung in der Zweiten Republik einen 
durchaus sehenswerten Platz in der gesamten 
österreichischen Volkswirtschaft errungen. Es 
ist auch nicht von der Hand zu weisen und 
wird von mir nicht bestritten, daß diese 
Betriebe in manchen Bereichen unter Schwie­
rigkeiten leiden. Es ist aber ebenso nicht 
von der Hand zu weisen, daß es im Interesse 
dieser Unternehmungen und im Interesse 
der gesamten österreichischen Volkswirtschaft 
erforderlich sein wird, die notwendigen Lösun­
gen für diese Betriebe zu finden, Lösungen, 
die dazu führen, daß eine weitere gedeihliche 
Entwicklung der Betriebe gewährleistet wird, 
Lösungen, die dazu führen, daß die Produk­
tionsverhältnisse und die materiellen Ver­
hältnisse dieser Betriebe nicht nur gehalten, 
sondern verbessert werden. 

Ich darf als letztes zum Ausdruck bringen : 
Diese Betriebe wurden von einer Generation 
aufgebaut. Die verstaatlichte Industrie stellt 
ja heute nicht nur einen materiellen Wert 
dar, der ungefähr der Hälfte des österrei­
chischen Staatsbudgets entspricht, sondern 
diese Industrien - das darf ich mit Recht 
sagen - bilden die Voraussetzung unseres 
Wohlstandes und bilden auch die Voraus­
setzung der Unabhängigkeit dieser Republik 
Österreich. Ich glaube nicht zu übertreiben, 
wenn ich meine : Mögen diese grandiosen 
Leistungen der verstaatlichten Unternehmun­
gen in den letzten 20 Jahren Ansporn sein 
und die Zuversicht geben, daß bei gemeinsamer 
Arbeit noch all die Probleme dieser Betriebe 
einer Lösung zugeführt werden. 

Ich darf für 123.000 Beschäftigte in diesen 
Betrieben auch unter Berücksichtigung der 
politischen Einstellung des einzelnen zum 
Ausdruck bringen : Die Dienstnehmer dieser 
Unternehmungen haben ein außerordentliches 
Interesse an der Erhaltung ihrer Arbeitsplätze. 
Sie haben ein außerordentliches Interesse 
daran, daß ihre persönliche Existenz und 
die Existenz ihrer Familie garantiert wird. 
Sie haben ein außerordentliches Interesse 
daran, daß die wirtschaftliche Ent'wicklung 
dieser Unternehmungen nicht gehemmt wird 
durch kleinliche politische Standpunkte, die 
möglicherweise nur für den Augenblick Gültig­
keit haben. Sie haben ein Interesse daran, 
daß der Bereich der verstaatlichten Industrie 

in Österreich weiterhin durch ihre Leistung 
ein Bestandteil dieser österreichischen V olks­
wirtschaft sein kann, ein Bestandteil, der 
dazu beiträgt, daß die Entwicklung dieses 
Staates in den nächsten Jahren einen möglichst 
gedeihlichen Weg nimmt. 

Wenn in den vor uns liegenden Zeiträumen 
Diskussionen abgeführt werden über mögliche 
Verwaltungsformen der verstaatlichten In­
dustrie, dann sei letztlich gesagt : Die Sozia­
listische Partei ist der Auffassung, daß Lösun­
gen gefunden werden müssen und Lösungen 
gefunden werden könnten, die dazu beitragen, 
daß die Entwicklung dieser Betriebe nicht 
gehemmt wird, daß die Produktionserforder­
nisse dieser Betriebe berücksichtigt werden. 
Ich darf vielleicht auch noch festhalten : 
Es sollen Lösungen sein, die einer weiteren 
gedeihlichen Entwicklung der verstaatlichten 
Industrie Rechnung tragen. (Beifall bei der 
SpO.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Peter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Ich bin über­
rascht über die Zurückhaltung der Regierungs­
partei zu diesem Gegenstand. Ich bin aber 
weniger überrascht, wenn ich das Wahl­
programm der Österreichischen Volkspartei 
zur Hand nehme (H eiterkeit) und Seite 12  
aufschlage, u m  nachzulesen, was die Öster­
reichische Volkspartei den Wählern hinsicht­
lich der verstaatlichten Industrie versprochen 
hat. Das Versprechen der Volkspartei zu 
dem in Verhandlung stehenden Gegenstand 
lautet . . . (Abg. lng. ]{. Hofstetter: Das 
Brevier von Peter !) N ein, das Brevier von 
Klaus und Withalm , vorgetragen von Peter, 
zur besseren Erinnerung der Österreichischen 
Volkspartei . (Heiterkeit.) Es heißt hier: 

"In ihrem Konzept wird die ÖVP auf die 
Realisierung ihres Programms für eine dauer­
hafte Lösung der Gesamtprobleme der ver­
staatlichten Industrie im Rahmen der Markt­
wirtschaft drängen, um die Wirtschaftlichkeit 
und damit die Arbeitsplätze in diesen Unter­
nehmungen zu sichern. Aus diesem Grunde 
wird die ÖVP alle partei- und machtpolitischen 
Ambitionen der Sozialisten auf diesem Sektor 
zurückweisen. "  (Abg. Dr. Pittermann: Das 
halten sie aber auch ein !) - Das ist verständ­
lich, Herr Abgeordneter Dr. Pittermann. Ich 
erachte es darüber hinaus als staatspolitische 
und wirtschaftliche Notwendigkeit, weil die 
Machtausbreitung der SozialiRten in den ver­
staatlich ten Betrieben zweifelsohne eingedämmt 
werden muß . 

Wenn man aber die jüngsten Erklärungen 
des für die verstaatlichte Industrie verant-

11. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 9 von 126

www.parlament.gv.at



666 Nationalrat XI. GP. - 1 1 .  Sitzung - 16. Juni 1966 

Peter 

wortlichen Staatssekretärs nachliest, stellt sich 
heraus, daß sich die Gesinnung der Öster­
reichischen Volkspartei in keiner wie immer 
gearteten Weise von der der Sozialistischen 
Partei unterscheidet. Herr Staatssekretär 
Dr. Taus stellte am 15. dieses Monates fest, 
die verstaatlichte Industrie werde einer jener 
Bereiche sein, der für die nächste vVahl ent­
scheidend sein wird. (Abg . Dr. W i t h a l m :  
Da hat er recht !) Hier geht es Dr. Taus um 
Wählerstimmen und nicht um die Lösung 
der wirtschaftlichen Probleme der verstaat­
lichten Industrie . (Abg . Dr. W i t h a lm : Nein ! 
Wir wollen haben, daß sie gesund ist !) 

Das Wachstumskonzept ist ein integrierender 
Bestandteil der Regierungserklärung. Ich 
glaube guten Gewissens behaupten zu können, 
daß die 'Vachstumsfrage nicht befriedigend 
gelöst werden kann, wenn es nicht gelingt, 
die Belange der verstaatlichten Industrie in 
Ordnung zu bringen. (Abg. Dr. W i th a l m :  
Sie können mit uns stimmen, Sie werden Gelegen­
heit haben I) Jawohl, wir werden, soweit es sich 
um privatwirtschaftliche Auffassungen handelt, 
Herr Klubobmann der Österreichischen Volks­
partei, Ihrer Ansicht beipflichten. Wir werden 
aber Ihrer Auffassung nicht folgen können, 
wenn sich das bewahrheiten sollte, was ein 
in Ihren Kreisen sehr wohlinformierter 
Journalist am 2. dieses Monats in der "Presse" 
zum Ausdruck brachte, als er schrieb: 

"Als Ende Mai der Generalsekretär und 
Klubobmann der Volkspartei, Hermann 
Withalm, in einem Gespräch mit Parlaments­
redakteuren meinte, er sei sich dessen völlig 
bewußt, daß seine Partei den oppositionellen 
Sozialisten einen Preis für die Verlängerung der 
agrarischen Wirtschaftsgesetze werde zahlen 
müssen, war in der ÖVP noch unbekannt, 
daß zwei Tage vorher von Sozialisten ein 
solcher Preis bereits genannt worden war .  
Eine Konferenz der 300 sozialistischen Betriebs­
räte in den Kärntner verstaatlichten und 
,gemeinwirtschaftlichen' Betrieben hatte an die 
Adresse der SPÖ eine Resolution gerichtet, 
die besagt : Die Sozialistische Partei soll der 
Verlängerung der Verfassungsbestimmungen 
in den Marktordnungsgesetzen und im Land­
wirtschaftsgesetz nur zustimmen, wenn die 
Volkspartei ihrerseits bereit ist, die beiden 
Verstaatlichungsgesetze 1946 und 1947 unter 
Verfassungsschutz zu stellen." (Abg. Dr. W i t­
ha lm : Sie waren doch gestern im Haus , Herr 
Kollege I) 

Ich halte es trotz meiner gestrigen An­
wesenheit im Hause, Herr Abgeordneter 
Dr. Withalm, für notwendig, noch einmal auf 
dieses Thema einzugehen. (Abg. Dr . W i tha l m : 
Doppelt hält besser I) Jawohl, doppelt genäht 
hält besser, weil nach freiheitlicher Auf-

fassung eine Verfassungsqualifikation für die 
verstaatlichte Industrie nicht notwendig ist. 
Ich freue mich, daß Sie, Herr Abgeordneter 
Dr. vVithalm, derselben Auffassung sind, halte 
aber fest, daß der Herr Bundesobmann des 
Arbeiter- und Angestelltenbundes der ÖVP 
vor nicht allzu langer Zeit das Gegenteil 
behauptet hat. Meinung und Gegenmeinung 
stehen einander in der Österreichischen V olks­
partei gegenüber. (Abg. Dr. W i tha lm: Das 
st'immt nicht, Kollege Peter 1 - Abg .  Dr . Gor­
b a ch: Koordinat'ion wird groß geschrieben I) 
Zur Koordination, Herr Altbundeskanzler 
Dr. Gorbadl, komme ich auch noch.  (Ruf 
bei der Ö V P : Sie haben es leicht mit der 
KooTdination bei sechs Leuten I) Was ich hin ­
sichtlich einer Meinungsäußerung des Herrn 
Bundesobmannes des Arbeitet'- und Angestell­
tenbundes festgestellt habe, kann man jeder­
zeit in den Tageszeitungen nachlesen. Bis zum 
heutigen Tag ist diese Auffassung des Herrn 
Präsidenten Maleta weder von ihm selbst 
noch von "leinem Bund berichtigt worden. 
(Abg. M i n k o w i t s c h :  Er notiert bereits, Sie 
können darauf warten I) Mit der Zeit werden auch 
diese Dinge hoffentlich einer Klärung zugeführt. 
Geben ""viI' im Interesse des Volksganzen und 
einer gesunden Wirtschaft der Erwartung Aus­
druck, daß die Volkspartei in diesen Belangen 
zu qualitativ einwandfreien Leistungen und 
Lösungen gelangt. (Abg. Dr. W i tha lm : Keine 
Sm'ge I) 

Aber man würde den Dingen aus dem Weg 
gehen, wollte man bei der Diskussion über die 
verstaatlichte Industrie nicht daran erinnern, 
daß in diesem Bereich die alte schwarz-rote 
Koalition nach wie vor existent ist, wenn sie 
auch nicht befriedigend funktioniert. Dieses 
"Zwei glatt, zwei verkehrt",  zwei schwarz, 
zwei rot, hat in den Vorständen der verstaat­
lichten Industrie nach wie vor seine Gültigkeit. 
Schwarzes und rotes Scheichturn feiern in 
der verstaatlichten Industrie nach wie vor 
fröhliche Urständ. 

Es wird abzuwarten sein, ob sich etwa jene 
Auffassung des ÖVP-Arbeiter- und Ange­
stelltenbundes durchsetzt, die zum Ausdruck 
bringt, daß die Führungsverhältnisse der ver­
staatlichten Industrie in Österreich in perso­
neller Hinsicht dem Wahlergebnis des 6. März 
1966 angepaßt werden müssen. Wenn sich 
diese Auffassung des Arbeiter- und Angestell­
tenbundes der Österreichischen Volkspartei 
als richtig erweisen sollte, dann kann sich die 
ÖVP in Zukunft jeden Hinweis darauf er­
sparen, daß "die Roten" den Bereich der ver­
staatlichten Industrie parteipolitisch miß­
brauchen. 

Es steht außer Zweifel, daß die totale 
Verpolitisierung, errichtet und geschaffen durch 

-
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die schwarz-rote Koalition, in keinem anderen satz weise gewisse Strukturprobleme der ver­
Bereich Österreichs so zementiert ist wie in staatlichten Industrie zu lösen in der Lage 
der verstaatlichten Industrie und ihrer Füh- sein wird, daß aber im übrigen auch die 
rung. Das Ergebnis dieses koalitionären Volkspartei noch durch den harten Zwang der 
Mangels können Sie an Hand der wirtschaft- ,Yirtschaftlichen Tatsachen in den nächsten 
lichen Ergebnisse verschiedener Betriebe der Jahren gezwungen werden dürfte, langsam zu 
verstaatlichten Unternehmungen jederzeit erkennen, daß die Führung verstaatlicher 
nachprüfen. Es ist die Schuld der abgetretenen Unternehmungen nach politischen Gesichts­
Koalition, wenn das Ansehen und die Leistung punkten au ch in der gegoll'wärtigen aufge­
jener mehr als 120.000 Menschen, die in der weichten Form zu keinem zielführenden Er­
verstaatlichten Industrie arbeiten, durch Fehl- gebnis kommen kann. "  
entwicklungen gelegentlich deswegen i n  Mit- Nun darf ich daran erinnern, daß diese 
leidenschaft gezogen wurde, weil von den yerstaatlichte Industrie ein Produkt jener 
einstigen Koalitionsparteien parteiegoistisches ersten Gesetzgebungsperiode am Beginn der 
Denken über wirtschaftliche Erkenntnisse Zweiten Republik ist, in der die Österreichische 
gestellt wurde. Diesen Mangel vermochte die Volkspartei ebenfalls über eine absolute Mehr­
Regierungspartei bis zur Stunde nicht zu heit verfügt hat. Der Herr Kollege Marwan­
beheben. Schlosser hat in einem Zwischenruf angedeutet, 

Wir konnten uns in den letzten Wochen daß die ÖVP inzwischen Erkenntnisse ge­
davon überzeugen, daß die Österreichische wonnen und Erfahrungen gesammelt hat, die 
Volkspartei von der Regierungsbank her ein eine positive Beurteilung der verstaatlichten 
beachtliches Tempo an den Tag legt. Es wird Industrie unmöglich machen. Um der histori­
abzuwarten sein, zu welchen qualitativen Er- sehen Wahrheit willen sei festgehalten, daß 
gebnissen dieses Bemühen führt. Es wäre es keine verstaatlichte Industrie in Österreich 
verfrüht, wollte die freiheitliche Opposition geben würde, wenn die Österreichische Volks­
schon jetzt ein Werturteil über die Arbeit der partei in den Jahren 1946 und 1 947 mit einer 
ÖVP-Regierung auf dem Gebiete der ver- absoluten Majorität nicht für diese ver­
staatlichten Industrie abgeben. Wir sind nicht staatlichte Industrie eingetreten wäre. (Abg. 
informiert, wir sind in die Absichten der T h a l h am m e r: Das hätte Ihnen 8 0  gepaßt ! ­
Regierungspartei nicht eingeweiht und können Abg. Gram : Da müßten wir heute noch Schulden 
unsere Meinung (Abg . Dr. van Tonge l : Das zahlen an die Alliierten !) Herr Abgeordneter 
ist Zusammenarbeit und Toleranz !) nur auf Thalhammer ! Es bleibt jeder politischen 
jene Informationen stützen, die uns die Partei überlassen, sich zur marxistisch-koIlek­
Tagespresse bisher zur Verfügung gestellt hat . .  tivistischen oder sozial-marktwirtschaftlichen 

Wirtschaftsauffassung zu bekennen. Ich In diesem Zusammenhang sei auf einen respektiere Ihre Überzeugung, nehme aber für Artikel hingewiesen, der am 1 1 .  dieses Monats . h d R ht · A h ' d e nllC as ec In nspruc , eIne an er in der "Tiroler Tageszeitung" erschienen ist Überzeugung mein eigen zu nennen. Ich und zur verstaatlichten Industrie folgendes bin der Meinung, daß auf Seite der wirtschaft­ausführt : lichen Privatinitiative das größere Risiko 
"Innerhalb der Volkspartei sowie des nun- vorhanden ist und daß die Privatwirtschaft 

mehr ressortmäßig zuständigen Bundesmini- in den letzten beiden Jahrzehnten weitaus 
steriums für Verkehr und verstaatlichte größere Schwierigkeiten bewältigen mußte, 
Betriebe wird gegenwärtig an dem Gesetz- als sie der verstaatlichten Industrie zu tragen 
entwurf über die Gründung der Industrie- bestimmt waren. (Ruf bei der SPÖ : Wo 
verwaltungs AG letzte Hand angelegt. Wie waTen denn die Privaten 1946, Herr Kollege 
sich die Dinge nach diesem letzten Stand Pet er ? - Zwischenruf : In Tirol !) Wo sie 
präsentieren, muß allerdings angenommen gewesen sind 1 In den Trümmern ihres kleinen 
werden, daß die so geplante Neuordnung der Greißlerladens, ihres kleinen Gewerbebetriebes, 
verstaatlichten Industrie nur zum geringsten den sie mit ihrer Arbeitskraft genauso auf­
Teil in der Lage sein wird, die Struktur- gebaut haben wie die Beschäftigten der 
probleme auf diesem Sektor einigermaßen zu verstaatlichten Industrie ihre Betriebe. (Beifall 
lösen . "  Dieser Stand der Verhandlungen bei der F PÖ und bei Abgeordneten der 
zeigt unter anderem sehr deutlich, daß auch Ö VP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) Herr 
die Volkspartei von dem zwanzigj ährigen Kollege ! Wenn Sie so vermessen sind, zu 
Koalitions- und Proporz denken in den Einzel- glauben, daß Ihrer sozialistischen und Ihrer 
fragen noch viel stärker angekränkelt ist, als ÖVP-Leistung der Aufbau der verstaatlichten 
man es bisher vielfach" - auf Ö VP-Seite - Industrie Österreichs allein zuzuschreiben ist, 
"wahrhaben wollte. Daraus ergibt sich, daß dann gehen Sie den Tatsachen aus dem Weg. 
die Konstruktion der IVAG, falls sie in der Ohne die amerikanischen Hilfsgelder wären wir 
gegenwärtigen Form verbleibt, bestenfalls an- niemals in der Lage gewesen, die verstaatlichte 
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Industrie finanziell aufzubauen ! (Abg. 
o z e t t e l: Aber dann kennen Sie die Tatsachen 
nicht 1 Denken Sie an Niederösterreich, wohin 
kein Groschen amerikanischer Gelder gekommen 
ist I) Treten Sie den Beweis an, Herr Abge­
ordneter Czettel , wieviel Millionen aus den 
ERP-Mitteln für den Aufbau der verstaatlich­
ten Industrie verwendet worden sind ! (Abg. 
o z e t t e l : I n Niederösterreich nicht 1 - A bg. 
W e i  k h a r t : Trotzdem, Herr Kollege Peter, sind 
wir so vermessen 1 - Ruf bei der S PÖ : Sie 
haben keine Ahnung I) Schreien Sie nicht da­
zwischen, daß ich keine Ahnung habe, sondern 
treten Sie den Gegenbeweis an ! (Ruf bei der 
S pO : Sie schreien ja auch dauernd ! 
Abg. P ö l z : Die deutsche Industrie hat zwanzig­
mal soviel bekommen als die verstaatlichte 
Industrie ! Das deutsche W irlschaftswunder 
ist auch ein amerikanisches Geschenk, Herr 
Pete'/' I) Habe ich etwa das Gegenteil behaup­
tet ? (Abg. P ö lz :  Die Privatinitiative der 
Deutschen beruht also auf amerikanischen Ge­
schenken, und das Wunder auch !) Und auf 
ihrer eigenen Leistung - genauso wie unser 
Wirtschaftsaufstieg auf der Leistung der öster· 
reichischen Arbeitnehmer aller politischen Ge­
sinnungen beruht. (Ironische Heiterkeit bei 
der SpO. - Zwischenruf des Abg. Dr. Kleiner.) 
Natürlich ! Aber es heißt weit übers Ziel zu 
schießen, wenn man von der sozialistischen 
Fraktion die Frage aufwirft : Wo waren die 
Privatwirtschaftstreibenden im Jahre 1946 ? 
Die waren genauso auf ihrem Platz wie die 
Arbeitnehmer der verstaatlichten Industrie. 
(Ruf bei der SPÖ : Warum haben sie sie nicht 
übernommen ? - Abg. Dr. Kleiner: Das hat 
ja auch niemand geleugnet, Herr Peter ! Was 
ereifern Sie sich denn ? - Abg. Ozette l :  
Laßt ihn, er muß es  ja wissen !) Herr Abge­
ordneter Dr. Kleiner, ich habe bis jetzt lediglich 
Tatsachen festgestellt, die von Ihrer Seite 
bis zur Stunde nicht widerlegt worden sind. ( Abg. 
Kleiner: Die auch niemand von uns geleugnet 
hat I) Es steht Ihnen frei , den Gegenbeweis zu 
führen. (Abg. Pölz :  Herr Peter 1 Nach 
Göring konnte nur das österreichische Volk 
kommen 1 Wer sollte denn die Hermann Gäring­
Werke haben ? - Abg. Zeillinger: Gehen Sie 
nicht auf den Ozettel los !) Wer nach Hermann 
Göring kommt ? Darüber zu befinden, ist 
nicht meine Angelegenheit. (Abg. Ing. Kunst : 
Herr Abgeordneter Peter 1 Sind Sie als Oster­
reicher nicht stolz, daß die österreichische Metall· 
industrie die Vollbeschäftigung hat, während in 
Deutschland draußen die Industrie seit vielen M 0-
naten kurzarbeitet ?) Herr Abgeordneter Kunst ! 
Als Angehöriger dieses Hohen Hauses bin ich 
stolz darauf, daß wir heute in Österreich über 
eine Vollbeschäftigung verfügen . Ebenso stolz 
bin ich darauf, daß wir die wirtschaftliche An­
spannung in der verstaatlichten Industrie 

dank aller Beschäftigten so bewältigen konnten, 
daß personelle Einschränkungen bis zur Stunde 
vermieden werden konnten. Tun Sie doch 
nicht so, als ob nicht ernsthafteste Sorgen 
bezüglich der Wirtschaftslage der verstaat­
lichten Industrie Österreichs vorhanden wären ! 

Aber folgen wir Ihrer Terminologie, meine 
Herren von der Linken. Dann heißt Ihre 
Sprachregelung, daß die verstaatlichte Indu. 
strie im Eigentum des gesamten Volkes steht, 
daß diese verstaatlichte Industrie mit ihrer 
Führung dem Volksganzen und der Gesamt. 
wirtschaft des Staates zu dienen hat. (Abg. 
Steininger: Tut sie auch I) Es ist nicht die 
Schuld der Beschäftigten, daß die verstaatlich· 
ten Unternehmungen, meine Damen und 
Herren der sozialistischen Fraktion, teilweise 
eher unzulänglich, denn befriedigend geführt 
worden sind. (Zwischenruf des Abg. Doktor 
Kleiner.) 

Werfen wir die Frage auf : Wie sind die 
verstaatlichten Betriebe ihrer Aufgabe gegen­
über dem Staat auf Grund unzulänglicher 
Führung nachgekommen 1 Oftmals wesentlich 
schlechter als ein Privatwirtschaftstreibender 
gegenü ber seinen Gesellschaftern. Hiefür ist 
die verpolitisierte Führung und nicht der 
Arbeitnehmer verantwortlich. (Abg. Seka­
nina: Das ist doch eine Verdrehung der Tat­
sachen, Herr Abgeordneter I) Herr Sekanina ! 
Nehmen Sie die Dividenden der verstaatlichten 
Industrie, prüfen Sie, was die verstaatlichte 
Industrie auf Grund ihrer unzulänglichen 
Führung dem Staat an Gewinnen gegeben hat 
( A bg. 0 z e t t e l : 6 Prozent des Grundkapitals !) , 
dann haben Sie darauf eine sachliche und aus­
reichende Antwort. (Abg. Scheibengraf: Das 
kann man nicht so einfach abtun, w'ie Sie es 
machen ! - Zwischenrufe .) 

Meine Damen und Herren ! Die verstaat­
lichte Industrie ist das Opfer Ihres schwarzen 
und roten parteipolitischen Machtkampfes der 
letzten 20 Jahre ! (Abg. Weikhart : Und 
Ihnen ein Dorn im Auge !) Machen wir uns 
doch nichts vor. Wie die Führungsverhält­
nisse der verstaatlichten Industrie tatsächlich 
aussehen, ist jederzeit feststellbar. Die pro­
porzmäßig zusammengesetzten Vierer. Vor· 
stände funktionieren oft nicht. Ein Vorstands· 
mitglied kapseit sich vom anderen Vorstands. 
mitglied ab und versucht, seinen Vorstands· 
bereich möglichst autark zu machen. (Abg. 
Dr. Kleiner: Sie reden von etwas, wovon 
Sie keine Ahnung haben I) Daraus entsteht 
eine Hortung von Arbeitskräften in den 
einzelnen Vorstands bereichen, was am Beispiel 
VÖEST, Herr Abgeordneter Dr. Kleiner, 
j ederzeit nachweisbar ist. (Abg. Dr. Kleiner: 
Da gehen wir hin und schauen uns das an !) 
Der Vorstand funktioniert oftmals deswegen 

-
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nicht, weil der Herr Generaldirektor nicht 
selten andere Intentionen hat als das von der 
gleichen Partei gestellte zweite Vorstandsmit­
glied und weil darüber hinaus die Vorstands­
mitglieder versuchen, ihre eigene General­
direktion auf Kosten des Gesamtunternehmens 
zu errichten. (Abg . Dl'. Kleiner: Das ist 
eine schamlose Verdrehung !) Das ist gar keine 
schamlose Verdrehung, das ist die Feststellung 
von Tatsachen, Herr Abgeordneter Dr. Kleiner ! 
(Abg. Ozette l :  Lauter Schlagworte ! - Weitere 
Zwischenrufe. Der Präsident gibt das 
Glockenzeichen. - Abg. Ing. Kunst:  Herr 
Abgem'dneter Peter, was sagen Sie denn zu dem 
Fall H aselgruber ? Das ist ein privater Betrieb I) 
Herr Abgeordneter Kunst ! Ich war der 
Meinung, daß heute das Thema Verstaatlichte 
Industrie und nicht die Korruptionsfälle der 
Österreichischen Volkspartei zur Diskussion 
stehen ! (Abg.  Ing. Kunst : Das ist ein Privat­
betrieb 1 - Abg. Kern: "Reden wir von was 
anderem I") Es hieße, Herr Abgeordneter 
Kunst, das Kind mit dem Bad ausgießen, 
wenn man wegen des Falles Haselgruber die 
gesamte Privatwirtschaft Österreichs ver­
dammen wollte. (Abg. Kern: Sehr richtig ! -
Abg. Rosa Jochmann : Das tut ja niemand !) 
Auch die Korruptionsfälle teilen sich in Öster­
reich proporz mäßig auf Schwarz und Rot auf. 
(Abg. Dr. Hertha Firnberg: Nein, nein ! -
Abg. Weikhart : Dagegen verwahren wir un.s, 
Herr Kollege 1 Das beweisen Sie uns 1 Das ist 
eine demagogische Frage von Ihnen ! Sehr 
unsachlich sind Sie ! - Abg. Ozette l :  Einen 
"Korr'uptionsproporz" hat es in Österreich noch 
nicht gegeben I) Herr Abgeordneter Czettel ! 
Ich gehe keinen Schritt zurück, nehmen Sie 
das zur Kenntnis ! (Abg. W e i k h a r t :  Sie 
sind und bleiben ein Feind der verstaatlichten 
Unternehmungen I) Herr Abgeordneter Weik­
hart, ich weise diese Feststellung zurück ! 
(Abg. W e i khar t :  Ihr ganzes Reden war danach 
bisher I) Herr Abgeordneter Weikhart ! Ich 
verwahre mich gegen diesen Vorwurf (Abg. 
W e i khar t :  Ich wiederhole diesen i) Ich bin 
kein Feind der verstaatlichten Industrie. (Abg. 
W e i k h ar t :  Das haben Sie jetzt bewiesen !) 
Zum Unterschied von Ihnen bin ich aber auch 
kein Freund der verstaatlichten Industrie. (Abg. 
W e i k hart : 1 Aha 1 Das geben Sie jetzt selber zu !) 
Diese Auffassung schmälert keinesfalls meine 
Achtung vor den Beschäftigten in den ver­
staatlichten Unternehmungen. - Selbstver­
ständlich gebe ich das zu, weil ich mich zur 
sozialen Marktwirtschaft bekenne, zum Unter­
schied von Ihrer kollektivistischen Wirtschafts­
auffassung. (Abg. Anna Czerny :  Vielleicht 
zum Dr. Reichmann I) Doktor Reichmann 
gehört nicht meiner Partei, sondern der Öster­
reichischen Volkspartei an ! Den Dr. Reich­
mann soll die Österreichische Volkspartei ver-

teidigen ! (Abg. Anna Ozerny :  Privatinitia­
tive I) Glauben Sie ja nicht, daß bei den 
Kreditvergebungen an den Herrn Reichmann 
nicht auch Kreise Ihrer sozialistischen Rich­
tung beteiligt gewesen sind. (Abg. W e i k har t : 
Schon wieder ! - Abg. Lukas : Sie gebrauchen 
starke Worte, ohne zu denken I) Sie machen 
doch alles für alles verantwortlich ! (Abg. 
Oz e t t e l: Schlagworte und Phrasen stundenlang 1 
- Abg. W e i k h ar t :  Sie vermeiden doch nichts 1 
Schlagworte haben Sie, sonst nichts I) 

Präsident (wiederholt das Glockenzeichen 
gebend) : Vielleicht lassen wir wieder den 
Redner zu Wort kommen ! (Abg. Oze t t e l: 
Nichts Konkretes , nur Verdächtigungen und 
Schlagworte; das muß man doch einmal sagen I) 

Abgeordneter Peter (fortsetzend) : Der nächste 
Rechnungshofbericht wird unter Beweis stellen, 
daß meine Behauptungen richtig sind. Die 
Führungsunzulänglichkeiten der verstaatlich­
ten Industrie, Herr Weikhart, sind in den 
letzten 20 Jahren Legion geworden. (Abg. 
W e i k h art: Von den Le1:stungen der verstaat­
lichten Industrie reden Sie überhaupt nicht ! 
- Abg. M arwan - Schlosser: Herr Abge­
ordneter Weikhart, Sie können noch mehr 
schreien I) 

Für die Leistungen der verstaatlichten 
Industrie sind nicht in erster Linie Ihre 
proporz mäßigen Vorstände verantwortlich, son­
dern die Beschäftigten, vom Arbeiter bis zum 
Ingenieur aller weltanschaulichen und poli­
tischen Lager Österreichs. Und daß diese 
Beschäftigten, soweit sie nicht Ihrer roten 
Couleur angehören, in der verstaatlichten 
Industrie einen außerordentlich schweren Stand 
haben, steht außer Zweifel. (Abg. Oze t t e l: 
Beweisen Sie das erst I) Das läßt sich jederzeit 
nachweisen. Hat es in der verstaatlichten 
Industrie unter Ihrer roten Führung nie 
einen parteipolitischen Druck gegeben, Herr 
Abgeordneter Czettel ? (Abg. Oz e t te l: Beweisen 
Sie es, und nicht nur verdächtigen I) Gehen Sie 
in die VÖEST, gehen Sie in die Alpine, gehen 
Sie in die anderen Betriebe, dann finden Sie 
genug Beweise. (Abg. Cze t t e l : Sie verdächtigen 
nur I) Nennen Sie mir einen parteiungebun­
denen Fachmann der verstaatlichten Industrie 
Österreichs, der es zum Vorstandsmitglied 
gebracht hat. (Abg. Probs t: Der könnte 
Ö VP-Redner sein I) Es gibt nur parteipolitisch 
organisierte Vorstandsdirektoren in der ver­
staatlichten Industrie, aber keinen einzigen 
parteiungebundenen Fachmann. (Abg. Dr. van 
Tonge l: Es gibt zwei Fraktionen dieser Herr­
schaften, eine schwarze und eine rote 1 Ist das 
keine Verpolitisierung ? - Abg. Cze t t e l: Es 
ist keine Schande, in Osterreich ein Roter zu 
sein ! - Abg. W e ik hart: Warum soll nicht 
ein Fachmann auch eine politische tJberzeugung 

11. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 13 von 126

www.parlament.gv.at



670 Nationalrat XI. GP. - 1 1 .  Sitzlmg - 1 6. Juni 1966 

Peter 

haben ?) Die soll er haben, Herr Abgeordneter 
Weikhart. Abm' es soll auch ein Fachm:1nn, 
wenn er es ablehnt, sich dieser oder jener 
Partei anzuschließen, die Möglichkeit haben, 
seine Kenntnisse und Fähigkeiten in einer 
Vorstandsfunktion der verstaatlichten Indu­
strie zum Wohle Österreichs auszuüben t (Abg. 
K l e i ner: Warum tun sie das nicht ?) Das ist 
bis zum heutigen Tag nicht möglich, Herr 
Kleiner ! (Abg. Gz e t te l :  Kommen Sie zu uns 
arbeiten !) Nennen Sie mir einen partei­
ungebundenen Fachmann, der in einem Vor­
standsbereich der verstaatlichten Industrie 
Österreichs sitzt, Herr Abgeordneter Czettel, 
dann bin ich gern bereit, meinen Irrtum 
einzubekennen. (Abg. G z e t t e l: Aber ich kenne 
gute Fachleute ! Daß sie Sozialisten sind, ist 
ihre persönliche Angelegenheit !) Das habe ich 
j a  nicht bestritten ! Ich habe ja vorbehaltlos 
das Recht anerkannt, daß ein Fachmann eine 
parteipolitische, weltanschauliche und poli­
tische Überzeugung haben kann und soll. 
( Abg. C z e t t e l: Verdächtigen ! Dann sagen Sie 
laut, wer kein Fachmann ist !) Ich verdächtige 
niemanden, sondern stelle abschließend fest, 
daß es bis zum heutigen Tag kein partei­
ungebundener Fachmann in Österreich zu 
einem Vorstandssitz in der verstaatlichten 
Industrie gebracht hat. (Abg. C z e t t e l: Wieso 
wissen Sie das ?) Erbringen Sie den Gegen­
beweis ! (Abg. C z e t t e l: Schnüffeln Sie nach, 
wer bei der Partei ist ?) Ich bin j a  nicht Innen­
minister gewesen ! (Abg. C z e t t e l: Nein, Gott 
sei Dank ! - Heiterkeit.) Im übrigen sind Sie 
es jetzt auch nicht mehr. 

Es geht um die Klärung der Frage, wie 
die Regierungspartei beabsichtigt, marktwirt­
schaftlichen Prinzipien in der verstaatlichten 
Industrie zum Durchbruch zu verhelfen. Wir 
haben an Hand des neuen Kompetenzgesetzes 
erlebt, daß der Proporz de jure beseitigt ist, 
de facto besteht er nach wie vor in der ver­
staatlichten Industrie . Sosehr die Österrei­
chische V olkspartei in anderen Gesetzes be­
reichen initiativ ist, so schleppend hat sie 
bis zur Stunde die Probleme der verstaat­
lichten Industrie behandelt. Es ist geradezu 
ein Qualitätsbeweis für die Güte der Arbeit­
nehmerschaft der verstaatlichten Industrie, 
daß trotz dieser unerträglichen parteipoli­
tischen Voraussetzungen in den letzten 
20 Jahren derartig beachtliche Leistungen in 
diesem Wirtschaftszweig erbracht werden 
konnten. 

Die Lösung des Verstaatlichtenkomplexes 
ist dringend. Die Regierungspartei muß daher 
verhalten werden, die notwendigen Entschei­
dungen so rasch wie möglich herbeizuführen. 

Wir Freiheitlichen sind der Überzeugung, 
daß die Neuordnung der verstaatlichten In-

dustrie nach den Grundsätzen des Aktien­
rechtes, nach marktwirtschaft,lichen Erkennt­
nissen durchgeführt werden muß und daß 
die verstaatlichten Betriebe künftig keine 
Parteidomäne mehr darstellen dürfen. Die 
FührungsOl'gane müssen in eigener Verant­
wortung und frei von jedem parteipolitischen 
Diktat zum '\Vohle ihrer Unternehmungen 
entscheiden können. Die zu schaffende 
Führungsform muß auf die Eigentümerfunk­
tion beschränkt werden. Dem Führungsorgan 
stehen keine Eingriffe in den Wirkungskreis 
einzelner selbständiger j uristischer Personen zu. 
Die Organe der Unternehmungen sollen in 
personeller Hinsicht möglichst aus den eigenen 
Betrieben ergänzt werden. Entscheidend darf 
nur die fachliche Eignung und nicht das 
Parteibuch sein. Die ordnungsgemäß be­
stellten Organe der einzelnen Gesellschaften 
müssen frei entscheiden können, wobei sie 
aber auch die volle Verantwortung für Erfolg 
und Mißerfolg wie auch die Art ihrer Geschäfts­
führung vor der Generalversammlung zu über­
nehmen haben. Es ist untragbar, daß staatliche 
Führungsorgane in den laufenden Betrieb 
eingreifen. 

Die Personalpolitik ist künftig auf die 
Erfordernisse und Notwendigkeiten des Unter­
nehmens und nicht nach Parteiaufträgen 
auszurichten. Die Hortung überflüssiger 
Arbeitskräfte, von der ja der Finanzminister 
in seiner Budgetrede gesprochen hat, ist ein 
Ergebnis der parteitaktischen Personalpolitik. 
Sie ist vom kaufmännischen und wirtschaft­
lichen Standpunkt nicht zu verantworten. 
Die parteiegoistisch ausgerichtete Personal­
politik der verstaatlichten Unternehmungen 
hat zu einer teilweisen negativen Auslese 
geführt, wie sie uns auch im Bereich des 
öffentlichen Dienstes begegnet. Weitgehend 
vorhandene Schablonenentlohnung ist in 
diesem Wirtschaftsbereich durch den Leistungs­
lohn zu ersetzen. 

In verschiedenen Vorstandsrundschreiben 
\yurde immer wieder darüber geklagt, daß das 
Betriebsklima in den verstaatlichten Unterneh­
mungef.l verbessert werden müsse. Hier kommt 
es in erster Linie auf die Unterbindung des 
Parteieneinflusses an, damit innerbetriebliche 
Personalangelegenheiten nur nach fachlichen 
Gesichtspunkten entschieden werden. 

Es muß aber endlich auch eine klare Ent­
scheidung zwischen jenen Unternehmungen 
getroffen werden, die wirtschaftlich gesund 
und leistungsfähig sind, und jenen lebens­
unfähigen Betrieben, die seit Jahren nur 
aus Gründen der Parteiräson mitgeschleppt 
werden. Wo diese wirtschaftliche Lebens­
fähigkeit nicht gegeben ist, ist von elen zu­
ständigen Instanzen zu prüfen, ob eine Sanie-

-
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rung gerechtfertigt und möglich ist. \Venn I zu trennen . .  Man würde aber gegen die Wachs­
nicht, ist die Auflösung dieser Betriebe kon- tumsförderung verstoßen, wÜ'.'de man den 
sequent ins Auge zu fassen und durchzufühl 'cn . ve r f'ta,atlichten Unternehmungen aus partci­
In einer Zeit der Vollbeschäftigung mu ß es egoi stischen Gründen Lasten auferlegen, die 
bei Vorhanden sein eines brauchbaren Vvirt- nach dem Grundsatz der Wil'tschi1ftJichkeit 
schaftswachstumskonzeptes möglich sein, die nicht verantwortet werden können. Daß die 
freiwerdenden Beschäftigten auf andere Ar- Muttergesellschaften heute nach wie vor eine 
beitsplätze überzuführen. Zwecklos, ja un- Reihe unrentabler Töchter m itschleppen müs­
verantwortlich ist es, die Nichtlebensfähigkeit sen, ist gesamtwirtschaftlich von niemandem 
einiger verstaatlichter Unternehmungen Jahre zu verantworten. Für diese Versäumnisse 
hindurch zu vertuschen, wie das geschehen ist, trägt die abgetretene schwarz-rote Koalition 
da die Lasten von der Muttergesellschaft oder die alleinige Verantwortung. (Beifall bei der 
vom gesamten Volk getragen werden müssen. F PÖ.) 
(Abg. Rosa J o chmann: Es sind eben Arbeiter 
und Angestellte !) Sehr wohl , Frau Abgeordnete 
Jochmann ! Es handelt sich um das Schicksal 
von Menschen, von Arbeitern und Angestellten. 
Das enthebt die Verantwortlichen nicht der 
Sorge und Notwendigkeit, eine wirtschafts­
strukturelle Um gliederung vorzunehmen, für 
die eine aktive Arbeitsmarktpolitjk die erste 
und entscheidende Voraussetzung ist . 

Ebenso sind auch von den Verantwortlichen 
zeitgerecht - ich fürchte, daß vieles versäumt 
wurde - Vorkehrungen zur beruflichen Um­
schulung und vor allem zur Lösung des 
Wohnungsproblems zu treffen. 

Die Reform der verstaatlichten Induskie 
Österreichs wird den Weg von der Koordi­
nation zur Konzentration gehen müssen, sollen 
diese Unternehmungen ihre Konkurrenzfähig­
keit auf dem Weltmarkt erhalten. Eine wirksame 
Form der Konzentration mit großem Ratio­
nalisierungseffekt unter Einschluß der Ko­
ordination sehen Fachkreise in der Ver­
schmelzung branchengleicher oder branchen­
ähnlicher verstaatlichter Betriebe, wie etwa 
VÖEST und Alpine Montangesellschaft oder 
Schoeller, Böhler und Styria oder die Zu­
sammenfassung aller Kohlenbergbaubetriebe. 
Es würde die freiheitliche Fraktion außer­
ordentlich interessieren, welche Auffassung 
die Regierungspartei zu dieser Meinung der 
Fachkreise hat, und ob sie entschlossen ist, 
im ÖVP-Verstaatlichungskonzept dieser Idee 
zu entsprechen. Vor einer Koordinierung durch 
Schaffung von Personalunionen in den Vor­
ständen branchengleicher verstaatlichter Be­
triebe möchten wir Freiheitlichen eindringlich 
warnen. Die Neuordnung der verstaatlichten 
Unternehmungen muß auf gesellschaftsrecht­
licher Basis erfolgen. Sie darf nicht wie in 
der Vergangenheit in Halbheiten stecken­
bleiben und nach jedem 'Vahltag von neuem 
dem Wechselspiel der politischen Kräfte aus­
geliefert werden. 

Die Lösung der Wachstums frage - ich 
durfte das eingangs bereits feststellen -
ist in Österreich von einer leistungsfähigen 
yerf';taatlichten Industrie heute nicht mehr 

Präsident : Als nächster Redner zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Probst. 
Ich erteile es ihm . 

Abgeordneter Probst (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Ich möchte mich mit einigen Fragen der 
Verkehrspolitik beschäftigen. Sie ist nach 
unserer Ansicht und nach allgemeiner Über­
zeugung ein wichtiges Kernstück der Wirt­
schaftspolitik, ja sie ist geradezu ein wesent­
licher Teilbereich. 

Es ist unsere Auffassung, daß eine moderne, 
arbeitsteilige Wirtschaft vor allem entsprechen­
de Transportmittel für den Güteraustausch und 
für den Personenverkehr, aber auch moderne 
Nachrichtenmittel dringend benötigt. Das 
Ziel einer Verkehrspolitik muß sein, den 
Benützern der Verkehrsmittel möglichst billige, 
leistungsfähige, schnelle, regelmäßige und 
sichere Transportmöglichkeiten zu bieten. 

Eine solcherart orientierte Verkehrspolitik 
zwingt aber zu einer Koordinierung der ein­
zelnen Verkehrsträger. Diese Koordinierung 
soll aber auch Gewähr leisten, daß jedes Ver­
kehrsmittel mit geringstem Aufwand das 
wirtschaftliche Leben organisieren helfen soll. 
Jedes Verkehrsmittel sollte lediglich jene 
Transporte durchführen oder übernehmen, 
wozu es sowohl technisch als auch finanziell 
am besten geeignet ist. Diesen wahrschein­
lichen Idealzustand in der Verkehrspolitik 
wird man weder allein durch den "freien, 
ungeregelten Wettbewerb" erreichen, wie ihn 
manche wirtschaftliche Organisationen und 
Interessenverbände fordern, noch durch die 
sogenannte "totale staatliche Alleinlenkung" , 
für die wir Sozialisten niemals eingetreten 
sind. 

Bei uns in Österreich wird aber diese Proble­
matik, von der ich jetzt gesprochen habe, 
zusätzlich noch dadurch erschwert, daß im 
Gegensatz zu fast allen anderen europäischen 
Ländern die Verkehrssparten, die es gibt, 
leider nicht allein in den Kompetenzbereich 
eines Ministeriums fallen. Nur Österreich 
leistet sich den Luxus aufgespaltener Verkehrs­
kompetenzen. Der von der ÖVP und auch 
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von anderen so bekämpfte Proporz hat nach 
1945 zwei Ministerien mit dem Verkehrswesen 
befassen lassen. Aber an Stelle dieses so oft 
bekämpften Zweiparteienproporzes ist nun ein 
anderer Proporz getreten, nämlich, wie wir 
schon festgestellt haben, der Drei-Bünde­
Proporz der ÖVP. Sie, meine Damen und 
Herren von der ÖVP, hätten es mit Ihrer 
Mehrheit im Hause in der Hand gehabt, ein 
geschlossen gebildetes Verkehrsministerium zu 
schaffen. Sie haben es nicht getan. Auf der 
Europäischen Verkehrsministerkonferenz 
das weiß ja der gegenwärtige Verkehrs­
minister - hatte Österreich bisher zwei 
Minister. Jetzt werden es sogar drei sein, 
eine Rarität in der europäischen Verkehrs­
politik. Ja sogar in der Verkehrspresse, die 
Ihnen nahesteht, ist das Unverständnis über 
die neuerliche weitergehende Trennung der 
Verkehrsfragen in mehrere Ministerien zu 
lesen. Anscheinend ist ein solcher ministerieller 
Hut, unter den alle Verkehrskompetenzen zu 
bringen gewesen wären, für einen ÖVP-Bund 
zu groß gewesen. 

Ich glaube, wir alle sind uns klar darüber : 
Das Rückgrat des Verkehrs ist die Eisenbahn. 
Ein leistungsfähiges, finanziell fundiertes und 
kommerziell bewegliches Eisenbahnsystem in 
Österreich i st gerade in der heutigen Zeit, in der 
sich Großwirtschaftsräume bilden, für die 
gesamte Volkswirtschaft wichtig. 

Hohes Haus ! Man darf nicht übersehen, 
daß in den Nachbarstaaten Österreichs, aber 
auch im europäischen Wirtschaftsraum, was 
die Verkehrspolitik und das Verkehrswe�en 
betrifft, großzügig geplant und investiert wird, 
jedenfalls großzügiger als bei uns in Österreich. 
Auch vollzieht sich dort eine technische und 
eine wirtschaftliche Entwicklung, an die wir 
den Anschluß nicht versäumen dürfen. 

Welche Konsequenzen ergeben sich für uns ? 
Es sei festgestellt, daß auf dem Gebiet des 
Verkehrswesens die Integration schon be­
gonnen hat. Sie ist in Österreich viel weiter 
gediehen als im übrigen Europa, als in so 
manchen anderen Wirtschaftszweigen, und ich 
darf wohl hier aussprechen, daß das von 
den Sozialisten seit 1945 geführte Verkehrs­
ministerium in den letzten 20 Jahren wesentlich 
dazu beigetragen hat. 

Es würde uns sehr interessieren, welche 
konkrete Haltung der j etzige Verkehrsminister 
beispielsweise in der Frage des Diskriminie­
rungsverbotes einnimmt, in der Frage der 
Gleichstellung bei den Wettbewerbsverhält­
nissen, wer die Kosten für höhere Tarife 
tragen wird, wenn es keine Unterstützungs­
tarife mehr geben wird, wenn einmal der 
Vertrag von Rom, also der EWG-Vertrag, 
für uns ge1t.en sollte. Wird der Herr Finanz-

minister in seinem Budget dafür aufkommen, 
oder werden die Verkehrsträger, in diesem Fall 
beispielsweise die Österreichischen Bundes­
bahnen, oder die Verkehrskunden die ungleich 
höheren Tarife zahlen müssen, wenn eine 
finanzielle Entlastung durch den Finanz­
minister auf dem Verkehrssektor nicht erfolgt ? 
Vielleicht, Herr Verkehrsminister , ist die 
Frage gegenwärtig zu früh gestellt. Ich gebe 
es zu , aber sie hat bereits in der Koalitions­
regierung in den letzten drei Jahren eine sehr 
wichtige Rolle gespielt. Früher hat man sich 
bei ungenügenden Antworten auf die Koalition 
berufen können, weil die Antwort unentschieden 
war, aber jetzt können Sie sich auf die Koali­
tion und auf den Verkehrsminister nicht mehr 
ausreden. 

Ich habe noch eine weitere Frage zu stellen, 
Herr Verkehrsminister. Werden Sie sich in 
der Europäischen Verkehrsministerkonferenz 
für eine gemeinsame und damit gebundene 
Verkehrspolitik aussprechen ? Werden Sie 
für sie eintreten, wie sie die EWG-Kommission 
in einer Denkschrift bereits niedergelegt hat ? 

Herr Verkehrsminister, Sie kennen aus 
Ihrer Tätigkeit in Straßburg einigermaßen 
die Verkehrsprobleme der EWG und anderer 
Staaten. Sie wissen, daß die Europaversamm­
lung am 29. September des vergangenen Jahres 
beispielsweise zur Frage der Finanzlage der 
europäischen Eisenbahnen feststellte, daß sie 
sich der Schwierigkeit der Aufstellung einer 
angemessenen Verrechnung auf dem Gebiete 
des Eisenbahnverkehrs voll bewußt ist. Ich 
darf hier erklären, daß diese Schwierigkeit vor 
allem darin besteht, daß für alle Eisenbahnen 
die kommerzielle Tätigkeit und die Ver­
pflichtungen des öffentlichen Dienstes eng 
miteinander verknüpft sind. 

In Straßburg - das wissen Sie - bedauerte 
man es, daß bisher nur acht Staaten die soge­
nannte Kontennormalisierung durchgeführt 
haben, als eine unerläßliche - auch für uns -
Vorstufe für eine rationelle Verkehrspolitik. 
Österreich ist selbstverständlich nicht unter 
den acht Staaten. Dieser Resolution, von der 
ich gesprochen habe, hat auch die österreichi­
sche Delegation im Europarat zugestimmt, und 
ich glaube sogar, Herr Verkehrsminister, Sie 
waren auch dabei und haben ihr zugestimmt. 
Aber in Österreich selbst sind Sie nicht so 
vehement für den Abbau der fremden Lasten, 
für die Normalisierung der Betriebsgebarung 
eingetreten, als dies eine dauernde - und noch 
immer bestehende - Forderung der bisherigen 
sozialistischen Verkehrsminister war. Das 
Finanzministerium war ganz einfach nicht 
bereit, darüber ernsthafte Verhandlungen zu 
führen. Jetzt, meine Herren von der Regie­
rung, haben Sie es leichter, denn jetzt können 
Sie sich ja unter sich in dieser Frage einigen 

-
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und brauchen sich nicht mehr auf sozialistische Kummer sein !) - In der Zusammenfassung 
Verkehrs minister auszureden. heißt es : 

Aber, Herr Verkehrsminister , worauf werden 
Sie sich einigen ? So frage ich. Ich darf er­
wähnen, daß die österreichische Bundes­
regierung bereits vor Jahren grundsätzlich 
die internationalen Empfehlungen auf Konten­
normalisierung, also auf Befreiung von Lasten 
und auch die Abnahme derselben, anerkannt 
hat. Wird der Herr Verkehrsminister nunmehr 
die ÖVP-Bundesregierung daran erinnern, daß 
eine solche grundsätzliche Anerkennung durch 
die Regierung besteht ? (Abg. Dr. Gorbach: 
Fragen Sie etwas Leichteres !) 

Ich möchte jetzt auf etwas Persönliches 
hinweisen. Im "Volksblatt", meine Herren 
von der ÖVP, vom 1 1 .  Mai konnte man lesen, 
daß ein "frischer Wind in der Elisabeth­
straße" weht. Dabei begeht das "Volksblatt" 
eine sehr grobe Geschmacklosigkeit. Aber man 
darf sich bei Ihnen eigentlich nicht mehr 
wundern, und diese Geschmacklosigkeit reiht 
sich würdig an andere (Abg. Dr. Weißmann : 
Zum Beispiel an die von Herrn Pölz gestern 
abend !) , die im Wahlkampf und nachher 
begangen wurden. Das "Volksblatt" schreibt 
nämlich von sozialistischen Verkehrsministern, 
die "wie die ,Reichsverkehrsminister' der 
Nazizeit als Betrie bsführer fungierten" . Es 
steht da schwarz auf weiß : "Während die 
sozialistischen Verkehrsminister wie die ,Reichs­
verkehrsminister' der Nazizeit als Betriebs­
führer fungierten, sollen die Bundesbahnen 
jetzt ein selbständiger Wirtschaftskörper und 
eine eigene Rechtspersönlichkeit werden. "  Das 
ist Ihr Ton, Sozialisten mit Leuten zu ver­
gleichen, die in der Nazizeit eine führende 
Rolle gespielt haben. Das ist Ihr Ton, den 
Sie nach dem 1 9 .  April über die gemeinsame 
Arbeit finden. 

Sie sprechen im selben Artikel von Vor­
schlägen, die Sie vor dem 6. März zur ÖBB­
Sanierung vorgelegt haben. Ich möchte kurz 
darauf eingehen. 

In einer Studie der sogenannten Sozial­
wissenschaftlichen Arbeitsgemeinschaft unter 
der Führung des ÖVP-Abgeordneten Dr. Kum­
mer, der leider nicht hier ist, wird über die 
Sanierung der Österreichischen Bundesbahnen 
geschrieben und eine Zusammenfassung ge­
geben. Ich möchte gleich sagen, daß ich diese 
Zusammenfassung durchaus begrüße. (Abg. 
Glaser:  Da ist Ihnen ein Irrtum unterlaufen, 
der Abgeordnete Dr . Kummer ist nicht der 
Leiter der Sozialwissenschaftlichen Arbeits­
gemeinschaft, sondern der Leiter der Arbeits­
gemeinschaft für Sozialpolitik und Sozialreform !) 
- Ich nehme das gerne zur Kenntnis, aber ich 
weiß,  daß der Herr Abgeordnete Kummer 
dabei ist. (Abg. Dr. Gorbach : Er soll euer 

"Die seit 1945 immer wieder geforderte 
Bildung eines selbständigen Wirtschaftskörpers 
,ÖBB' hätte eine Reihe rechtlicher, wirtschaft­
licher und betrieblicher Maßnahmen zur Vor­
aussetzung. Die wichtigsten wirtschaftlichen 
und betrieblichen Maßnahmen wären : 

Laufende Abgeltung der betriebsfremden 
beziehungsweise gemeinschaftlichen Belastun­
gen." - Das unterstützen wir, wir sind da­
für .  Wir werden sehen, ob Sie dafür eintreten. 

"Die Einnahmenausfälle müßten kräftig ver­
mindert werden, 

bei den Sozialtarifen durch Einschränkung 
ihres Ausmaßes und des Kreises der Begün­
stigten sowie nach sorgfältiger Prüfung aller 
Auswirkungen durch Einstellung unrentabler 
Ne benbahnen beziehungsweise deren Umstellung 
auf Ersatzverkehr" - Herr Verkehrsminister , 
bekennen Sie sich zu dieser Forderung 1 -;  

"bei den Subventionstarifen durch einen 
möglichst weitgehenden Abbau " .  - Herr 
Verkehrsminister bekennen Sie sich dazu � 

"Auch eine Lockerung der Betriebs-, Beför­
derungs- und Tarifpflicht wäre erforderlich. " -
Ich möchte für meine Partei feststellen, daß 
dies auch eine alte Forderung von uns ist und 
daß wir selbstverständlich dafür eintreten 
werden. 

"Beistellung eines Startkapitals. " - Ein­
verstanden . Wieviel soll es sein 1 Und wofür 
soll dieses Startkapital gegeben werden 1 

"Sicherstellung des Erneuerungssolls, das ist 
die j ährliche Abschreibungsquote beim Anlage­
vermögen der ÖBB . "  

"Sicherstellung der Finanzierung der not­
wendigen Investitionen der ÖBB . "  - Ver­
gleichen Sie aber das Budget, das vorliegt ! 

"Reform der Personalpolitik und Personal­
wirtschaft. " - Verstehen Sie, Herr Verkehrs­
minister und die ÖVP, darunter beispielsweise 
einen Abbau des Personals � Auf diese Frage 
möchten wir eine klare Antwort haben. 

Sie sprechen hier von der "Reform der 
Tarifpolitik und Tarifwirtschaft" , und jetzt 
kommt's : 

"Unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
besteht kaum Aussicht, daß die erwähnten 
unerläßlichen Maßnahmen verwirklicht würden. 
Es ist also eine echte Sanierung der ÖBB 
politisch kaum durchsetzbar . "  - Zu dieser 
Konsequenz kommen Sie. 

Aber ich darf hier als Gegenstück darauf 
hinweisen, daß die Bundeskammer der gewerb­
lichen Wirtschaft zu diesen Vorschlägen, die 
weitgehend die Vorschläge der ÖVP sind 
- wie wir aus einem Memorandum wissen, 
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das Sie vor der Wahl herausgegeben haben -, 
eine andere Stellung einnimmt. Wir fragen 
nur : Welche Stellungnahme ist jetzt die 
richtige ? 

Herr Kollege Dr. Gorbach hat gesagt : 
Es gewinnt bei uns in der ÖVP immer "der 
Stärkere" . Wir werden ja sehen, wer bei euch 
dann der Stärkere sein wird, wenn diese 
Fragen . . . (Abg. Dr. Gorbach : Ein gutes 
Gedächtnis - von gestern auf heute !) Ich habe 
es heute sogar in der Zeitung nachgelesen. 
(Abg. Dr. Gorbach : Sehr nett ! - Abg.  Glaser: 
War es im "Expreß " ?) Nein, nicht einmal in 
der " Arbeiter-Zeitung" ! Wir wollen den 
Kollegen Gorbach nicht kompromitieren. (Abg. 
Dr. Withalm: Der Stärkere hat am 6. März 
gewonnen, Herr Kollege I) 

Hier steht in einer Stellungnahme der 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
von Mitte März 1 966 zum Memorandum 
der ÖVP über die Sanierung der Österreichi­
schen Bundesbahnen : 

"Wie immer man die rechtliche und kom­
merzielle Verfassung dieses Wirtschaftskörpers 
vorsieht, wird kaum jemals ein tatsächlicher 
kommerzieller Druck auf die Österreichischen 
Bundesbahnen ausübbar sein, weil die letzte 
kommerzielle Konsequenz, die Liquidation 
eines Betriebes, in diesem Fall undurchführbar 
ist. Wie immer man Vorstand und Verwaltungs­
rat rechtlich organisieren will, die Tatsache, 
daß die konsequente Durchführung der er­
hobenen Forderungen von den nominierten 
Persönlichkeiten abhängen wird und die Ein­
flußnahme und Aufsicht des Staates dadurch 
weitgehend ersetzt werden soll, dürfte die 
größte Problematik des gesamten Vorschlages 
sein. " 

Das ist die erste Stellungnahme, eme 
gegenteilige , zu dem, was der ÖAAB und 
der Herr Verkehrsminister anscheinend wollen. 

In einer Stellungnahme der Bundeskammer 
zu den Möglichkeiten einer Vereinfachung 
der Betriebsführung in organisatorischen Be­
langen heißt es : 

"Nur die rationelle Arbeitsweise der Betriebs­
führung untersuchen zu wollen, erscheint 
nicht sehr zweckmäßig, sondern diese Unter­
suchungen müßten sich auf den gesamten 
Betrieb beziehen. Allerdings wäre eine solche 
Untersuchung sinnlos, wird nicht von Haus 
aus festgelegt, was mit einem eventuell über­
flüssigen Personal zu geschehen hat . "  

Das ist die zweite Stellungnahme, die hier 
abgegeben wurde. 

Nun zur dritten Stellungnahme, die sich 
auf die Frage der Wirtschaftlichkeit bezieht. 
Da heißt es : 

"In grundsätzlicher Hinsicht i st festzu­
stellen, daß die Reform der ÖBB nicht aus-

schließlich nach kommerziellen Gesichtspunk­
ten betrachtet und behandelt werden dürfte. "  
- Also auf einmal schon ! - "Die Eisenbahn 
bleibt nach wie vor das wirksamste Instrument 
der staatlichen Obsorge für eine zuverlässige 
und ausreichende Deckung des allgemeinen 
Verkehrsbedürfnisses. Den Eisenbahnen 
kommt also auf jeden Fall der Charakter 
eines öffentlichen Dienstes zu" - und jetzt 
hören Sie -, "dem rein kommerzielle Belange 
unterzuordnen sind ." 

Jetzt frage ich Sie, Herr Verkehrsminister : 
Was ist bisher anderes in der Verkehrspolitik 
unter sozialistischer Führung in diesem Mini­
sterium geschehen ? Gerade dieser Gesichts­
punkt, den hier die Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft vertritt, wurde be­
rücksichtigt. 

Als Wiener Abgeordneter habe ich noch 
eine besondere Forderung, und zwar eine 
Forderung, die ich ebenfalls einer Rede des 
Herrn Verkehrsministers entnehmen kann. 
Der Herr Verkehrsminister hat auf der "Ver­
kehrswissenschaftlichen Tagung" der Öster­
reichischen Verkehrswissenschaftlichen Gesell­
schaft in Salzburg Mitte Mai folgendes 
gesagt - ich darf es zitieren - :  

"Die Verkehrsprobleme gehören zu den 
bedeutendsten derzeit in der ·Welt diskutierten 
Problemen. Auch für Österreich spielt die 
Verkehrspolitik eine ausschlaggebende Rolle. 
Mit der Lösung aller dieser Probleme sind 
aber auch große Schwierigkeiten verbunden." 
- Ich habe nie gemerkt, daß Sie das einmal 
so deutlich im Parlament gesagt haben, als 
Sie über Verkehrsprobleme gesprochen haben. 
- "Da ist zum Beispiel die Frage der Ratio­
nalisierung der Eisenbahn, über die soviel 
gesprochen wird. Durch die Elektrifizierung 
und Verdieselung wurde bereits eine weit­
gehende Rationalisierung erreicht. "  - Das 
haben Sie früher nicht anerkannt. "Wir sind 
uns dessen bewußt, daß auf diesem \Vege 
weiter fortgeschritten werden muß und daß 
auch andere Rationalisierungsmaßnahmen not­
wendig sein werden. Es sei dabei vor einem 
Optimismus gewarnt, der die Eisenbahn mit 
Industriebetrieben vergleicht, die durch Ratio­
nalisierung ihre Produkte verbilligen . "  
Darf ich annehmen, Herr Verkehrsminister, 
daß Sie sich den Standpunkt der Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft zu eigen 
gemacht haben � Oder haben Sie einen anderen 
Standpunkt � 

Ich habe noch eine zweite Frage an Sie, 
Herr Verkehrsminister. (Abg. G laser: Das 
ist schon die siebzehnte, nicht die zweite !) 
Werden Sie für das Budget des Jahres 1967 
(Abg. Dr. Pi t t e rmann: Merken Sie sich, 
Gla8er: Es gibt immer zwei Fragen - die 

-
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gegenwärtigen Budgetverhandlungen aus dieser 
Zwangsjacke zu befreien, obwohl man da sagen 
müßte, Sie. hätten zu einem ÖVP-Finanz­
minister bessere Beziehungen als ein sozia­
listischer Verkehrsminister. Früher hat man 
das nicht getan, und zwar aus Neid über 
Erfolge beim Wiederaufbau, die gemeinsam 
mit dem Personal der größten Staatsbetriebe 
erzielt werden konnten . Jetzt werden Sie ja 
Ihre Fähigkeit zeigen, ob Sie es besser machen 
werden. 

Die Ansätze im gegenwärtig vorliegenden 
Budget für das Jahr 1 966 sind jedenfalls für 
diese Betriebe und angesichts einer solchen 
Verkehrspolitik geradezu katastrophal. 

erste und die letzte ! - Abg. G las er: Das war 
sehr geistreich ! Das habe ich bisher noch nicht 
gewußt, Herr Kollege Pittermann !) weitere 
Ausbaumittel für die Wiener Schnellbahn 
verlangen und diese auch vertreten 1 (Abg. 
Dr. Pi t t e rm ann zum Abg. Glaser: Mir werden 
Sie nicht einreden, daß Sie nicht bis drei zählen 
können ! - Abg. Dr. W i t halm: Das wäre 
noch schöner, wenn er das nicht könnte !) 
Es muß Ihnen doch bekannt sein, daß noch 
in meiner Amtszeit Verhandlungen mit der 
Gemeinde Wien stattgefunden haben, um 
gemeinsam mit allen Gebietskörperschaften, 
Bund, Wien und Niederösterreich, den Aus­
bauplan der Wiener Schnellbahn festzulegen, 
und zwar einen Ausbauplan für den zeitlichen 
und für den finanziellen Aufwand. Sie selbst Herr Verk�hrsminister - ich ri

.
chte diese 

sagten in einer Stellungnahme ebenfalls auf Worte 
S

�n 
d
�Je .gesamte :undesregIe;:::

ehrs� 
der Verkehrsministerkonferenz und in dem we�� Ie Je Jetzt so ego.nne�e .. . 
Artikel im "Volksblatt" , daß eine Sonder- I pohtJk fortsetzen werden, wIrd m Os:erreICh 
fi ·  ht d 11 das Verkehrswesen verkümmern, wIrd der nanzJerung gesuc wer en so . . . , Verkehr seme FunktlOn - dIe Versorgung 

Wenn es Ihnen nicht gelingt, beispielsweise 
die jetzt in der Fertigstellung befindliche 
Trasse der Wiener Schnellbahn mit dem so 
wichtigen Verkehrsknotenpunkt Matzleins­
dorfer Platz zu Ende zu bringen, dann wird 
das Verkehrsleben Wiens und damit der nieder­
österreichischen Umgebung noch größeren Be­
lastungen ausgesetzt sein. 

Gerade auf dem Sektor des Verkehrswesens 
und der Verkehrspolitik wird es auch den 
Außenstehenden verständlich, daß Investi­
tionen, die rationalisierend wirken und zudem 
auch noch neue Einnahmen erschließen, nicht 
von starren Budgetgrundsätzen abhängig ge­
macht werden sollen. 

Ich möchte hier einen Gesichtspunkt, den 
wir immer gehabt haben, der ein Gesichtspunkt 
meiner Partei ist, kurz erklären. Wir waren 
und sind noch immer für die Herausnahme 
der Bruttobudgetierung der großen Staats­
betriebe, insbesondere Bahn und Post, aus 
dem Budget und für die Nettobudgetierung 
eingetreten. Die ÖVP hat dies bisher ver­
hindert, obwohl es vernünftig wäre. Wenn 
Sie das bestreiten, daß die ÖVP das nicht 
haben wollte, respektive auch dafür ein­
getreten ist, dann muß ich sagen, daß jeder 
Ihrer Finanzminister gerade das Gegenteil 
davon getan hat. Wir werden sehen, was 
Sie jetzt tun werden, ob Sie diesem Grundsatz 
huldigen, eine Nettobudgetierung vorzuneh­
men. Denn das Budget für lebende Betriebe 
wie Bahn und Post muß eben anders betrachtet 
werden als das Budget der reinen Hoheits­
verwaltung. 

Sie haben das Budget des Verkehrsressorts 
früher und jetzt immer in eine Zwangsjacke 
gesteckt, und es ist Ihnen, Herr Verkehrs­
minister, auch nicht gelungen, sich bei den 

mit Gütern, die Trennung von Wohnung 
und Arbeitsplatz überwinden zu helfen , die 
Bewältigung des Touristenstromes nach und 
von Österreich - nicht mehr im vollen, 
im zunehmenden und ausreichenden Maße 
erfüllen können . Weil das gegenwärtige Budget 
diese Aufgabe nicht erfüllen kann, werden 
wir dagegen stimmen. (Beifall bei der S PÖ.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Marwan-Schlosser. Ich erteile 
es ihm . 

Abgeordneter Marwan-Schlosser (ÖVP) : 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Meine Damen 
und Herren ! Gestatten Sie mir, daß ich mich 
mit einigen Problemen befasse, vor die die ver­
staatlichten Betriebe uns im allgemeinen und 
den Lebensraum von Wiener Neustadt im 
speziellen stellen. 

Ich möchte gleich zu Beginn erklären, daß 
ich die Verstaatlichte nicht verneine. Mir ist 
selbstverständlich auch bekannt, Herr Sekanina, 
daß die verstaatlichte Industrie mehr als ein 
Viertel des gesamten österreichischen Industrie­
potentials umfaßt, rund 123.000 Beschäftigte 
zählt und einen erheblichen Anteil am Brutto­
nationalprodukt und am Export aufweist. 

Wenn jedoch wiederholt, auch heute hier 
in diesem Hause, die Summe der Steuer­
leistungen aller verstaatlichten Betriebe ge­
nannt wird und man dabei großzügig auch 
die Umsatzsteuer, die Lohnsteuer und 80 
weiter dazuzählt, obwohl erstere eine Kon­
sumentensteuer und letztere eine Arbeit­
nehmersteuer ist, dann verwischt man hier 
gerne vor der Öffentlichkeit den eigentlichen 
Steuerwert der Verstaatlichten, der doch in 
der Summe der abgeführten Gewerbesteuer 
und der Dividenden interessant ist, das vor 
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allem dann, wenn man dieser Summe die 
Summe aller vom Finanzminister bereitge­
stellten Staats- und Sonderkredite und die 
der abgeschriebenen Steuergelder gegenüber­
stellt. Aber gerade darauf muß es dem Staate 
ankommen, mit anderen Worten : Die ver­
staatlichten Betriebe sollen gewinnbringend, 
dürfen aber keinesfalls defizitär sein. Sie 
müßten also nach kaufmännischen Grund­
sätzen geführt werden ; indessen hat man 
während der letzten Jahre wei tgehend partei­
politische Überlegungen wirken lassen. 

Man hat zum Beispiel jahrelang die Grün­
bacher Kohlenbergwerke mitgeschleppt, bis 
man sie sperrte . Auch Herrn Dr. Pittermann 
und der SPÖ ist nichts Besseres eingefallen. 
Seit Jahren weiß man, daß die Simmering­
Graz-Pauker statt 6.500 Beschäftigten infolge 
des zu erwartenden Auftragsstandes nur mehr 
5.000 Mann Belegschaft verkraften kann. 
Kein Wunder, wenn der von ihr erzeugte 
Güterwaggon um 30 Prozent mehr kostet 
als ein im Ausland erzeugter. ( Abg. P ö l z: 
Das stimmt ja gar nicht !) Diese Zahl wurde 
anläßlich der Behandlung der Verstaatlichten 
im Finanzausschuß offiziell genannt. (Abg. 
Pö l z: Da müssen Sie auch die Ausstattung 
und die Größe der BetTiebe vergleichen ! Nicht 
die Arbeiter verleumden !) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Es ist selbstverständlich, daß auch Herr 
Minister Probst, als er noch Minister war, 
die gleiche Antwort auf die Frage gab , um 
wieviel denn die österreichischen Waggons 
teurer sind als die im Ausland erzeugten. 
Er distanzierte sich damals mit General­
direktor Schantl von einer klaren Formu­
lierung des Prozentsatzes, aber er sagte : 
Klar, wir kaufen weiterhin in Österreich. 
Die gleiche Erklärung hat selbstverständlich 
auch der Herr Bundesminister Weiß abgegeben, 
und das ist verständlich. 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte 
jetzt - und da bitte ich doch die sozialistische 
Fraktion um ein bißehen Gehör - doch ei ne 
Gewissensfrage aufwerfen, vor die wir tag­
täglich gestellt sind. In unserem Raum 
draußen, im Wiener Neustädter Lebensraum, 
ist eine Textilfabrik. Sie beschäftigt 1 .000 Ange­
stellte . Um die Vollbeschäftigung aufrecht­
zuerhalten beziehungsweise um diese Arbeits­
plätze erhalten zu können, fordert nicht nur 
die Betriebsführung, sondern fordern selbst­
verständlich auch die Betriebsräte, daß man 
gewisse Schutz maßnahmen gegen die soge­
nannten Niedrigpreisländer , also Importe aus 
Ländern, wo man billiger produzieren kann, 
treffen möge . (Abg. Franz P i c h l e r, auf die 
Bänke der Ö V P weisend: Sagen Sie das doch 
dorthin !) Lassen Sie mich doch ein bißehen 

erläutern, denken Sie mit, wenn ich Ihnen 
etwas sage, dann können Sie nachher reden 
und sagen, was Sie darüber denken ! 

Eine andere Fabrik im Raume Wiener Neu­
stadt erzeugt keramische Artikel. Sie steht 
vor der Tatsache, daß aus Japan die gleichen 
Produkte wesentlich billiger hereinkommen 
als die bei uns erzeugten. Selbstverständlich 
fordern die Betriebsräte die Vollbeschäftigung 
und die Aufrechterhaltung ihrer Arbeitsplätze 
und damit eine Kontingentierung der Importe 
oder nach Möglichkeit die Anwendung des 
Antidumping-Gesetzes. 

Ein anderes Werk verarbeitet österreichi­
schen Stahl und steht dadurch in Konkurrenz 
mit einem Stahlbetrieb in Linz, der aber seiner­
seits als Vormaterial Rheinstahl geliefert 
erhält. Um nunmehr diesen Betrieb zu 
schützen, um also die Arbeitsplätze in diesem 
Betrieb zu erhalten, fordert man eine Art 
Verkaufsring in Österreich. Das bedeutet 
wieder, daß der Preis zum Schutz der Arbeits­
plätze gehalten werden muß. 

Meine Damen und Herren ! Ein anderer 
Betrieb steht unmittelbar - ich weiß nicht, 
ob das schon genehmigt und durchgeführt 
ist - vor der Frage, 650 Arbeiter auf Kurz­
arbeit schalten zu müssen, weil aus Hongkong 
importierte Schuhe dieser Produktionsart in  
Österreich um 12  S billiger sind. 

Meine Damen und Herren ! Die Gewissens­
frage, vor die wir Abgeordnete doch stehen, 
lautet nunmehr : Sollen wir die Vollbeschäfti­
gung dergestalt aufrechterhalten, daß wir 
ganz konservativ einfach auf dem derzeitigen 
Stand stehenbleiben und jeden Arbeiter in 
seinem Betrieb weiterhin produzieren lassen, 
daher die Waren teurer absetzen müssen, oder 
sollen wir nicht alles tun, um die Konsumen­
tenpreise einer Senkung zuzuführen � Von der 
Beantwortung dieser Frage, meine Damen 
und Herren auch von der Sozialistischen 
Partei, sind auch Sie nicht befreit. Ich kann 
Ihnen auch nicht sofort ein Rezept geben, 
wie das zu machen sei .  Es ist sicher, daß man 
nicht einfach sofort radikale Zusperrungs­
maßnahmen treffen kann. Denn wir alle wissen, 
daß mit der Vollbeschäftigung doch die Frage 
eng zusammenhängt, wieweit wir die Pen­
sionen und Renten in Österreich aufrecht­
erhalten können. Wir wissen aber auch auf 
der anderen Seite, daß der berechtigte Ruf 
nach verbilligten Konsumentenpreisen auch 
irgendwie in Rechnung gestellt werden muß. 

Und da, meine Damen und Herren, wäre es 
viel besser, wenn man nicht dauernd mit 
politischen Argumenten und Grundsätzen han­
deln würde, wenn man nicht vor allem immer 
nur gleich dem politischen Gegner, der auf dem 
Standpunkt der freien Marktwirtschaft, der 
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sozialen Marktwirtschaft steht, nur Vorhal­
tungen macht und ganz doktrinär erklärt, in 
der Verstaatlichten allein liege die Seligkeit. 

Meine Damen und Herren ! Die Frage, ob 
das Rax- Werk gesperrt ist, ist bis heute noch 
nicht geklärt. Da ich aber bereits im Finanz­
ausschuß, aber auch gestern und auch heute 
wieder namentlich apostrophiert wurde, muß 
es mir erlaubt sein, auch einige Worte zum 
Problem Rax-Werk, das mir ein Symptom 
wenigstens für einen Teil der verstaatlichten 
Industrie zu sein scheint, zu sagen. 

Ein richterlicher Spruch aus jüngster Zeit, 
der vom Einigungsamt in Wiener Neustadt 
gefällt wurde, scheint mir doch bedeutsam, 
und diesen Spruch möchte ich vor die Beur­
teilung des ganzen Rax-Werk-Problemes stel­
len. Er lautet : "Die Weiterführung des 
Rax-Werkes unter den gegebenen Umständen 
konnte der Simmering-Graz-Pauker und damit 
der verstaatlichten Wirtschaft und letzten 
Endes dem österreichischen Volk nicht zu­
gemutet werden." Meine Damen und Herren 
von der sozialistischen Fraktion, nicht ein 
Kaufmann, nicht ein ÖVPler hat dieses 
Urteil gefällt, sondern ein unabhängiger Rich­
ter ! (Abg. H o r r: Aber Ihre Direktoren haben 
es dorthin gebracht I) Ich komme darauf zu 
sprechen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Das Verhalten des allein für die verstaatlichten 
Betriebe verantwortlichen Ministers - ich 
betone das, denn man nimmt auch keinen 
Minister der ÖVP aus, wenn in seinem Ressort 
irgend etwas geschieht, wo er nicht unmittel­
bar eingreifen kann -, also das Verhalten 
des allein für die verstaatlichten Betriebe 
verantwortlichen Ministers im Falle des Rax­
Werkes war so oberflächlich, daß er selbst 
in seiner Partei zur unerwünschten Person 
wurde. 

Der Herr Kollege Sekanina meinte, an 
meine Adresse die Bemerkung richten zu 
müssen : Am Ende haben die Rax-Wel'k­
Arbeiter von Ihrer - also von meiner -
Unterstützung nicht viel gespürt. Nun, ich 
darf feststellen, daß die Rax-Werk-Arbeiter 
von Anfang an von der Sozialistischen Partei 
aus keine Unterstützung gespürt haben, vor 
allem kein konkreter, konstruktiver Vorschlag 
für die Erhaltung des Rax-Werkes von dieser 
Seite erfolgt ist. (Abg. W o d ica: Das ist voll­
kommen unrichtig . Sonst wäre es schon Jahre 
vorher gesperrt worden, M arwan, das weißt 
du ganz genau ! Hier sag8t du bewußt eine 
Unrichtigkeit ! Abg. Rosa J o chmann: 
Nicht nur eine I) Es ist halt sehr betrüblich, 
wenn man die Mängel und die Fehler eines 
anderen aufzeigt. Schauen Sie, Wodica, ich 
habe das größte Verständnis . . .  (Abg. H o rr: 

M arwan-Schl08ser ! Wer waren die zwei Direk­
toren ?) Ich komme darauf zu sprechen. 
Haben Sie doch ein bisserl Geduld, ich komme 
darauf zu sprechen ! (Präsident Dipl. - Ing. 
Waldbr'lt n n e r  übernimmt den Vorsitz .) 

Also am 19.  Dezember 1964 hat sich die 
Österreichische V olkspartei in Wien er N eu­
stadt mit der Frage des Rax-Werkes befaßt, 
und wir haben erklärt : "Die Österreichische 
Volkspartei ist nach wie vor davon überzeugt, 
daß das Rax-Werk einzig und allein nur durch 
ein gesundes Erzeugungsprogramm erhalten 
werden kann, wo bei das Besitzverhältnis von 
sekundärer Bedeutung ist. Ganz entschieden 
aber und mit aller Energie tritt die ÖVP 
Wiener Neustadt gegen jede Absicht auf, daß 
das Rax-Werk geschlossen werden soll . Die 
Großzahl der bisher dort Beschäftigten würde 
zu Pendlern. Die Vermehrung der Pendler 
aber stünde gegen jedwede wirtschaftspoliti­
sche Vernunft. Das Rt'J,x-\Verk selbst hat 
zahlreiche vergebliche Versuche unternommen, 
um auf Ausweichprogramme überzugehen. 
Alle Aussprachen, die mit Fachleuten geführt 
wurden, haben kein neues Erzeugungspro­
gramm für das Rax-Werk erkennen lassen. 
In dieser aussichtslosen Lage verlangt die 
Österreichische Volkspartei Wiener Neustadt, 
daß im Interesse einer gesunden Arbeits­
streuung innerhalb Österreichs der Waggonbau 
weitgehendst nach Wiener Neustadt konzen­
triert wird. " (Abg . L i b a l: Ein Propaganda­
trick ist das I) "Sie verlangt daher 

1 .  daß das Rax-Werk mit Kapital, Fach­
kräften, modernsten Maschinen und Geräten 
so ausgestattet wird, daß es als Waggonbau­
fabrik konkurrenzfähig und leistungsfähig ist, 

2. daß die Aufträge der Österreichischen 
Bundesbahnen so schwerpunktmäßig dem Rax­
Werk zugeteilt werden, daß zumindest der 
derzeitige Stand an Arbeitnehmern gehalten 
'werden kann . "  

Dieses Schreiben ist Ende Dezember an 
den Herrn Vizekanzler Dr. Bruno Pitter­
mann, Leiter der Agenden der Sektion IV 
des Bundeskanzleramtes gerichtet worden. 
Am 15 .  Januar, meine Damen und Herren . . .  
(Abg. S e k a n i n a: Herr Kollege .Marwan­
Schlosser, was hat Ihr Generaldirektor Zach 
dazu gesagt ?) 'Varten Sie doch ein bisserl, 
ich kann doch nicht alles auf einmal sagen. 
Ich kann zur gleichen Zeit nur ein Wort im 
Munde haben. (Abg. H o r r: Tun S' nicht so 
viel Verwi77ung anstiften mit dem Reden I) 
Ja, das paßt Ihnen halt nicht, gelt ? (Heiterkeit 
bei der Ö V P. - Abg. Ing. Häuser: Der 
AbgeoTdnete Weißmann hat sich in der Ange­
legenheit hn Verstaatlicnungsausschuß anders 
verhalte;/' ! - Abg.  Dr. Weißmann: Wer hat 
es sabotiert ? Ihr doch I) 
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Am 1 5 .  Januar 1965 hat eine gemeinsame 
Delegation der beiden Parteien - es liegt 
mir hier das Protokoll vor - bei Vizekanzler 
Dr. Pittermann vorgesprochen, und es heißt 
in diesem Protokoll : "Dr.  Pittermann ist der 
Meinung, es müßte ein langfristiges Produk­
tionsprogramm für die SGP erstellt werden. 
Hier müßte auch die gesamte österreichische 
Wirtschaft mithelfen, mit Blickrichtung nach 
dem Osten." (Abg. S e kani na: Nicht so schnell, 
langsam ! - Abg. Rosa Jochmann: Lesen 
Sie das langsamer ! - Abg. Dr. Pi t t e rmann: 
Nur langsam, Herr Marwan ! - Abg. Doktor 
W e i ß m a nn: Die kommen mit dem Zuhören 
nicht mit !) Das ist Ihnen jetzt angenehm, 
gelt, weil ich gesagt habe : Mit Blickrichtung 
nach dem Osten. 

"Der derzeitige Export der verstaatlichten 
Industrie liege in Österreich mit 26 Prozent 
vor ." (Abg. Dr. P i t t er mann: Leider nicht 
mehr !) "Um den Export zu intensivieren" 
- jetzt höre man zu, welche glorreiche Idee 
Herr Dr. Pittermann den eisenverarbeitenden 
Arbeitern von Wiener Neustadt vorgeschlagen 
hat -, "schlägt er für das Rax-Werk Wiener 
Neustadt vor, eine Fabrik zu errichten, um 
FertigteiIhäuser herzustellen." (Abg . Rosa 
Jochmann: Na und ?) Weil das kein Arbeits­
programm ist für das Rax-Werk, sehr ver­
ehrter Herr Dr. Pittermann. Das hätte Ihnen 
doch damals eigentlich als Chef des ganzen 
Unternehmens irgendwie bekannt sein müssen. 
(Abg. Rosa J o c hmann: Da sperren wir halt 
überall zu ! - Abg.  Dr. P i t t erma nn: Dafür 
sind drei neue entstanden in Wien und N ieder­
österreich ! ) 

Nun zum zweiten. In der weiteren Folge 
war es selbstverständlich, daß ich auch zu 
den Betriebsräten des Rax-vVerkes gegangen 
bin und mich mit ihnen anläßlich ehler 
Sitzung am 26. Januar im Österreichischen­
Gewerkschaftsbund-Heim unterhalten habe .  
Ich darf Ihnen sagen, ich habe dort vor allem 
- es waren dort die Betriebsräte der SPÖ, 
der KPÖ und der ÖVP - Verständnis inner­
halb der Arbeiterschaft gefunden, daß man 
eben nicht doktrinär festhalten kann am 
Namen eines Unternehmers, nicht einmal 
unbedingt am Erzeugungsgegenstand. Man 
war sich dort darüber einig, daß man allenfalls, 
wenn der verstaatlichte Unternehmer eben 
keine Arbeit bieten kann, auch einen privaten 
Unternehmer gutheißen würde und wird. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe mich 
natürlich auch bemüht, daß ich Arbeits­
aufträge für das Rax-Werk von seiten der 
Bundesbahnen bekomme. Der Herr Minister 
Probst schrieb mir am 3. Februar 1965 
zurück : 

"Mit Begleitadresse vom 2 1 .  12 .  haben Sie 
mir eine Kopie Ihrer an Herrn Vizekanzlel' 
Dr. Pittermann gerichteten Resolution, be­
treffend das Rax-Werk Wiener Neustadt 
übermittelt. Unter Bezugnahme darauf teile 
ich Ihnen mit, daß die Österreichischen 
Bundesbahnen nicht in der Lage sind, dem 
Rax-Werk irgendwelche zusätzliche Fahrzeug­
aufträge zu übergeben."  Zur gleichen Zeit 
aber, meine Damen und Herren . . . (Abg. 
Dr . P i tt ermann: Weil ? Lesen Sie nUT weiter ! 
Weil ? - Abg. Rosa Jochmann: Lesen Sie 
weiter ! - Abg. Ing. Häuser: Die Wahrheit 
hier, und nicht die halben Briefe ! Mit dern 
können Sie bei uns keinen Stich machen ! 
Lesen Sie weiteT ! - Der Redner sucht in se-inen 
Unterlagen.) Nein, das steht nicht drinnen, 
was Sie glauben. (Abg. H 0 1' 1': Das -ist eine 
Verleumdung ! - Abg. Rosa Jochmann:  
Sie sind in keiner Wahlversarnmlung !) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner (das 
Glockenzeichen gebend) : Der Redner ist am 
Wort ! 

Abgeordneter Marwan-Schlosser(fortsetzend) : 
Es heißt hier natürlich ( Andauernde 
Zwischenr'ufe bei der SPÖ.) Ja wenn Sie wollen, 
verlese ich Ihnen alle Briefe. Ich habe ein 
ganzes Paket von Briefen hier, meine Herren. 
Wenn Sie wollen, dann lese ich Ihnen alle 
Briefe als Dokumente vor. (Zwischenmj bei 
der SPÖ: Lesen Sie auch den B1'iej Ihres 
Generaldirektors vor !) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner (neuer­
lich das Glockenzeichen gebend) : Ich bitte um 
Mäßigung ! Der Redner ist am Wort. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser (fort-
setzend) : Zur gleichen Zeit härten wir, daß 
300 Waggons schon im Vorauf trag nach 
Jenbach gegangen waren. Die Empörung 
unter den Neustädter Rax-Werk-Arbeitern 
darüber war sehr groß. Man hat Vorauf träge 
gegeben - wie sich später herausgestellt hat, 
weil halt noch kein Geld da war, aber es 
kommt ja, das ist doch gesagt worden, von 
Herrn Minister Probst -, man hat Voravisos 
nach Jenbach gegeben (Abg. Horr: Wo hat 
der Herr' Zach die Aufträge der Ö JYI V hin­
gegeben ? Wo hat er sie hingegeben ?) , um dort 
in Österreich einen ganz neuen Betrieb auf­
zuziehen, während man einen bestehenden 
Betrieb durch diese Nichtarbeitsverteilung an 
die Rax-Werk-Arbeiter eben umgebracht hat. 
(Abg. W odi ca: Wer hat die Aufträge vom 
Rax- Werk bekommen ? - Abg.  Horr:  Wo sind 
die Aufträge von der Ö M V hingegangen, die 
ausdrücklich für Niederösterreich vorgesehen 
waren ? - Ruf bei der Ö VP: Die Schuldfrage 
ist geklärt ! - Gegenruf be-i der S PÖ: Die Ö V P 
hat die Schuld !) 
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Im April 1965 wurde laut Protokoll der 
Simmering-Graz-Pauker durch den Herrn Vize­
kanzler der Verkauf an Pölzl vorgeschlagen 
und gutgeheißen. Der Herr Vizekanzler hat 
dann Ende des Jahres den Antrag an die 
Regierung gestellt, und zwar per-rollam-Be­
schluß am 30. 1 1 . : "Ich stelle daher den 
Antrag, die Bundesregierung wolle gemäß 
Kompetenzgesetz die Beschlüsse des Vor­
standes und Aufsichtsrates der Simmering­
Graz-Pauker auf Veräußerung ihrer 100-Pro­
zent-Tochtergesellschaft Rax-Werk genehmi­
gen . " 

Es war nur sehr interessant, daß von diesen 
ganzen Vorgängen die SPÖ in Wiener Neu­
stadt von ihrem eigenen Parteichef Pittermann 
nicht in Kenntnis gesetzt wurde (Abg. Doktor 
G o r b a c h: Hört ! Hört I) , daß der Verkauf 
am 3 1 .  abgeschlossen war, daß der Herr 
Bürgermeister am 7. Dezember noch nichts 
davon gewu ßt hat. (Abg. Dr. Pi t t e rman n: 
W odica, ist er bei euch im Bezirksvorstand ?) 
Ungefähr um den 10.  Dezember herum hat 
sich der Gemeinderat damit befaßt. Wie 
ich dort gefragt habe : Ja wissen Sie denn 
nicht, daß der Pittermann diesen Antrag in 
der Regierung gestellt hat . . . (Abg. Rosa 
Jochma nn: Der Dr. Pittermann !) Bitte schön, 
Dr. Pittermann. Schauen Sie, im Volksmund 
sind wir ja so gemütlich mit ihm, daß wir 
ihn Pittermann nennen. Laßt uns doch auch 
einmal fesch sein zu eurem Parteivorsitzenden. 
(Abg. Dr . Pi t t e rma nn: Einverstanden !) 

Nun hat natürlich der Herr Bürgermeister 
den Beschluß fassen lassen, der Herr Dr. Pitter­
mann möge nach Wiener Neustadt kommen. 
Ich habe gesagt : Aber noch in dieser Nacht 
natürlich, denn wenn da unten Menschen 
hungern, dann ist es doch die natürlichste 
Sache, daß sich der oberstverantwortliche 
Minister an den Kampfabschnitt, an die Front 
begibt. Er war nicht draußen, er hat sich nicht 
getraut, ,er durfte ja gar nicht, es wurde ihm 
geraten, er möge nicht kommen. Meine 
Herren ! Schauen Sie, wir sind doch so weit 
eingeweiht in die Verhältnisse der SPÖ. 
(Abg. C z e t t e l :  Offensichtlich nicht, Herr 
Marwan-Schlosser ! - A bg.  Dr. Pi t t e rman n :  
Von der " Volkspresse" hat er das !) Herr 
Dr. Pittermann ist nicht gekommen und hat 
auch keine Antwort gegeben, erst drei, vier oder 
fünf Tage später, in dieser Situation ! Auch die 
Briefkopien liegen mir hier vor, meine Damen 
und Herren. (Abg .  Ing. K. H of8 t e t t e r :  Warum 
nicht ? Warum ist er nicht gekommen ? - Abg. 
S e k a n i n a :  Sie waren auch nicht dort I) 

Also man möge nicht immer sagen, daß die 
anderen schuld seien, sondern man möge sich 
ob der Unfähigkeit, Ideen zu haben, oder der 
Unmöglichkeit - ich bin durchaus tolerant 

(Rufe bei der SPÖ : Sie sind "tolerant" I) -, 
hier in irgendeiner Form zwischen beiden 
Extremen irgendwo die Linie suchen, meine 
Damen und Herren. 

Die Schuld liegt also ganz allein beim Herrn 
Generaldirektor Zach . (Abg. Dr. P i t t e r­
mann : Natürlich !) Ich vermisse den Applaus, 
meine Damen und Herren von links. (Heiter­
keit bei der Ö V P.) Sehen Sie : Die Schuld 
liegt eben nicht beim Generaldirektor Zach 
(Abg. Cz e t t e l : Bei der Ö VP liegt sie ! ­
Abg.  Dr. Pi t t e rma nn : Der Zach hat zuge­
sperrt I) , einfach deswegen, weil man ihm 
Entlassungen von Arbeitern verboten hatte, 
meine Damen und Herren. Als ich ihm meine 
strukturpolitischen Vorschläge, die ich dem 
Herrn Dr. Pittermann als dem zuständigen 
verantwortlichen Minister unterbreitet habe,  
vortrug . . .  (Zwischenruf des Abg. Dr.  Pi t t e r­
m ann) .  Schauen Sie, Herr Pittermann, 
spielen Sie sich nicht frei von Ihrer Verantwor­
tung, die Sie getragen haben, das würde Ihrem 
Ansehen doch nur Abbruch tun. (Abg. Doktor 
P ·i t t e rmann : Von der, die ich getragen habe, 
nicht 1 Aber von der, von der Sie sich drücken 
wollen, da will ich mich freihalten I) Herr 
Dr . Pittermann hat einen Investitionsfonds 
gehabt, über den er verfügen konnte, er hätte 
daraus einige Millionen Schilling flüssigmachen 
können, um nämlich das zu erfüllen, wa.s der 
Herr Doktor . .  , (Abg. Dr. P i t t e r mann : 
Einige ? 70 Millionen für die Simmeringer ! 
70 Millionen I) Ja, aber sehen Sie, die waren 
eben falsch eingesetzt, grad die waren vielleicht 
falsch eingesetzt. (Abg. Dr. P i t tMma nn .' 
Ich kann sie ja nur dem Zach geben, aber nicht 
dem Rax- Werk !) Lassen Sie sich doch einmal 
sagen, was ich Ihnen ja schon x-mal bei den 
verschiedensten Vorsprachen gesagt habe : 
Sie hätten die Verantwortung gehabt, Herr 
Dr. Pittermann, mit Ihrer verstaatlichten In­
dustrie, die doch ein sehr wesentlicher Bestand­
teil der österreichischen Wirtschaft ist, auch 
Aufgaben von Regional- und Strukturpolitik 
mitzuerfüllen . (Abg.  Ing. Häu s e r :  Kennen 
Sie den Fünfzehneraus8chuß ?) Ich habe Ihnen, 
Herr Dr. Pittermann, den Vorschlag gemacht, 
Sie mögen den Waggonbau nach Wiener Neu­
stadt konzentrieren. Ich habe Ihnen genauso 
gesagt, daß die Fachleute der Rax-Werke der 
Auffassung sind, daß mit zehn Millionen 
Investitionskapital der Waggonbau in Wiener 
Neustadt leistungskräftig gemacht worden 
wäre. (Abg. Ing. Häuser  zur Ö VP : Das hören 
Sie sich an, daß er bewußt die Unwahrheit 
sagt 1 Über ein Jahr wurde gestritten, und er 
traut sich, da so etwas zu sagen 1 - Gegenrufe 
bei der Ö VP. - Abg. Probs t  zu Abg. Doktor 
W ithalm : Sie wissen schon, warum Sie schwei­
gen ! - Abg. Oze t t e l :  Withalm, 8tehen Sie 
auf, werden Sie rot I) 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner (das 
Glockenzeichen gebend) : Bitte, diese Zwischen­
diskussionen einzustellen ! Der Redner ist 
am Wort .  (Abg. Ing. H ä u s e -r :  Das ist Dem­
agogie ! - Abg. Dr. Gorba c h :  Ein Glas Wasse1' 
für Präsident Häuser ! - Zwischenruf des A bg. 
G las e r. - Abg.  Ing. Häus e r :  Du warst nicht 
im Fünfzehnerausschuß , und von dem weiß 
e'r gar nichts !) 

Waggon fabrik zusperren will !) Vor der Struk­
turpolitik haben Sie eine Angst gehabt, das 
habe ich ja gerade gesagt. Diese Angst hatten 
Sie ja, und diese Angst nimmt Ihnen niemand 
weg. Ich he daure Sie gar nicht, daß Sie diese 
Angst haben. 

Weitere seit Jahren defizitäre Staatsbetriebe 
liegen im Triestingtal, und man wird auch dort 
nicht auf alle Zeit defizitär weiterwirtschaften 

Bitte sich zu Wort zu melden, wenn Sie etwas können. (Abg. Cze t t e l :  Zusperren, zusperren, 

zu sagen haben, aber nicht in Zwischenrufen sagen Sie, Herr Marwan !) 

alle Reden zu halten ! (Zustimmung bei der Ich richte daher an den Herrn Minister 
Ö V P.) und den Herrn Staatssekretär erneut 

Abgeordneter Marwan-Schlosser (fortsetzend) : 
Sehen Sie, ich sitze nicht im Fünfzehneraus­
schuß.  (Zwischenruf bei der SPÖ : Dann 
'reden Sie nicht ! - Abg. Benya : Er hat keine 
Ahnung von den Dingen !) Ich habe Ihnen aus­
drücklich gesagt : Ich berichte Ihnen über 
die Wahrheiten, so wie wir sie in WienerNeustadt 
gesehen haben. (Abg. Dr. P i t t e r m a n n :  Von 
der " Volkspresse" , nicht von W iener Neustadt !) 

In der Aussprache, wo ich noch einmal 
bei Dr. Pittermann gebeten habe, man möge 
doch Strukturpolitik betreiben, war die klare 
Antwort : 6.000 Mann in Wien und Graz sind 
mehr als die 600 in Wiener Neustadt. 
(Abg. Dr. P i t t e r m a n n :  Wann war die Ant­
wort ? Wo ?) Im Kanzleramt. Der Herr Wodica 
ist mein Zeuge, er war mit dabei .  Es war das 
jene Situation, wo die SPÖ in Wiener Neustadt 
auch erklärt hat : Wir sind verlassen von unserer 
eigenen Partei. - Jetzt nehme ich keine 
Rücksicht mehr auf Betriebe, die außerhalb 
Wiener Neustadts liegen. 

Meine Damen und Herren ! Das mußte 
ich einmal sagen zur geschichtlichen \Vahrheit, 
denn Sie tun immer so , wie wenn die Österreichi­
sche Volkspartei . . . (Abg.  B e n y a :  Wahrheit 
nennen Sie das I) Bei Ihnen ist ja nur das wahr, 
was Sie sagen, Herr Benya ! (Abg. B e n y a : 
Darüber können wir reden, über Wahrheit !) 
Ja, wir werden reden darüber. (Abg. Benya : 
Sie haben die Leute dort belogen, Herr Marwan ! 
- Abg.  C z e t t e l : Das war Ihre Rolle in Wiener 
Neustadt !) Ich kann Ihnen nur eines sagen : 
Ich werde Sie nachher sogar ausnahmsweise 
loben, Herr Benya . Das kommt dann noch. 
(Abg. Benya : Ich bin nicht interessiert an 
Ihrem Lob ! - Abg.  Dr. P i t t e r m a n n :  Es 
ist eine Ehrenbeleidigung, von Ihnen gelobt 
zu werden !) 

Ich weiß nunmehr, daß diese jahrelangen 
Versäumnisse und Unterlassungen in den Be­
reichen der Verstaatlichten weitere Maßnahmen 
notwendig machen. (Abg. P ro b s t : So etwas laßt 
ihr reden ! - Abg.  Dr. P i t t e r m an n :  Der 
Steinhuber wird in Graz e1'zählen, daß die Grazer 

die Bitte , darauf achten zu wollen, 
daß nicht alle Reorganisationsmaßnahmen 
der verstaatlichten Industrie einen Raum 
treffen. Bei diesen Reorganisationsmaßnahmen 
wird es sich wohl nicht darum handeln können, 
einfach zuzusperren, meine Damen und Herren. 
(Abg. Czet t e l :  Das haben Sie ja schon gemacht ! 
- Abg. Dr. P i t t e r ma n n :  Na was denn ! 
Was haben Sie bisher zusammengebracht ? ) 
Das haben ja Sie gemacht, Herr Pittermann. 
Sie haben ja zugesperrt. (Abg. Dr. P i t t e r­
man  n :  Nein ! Zugesperrt habt ihr ! Zugesperrt 
hat der Zach !) Das wäre die primitivste Me­
thode, oder man reduziert die Belegschaft 
in überbesetzten Betrieben, oder man sucht 
neue Erzeugungsprogramme. Das kostet Ihnen 
aber Ideen. Und hier liebäugelt die Verstaat­
lichte allzuleicht mit dem 'Wunsche nach einem 
Ausweichen in die Finalindustrie. Mag sein, 
daß dies da und dort wirklich nicht vermeidbar 
sein wird. Aber es darf niemals so sein, daß 
man einfach ein Erzeugungsprogramm eines 
anderen Unternehmens übernimmt und das an­
dere Unternehmen dadurch umbringt. 

Meine Damen und Herren ! Auch hier ein 
praktisches Beispiel aus dem Raume Wiener 
Neustadt. Es war, solange die IBV bestanden 
hat, möglich, einem staatlichen Betrieb nicht 
jene Maschinen zu geben, die ausgerechnet 
etwas produzieren, was ein vVerk daneben 
schon produziert. Der Erfolg war natürlich 
dann später, daß auch der Privatbetrieb ge­
sperrt werden mußte , obwohl auch dieser 
verstaatlichte Betrieb dann trotz dieser Inve­
stitionen nicht lukrativ geworden ist. 

Nicht unerwähnt möchte ich eine Stellung­
nahme des Österreichischen Gewerkschafts­
bundes lassen, und hier tut es mir leid, daß der 
Herr Bonya momentan nicht im Saal ist. (Abg. 
Gertrude Wo n d r ac k :  E1' hört sich die8e U n­
wahrheiten n1:cht mehr an ! Er hat genug von 
den Lügen !) Das Präsidium des Österreichi­
schen Gewerkschaftsbundes hat im Zuge der 
Rax-Werke-Krise erklärt, daß keine Streik­
unterstützung für Forderungen zu gewähren 
ist, wenn sich der Streik gegen den Namen 
des Unternehmers, für die Durchsetzung von 
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Akkordlöhnen an Stelle von Kollektivlöhnen 
oder zur Erzwingung pragmatisierter Arbeits­
plätze richtet . Hier hat der Gewerkschafts­
bund sicher eine sehr verantwortungsbewußte 
Stellung bezogen, und ich hoffe, daß diese 
Grundsätze weiterhin Grundsätze bleiben. Ich 
gebe daher der Hoffnung Ausdruck, daß die 
nicht zu umgehende Reorganisation der Ver­
staatlichten im Interesse der Steuerzahler 
über den produktivsten Einsatz österreichischer 
Arbeitskräfte zur Steigerung des österreichi­
schen Bruttonationalprodukts und damit zur 
Hebung des Wohlstands in Österreich führen 
möge. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe mich 
bisher mit der Verstaatlichten befaßt.  Ich 
werde mich, so wie ich es jedes Jahr getan 
habe, auch mit der österreichischen Luftfahrt 
befassen. Auch heuer möchte ich einige Ge­
danken über die österreichische Luftfahrt zur 
Budgetdebatte beisteuern, mit anderen Worten, 
einige Überlegungen zur österreichischen Luft­
fahrtpolitik anstellen. Unter Luftfahrtpolitik 
versteht man die Summe aller Maßnahmen, die 
den gesamten Luftverkehr betreffen. Die 
Luftfahrtpolitik soll den optimalen Erfolg für 
die österreichische Gesamtwirtschaft erbringen. 
Sie muß die Wirkung der Flugverkehrsträger, 
der Flugbahnhöfe und der Flugsicherung 
koordinieren. Bei der Beurteilung des bes­
seren Geschäftes kann die Flugsicherung außer 
Betracht gelassen werden, denn sie ist un­
bestritten so und so notwendig. 

Die luftfahrtpolitischen Überlegungen be­
ginnen jedoch bei der Abwägung der Interessen 
zwischen den Flughäfen, also den " Bahnhöfen" , 
und den Airlinien, also den "Flugzügen" . 
Deren diametrale Interessen sind selbst dann 
nicht zu vermeiden, wenn man eine ganz 
widernatürliche Verschmelzung bei der Interes­
sentl'äger ins Auge fassen würde oder mit 
Gedanken um eine Immobiliengesellschaft ge­
spielt wird. Man kann das Fluggeschäft 
mit den F!ughäfen machen, dann muß man 
eine liberale Luftfahrtpolitik betreiben ; wenn 
man aber den nationalen Airliner schützen 
will, muß man eine restriktive Luftfahrtpolitik 
betreiben. 

�Während sich die Volkswirtschaften immer 
enger zusammenschließen, fehlen noch immer 
entsprechende Vereinbarungen auf dem Luft­
verkehrssektor . Selbst aus dem EWG-Vertrag 
ist der Flugverkehr noch ausgeklammert. 
Umso schwieriger hat es zugegebenermaßen 
das Verkehrsministerium, auszupendeln, wo 
das Optimum unserer Luftverkehrspolitik 
liegen muß - zwischen liberaler Einstellung 
zugunsten der Flughäfen oder Rücksicht­
nahme auf die Interessen der Luftfahrt­
gesellschaften . 

Bereits anläßlich meiner ersten Budgetrede 
in diesem Hohen Haus habe ich die Behaup� 
tung aufgestellt, daß Österreich die Flugplätze, 
also Flughäfen und Flugfelder, unbedingt 
haben muß, denn ohne solche wäre unser 
Land vom Flugverkehr ausgeschlossen. Haben 
wir jedoch Flugplätze, können wir angeflogen 
werden und müssen nicht nur überflogen 
werden. Aus einem bestimmten Grund treffe 
ich diese Feststellung noch akzentuierter. 
Wir haben daher alles zu tun, um unsere 
Flughäfen, die dem internationalen Flug­
verkehr dienen, sowohl hinsichtlich ihrer Boden­
einrichtungen wie hinsichtlich ihrer Betriebs� 
sicherheit bestens auszustatten. 

Als Problem Nummer eins der Verkehrsflug­
häfen, also der Träger der Bodenabwicklung 
des Flugverkehrs, möchte ich das Traffic� 
handling und Ramp-Service bezeichnen. Mit 
steigenden Fluggastzahlen je  Flugzeugbewe­
gung wird eine Beschleunigung der Schalter� 
abfertigung immer schwierigier. In absehbarer 
Zeit werden Flugzeuge mit 450 Fluggästen im 
Einsatz stehen. Umsomehr müßte vom bisher 
in Österreich herrschenden System der Gesell­
schaftenschalter abgegangen und auf das 
System des Eincheckens bei jedem Schalter 
übergegangen werden, sofern man nicht eines 
Tages das Gate-check-in, das Schaltersystem 
überhaupt überflüssig machen wird . 

Nun besteht in Österreich ein latentes Tau­
ziehen um das Traffic-handling zwischen dem 
Flughafen 'Wien und der AUA. Auch der dem 
Hause derzeit vorliegende Bericht des Rech­
nungshofes befaßt sich damit. Herr Minister ' 
Dr. Weiß führte anläßlich einer Rede in Graz 
aus : "Wir könnten es uns nicht leisten, daß 
zum Beispiel auf einem Flughafen parallel zwei 
Organisationen mit hohem Personalstand ein 
und dieselbe Tätigkeit ausführen, während 
eine Zusammenlegung erhebliche Kosten er. 
sparen würde ." Letzteres darf ich unter­
streichen, soweit es die österreichischen Unter­
nehmen betrifft. Die ausländischen Flug� 
gesellschaften, die für sich selbst handeln, sollten 
vorerst aus dieser Betrachtung herausgehalten 
werden. 

Nun darf dieses Problem jedoch nicht nur 
von der Seite der Wirtschaftlichkeit allein aus 
betrachtet werden. Mir geht es bei dieser 
Beurteilung viel mehr noch um die klarere 
Organisation und die .genauere Abgrenzung der 
Verantwortlichkeiten sowie ganz speziell um die 
Verringerung des Verkehrs auf dem Vorfeld 
zwecks Vermeidung von Unfällen auf diesem. 

Als Problem Nummer zwei der Flughäfen 
möchte i ch die Pisten bezeichnen. Jeder Flug� 
hafen sollte über zumindest zwei Pisten ver­
fügen, um wenigstens auf einer landen zu 
können, wenn die andere aus irgendeinem 
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Grunde ausfallen sollte. Auf Wien-Schwechat 
bezogen, heißt das, daß bei Ausfall der einen 
vorhandenen Piste als Ausweichflughafen der­
zeit München oder Preßburg in Betracht 
kämen. Beide sind eine Zumutung für unsere 
Fluggäste, wenn auch jede Möglichkeit aus 
anderen Motiven. Die Flughafen Wien-Be­
triebsgesellschaft hat daher von ihren Gesell­
schaftern : Bund, Land Niederösterreich und 
Land Wien, die Geldmittel für den Ausbau 
einer zweiten Piste zugesichert erhalten. Diese 
zweite Piste ist auch aus Gründen der Ver­
meidung von Fluglärm und Unfallgefahren 
über dem geschlossenen Stadtgebiet von Wien 
nötig. Wenn nun jemand diese Bemühung um 
die Schaffung einer zweiten Piste aus irgend­
welchen Gründen torpedieren wollte, 80 muß 
dem auf das energischeste entgegengetreten 
werden, und ich werde dies mit aller Ent­
schiedenheit tun. 

Nicht unerwähnt möchte ich lassen, daß in 
diesen Tagen, und zwar vom 13.  bis 17. Juni , 
die 18 .  Western European Airport Authorities 
Conference im Rittersaal des Kongreßzentrums 
der Wiener Hofburg abläuft. Es ist dies das 
erste Mal, daß eine internationale Konferenz 
der Flughafendirektoren in Wien stattfindet 
und ein Österreicher den Vorsitz führt. An 
dieser 1 8 .  Tagung nehmen Delegierte und 
Beobachter von rund 30 Flughäfen aus 18 ver­
schiedenen Staaten teil. Die Flughafenkon­
ferenz dient dem Erfahrungsaustausch und der 
Koordinierung von betrieblichen, wirtschaft­
lichen und technischen Fragen auf inter­
nationaler Ebene . Die bevorstehende Ein­
führung von Großraumflugzeugen und Über­
schall verkehrsflugzeugen , der Entwicklungs­
stand der automatischen Blindlandung, Sicher­
heitsfragen, allgemeinwirtschaftliche Probleme 
der Flughäfen und Fragen der Lärm­
bekämpfung stehen auf der Tagesordnung. 

Der Linienverkehr umfaßt alle Linien­
verkehrsgesellschaften der meisten Staaten, sie 
sind in der IATA zusammengeschlossen und 
werden durch diesen Interessenverband ver­
halten, ein bestimmtes Preisniveau und andere 
detaillierte Vorschriften zu beachten. Die 
IATA hatte im Vorjahr ihre Generalversamm­
lung hier bei uns in Wien. 

Unsere nationale Liniengesellschaft ist die 
AUA. Ihre Einnahmen haben 1 965 bereits 
450 Millionen Schilling erreicht. Auch unsere 
AUA konnte sich im Jahre 1965 an der Steige­
rung des Luftverkehrs ihren beachtlichen Zu­
wachsanteil sichern. Sie rechnet mit einem 
Auslastungsfaktor von 54 Prozent und liegt 
damit auf gleicher Höhe mit der Swiss-Air . 
International gesehen, liegt sie daher im oberen 
Drittel der Linienfluggesellschaften der Welt. 

Bevor ich mich kurz der Bedarfsluftfahrt 
zuwende, möchte ich einige Zahlen über die 

Entwicklung der Luftfahrt in Österreich bringen. 
Während 1965 der Durchschnitt der Zunahme 
der beförderten Fluggäste im Weltluftverkehr 
16 Prozent betrug, konnte die Zahl der über 
Österreichs Flughäfen beförderten Fluggäste 
um 21 Prozent gesteigert werden. Die Flug­
zeug bewegungen stiegen um 1 1  Prozent, die 
Luftfracht nahm um 17 Prozent, die Luftpost 
um 21 Prozent zu. Der Flughafen Wien wird 
nun von 22 Liniengesellschaften planmäßig 
und wurde 1965 von 35 Bedarfsluftfahrt­
gesellschaften angeflogen. 1965 gab es auf allen 
österreichischen Verkehrsflughäfen 33 .056 
Flugbewegungen und rund 1 , 1 Millionen Flug­
gäste. Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit nicht 
allzu lange in Anspruch nehmen und mir daher 
Äußerungen und Erläuterungen über die Be­
darfsluftfahrt vorerst ersparen. Ich werde 
vielleicht zu einem anderen Zeitpunkt darauf 
zurückkommen. Ebenso auf die Flugsicherung. 

Nicht allzu breit dürfte Österreichs Öffent­
lichkeit davon Kenntnis haben, daß auch bei 
uns Weltraumforschung betrieben wird. Ich 
selbst wurde erst vor wenigen Tagen durch eine 
Kurznotiz im "Österreichischen Luftfahrt­
pressedienst" darauf aufmerksam. Die Öster­
reichische Gesellschaft für Flugkörpertechnik 
ist errichtet. In dieser Gesellschaft haben sich 
seit 1962 junge Techniker zusammengetan, um, 
eventuellem Hohn zum Trotz, auch aus Öster­
reich heraus weitere Beiträge zur Weltraum­
forschung beizusteuern. (Abg. Dr. T u l l :  
Hoffentlich fliegen Sie demnächst auf den 
Jl!Iond ! ) Anläßlich eines Vortrages in Wien er 
Neustadt konnte ich Professor Pichler kennen­
lernen . Er meinte damals, daß eine Reihe von 
österreichischen Gelehrten mit die Voraus­
setzungen geboten haben, daß die Weltraum­
fliegerei überhaupt soweit gekommen ist. 
Professor Pichler ist Mitglied des vierköpfigen 
Kuratoriums der Gesellschaft für Flugkörper­
technik ; ihr Präsident ist ein junger Techniker : 
Michael Sartori. 160 Mitglieder arbeiten in 
sechs Arbeitsgruppen. Ich kann nur wünschen, 
daß es ihnen gelingt, das zu erreichen, was sie 
sich als Ziel gesetzt haben, nämlich mit ihren 
Forschungen nicht nur der Weltraum fahrt zu 
helfen, sondern aus diesen Erkenntnissen, die 
sie dort sammeln, auch für die konventionelle, 
für die bisherige Industrie Erfahrungen zu 
sammeln. 

Ich darf abschließend, meine Damen und 
Herren, einiges über den Flugsport bringen. 
Lange Jahre war die Ressortzuständigekit des 
Flugsports umstritten. Das jüngst verab­
schiedete Kompetenzgesetz hat nun Klarheit 
geschaffen. Künftig gehört der Flugsport zum 
Unterrichtsministerium. Natürlich werden 
auch weiterhin der Verkehrsminister und der 
Verteidigungsminister ihr Interesse daran be­
kunden, denn der Nachwuchs für Verkehrs- und 
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Militärpiloten wird weiterhin aus der flugsport- dem Österreichischen Aero-Club in Zusammen­
begeisterten Jugend kommen. arbeit mit dem ASKÖ-Landeskartell Steiermark 

Der Dachverband aller Flugsporttreibenden durchgeführt wurde. 
ist der Österreichische Aero-Club, der die vier Das Kapitel Flugsport abschließend, möchte 
Interessenverbände beziehungsweise Gruppen ich erneut anregen, ein Flugsportförderungs­
in sich vereint : die Turn- und Sport-Union, gesetz zu schaffen. Ich weiß, daß im Augenblick 
den ASVÖ, den ASKÖ und die Verba,ndlosen. eine Ausnahme des Flugbenzins von der Mineral­
Der Aero-Club ist in die Sektionen Motorfiug, ölsteuer nicht zu erwirken ist, obwohl ich 
Segelflug, Modellflug, Fallschirmspringen, Bal- auftrags meiner Flugsportkameraden diese 
lonflug gegliedert. Wo die Grenzen zwischen Forderung erneut anmelde. Doch könnte ein 
Flugsport und der allgemeinen Luftfahrt liegen, FIllgsportförderungsgesetz dennoch geboren 
muß erst abgezirkelt werden. werden mit der Zielsetzung, den Flugsport 

Der Aero-Club hat seine Förderungsmittel dadurch zu fördern, daß Steuerbegünstigungen 
bisher vom Unterrichtsminister, Verteidigungs- geboten, Stempelgebühren erlassen, zinsen­
minister und Verkehrsminister erhalten. Wäh- begünstigte Anschaffungskredite geboten und 
re nd der Unterrichtsminister und der Ver- Erleichterungen der Auflagen bei reinen Sport­
teidigungsminister ihre sämtlichen Förderungs- flugfeldern gewährt werden. Die Schaffung 
mittel ausnahmslos dem Aero-Club zuteilten eines Flugsportförderungsgesetzes ist ein lang­
und der Aero-Club streng nach dem Czettel- jähriges Anliegen aller Sportflieger, deren sport­
Plan verteilte, verteilte der Verkehrsminister liehe Betätigung ungleich höhere finanzielle 
die Förderungsmittel sehr einseitig. Während Opfer erfordert als andere Sportarten. 
der Förderungsjahre 1958 bis 1962 hat der Ich danke von dieser Stelle aus allen Herren 
SPÖ-Verkehrsminister nachweislich 80 Prozent Ministern, vor allem dem Herrn Verteidigungs­
seiner Förderungsmittel den sozialistischen minister, dem Herrn Unterrichtsminister und 
ASKÖ-Fliegern zufließen lassen, obwohl zum dem Herrn Handelsminister, für alle Förde­
Beispiel 1955 der ASKÖ nur 12 Prozent der rungen, die sie bisher dem Aero-Club gegeben 
Sportflieger in sich vereinigte (Hört ! Hört !- haben. Ein Dank an den Herrn Verkehrs­
Rnfe bei der Ö V P) , 1961 erst 14 Prozent, aller- minister ist mir leider nicht möglich, nachdem 
dings 1966 bereits zum größten Interessen- er, wie ich erwähnt habe, die Förderungs­
verband innerhalb des Aero-Clubs geworden ist. mittel , die seinem Ressort zur Verfügung 
Während der Jahre 1963 bis 1 965 war Herr gestanden haben, völlig einseitig verwendet 
Minister Probst noch einseitiger geworden. Er hat. (Beifall bei der Ö V P. - Zwischenrufe.) 
mißbrauchte sein Ministeramt noch partei- P " 'd t D' I -I Waldbrunner ' Al .. h-. . P . .  I raSl en lp . ng. . 8 nac 
onentIerter. 85,6 rozent seIner Ihm vom t R d t 'l ' h d Herrn Abge-.. t . h' h S hl b'll' M' 

s em e ner er el e lC em 
os errelC lSC en teuerza er zuge 1 19ten lt- d t M lt d W t . . . .  or ne en e er as or . tel gab er dem ASKO, ledIglIch 14,4 Prozent 
den . " (Abg. P ö l z :  Sie sind doch ein Super­
demagoge ! Was ist mit dem Landesverteidigungs­
ministerium ? Sagen Sie doch die volle Wahr­
heit !) , lediglich 14,4 Prozent den drei anderen 
Gruppen Union, ASVÖ und Verbandlosen. 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Der Red­
ner hat zuvor den anderen eines Mißbrauches 
geziehen. Wem soll ich also den Ordnungsruf 
erteilen ? (Rufe bei der Ö V P :  Beiden ! - Abg. 
Ing. K. H ofs t e t t e r :  Dem, der "Lüge" gesagt hat, 
natürlich !) Ich habe "Lüge" nicht gehört ! 

Abgeordneter Marwan-Schlosser (fortsetzend) ; 
Noch vor seinem Abtritt hat Herr Minister 
Probst seine Förderungsmittel 1966 einseitig 
verteilt. Ich fordere daher nunmehr den für 
die Flugsportförderung zuständigen Unter­
richtsminister auf, eine Wiedergutmachung 
für die übrigen Flugsportverbände durch­
zuführen. 

Ebenso beanstande ich, daß die Fluglehrer­
ausbildungs- und -fortbildungslehrgänge vom 
Bundesamt für Zuvilluftfahrt, also einer dem 
ehemaligen Verkehrsminister Probst unter­
stellten Behörde, statt in Zusammenarbeit mit 

Abgeordneter Melter (FPÖ) : Hohes Haus !  
Ich darf namens der freiheitlichen Fraktion 
einige Gedanken zum Vortrag bringen, die 
sich mit der Gruppe X des Haushalts­
voranschlages 1966 befassen. Ich muß mich 
dabei in erster Linie an die Erklärung der 
Regierung Klaus halten, die unter anderem 
folgendes ausführte : "Sie erachtet es aber 
als ihre besondere Aufgabe, die nachstehenden 
Probleme einer raschen, konkreten Verwirk­
lichung zuzuführen und dem Hohen Haus die 
notwendigen Regierungsvorlagen und Be­
richte ehestens zu unterbreiten." Hierauf 
wird unter Punkt 10 besonders ausgeführt, 
daß zu den dringlichen Anliegen gehören ; 
"die Sanierung der Österreichischen Bundes­
bahnen, Aufbringung zusätzlicher Investitions­
mittel für die Österreichischen Bundesbahnen 
im Jahre 1966" . 

Wenn wir heute die Ansätze des Haushalts­
voranschlages 1966 einer kritischen Betrachtung 
unterziehen, so müssen wir eindeutig fest­
stellen, daß die positiven Ausführungen der 
Regierungserklärung im Budget nicht einge­
halten wurden, sondern daß im Gegenteil ver-
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schiedene Ansätze des Jahres 1965 nunmehr 
für das Jahr 1 966 in einem wesentlich ge­
kürzten Ausmaß zum Vorschein kommen. 
Mit diesen gekürzten Mitteln kann man na­
türlich die angekündigte Regierungspolitik 
nicht erfolgreich durchführen. Wir müssen 
dies als Freiheitliche denn doch sehr, sehr 
bedauern. Wir müssen dies umsomehr be­
dauern, als die Auswirkungen insbesondere 
der geringen Investitionskredite wahrschein­
lich für größere Teile der österreichischen 
Wirtschaft besondere Nachteile mit sich brin­
gen werden. 

Wir vermissen in erster Linie in diesem 
Budget für die Bundesbahnen den Ausdruck 
eines Konzeptes, das die Volkspartei - nicht 
für die Dauer von vier Jahren Legislatur­
periode, sondern nach der Regierungserklärung 
für eine sofortige Lösung - versprochen hat. 

Wir erinnern uns noch sehr gut, daß im 
Rahmen der Koalitionsregierungen immer 
zwischen dem Bundesministerium für Verkehr 
und dem Finanzministerium bezüglich der Be­
reitstellung der notwendigen Mittel Spannungen 
bestanden haben. Wir sehen heute, daß auch 
die Einparteienregierung der ÖVP diese Dis­
krepanz zwischen den zwei Ministerien nicht 
beseitigen konnte und daß man es unterlassen 
hat, insbesondere hier Vorsorge zu treffen, 
daß das Programm der Regierung konkreti­
siert auch schon im Jahre 1966 eingeleitet und 
durchgeführt werden kann. 

Wir haben erlebt, daß die Bundesregierung 
als einzige Sofortlösung die Erhöhung ver­
schiedener Tarife vorgesehen und in Aussicht 
gestellt hat. Derartige Sofortmaßnahmen sind 
zwar sicher relativ leicht durchzuführen, aber 
sie sind keineswegs populär, dies umsoweniger, 
als nicht damit unmittelbar im Zusammenhang 
positive Anliegen zur Erledigung gelangen. 

Wir beanstanden das Fehlen von Mitteln 
für ausreichende Investitionen auf dem Ver­
kehrssektor . Wir finden, daß das Fehlen 
dieser Mittel sehr ungünstige Auswirkungen 
sowohl auf dem Verkehrssektor als auch in 
der allgemeinen Wirtschaftspolitik haben wird.  

Demgegenüber sind wir aber der Auffassung, 
daß durchaus konkret die Möglichkeiten be­
standen hätten, ganz bestimmte Maßnahmen 
einzuleiten, die dazu geeignet gewesen wären, 
einerseits Einsparungen zu ermöglichen, an­
dererseits eine zielführendere Politik auf dem 
Sektor des Verkehrswesens einzuleiten. 

Wir sehen als besondere Anliegen auf diesem 
Gebiete an, daß im Verkehrswesen die Sicher­
heitseinrichtungen besonders bevorzugt ge­
fördert ausgebaut gehören. 

Wir sind aber weiters auch der Auffassung, 
daß besonderes Augenmerk einer Beschleuni­
gung des Verkehrs zwischen Osten und Westen 

in diesel' Republik zugewendet werden muß, 
wenn man schon dafür eintritt, daß der 
Föderalismus gefördert wird. Der Föderalis­
mus hat als vVesensbestandteil auch die Not­
wendigkeit, daß eine gute Zusammenarbeit 
auf Bundesebene erfolgen können muß .  Das 
wird durch die sehr, sehr langen Verkehrswege 
zwischen Osten und Westen behindert. Wir 
sind der Auffassung, daß gerade auf dem 
Sektor der Bundesbahnen hier noch sehr viel 
getan werden muß, insbesondere wenn man 
im Auge behält, daß in absehbarer Zeit durch 
den Ausbau einer Südautobahn in der Bundes­
republik der Straßenverkehr wesentlich 
schneller zwischen Bregenz und Wien abge­
wickelt werden kann als der Bahnverkehr. 

Auf dem Gebiet der Investitionen haben 
sich heuer schon einige fühlbare Krisener­
scheinungen gezeigt, wie in erster Linie die 
schon wiederholt in der Presse angemerkten 
Einstellungen der Bauarbeiten am Bahnhof 
in Feldkireh. Dieser Bahnhof ist von besonderer 
Bedeutung für ganz Österreich, ist er doch der 
Haupteinzugsbahnhof aus dem Westen, er ist 
das Spiegelbild der Republik für die Besucher, 
die über Feldkirch nach Österreich einreisen. 
Wir sind auch der Meinung, daß gerade die 
Verzögerung beim Ausbau dieses Bauwerkes, 
das nun einmal gut begonnen worden ist, 
zu Verteuerungen führen wird. Wir sind des­
halb in diesem Zusammenhang entschlossen, 
immer wieder darauf hinzuweisen, daß nun 
mit größter Beschleunigung der Endausbau 
zu erfolgen hat, aus Gründen der Fremden­
verkehrswerbung, aus Gründen der Sicherheit 
im Zugsverkehr am Bahnhof in Feldkireh, aus 
Gründen der Entlastung des dort tätigen 
Personals und schließlich und endlich auch 
aus Gründen, die die Benützer der Bahnanlagen 
vorbringen können. 

Wenn schon vom Bahnhofausbau Feldkirch 
die Rede ist, darf ich gleich hinzufügen, daß 
auch bezüglich des Bahnhofes in Bregenz 
schon sehr viele Jahre lang Wünsche anhängig 
sind, die insbesondere den Frachtenbahnhof 
betreffen. Der Herr Bundesminister für Ver­
kehr hat sich ja anläßlich seines Besuches in 
Bregenz auch durch Augenschein mit den 
Verhältnissen auf diesem Bahnhof beschäftigt, 
auch im Zusammenhang etwa mit der viel­
umstrittenen Autobahnführung. Nun wollen 
wir hoffen, daß gerade auch durch das Ver­
kehrsressort hier gewisse positive Anregungen 
gegeben werden und daß auch die Bereitschaft 
besteht, die mißlichen Verhältnisse in abseh­
barer Zeit zu beseitigen. 

Weiters ist ein jahrelanges Anliegen der 
Vorarlbel'ger Wirtschaft und auch der Vor­
arlberger Verkehrsteilnehmer ebenso wie der 
Bediensteten im Bahnbetrieb die Erstellung 
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der Zweigeleisigkeit auf der Strecke Lauter- der Fahrplangestaltung mit mehr Nachdruck 
ach-Bludenz. Vor einigen Jahren schon hat österreichische Fremdenverkehrsinteressen 
das Ministerium begonnen, auf dieser Strecke wahrgenommen werden. 
zu arbeiten, allerdings nur von Bregenz bis Nun noch etwas zum Thema der Post- und 
Lauterach. Dieses kleine Teilstück ist fertig- Telegraphenanstalt, ein an und für sich 
gestellt und hat zu einer sehr fühlbaren Er- wirtschaftlich gesehen sehr erfreuliches Thema, 
leichterung und Entspannung beigetragen. Das- kann doch festgestellt werden, daß diese 
selbe sollte jedoch auch auf der überlasteten Post- und Telegraphenanstalt einen sehr guten 
Strecke bis Bludenz möglichst bald geschehen. Abschluß erzielen kann. In diesem Zusammen-

Das Problem der Wiener Schnellbahn und hang muß aber gleichzeitig auch darauf 
der Vorortebahn hat der Abgeordnete Probst hingewiesen werden, daß mit diesem günstigen 
schon angezogen. Ich will mich deshalb wirtschaftlichen Abschluß andere Probleme 
damit nicht weiter befassen. im Zusammenhang stehen, nämlich jene, mit 

Ein umstrittenes Thema ist die Zusammen­
legung der Tram<portbetriebe von Post und 
Bahn, nämlich die Verkehrsverbindungen zu­
sammenzulegen, daß also nicht die Bundes­
bahn einen eigenen Kraftwagendienst unter­
hält und die Post dasselbe tut. Dadurch 
kommt es zu einer sehr te uren Zweigleisigkeit, 
die der Verkehrsteilnehmer und der Steuer­
zahler zu bezahlen hat. Es besteht ein sehr 
unerwünschtes Nebeneinander von sich kon­
kurrenzierenden Bundesbetrieben, das mög­
lichst bald beseitigt werden sollte, einerseits 
deshalb, um einen Personalausgleich zu er­
leichtern, um eine doppelte Betreuung vieler 
gleicher Linien auflassen zu können, aber auch, 
um doppelte Garagen, die nebeneinander 
stehen, zusammenlegen zu können, um da­
durch ebenfalls Ersparungen zu ermöglichen. 

Im Zusammenhang mit dem Einsatz dieser 
Bahn- und Postfahrzeuge und auch vielleicht 
der Fahrzeuge des Bundesheeres muß hier 
auch der dringende Wunsch der Bundesländer 
wiederholt werden, daß die in ihrem Bereich 
stationierten Bundeskraftfahrzeuge mit dem 
Kennzeichen des entsprechenden Bundes­
landes versehen werden und daß nicht alle 
diese Fahrzeuge mit dem Wiener Kennzeichen 
fahren. (Abg. S t e in ing er: Die haben Sorgen I) 

Auf dem Sektor des Fremdenverkehrs hat 
leider die Bundesbahn insbesondere für Vor­
arlberg nicht besonders vorteilhaft gewirkt. 
Man muß im Gegenteil feststellen, daß in den 
letzten Jahren hier einige Abstriche erfolgt 
sind. Man hat für die Fremdenverkehrs­
wirtschaft Vorarlbergs sehr wesentliche Fern­
verkehrsverbindungen, insbesondere mit dem 
nordwestdeutschen und holländischen Raum, 
aufgelassen und dadurch den Besuchel'strom 
sehr stark eingeengt. Dies betrifft hauptsächlich 
den Winterreiseverkehr. Es ist unserer Auf­
fassung nach unbedingt notwendig, daß man 
einen derart wichtigen Wirtschaftskörper in 
Österreich mehr fördern und seine Interessen 
mit wesentlich mehr Nachdruck vertreten 
muß,  umsomehr dann, wenn es für die Bundes­
bahnen nicht mit besonderen Kosten verbunden 
ist. Wir melden also den Wunsch an, daß bei 

größerer Beschleunigung diesen sehr ertrag­
reichen Wirtschaftsbetrieb auszubauen und 
auszugestalten, dies umsomehr deshalb und 
dann, wenn durch diesen Ausbau auch andere 
Wirtschaftsbetriebe gefördert werden können 
und wenn durch diesen Ausbau ein noch 
stärkeres und schnelleres Ansteigen der Ein­
nahmen erwartet werden kann. 

Es ist bekannt, daß die Investitionen auf dem 
Fernsprechsektor sich in drei bis dreieinhalb 
Jahren amortisieren. Diese Tatsache läßt es 
z weifellos als berechtigt erscheinen, daß man 
nicht nur laufende Einnahmen für den weiteren 
Ausbau der Automatisierung einsetzt, son­
dern daß man auch dazu übergeht, Kreditmittel 
zusätzlich einzusetzen, um hier die Kapazität 
der Lieferindustrien auszuschöpfen, um weiters 
die Bautrupps der Post voll einsetzen zu können 
und damit auch zu erreichen, daß in sehr 
kurzer Zeit die Einnahmen weiter steigen 
werden. 

Wie dringend gerade dieser weitere Ausbau 
der Automatisierung ist, kann am Beispiel 
Vorarlbergs durch die Tatsache vor Augen 
geführt werden, daß sich dort sogar die ge­
werbliche Wirtschaft entschlossen hat, Mög­
lichkeiten zu suchen, der Post- und Tele­
graphendirektion Innsbruck Kreditmittel zur 
Verfügung zu stellen, um nur die dringendsten 
Ausbauwünsche befriedigen zu können, dies 
auch unter der Tatsache gesehen, daß die 
Wirtschaft selbst ja auch nicht überflüssige 
Mittel für ihre eigenen Investitionen verfüg­
bar hat. 

Wenn wir eine Statistik des Arbeiter­
kammertages betrachten, so ist dort festge­
halten, daß im Jahre 1962 pro 1 .000 Einwohner 
120 Telephone in Österreich im Durchschnitt 
installiert waren. Vorarlberg liegt noch weit 
hinter diesem Durchschnittssatz, so wie wieder 
Österreich hinter den entsprechenden Durch­
schnittssätzen der nordischen Staaten, der 
Schweiz und der Bundesrepublik Deutschland 
steht. In Vorarlberg gibt es nach dieser 
Statistik 15.4 79 Hauptanschlüsse. Als Ver­
gleich dazu ist bemerkenswert, daß nicht 
weniger als etwa 5.000 Anmeldungen auf Be-
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darf eines Hauptanschlusses vorliegen. Es 
darf angenommen werden, daß diese An­
meldungen sehr stark ansteigen werden, so­
bald man weiß,  daß in absehbarer Zeit Aus­
sicht besteht, diesen Anschluß auch tat­
sächlich bekommen zu können. 

Ich darf deshalb an den Herrn Bundes­
minister für Verkehr das dringende Ersuchen 
richten, diesen Wünschen der Vorarlberger 
Wirtschaft und der Vorarlberger Bevölkerung 
ein geneigtes Ohr zu schenken und auch die 
Möglichkeiten zu überprüfen, inwieweit etwa 
ein Privatkredit hier zum Einsatz kommen 
kann, um diesen Wünschen entgegenzukommen. 

Eine grundsätzliche Frage ist die des Fern­
meldegeheimnisses. Wir Freiheitlichen sind 
der Auffassung, daß dieses genauso wie das 
Briefgeheimnis im Staatsgrundgesetz ent­
sprechend verankert werden muß ,  daß dies 
möglichst bald geschehen muß und daß es 
auch geschehen kann, zumal damit zweifellos 
keine Kosten verbunden sein werden. 

Es ist erfreulich, feststellen zu können, daß 
man für den Post- und Telegraphendienst 
902 neue Bedienstete gewinnen konnte. Be­
dauerlich ist aber trotzdem noch, daß man 
immer wieder Postämter für bestimmte Zeiten 
sperrt, weil man sie nicht ausreichend besetzen 
kann. Ich darf hier den Wunsch anmelden, 
daß man diese Postämtersperre nicht gerade 
dann verfügt, wenn in dem betreffenden Gebiet 
durch die Fremdenverkehrssaison ein größerer 
Bedarf gegeben ist. 

Ein weiterer Wunsch ist der, daß das 
Zweite Österreichische Fernsehen möglichst 
bald der Bevölkerung in allen Bundesländern 
zugänglich gemacht wird und daß hier nicht 
nur ein beschränkter Kreis bevorzugt be­
liefert wird, obwohl alle die gleichen, nicht 
bescheidenen Gebühren zu bezahlen haben. 

Da bisher die Bundesregierung nicht im 
Sinne ihrer Regierungserklärung für das Ver­
kehrswesen die entsprechenden finanziellen 
Vorsorgen getroffen hat, ::lind wir Freiheitlichen 
nicht imstande, der Gruppe X des Haushalts­
voranschlages die Zustimmung zu geben. 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Ing. Hämmerle das Wort. (Zwischen­
rufe.) 

Abgeordneter Dipl . -Ing. HämmerIe (ÖVP) : 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Meine Damen 
und Herren ! Es mag Ihnen vielleicht als 
etwas anmaßend erscheinen, wenn gleich 
hintereinander von zwei verschiedenen Seiten 
heute Vorarlberger Probleme hier vorgebracht 
werden. (Abg. S t e i n i ng er: Das sind wir 
gewohnt I) Jawohl, das ist auch recht . Eine 
Rechtfertigung dafür sehe ich darin, daß 

Vorarlberg einerseits das am höchsten indu­
strialisierte Bundesland Österreichs ist, an­
dererseits eines der wichtigsten Fremden­
verkehrsgebiete darstellt und daß dieses Land 
die weitaus stärkste Bevölkerungsclynamik 
aufweist. Zwischen den Volkszählungen 1951 
und 1961 hat die Bevölkerung Vorarlbergs 
um 1 6,9 Prozent, im RheinteJ sogar um 
2 1  Prozent zugenommen, während im Ver­
gleich dazu das ganze Bundesgebiet nur eine 
Steigerung um 2 Prozent aufweist. 

Diese Tatsache veranlaßt mich, für Dinge, 
die an die Nerven der beiden Sparten Wirt­
schaft und Fremdenverkehr rühren, einige 
illustrative Zahlen zu nennen. 

Die Telephonmisere in Vorarlberg, die zum 
Teil schon von meinem Vorredner er"wähnt 
wurde, kann ich auch noch einmal mit einigen 
Zahlen besser unterstreichen. Vorarlberg war 
das erste österreichische Bundesland, in dem 
im Dezember 1954 die Vollautomatisierung 
des Telephonnetzes abgeschlossen werden 
konnte. Wir haben das dankbar zur Kenntnis 
genommen. 

Ich kann Ihnen hier vielleicht noch eine 
ganz nette historische Reminiszenz bringen. 
Es ist genau 70 Jahre früher, im Jahre 1884, 
in Dornbirn das erste Telephon der öster­
reichisch-ungarischen Monarchie eröffnet wor­
den. Zufällig . Der zweite Zufall ist, daß das 
im Büro meines Großvaters geschah durch 
Kaiser Franz Joseph. Dies nur nebenbei .  

Die Annehmlichkeiten des Selbstwählver­
kehrs, der allgemeine Wirtschaftsaufschwung 
und die Hebung des Lebensstandards haben 
zu einer sprunghaften Zunahme der Sprech­
stellen geführt. Ende 1954 waren in Vorarl­
berg 12 .758 Telephonanschlüsse registriert. 
Bis zum 3 1 .  Dezember 1965 ist die Zahl der 
Sprechstellen auf 28 .000, das ist um 1 1 9,87 Pro­
zent angestiegen. Wenn man die Landes­
hauptstädte ausklammert, steht Vorarlberg 
hinsichtlich der Spl'echstellendichte unter den 
österreichischen Bundesländern heute an erster 
Stelle. Es sind zirka 9 Sprechstellen je  
100 Einwohner. Wenn man dazu die Schweizer 
Dichte ansieht, so sieht man, daß sie dort 
ungefähr dreimal so hoch ist, was uns ungefähr 
in der Entwicklung eine Richtlinie sein kann. 

Obwohl bei der Vollautomatisierung des 
Vorarlberger Fernsprechnetzes entsprechende 
Leitungsreserven eingeplant wurden, ist unser 
Fernsprechnetz wegen der geschilderten Ent­
wicklung heute hoffnungslos überlastet. Dies 
führt dazu, daß neue Telephonanschlüsse 
nicht oder erst nach langen Wartezeiten 
genehmigt werden können. Ende 1965 warte­
ten allein in Vorarlberg 4.253 Interessenten 
auf Anschlüsse . Im gesamten Direktions­
bereich Tirol und Vorarlberg sind allein im 
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März 1966 1 268 neue Anträge gestellt worden. schnitten zu werden ; insbesondere von den 
Wegen der Überlastung des Telephonnetzes Ballungsgebieten des Hauptpotentials unseres 
werden bei uns täglich Hunderte wertvollei· Gästcstrcmes, dem Industriegebiet Rhein und 
Arbeitsstunden wegen nicht erreichbarer An- Ruhr, aus dem 80 Prozent der deutschen 
schlüsse verloren. Gäste stammen. Dabei ist noch zu erwähnen, 

Um die Telephonmisere beheben zu können, daß diese eingestellten Kurswagenverbindungen 

müßten in Vorarlberg unbedingt weitere In- fast alle ihre Endstation in Innsbruck haben 

vestitionen durchgeführt werden, für die bisher und daß damit auch der ganze Fremden­

trotz nachhaltigen Drängens des Landes und verkehr Tirols genauso in schwerste Mit­

seiner Wirtschaft die erforderlichen Mittel leidenschaft gezogen wird. 

nicht aufgebracht werden konnten. Als be- Ich kann Sie nicht mit Einzelheiten über 
sonders vordringlich bezeichnete der Präsident ein Dutzend solcher Fälle aufhalten, ich 
der Post. und Telegraphendirektion für Tirol möchte nur ersuchen, daß die zuständigen 
und Vorarlberg Dipl . -Ing. Neuhauser in seinem Stellen den Ernst dieser Lage erkennen und 
Vortrag vor der Österreichischen Verkehrs. daß nicht immer wieder nur die kleine Ausrede 
wissenschaftlichen Gesellschaft am 29. April benützt wird, daß ab und zu die Frequenz 
1966 in Bregenz die Verlegung eines Klein. dieser fremdenverkehrswichtigen Züge nicht 
tuben· Koaxialkabels zwischen Feldkirch und ausreichend sei. Ich glaube, der Ausfall, 
Dornbirn, was ungefähr mit 8 ,8  Millionen zu der dem Fremdenverkehr und damit Österreichs 
machen wäre. Im Zusammenhang mit weiteren Handelsbilanz entsteht, wenn auch einmal 
dringenden Kabelverlegungen wäre, wie Prä- einige Frequenzen nicht ausreichend sind, 
sident Neuhauser sagte, mit 22,3 Millionen wäre wesentlich größer. Und wenn man uns 
ein erstes Dringlichkeitsprogramm zu erledigen, seinerzeit in Vorarlberg andererseits vorrech. 
das die momentanen Schwierigkeiten beheben nete, daß ein Sonderzug Wien-Bregenz be­
könnte. ziehungsweise Fußach nur 600 S koste, dann 

Im Direktionsbereich Tirol und Vorarlberg wäre eine solche überschlägige Rechnung 

haben sich von 1954 bis 1965 die Betriebs- hier, glaube ich, eher am Platz. 

einnahmen auf dem Fernmeldesektor um Der Winterfremdenverkehr in Arlberg und 
390 Prozent vermehrt. Es ist somit anzu- in Tirol ist besonders davon betroffen, weil 
nehmen, daß solche Investitionen lukrativer gerade im 'Vinter die Bahn mehr benützt 
sind als alle möglichen anderen, die man sich wird als das Auto ; es ist dies übrigens ein 
denken kann . Trend, den man allmählich auch im Sommer 

Ganz kurz möchte ich auch noch das bereit� I beobachten kann. 

angeschnittene Thema der Doppelgleisigkeit Zum Schlusse kommend, will ich noch - es 
auf der Strecke Lauterach-Feldkirch-Blu- wird noch ein dritter Vorarlberger Kollege 
denz anführen. Diese Strecke ist die höchst- von der anderen Fakultät sprechen wollen, 
frequentierte Strecke in Österreich überhaupt. ich möchte ihm nicht noch die letzte Pointe 
Die Kapazitätsgrenze ist längst erreicht und wegnehmen, wie mir das im Ausschuß passiert 
in Spitzenzeiten überschritten. Das zweite ist, damals war ich der dritte - folgendes 
Gleis im Rheintal wäre auch dazu notwendig, feststellen : Die Fürsorge, die die Sozialisten 
wie schon gesagt worden ist, um ein leistungs. jetzt plötzlich für uns entdecken, wäre 
fähiges Massentransportmittel zur Bewältigung vielleicht im letzten Jahr, als das Ressort des 
des Binnenverkehrs in dem bereits zu einer Verkehrs noch Herrn Minister Probst gehörte, 
aufgelockerten Großstadt gewordenen Rheintal besser oder wirksamer angewandt gewesen, 
in Form einer Schnellbahn mit  einem starren denn damals sind die genannten Übelstände 
Fahrplan zu schaffen. teils geschaffen, teils nicht abgestellt worden. 

Das dritte Problem, das ich noch kurz 
streifen möchte, betrifft den Fremdenverkehr 
und die Einstellung der Kurswagenverbindull' 
gen. Ich weiß nicht, ob es mit einer gewissen, 
damals verständlichen Aversion gegen Vorarl­
berg zusammenhing, daß bei der Fahrplan­
erstellung 1 964/65 abermals für den Fremden­
verkehr lebenswichtige Kurswagen aus dem 
Verkehr gezogen wurden. Durch dieses 
dauernde Abbröckeln von Kurswagenverbin­
dungen gerät der Fremdenverkehr, der in 
Vorarlberg immerhin 1 , 1  Millionen an Devisen 
im Jahr einbringt, in die Gefahr, völlig von 
den internationalen Verkehrssträngen abge-

Wichtig ist mir, daß die Probleme, sei es 
von wem immer, hier im Hause deponiert 
sind, von den zuständigen Stellen ad notam 
genommen und ernsthaft behandelt werden. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Dipl. -Ing . Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Ab­
geordneten Brauneis das Wort. 

Abgeordneter Brauneis (SPÖ) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Ich bin sehr glücklich, daß der Herr Abgeord­
nete Peter in seinen Ausführungen hier eine 
so klare Sprache geführt hat. Er hat sehr klar 
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ausgedrückt, daß er kein Freund der verstaat­
lichten Industrie ist. Ich darf nur dazu sagen, 
daß sein Vorgänger im Verstaatlichungsaus­
schuß, der Herr Abgeordnete Kindl, eine ganz 
andere Meinung vertreten hat und immer 
bemüht war, bei den Ausschußsitzungen die 
Interessen der Verstaatlichten echt zu ver­
stehen und zu vertreten. (Abg. Pe t  e r :  Wir 
vertreten sie - nur von einem anderen Stand­
punkt als Sie !) 

setzt worden sind. Erst in zweiter Linie hat 
die Marshallhilfe, die wir dankbar anerkennen, 
eingesetzt, um diesen Betrieb aufzubauen. 
Wenn Sie glauben, daß der Vorstand der 
VÖEST, den ich absolut nicht zu verteidigen 
habe, weil das seine Angelegenheit ist - aber 
ich werde ihm das mitteilen, damit er die 
Möglichkeit hat, sich zu verteidigen , 
schlecht gearbeitet hat, so darf ich Ihnen sagen, 
dieser so schlechte Proporzvorstand hat es bis 
heute erreicht, daß trotz allen Schwierigkeiten 

Ich möchte nur sagen, Herr Abgeordneter in der Welt, in der Marktwirtschaft, der Be­
Peter, daß 1945 , auch 1946, in Österreich trieb zu 100 Prozent ausgelastet ist und zu 
kein Privater vorhanden war, der die verstaat- 100 Prozent ausgelastet war, als in vielen 
lichten Betrieb� hätte ausbauen und au�- Ländern dieser Welt die Kapazität der Stahl-
bauen können. SIe waren doch zum größten Tell . dustrie auf 45 Prozent abg k war . B 't 1 "  d' h M "  ht ' I  h d  fIh 

In esun en . 
Im eSI z aus an I�C .er ac e .  c �r . nen (Beifall bei der SPÖ.) Heute noch haben 
sagen, daß zum BeISpIel 1946 der amenkamsehe 1 große Industrieländer eine Ausl t ng von 
Indus�rieoffizier dem damaligen Li�zer . Bür- 65 , 70 und 75 Prozent. (Abg. ;e:e r :  Das 
germeI�ter J?r .  Koref erklär� hat - �Ie ":lssen, habe ich nie bestritten ! Die Mißwirtschaft 
daß dIe VOEST damals 1m amenkamsehen in der Führung habe ich angeprangert und zu 
Besitz gewesen ist, sie wurde nur treuhändig der Auffassung bekenne ich mich nach :.vie vor!) 
dem Staat zur Verfügung gestellt -, von dem 
er gewußt hat, daß er ein Sozialist ist : Hüten Herr Abgeordneter Peter ! Ich habe Ihnen 
Sie dieses Werk wie Ihren Auaapfel ' es wird sehr aufmerksam zugehört, und ich darf Ihnen 

b , 
der österreichischen Wirtschaft und dem sagen, ich stehe auch auf dem Standpunkt, 
österreichischen Volk noch sehr viel nützen ! daß nicht nur der Vorstand, sondern die 
Ich glaube, daß diese verstaatlichten Betriebe Teamarbeit in diesem Werk diese Leistungen 
für das österreichische Volk und die österrei- vollbracht hat, aber ohne Vorstand wäre es 
chis ehe Wirtschaft sehr viel geleistet haben. letzten Endes auch nicht möglich gewesen, 
Nehmen Sie nur die Stickstoffwerke in Linz, die Entscheidungen zu treffen ; denn die kann 
Herr Abgeordneter Peter ! (Abg. P e t e r : Ich nicht der Hilfsarbeiter, der Ingenieur oder der 
habe das nicht bestritten, daß etwas geleistet kleine Verkäufer treffen, sondern sie muß letzten 
wurde !) Wir haben die Stickstoffwerke dazu- Endes im Vorstand getroffen werden. Wir 
mal den landwirtschaftlichen Genossenschaften haben heute eine ausreichende Auslastung. 
angeboten, weil wir gemeint haben, daß die Schauen Sie nach Deutschland und anderswo 
Produktion dieses Werkes mit der ursächlichen hin, wo man sich bemüht, durch Zusammen­
Verbrauchergemeinschaft in Zusammenhang legung diese Überkapazität preislich aufzu­
kommen soll. Es wurde abgelehnt, und es fangen, und man ist zu 70, 75 und 80 Prozent 
war keine andere Möalichkeit als diesen ausgelastet. Wir sind mit unseren Anlagen, 
Betrieb zu verstaatlichen� (Abg. Pe t e r :  Wenn die wir zur Verfügung haben, noch immer voll 
dort ordentlich gearbeitet worden wäre, wäre der ausgelastet. 
Hueber heute noch Generaldirektor !) Ich darf Und nun zur "parteipolitischen Personal­
Ihnen sagen, Herr Abgeordneter Peter : Von politik", Herr Abgeordneter Peter. Ich gebe 
den Kohlenhalden in der VÖEST - 1945 waren Ihnen zu, daß im Vorstand von Ihnen niemand 
die Amerikaner die Besitzer - haben die Ar- drinnen ist ; aber wenn Sie wollen - und Sie 
beiter und Angestellten nachts Kohlen gestoh- wissen es -, kann ich Ihnen eine Liste von 
len, damit sie die Kokereibatterien warmhalten Direktoren, Betriebsleitern und höheren Be­
konnten, um einen ungeheuren Schaden zu amten geben, die Ihrer Partei angehören, 
vermeiden. Sie haben ein ungeheures Risiko die unbeschadet ihrer politischen Tätigkeit 
auf sich genommen, damit die letzten Reste bei uns arbeiten können und auch genauso 
des Betriebes, die noch intakt gewesen sind, befördert werden wie alle anderen, wenn sie 
nicht zusammengebrochen sind. (Abg. P e t er : die fachlichen Voraussetzungen erbringen. 
Die Leistungen der Beschäftigten habe ich nie Wenn Sie mir das nicht glauben, bin ich be­
in Zweifel gezogen !) reit, Herr Abgeordneter Peter, Sie in unseren 

Die VÖEST konnte nicht in erster Linie Betrieb einzuladen, damit Sie sich mit mir 
auf Grund der Marshallplan-Hilfe in Betrieb gemeinsam im Betrieb das anschauen. (Abg. 

genommen werden, sondern weil sie einen P e t e r :  Bitte um die Liste ! - Abg. Pro b s t :  

Hochofen nach Schweden verkauft hat und Nur keine Registrierung mehr !) 

die Schweden Blechlieferungen vorausbezahlt Ich darf Ihnen sagen, Herr Abgeordneter 
haben, ehe noch die Walzwerke in Gang ge- Peter : Welcher Privatbetrieb hätte in Öster-
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reich außer seinen Steuerleistungen zum Bei­
spiel 300 Millionen Schilling für die Milchstüt­
zung im Jahre 1 956 gegeben � Die verstaat­
lichte ÖMV ist eingesprungen. Welcher Privat­
betrieb hätte außer seinen Steuerleistungen 
an den Staat die Ablöselieferungen, die getätigt 
werden mußten, auf sich genommen � Zum 
Beispiel die ÖMV : 900 Millionen Schilling 
mußte sie dafür aufbringen, daß der Staat 
seinen Ablöselieferungen gerecht wird. (Abg. 
Rosa J 0 c h man n : Jetzt ist niemand da von der 
Ö VP, der das hört I) Welcher Privatbetrieb 
hätte, wenn er die Möglichkeit gehabt hätte, 
auf Grund der Marktlage billiger verkauft, 
als es die verstaatlichten Betriebe gemacht 
haben ? Ich darf Ihnen sagen : Das sind nicht 
Worte eines Sozialisten, es sind aber auch nicht 
die Worte eines Nur-Proporz-Fachmannes, 
sondern Herr Oberegger hat erklärt - wer 
Herrn Generaldirektor Oberegger kennt, muß 
zugestehen, daß er in der Fachwelt einen 
Namen hat -, daß allein in der Zeit von 
1950 bis 1960 die inländischen Eisenpreise 
gegenüber den deutschen - den damals niedrig­
sten in der Montanunion -um 1 Milliarde Schil­
ling und die Kohlenpreise nach Kriegsende 
im Vergleich zu den Weltmarktpreisen um 
3,5 Milliarden Schilling niedriger waren. Auch 
in der VÖEST war es so ähnlich. Eine Milliarde 
Schilling ! Das haben die verstaatlichten Be­
triebe auf sich genommen, um der weiter­
verarbeitenden Industrie in den schwierigen 
Zeiten Preise zur Verfügung zu stellen, die 
es ihnen ermöglichen, konkurrenzfähig zu ar­
beiten. (Abg. M e l t e r :  Wie kommt es, daß man 
aus der Schweiz billigeren VÖEST-Stahl kauft ?) 
Ja, ich darf Ihnen sagen, das ist richtig, was 
Sie sagen. Sie bekommen heute in Österreich 
Bleche und Produkte der Alpine billiger, 
als wir sie hier verkaufen können ; selbst wenn 
Sie hinaus- und hereinliefern und die Export­
vergütungen einkassieren. ( Abg. Pe t  e r :  Da 
muß I doch etwas nicht stimmen in unserer 
Wirtschaftspolitik I) 

Wenn Sie , Herr Abgeordneter Peter, zur 
Koordinierung der Verstaatlichten sprechen, 
so darf ich sagen, daß die Vorschläge der So­
zialistischen Partei und des damaligen Ressort­
ministers Dr. Pittermann die branchengleiche 
Industrie zusammenfassen wollten, welche V Of­
schläge letzten Endes aber abgelehnt wurden 
von der Österreichischen Volkspartei . Ich habe 
deshalb gesagt : Ich bin froh, daß Sie sich so 
eindeutig erklärt haben, weil sehr viele in 
der Österreichischen Volkspartei immer 
so tun, als wenn sie Freunde 
der Verstaatlichten wären, aber in 
Wirklichkeit durch eine unterschwellige 
Propaganda diesen Betrieben ungeheure 
Schwierigkeiten bereiten. (Zwischenrufe bei 
der Ö V  P.) 

Ich möchte nur ein einziges Beispiel bringen. 
(Abg. K " e mp l :  Behaupten und keine Beweise 
bringen I) Krempl ! Hier habe ich ein Rund­
schreiben der Ortsgruppe Leonding des Öster­
reichischen Wirtschaftsbundes. Hier steht : 
"Haben Sie gewußt, daß Jahr für Jahr tausend 
Millionen Schilling Zuschuß für verstaatlichte 
Betriebe von unseren Steuergeldern geleistet 
werden müssen ? Wer leitet solche Unter­
nehmungen ? Wer strebt die Verstaatlichung 
an 1 "  (Abg. P e t e r :  Schwarze und Rote 1 -
Abg. Haber l : Protestiert beim Wirlschafts­
bund !) "Sie wissen es ! man muß es nicht 
schriftlich bestätigen ! Wann haben wir es satt, 
für ,Konkursbetriebe' zu arbeiten 1" Soweit 
Ihre unterschwellige Propaganda, die so weit 
gegangen ist, daß viele Leute, die von den 
verstaatlichten Betrieben aus ins Ausland fah­
ren mußten, um Verträge abzuschließen, 
dringend notwendige Verträge, um die Beschäf­
tigung aufrechtzuerhalten, dort schief ange­
sehen wurden, weil man gesagt hat : Ihr seid 
noch auf freiem Fuß ? Ihr sitzt noch nicht 
hinter Gittern ? Was ist bei euch los ? (Abg. 
Dr. Pi t t erm a n n : Hinter Gittern sitzt nur 
der Reichmann I) 

Es ist trotzdem gelungen, diese verstaat­
lichten Industrien sehr schön auszubauen, 
wobei natürlicherweise auch, Herr Kollege 
Marwan-Schlosser, in dem einen und dem 
anderen Betrieb Schwierigkeiten sind. Aber 
diese Schwierigkeiten zu beseitigen, haben Sie 
bis heute verhindert ! Wenn Sie die Investi­
tionen, die schon mein Freund Sekanina ange­
führt hat, wirklich besehen, dann kommen Sie 
darauf, daß 85 Prozent der getätigten Investi­
tionen aus eigenem Verdienst und aus eigenen 
Arbeitsleistungen dieser Betriebe aufgebracht 
wurden. 

Herr Marwan-Schlosser ! Nur 4 Prozent dief:!er 
29 Milliarden Schilling, die man bisher inve­
stiert hat, sind vom Staat gegeben worden. 
1 1  Prozent sind aus ERP-Mitteln zugeflossen. 
Dabei muß ich Ihnen sagen, Herr Kollege 
Manvan-Schlosser, daß auch die ERP-Kredite 
zum überwiegenden Teil schon zurückgezahlt 
wurden. Ich darf Ihnen sagen, daß die Eisen­
und Stahlindustrie im vergangenen Jahr über 
13 Milliarden Schilling Umsatz gehabt hat und, 
wie schon angeführt, über 7 Milliarden Schilling 
in den Export gegangen sind . Ich darf Ihnen 
aber auch sagen, wie wichtig die Verstaatlichte 
Industrie in unserem Wirtschaftsraum ist. 
Ich nehme nur drei Betriebe heraus, es gilt 
aber für alle Betriebe das gleiche Verhältnis : 
Die Simmering-Graz-Pauker geben über 
400 Millionen Schilling Aufträge weiter an 
die andere Wirtschaft ; die VÖEST gibt in 
der Höhe von 800 Millionen Schilling Aufträge 
an die Wirtschaft weiter, und die Alpine Mon-

4 9  

11. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 33 von 126

www.parlament.gv.at



690 Na.tionalrat XI. GP. - 1 1 .  Sitzung - 16. Juni 1966 

Brauneis 

tan gibt in der Höhe von 900 Millionen Schilling 
Aufträge an die weiterverarbeitende Industrie, 
an das Gewerbe und an den Handel weiter. 

Ich darf aber auch sagen, daß die Österreichi­
sehe Volkspartei mit der Integrationspolitik 
ein böses Spiel treibt. Eine Branchenunter­
suchung der Bundeswirtschaftskammer die 
dem ÖGB zur Stellungnahme vorgelegt ,�rurde 
- und ich möchte hier ausdrücklich betonen, 
sie wurde unter dem Titel "Streng vertraulich" 
zur Durchsicht und .zur Stellungnahme über­
geben -, hat der ÖGB streng vertraulich, 
nach reiflicher Überprüfung auch mit Fach­
leuten aus verstaatlichten Betrieben, mit einer 
Studie zurückgegeben, und am nächsten 
Tag müssen wir in der Zeitung lesen : "Quer­
schüsse gegen die Interesse der Montanindustrie" ,  
"Gewerkschaftliche Stellungnahme gegen ein 
Arrangement mit der Montanunion" .  Und 
man schreibt :  "Seit langem laufen daher bereits 
ernste Verhandlungen über ein Arrangement 
der österreichischen Eisen- und Stahlindustrie 
mit der Montanunion, die nicht zuletzt 
auch das Ziel haben, die Arbeitsplätze von 
75.000 Beschäftigten im integrierten Europa 
dauernd zu sichern. Mit großer Bestürzung 
und berechtigtem Erstaunen vermerkt man 
nun in Kreisen der österreichischen Eisen- und 
Stahlindustrie eine sehr heftige, sachlich aber 
wenig fundierte Stellungnahme von gewerk­
schaftlicher Seite gegen jedes Arrangement 
mit der Montanunion. Man befürchtet, daß 
dieser unverantwortliche Querschuß die wei­
teren Verhandlungen erschweren wird und ver­
weist in Industriekreisen auf den Umstand 
daß diese gewerkschaftliche Studie, die die tat� 
sächlichen Probleme nur sehr oberflächlich 
behan�elt, nur dazu geeignet erscheint, in 
der Öffentlichkeit Mißverständnisse auszu­
lösen."  - Das in der "Internationalen Wirt­
schaft" - "Mit den Mitteilungen der Bundes­
wirtschaftskammer' , . 

Die "Presse" schreibt : "Diese Tendenz der 
Linken in Sachen Integration der Stahl­
industrie hat nun in Fachkreisen nicht wenig 
Bestürzung hervorgerufen. Gleichzeitig wird 
dort . festgehalten, daß diese Studie erstens 
nicht sehr vollständig ist und daß zweitens die 
angestellten Überlegungen keineswegs so durch­
dacht worden sind, wie es für solch eine 
grundlegende Aussage hätte der Fall sein 
müssen. "  

"Die Studie schließt an eine Branchenunter­
suchung des �eirates für Wirtschafts- und 
Sozialfragen, Arbeitsgruppe Integration, . , . 
an . Sie ergänzt in dankenswerter und auf­
schlußreicher Weise diese Branchenunter­
suchung vornehmlich durch Berücksichtigung 
der ,gegenwärtigen Marktlage am europäischen 
Stahlmarkt' , die unbestreitbar gewisse Er­
schwernisse auf dem Gemeinsamen Markt selbst 
�nd auch für ein allfälliges Arrangement 
Österreichs mit sich brachte, und zieht unter 
der Annahme, daß diese Situation weiterhin 
erhalten wird (Punkt VI/I ) ,  ihre Schlüsse." 
Sie schreiben weiter : "Bei Berücksichtigung 
dieser gegenwärtigen Marktlage und in der 
Annahme, daß diese auf längere Sicht un­
verändert bleibt, wäre es auch vom Standpunkt 
der österreichischen Eisen erzeugenden Indu­
strie sicherlich zweckmäßig, die in ihren bis­
herigen Stellungnahmen zur Erwägung ge­
stellte Vorgangsweise zur Herbeiführung eines 
Arrangements und dessen Form mit der 
Montan-Union zu überprüfen und ge­
gebenenfalls einer gewissen Modifikation zu 
unterziehen. " 

Die Linke hat eine sehr gute Arbeit ge­
leistet nach Ansicht der Fachleute, die sich im 
Fachverband zusammengesetzt haben und 
unsere Studie überprüft haben. Aber man muß 
hetzen. 

Wir sind der Meinung, daß diese verstaat­
lichte Industrie in der Richtung Integration, 
in der Erhaltung der Vollbeschäftigung wirklich 
ein Objekt sein soll, das außerhalb des politi­
schen Streites steht. Wir werden wieder einen 
Antrag einbringen, der zwar von den Frei­
heitlichen schon dezidiert abgelehnt wurde, 
aber wir hoffen, daß Sie sich das noch einmal 
reiflich überlegen, daß man die verstaatlichte 
Industrie unter den Verfassungsschutz stellt 
und der Verkauf nur mit Zweidrittelmehrheit 
beschlossen werden kann. 

Ich möchte noch zu einem Problem Stellung 
nehmen : Der Herr Bundeskanzler hat hier 
in seiner Parlamentsrede erklärt, die Dis­
kriminierung der Beamten, die Sozialisten sind, 
werde vermieden werden. Man werde sich 
bemUhen, sie, soweit sie Fachleute und keine 
Proporzkinder sind, zu belassen. Ich frage den 
Herrn Minister : Gilt das nicht für die ver­
staatlichte Industrie ? 

Der Herr Handelsminister ist eIruge Tage Ein Beschluß des AAB-Zentralausschusses 
später nach Brüssel zu Verhandlungen gefahren der VÖEST fordert praktisch einen General­
und hat auf Grund dieser Pressemeldungen direktor, der der ÖVP nahesteht, und daß 
vom Fachverband der Eisenindustrie eine die Machtsphäre und der Einflußbereich der 
Stellungnahme verlangt. Hier hat ihm nicht sozialistischen Vorstandsdirektoren und der 
die Linke, sondern der Herr Dr . Oberegger und Direktoren in den Konzernbetrieben der 
der Herr Dr. Denk eine Stellungnahme abge- VÖEST im Sinne des Wahlergebnisses vom 
geben. Hören und staunen Sie. Sie schreiben : i 6. März einzuschränken seien. 
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Ich darf Ihnen sagen : Die VÖEST, ihr Vor· Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner : Als 
stand und ihr Vorsitzender haben in den ver- nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
gangenen Jahren bewiesen, daß sie in der Lage ordneten Wodica das Wort. 
sind, diesen Betrieb zu führen, und haben damit 
unter Beweis gestellt, daß sie fachlich in der 
Lage sind, diese Aufgaben zu erfüllen. Seit 
Kriegsende wurden in der VÖEST Investi­
tionen im Ausmaß von 5598 Millionen Schilling 
vorgenommen. Wir hatten einen ERP-Kredit 
in der Höhe von 600 Millionen Schilling er­
halten. Davon sind bis auf 181 Millionen 
Schilling alle Kredite zurückbezahlt, sodaß 
wir derzeit sa.gen können : Bis jetzt sind 
541 7  Millionen Schilling aus eigenem ver­
kraftet worden. Das heißt : 97 Prozent der 
Investitionen wurden aus eigenem aufgebracht. 
Die Steuerleistungen der VÖEST betrugen 
4,2 Milliarden Schilling, und die Dividenden­
leistung dieses Betriebes betrug bis jetzt 
434 Millionen Schilling. 

Ich darf Ihnen nur einige Beträge nennen, 
die im vergangenen Jahr an Steuern abgeliefert 
wurden. Das sind nicht meine Zahlen ; im 
Zentralbetriebsrat haben wir mit unserem 
Finanzdirektor darüber gesprochen. Er hat 
uns eine genaue Aufstellung gegeben. Körper­
schaftsteuer , Vermögensteuer und Bundes­
gewerbesteuer : 300,5 Millionen (Abg . Cze t t e l :  
Marwan-Schlosser 1), Umsatzsteuer, Ausgleich­
steuer, Zölle, Ausgleichsfonds für Kinderbei­
hilfe, Kfz -Steuer, Beförderungssteuer : 251 ,7 
Millionen, Gewerbesteuer und Lohnsummen­
steuer 64,1  Millionen, Grundsteuer und Ge­
tränkesteuer 3,4 Millionen, Lohnabzugssteuern 
73,5 Millionen. Jetzt hören Sie zu : Kammer­
beiträge 1 1 ,3 Millionen Schilling ! Es ist eine sehr 
dankbare Aufgabe der Kammern, daß sie immer 
auf uns losgehen, aber unser Geld immer sehr 
treu und brav einstecken. (Abg. Wodi c a :  
Geld stinkt nicht 1) 

Meine Damen und Herren ! Die Beschäftigten 
in der verstaatlichten Industrie hätten sich 
auch von Ihnen eine bessere Unterstützung 
erwartet. Wir können für die Zukunft noch 
keine Prognosen stellen, wir hoffen, daß Sie 
endlich das verwirklichen werden, was Sie 
uns immer hier vorgesagt haben, daß Sie näm­
lich für die verstaatlichte Industrie eintreten. 

Ich möchte hier den Beschäftigten in den 
verstaatlichten Betrieben meinen Dank für 
die Arbeit aussprechen, die sie geleistet haben, 
daß sie es in einer Zeit des ungeheuren Kon­
kurrenzkampfes, einer Überkapazität bei ver­
schiedenen Produkten, die wir erzeugen, doch 
ermöglicht haben, der Konkurrenz standzu­
halten. Ich möchte ihnen auch versprechen, 
daß die Sozialistische Partei in diesem Land für 
die Verstaatlichte und für ihre Belegschaft 
trotz der geänderten politischen Verhältnisse 
zur Verfügung stehen wird. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Abgeordneter Wodica (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Die von so äußerst hohem Maß an "Toleranz" 
getragenen Ausführungen meines Abgeord­
neten-Kollegen aus Wiener Neustadt Marwan 
bewegen mich, das Wort in Sachen Rax-Werk 
noch einmal zu nehmen. 

Kollege Marwan ! Ich möchte eindeutig, 
mit aller Entschiedenheit zurückweisen, mich 
für Unwahrheiten zum Zeugen anzurufen. 
(Abg. M arwan - Sc h l o s s e r :  Wenn du es ver­
gessen hast, kann ich nichts dafür 1) Die Un­
wahrheiten, Herr Abgeordneter, haben Sie 
gesagt, und dagegen verwahre ich mich. Ich 
komme noch darauf zurück. 

Es mag vielleicht sehr publizistisch wirken, 
wenn man sich hierherstellt und mit dem Brust­
ton der Überzeugung nur auf der einen Seite 
die Schuldigen für die Schweinerei und - ich 
werde noch deutlicher - für den Skandal um 
das Rax-Werk sucht. (Abg. Ing. K. H ofs t e t t e r :  
Pittermann 1) Das ist wieder eine bewußte 
Verdrehung, Herr Ing. Hofstetter, eine Be­
hauptung, für die Sie nicht den geringsten 
Beweis liefern können. 

Es wurde hier vom Herrn Abgeordneten 
Marwan behauptet, Probst habe in einer Vor­
sprache erklärt, er könne dem Rax-Werk keine 
Waggonaufträge geben. (Abg. M arwan­
S c h l o ss e r :  Da gibt es einen Brief!) Soweit 
stimmt das, aber es wurde bewußt die Er­
gänzung verschwiegen, die Unwahrheit gesagt, 
daß Probst deswegen a.n das Rax-Werk - und 
das ist dir, Herr Abgeordneter Marwan, be­
kannt - keine Aufträge gibt, weil der Finan­
zierungsvorschlag des damaligen Verkehrs­
ministers Probst für das Waggonbauprogramm 
vom Finanzminister der Österreichischen Volks­
partei nicht genehmigt wurde. (Ruf bei der 
Ö V P :  Für Jenbach hat der Vize kanzler A uf­
träge geben können ! - Abg. Dr. Pi t t e rm a n n :  
Dafür haben der Wallnöfer und der Klaus 
interveniert !) 

Das ist nur e i n e  Unrichtigkeit .  Die zweite 
Unrichtigkeit, die hier felsenfest behauptet 
wurde, liegt darin, daß man zwar sagte : Der da­
malige Vizekanzler Pittermann wurde von dem 
Neustädter Bürgermeister zu einer Besprechung 
nach Wiener Neustadt eingeladen ! - Das 
stimmt. - Bewußt verschwiegen wurde aber, 
daß nicht nur der Vizekanzler, sondern auch der 
Herr Bundeskanzler nach Wiener Neustadt 
eingeladen wurde. (Abg. M arwan - S chlos­
s e  r :  Der zuständige Minister hieß Pittermann !) 
Bewußt verschwiegen wird, Herr Abge­
ordneter Marwan, und das halte ich für das 
Schändlichste bei einem Abgeordneten (Abg. 
Dr. Pi t t erma n n :  Aber nicht beim Marwan-
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Schlosser, da gehört es zum Charakter I) , daß es 
der Herr Bundeskanzler war, Herr Abgeord­
neter Marwan, der den Wunsch geäußert hat, 
diese von den Neustädtern in Wiener Neustadt 
gewünschte Besprechung nach Wien in das 
Bundeskanzleramt zu verlegen. (Abg. M ar­
w a n - S c h l o s s e r :  Das war erst eine Woche 
später, Herr W odica !) Auch das hätten Sie 
sagen müssen. 

Ich könnte dem Herrn Abgeordneten Mar­
wan, der da geglaubt hat, ich hätte einiges 
nicht im Kopf (Abg. Dr . P i t t e r m a n n: 

hat, stellt man das halt dann anders hin. 
(Abg. Dr. P i t t e r m a n n: Er ist weggegangen !  
- Abg. M o s e r: ·  Das hält nicht einmal ein 
W ithalm aus I) 

Man redet auch daran vorbei, daß es im 
Fünfzehnerausschuß die ÖVP-Fraktion war, 
die auf den Verkauf des Rax-Werkes an 
Pölzl drängte. (Ruf bei der Ö V P: Der Pitter­
mann hat den Verkauf vorgeschlagen ! - Abg. 
S e ka n i n a: Vorgeschlagen hat es der Zach 1 -
Abg. Dr. P i t t e r m a n n: Nur det· Zach und Ihre 
Fraktion waren für Pölzl l) Das muß hier 
einmal klar und deutlich festgestellt werden. 
(Ruf bei der Ö V  P: Ihr wart nur für die Italie­
ner I) Meine Damen und Herren ! Auf den 
äußerst geistreichen Zwischenruf: "Nur für 
die Italiener !"  sage ich Ihnen : Die öster­
reichischen Arbeiter hätten es vorgezogen, 
bei einem Italiener zu arbeiten als bei einem 
Kommerzialra t Pölzl, der seine Versprechungen 
nicht gehalten hat. (Ruf bei der Ö V  P: Also 
doch ans Ausland verscheppern I) 

Sie hat nicht stattgefunden, er hat auf sie keinen 
Wert gelegt !) , hier einen von ihm geschriebenen 
Artikel verlesen, wo er, des Jubels voll, sich 
förmlich überschluckt in einem Loblied über 
die vom Herrn Generaldirektor Rieger seligen 
Andenkens in Wiener Neustadt unternom­
menen Versuche, eine Flugzeugproduktion 
aufzubauen. (Abg. Mar w a n - Sch loss e r: Er 
hat es wenigstens versucht 1 Ihr habt es nicht 
einmal versucht I) Sein Nachfolger, der Herr 
Generaldirektor Zach, hat dem Abgeordneten 

Und wenn Sie wissen wollen, wer für die Marwan und mir gemeinsam diese kost-
spieligen Bastelversuche als lächerlich und Katastrophe im Rax-Werk verantwortlich ist, 

unverantwortlich hingestellt. (Abg. M arwan- dann sage ich : Alleinverantwortlich für diesen 

S c h l o s s e r: Eut'e Presse hat nicht geschrieben, Zustand (Abg. G l a s e r: . . .  ist der zuständige 
daß es gut war, die Versuche zu machen ? Minister !) sind die unfähigen Generaldirek­

Dann erzählt das auch ! _ Abg. H o rr: Nein ! _ toren der SGP Zach und Riegel'. Ich trete 

Abg. M a r w an - S c h l os s e r: Nein _ nicht ?) gerne dafür den Beweis an. (Abg. M a r w a n­
Ein kostspieliger Bastelversuch, der die Repu- Schlosser :  Ihnen politische Aufträge geben und 
blik Österreich - ich habe das gestern hier dann nichtsfür sie tun I) Dann frage ich, wer den 

schon gesagt, und ich wollte es absolut heute politischen Auftrag gegeben hat, Herr Marwan, 

nicht mehr wiederholen _ 40 Millionen daß die 40 Tiefladewaggons für die Panzer 

Schilling gekostet hat und (Abg. K o n i r: des Ministers Prader, die dort schon in Arbeit 

Der erste Flug brachte zwei Tote I) bedauer- waren, trotzdem vom Rax-Werk weggekom­

licherweise mit dem ersten Prototypflugzeug men sind. Ich frage Sie, wer den politischen 

auch zwei Todesopfer nach sich zog. (Abg. Auftrag gegeben hat, daß die 80 Waggons, 

Rosa J o c h m a n n: Eben 1 Ist der Versuch das vierachsige Sonderwaggons der ÖMV, die für 
das Rax-Werk gedacht waren, nicht an das wert ?) 
R W k b d '  d S S ' 

P'tte b k '  G ld f" d R ax- er gege en wor en sm . agen le I rmann ge e eIn e ur as ax- . . . . 
Werk, erklärte der Herr Abgeordnete Marwan- mIr, wer dIesen polItIschen Auftrag gegeben 

Schlosser. (Abg . Mar w a n - S c h l o s s e r: Ich h�t !  (Abg. Rosa J o c h m an n: Das kann er 
habe gesagt: für die strukturpolitische Lösung ! l n�cht
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S h S' d t ' d G ld' kt Z h . (Ab ' . 1 e en Ie, or Ist er enera Ire or ac serVIert. g. Dr. P z t t e r m a n n: Er zst aUClt 
h Ih d S h ld' ein Prototyp I) Ja. (Abg. Li b a l: Marwan- auc von nen er c u Ige . 

"Luft"-Schlosser ! - Heiterkeit.) Ich kann noch einige andere Tatsachen 
Es ist aber dem Herrn Abgeordneten Marwan erzählen, die nicht sehr angenehm sein wer­

genauso wie dem ganzen Hause bekannt, den (Abg. Cz e t t e l: Schadet nichts, nur heraus 
daß der Herr Finanzminister Schmitz, der damit ! - Abg. Dr. P i t t e rm a n n: Nur tolerant !) 
bekanntlich kein Sozialist ist, erklärte, der und die ich Ihnen gerne erspart hätte . Ich 
ganzen SG P so lange kein Geld mehr zu werde halt wahrscheinlich auch den Bogen der 
geben, bis das Rax-'Verk aus dem Verband Toleranz ein wenig überspannen müssen, 
der SG P herausgelöst ist . So betrachtet, gezwungen durch die sehr provokante Rede 
sieht die Sache ein klein wenig anders aus .  des Herrn Abgeordneten Marwan. 
Aber bei einem übertriebenen Maß an Toleranz, Herr Abgeordneter Marwan ! Wenn du den 
die gestern Ihr Klubobmann hier gefordert Mut gehabt hättest, diese deine heutige Rede 
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zu dem Zeitpunkt im Rax-Werk zu halten, 
als nur sozialistische Minister und Abgeordnete 
den Mut hatten, in dieses Werk zu gehen, 
dann könntest du mir wirklich imponieren. 
Damals hast du es vorgezogen, weit weg­
zugehen, du hast es einmal vorgezogen (Abg. 
Marwa n - Sc h l osser: Wie oft war ich dort ?) , 
eine Rede für das Rax-Werk in diesem Hause 
deinen Kollegen Gram lesen zu lassen, weil 
du lieber nach Polen gefahren bist. (Hört ! 
Hört !-Rufe bei der SPÖ. - Abg. G la s e r: 
Wie oft war Dr. Pittermann dort ?) Sie lernen 
erst Toleranz, dann rede ich wieder mit 
Ihnen. (Abg. W e i lc h art: Wieder so ein Ost­
anfälliger im Haus !) 

Herr Abgeordneter Glaser ! Trotz 
Ihres Nachholbedarfes an Toleranz, sage 
ich Ihnen : Pittermann kennt das Rax­
Werk von innen, Sie kennen es nicht einmal 
von außen. (Abg .  G l a s e r: Ich frage: Wie 
oft war er dort ? - Abg. Dr. P i t t e r m a n n: 
Öfter als Sie glauben ! - Abg.  G l a s e r: Das ist 
eine billige Antwort I) Aber eine Tatsache,  
diese Tatsache können Sie gar nicht aufweisen. 
(Abg. Rosa J o chmann: Er weiß alles 1 -
Abg. G l a s e r: Ein bisserl was habe ich von 
Ihnen schon gelernt ! - Abg. Rosa J o c h m a n n: 
I eh habe mich noch nie für gescheit gehalten, 
Sie sich aber schon !) 

Meine Damen und Herren ! Man versteht 
manches, und ich sage nur folgendes : Die 
verstaatlichte Industrie hat einen einzigen 
(Abg. S e lc a n i n a: Kollege Glaser, wo ist der 
Charme ? - Abg. Rosa J o c h m a n n: Er hat 
nie einen gehabt, er kann keinen verlieren I) 
Herr Präsident, darf ich vielleicht weiter­
reden � 

Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner : Ja, wenn 
Sie die Abgeordneten der eigenen Fraktion 
aufha.Iten, kann ich sehr schwer etwas dagegen 
tun. (Allgemeine Heitedceit .) 

Abgeordneter Wodica (fortsetzend) : Das ist 
Toleranz, die müssen Sie erst lernen. (Beifall 
bei der SPÖ und bei Abgeordneten der Ö V  P.) 
Nehmen Sie sich ein Beispiel an unserem 
Herrn Präsidenten. Meine sehr verehrten 
Damen und Herren ! Ist es nicht interessant, 
wenn gegen den einstigen Generaldirektor 
Rieger der SGP. der Bundesvorstandsmitglied 
des AAB war, schon ein Verfahren wegen 
fahrlässiger Krida eingeleitet worden ist 1 Das 
ist schon ein Beweis für meine Behauptung, 
daß die Schuld an der Krise des Rax-Werkes 
nur die ÖVP-Generaldirektoren trifft. Dieses 
Verfahren war dann Druckmittel genug, daß 
damals der Finanzminister unter der V oraus­
setzung, daß die Anklage zurückgezogen wird, 
weitere Geldmittel für die SGP zur Verfügung 
gestellt hat. Darüber - und da s weiß der 
Herr Abgeordnete Marwan - kein Wort ! 

Reden wir von etwas anderem : Pittermann 
ist schuld ! - Das ist eine banal-einfache Be­
hauptung. Wenn man sie oft genug erzählt, 
gibt es vielleicht Dumme, die das glauben. 
Aber Pittermann kann gar nichts machen, 
und es ist dir auch bekannt, Herr Abgeordneter 
Marwan, daß er in der Verstaatlichten nur 
dann etwas machen konnte, wenn im Fünf­
zehnerausschuß Einstimmigkeit herrschte . Und 
im Fünfzehnerausschuß war leider die Ein­
stimmigkeit nicht erreichbar. (Abg. G r a m: 
Herr Kollege 1 Darf ich nur eines sagen ?) 
Gerne. (Abg. G ra m: Wir haben vier Vorstands­
mitglieder, und nur einer ist verantwortlich 1 
Wozu zahlen wir die anderen drei ?) Ich habe 
gar nichts dagegen, wenn wir draufkommen, 
daß die anderen drei unnötig sind : Schickt 
sie heim ! Wenn ein Tüchtiger das macht, 
geht es ohne weiteres. (Beifall bei der SPÖ.j 

'Wenn Sie aber heute Pittermann schuldig 
werden lassen, der nichts machen konnte, 
außer wenn im Fünfzehnerausschuß Ein­
stimmigkeit erzielt wurde, was dem Herrn 
Abgeordneten Marwan nicht unbekannt war, 
ist es im Vorstand wesentlich anders. Er 
setzt sich ja - das wisHen Sie auch - 2 : 2 zu­
sammen, nur daß der Generaldirektor sein 
Dirimierungsrecht hat. Niemand hätte Ihre 
Generaldirektoren in der SGP aufgehalten, 
ein vernünftiges Produktionsprogramm hin­
zulegen. 

Man sieht immer deutlicher : Die Ver­
staatlichte hat nur einen einzigen Schönheits­
fehler nach Auffassung der Damen und Herren 
von der Rechten : daß sie bisher unter einem 
roten Minister gestanden ist. Ich bin gespannt, 
meine sehr verehrten Herrschaften von der 
ÖVP, ob nach so langem Regieren eines ÖVP­
Ministers über die Verstaatlichte über sie 
noch ebensoviel Erfreuliches zu sagen sein 
wird, wie es gerade mein Vorredner, der Be­
triebsrat der VÖEST. Brauneis, hier tun 
konnte. 

Ziehen Sie in Betracht, daß die USIA 
unseligen Angedenkens die Rax-Werke der 
Republik Österreich mit einem Schuldenstand 
von höchstens 15 Millionen Schilling, aber mit 
einem Auftrag an Arbeit für ein ganzes Jahr 
und mit einem reich sortierten Materiallager 
übergeben haben ! Vielleicht begreifen Sie 
dann die Verantwortungslosigkeit der ÖVP­
Generaldirektoren, die aus diesem gesunden, 
lebensfähigen Betrieb innerhalb von 15 Jahren 
ein bankrottes Unternehmen gemacht haben, 
wobei man noch gar nicht sagen kann, ob die 
zahlenmäßigen Berichte überhaupt einer harten 
Überprüfung standhalten. 

Beamte des ehemaBgen Rax-Werkes stellen 
das auch heute noch in Abrede und erklären, 
dem Rax-\Verk wurden Belastungen auferlegt, 
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die diesem nie zugekommen sind. Es ist doch 
eine Unverantwortlichkeit eines General­
direktors, mit den bescheidenen Investitions­
mitteln Fehlinvestitionen zu tätigen. Nur ein 
Beispiel : In das Rax-Werk wurde eine Ma­
schine eingestellt, die 1 Million Schilling 
kostete und für die bis heute noch nicht eine 
Stunde Arbeit vorhanden war . Sagen Sie 
vielleicht auch : Dafür ist Pittermann ver­
antwortlich ? (Abg. Gram: Der Vorstand !) 
Oder zeigt es nicht von gen au derselben Un­
verantwortlichkeit, wenn man weiß, daß das 
Rax-Werk auf höheren Wunsch gesperrt werden 
muß, und man trotzdem noch eine neue 
mechanische Halle errichtet ? Es zeigt von 
der gleichen Konzeptlosigkeit in unserer öster­
reichischen Gesamtwirtschaft, daß man ruhig 
zusieht, daß in Jenbach in Tirol eine neue 
Waggonfabrik gebaut wird unter Zuhilfenahme 
gewaltiger Investitionsmittel, während hier . . . 
(Abg. Dr. Gorbach: Herr Probst !) Dafür 
ist nicht der Verkehrsminister verantwortlich. 
Sehr verehrter Kollege Marwan, dafür sind 
Leute Ihrer Partei verantwortlich, die deshalb, 
so scheint es mir, weil für diesen Betrieb . . . 
(Zwischenrufe des Abg. Ma rwan-Schloss er .) 
Ja, du glaubst, schreien kannst halt nur du, 
weil du einmal Werkmajor warst ; i ch habe 
es halt nie so weit gebracht, entschuldige 
schon ; aber hier in diesem Haus habe ich das 
gleiche Recht wie du, und wenn du nur a bisserl 
a G'spür für Toleranz hätt'st, so würdest 

. du mir das ohne ·weiteres zubilligen. Den 
Zwischenruf hättest du dir können ruhig 
denken. (Ruf bei der 0 V P: Ich war auch 
Obergefreiter ! - Abg. Dr. P i t t e rmann: Oh, das 
ist gefährlich !) 

Im Fünfzehnerausschuß,  meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren - und das scheint 
mir auch sehr wichtig, denn wenn es nicht 
besonders wichtig wäre, hätte es nicht der 
Herr Abgeordnete Marwan bewußt ver­
schwiegen -, drängten die Mitglieder der 
ÖVP - ich habe das schon gesagt - für den 
Verkauf der Rax-Werke an Pölzl.  Der vor 
dem Bundeskanzler über einstimmigen Vor­
schlag der Bundesregierung, Herr Abgeordne-
ter Marwan, und alles andere ist 
bewußte Lüge (Zwischenrufe.) Alles 
andere ist bewußte Lüge. Über ein­
stimmigen Vorschlag der Bundesregierung 
drängten dann die Mitglieder im Fünfzehner­
ausschuß auf den Verkauf der Rax-Werke 
um 30 Millionen Schilling. Der Herr Kom­
merzialrat Pölzl - und das ist scheinbar ein 
besonders leuchtendes Beispiel der Privat­
initiative - war ohne weiteres bereit, vor dem 
Bundeskanzler und Vizekanzler, und auch der 
Abgeordnete Marwan war dabei , zu erklären : 
Ich bin bereit, sofort die gesamte Belegschaft 
mit den gesamten sozialen Errungenschaften 

zu übernehmen, um dann kurze Zeit später 
zu erklären : Der Vertrag ist für mich ungültig ! 
Wer ist für diesen Verkaufsvertrag verant­
wortlich, der so stümperhaft aufgestellt wurde, 
daß jetzt der Herr Kommerzialrat Pölzl sagen 
konnte, den Vertrag betrachte ich als null und 
nichtig ? (Zwischenrufe bei der 0 V P.) 

Die Leidtragenden waren die Arbeiter und 
Angestellten des Rax-Werkes. Die Leid­
tragende ist die Stadt Wiener Neustadt, leid­
tragend ist die Republik Österreich . Meine 
Herren von der Österreichischen V �lkspartei, 
wenn Sie wirklich noch der Überzeugung sind, 
daß die Schuldigen hier zu suchen sind - Sie 
haben alle Möglichkeit, innerhalb kürzester 
Zeit hier Besseres zu zeigen, wir lassen uns 
überraschen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Krempl das Wort. ( Rufe : 
Oje ! - Abg. W e i khart: Marwan-Schlo8ser 
am Boden zerstört ! - Gegenruf bei der Ö V  P: 
Den Eind1'uck habe ich nicht, Herr Kollege ! -
Ruf: Die Geschmäcker sind verschieden !) 

Abgeordneter Krempl (ÖVP) : Herr Präsi­
dent ! Meine Damen und Herren ! Wenn heute 
in Zusammenhang mit den Problemen der ver­
staatlichten Industrie in diesem Hause schon 
die Wogen hochgegangen sind und von links 
und rechts Kritik über diese ganze Problematik 
entstanden ist, dann glaube ich, doch deswegen, 
weil an uns alle die große Frage gerichtet wird, 
wie wir in Zukunft diese Betriebe verwalten 
sollen und wie diese Betriebe in Zukunft 
geführt werden sollen, damit sie für die schwere 
Zeit, die am wirtschaftlichen Sektor vor uns 
liegt, gerüstet sind, damit sie gegenüber der 
ausländischen Konkurrenz standhalten können. 
Das sind, glaube ich, die wichtigsten Fragen, 
die an uns gerichtet werden, und diese werden 
von 124.000 Arbeitern und Angestellten aus 
der verstaatlichten Industrie an uns gestellt. 

Es ist ja in den Jahren der Koalitionsre­
gierung sehr viel liegengeblieben, was so 
dringend hätte erledigt werden müssen, und 
man ist im Laufe der Zeit über die bisher 
ungelösten Probleme der österreichischen 
Wirtschaftspolitik und der österreichischen 
Innenpolitik vielleicht zu dem Entschluß ge­
kommen, daß es ohnehin auch so gehen könne. 

Seit dem 6. März ist es nun Gott sei Dank 
anders geworden. Kanzler Klaus sagte in 
seiner Regierungserklärung : Wir wollen dem 
ganzen Staat dienen und wir nehmen die Ver­
pflichtung auf uns, eine Politik für alle Öster­
reicher zu betreiben. (Ruf bei der SpO: 
Das merken wir schon !) Im Sinne dieser 
Regierungserklärung hat man nun endlich auch 
das Wohnungsproblem angefaßt, und man ist 
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dabei, für die jungen Familien Wohnraum zu 
8chaffen, man ist dabei, von der Objekt- zur 
Subjektförderung überzugehen, man hat auch 
ganz konkret das Problem des Rundfunk- und 
Fernsehen-Volksbegehrens in Angriff ge­
nommen, und es wird demnächst einer Lösung 
zugeführt werden. (Zwischenrufe.) Und man 
hat auch von seiten der Österreichischen 
Volkspartei Gott sei Dank nun den 
Fragenkomplex der gesamten verstaatlichten 
Industrie in Angriff genommen (anhaltende 
Zwischenrufe) , damit auch dieser Fragen­
komplex, was seine Neuordnung, seine Ko­
ordinierung und seine Reorganisation anbe­
langt, endlich einer Lösung zugeführt werden 
kann. 

Wenn die Kollegen der sozialistischen 
Fraktion hier sagen, es müsse gefordert werden 
und es tloll geschehen und es müßte so und so 
sein, dann können wir, meine sehr geehrten 
Kollegen, bereits mit konkreten Tatsachen, mit 
konkreten Plänen aufwarten (Zwischenrufe -
Abg.  W e i k h art: Die Mi neralölsteuererhöhung , 
konkret I) , und wir werden sie auch, soweit es 
in unserer Macht liegt, erfüllen. 

Die Neuordnung der verstaatlichten In­
dustrie wird die Möglichkeit beinhalten, die 
wirtschaftlich notwendige Koordinierung der 
branchengleichen Betriebe durchzuführen . Es 
ist hier im Hause schon einmal von einem 
Kollegen der sozialistischen Fraktion da von 
gesprochen worden. Damit soll ein optimaler 
Einsatz der vorhandenen Investitionsmittel 
gewährleistet werden. Es werden aber auch 
durch eine zweckmäßige Produktionsab. 
stimmung - höre mir gut zu, Kollege Braun­
eis - Überkapazitäten vermieden werden 
können, die sehr große Kosten verursachen. 
Die Neuordnung der verstaatlichten Industrie 
muß aber auch die Garantie bieten, daß 
wirtschaftliche . . .  (Abg. B r a u n e i s  : Gestatte 
einen Zwischenruf: Ich habe jetzt zugehört, 
aber warum wart ihr bis jetzt gegen die wirt­
schaftliche Konzeption ?) Nein, wir sind nicht 
dagegen, wir sind gegen sogenannte Kombinate, 
wie es im Osten und in den kommunistischen 
Ländern ist. ( Zwischenruf: Was heißt das ?) 
Wir sind aber für die Koordinierung - ich habe 
es ausdrücklich hier gesagt (Abg. Braune is: 
Warum nicht so, wie es in Belgien und Frank-
1·eich gemacht wird ? Ihr waTt dagegen !) -
der branchengleichen Betriebe, so habe ich 
mich ausgedrückt, glaube ich. So wortwörtlich. 
Die Neuordnung muß aber auch die Garantie 
bieten, daß wirtschaftliche und strukturell 
bedingte Umschichtungen im Interesse der 
Erhaltung der Arbeitsplätze durchgeführt wer­
den können. 

Die Reorganisation müßte es den Betrieben 
ermöglichen, die notwendigen Investitionen 

auf dem Kapitalmarkt zu finanzieren, weil 
erfahrungsgemäß weder die Budgetmittel noch 
die Eigenmittel dazu ausreichen, um diesen 
Aufgaben gerecht zu werden. 

Schließlich und endlich muß die Neuordnung 
die größtmögliche Gewähr dafür bieten 
- und da bin ich mit Ihnen wieder vollkommen 
einer Meinung, obwohl ich diese Ausdrücke, die 
Sie heute dafür gebraucht haben, in früheren 
Budgetdebatten von Ihrer Seite nie gehört 
habe -, daß die verstaatlichten Unter­
nehmungen von den ·wirtschaftlichen Wechsel­
fällen, die Wahlen immer mit sich bringen, 
herausgehalten und verschont bleiben. Immer 
wieder als politisches Wechselgeld betrachtet 
zu werden, ist meiner Meinung nach für unsere 
Industrieunternehmungen kein angenehmer 
Zustand und vor allem für das Geschäft der 
Unternehmungen nicht zuträglich. 

Entgegen der bisherigen Gepflogenheit der 
Sektion IV unter dem Herrn Vizekanzler 
Pittermann hat die neue Sektion V des Bundes­
ministeriums für Verkehr und verstaatlichte 
Unternehmungen in Anbetracht der volks­
wirtschaftlichen Bedeutung dieser Unterneh ­
mungen aus rein wirtschaftlichen Gründen 
nur ein Ziel zu verfolgen, nämlich die Unter­
nehmungen zu stärken und zu sichern. Denn 
nur dann, wenn sie wirtschaftlich und rentabel 
arbeiten, sind die Arbeitsplätze tatsächlich 
gesichert, und die verstaatlichte Industrie 
wird mit ihrem Anteil von rund 20 Prozent 
an der gesamten österreichischen Industrie­
kapazität ein wichtiger und wertvoller Bestand­
teil der österreichischen Wirtschaft bleiben. 

Die Probleme, die in der verstaatlichten 
Industrie zu lösen sind , sind nicht gerade 
klein, aber wir von der Österreichischen Volks­
partei, vor allen Dingen wir vom Österreichi­
schen Arbeiter- und Angestelltenbund, sind 
der Meinung, daß gerade auf diesem Gebiet 
jetzt die Zeit reif ist für konstruktive Lösungen. 
(Zwischenrufe bei der S PÖ.) 

Ich darf nun an erste Stelle die Kohlenfrage 
stellen, ein Problem, das dringend einer 
Lösung bedarf. Die schwierige Lage der 
Kohlenbergbaue führt uns wieder einmal 
eindringlich den Strukturwandel der öster­
reichischen Energiewirt.schaft im gesamten ge­
sehen vor Augen. Diese Strukturwanc1lungen 
zeigen sich in einer rapiden Abnahme des 
Anteiles der Kohle am Energieverhrauch und 
dementsprechend in einer starken Zunahme des 
Verbrauchs anderer Energieträger, vor allem 
von Erdöl und von Erdgas. So ging in den 
Jahren 1 950 bis 1964 der Anteil der Kohle 
am gesamten österreichischen Energiever­
brauch von 71 Prozent auf 37 Prozent zurück, 
während das Erdöl seinen Anteil von 8 Prozent 
auf 32 Prozent steigern konnte. Dabei ist 
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dieser Umschichtungsprozeß bei weitem noch 
nicht abgeschlossen. Das Österreichische In­
stitut für Wirtschaftsforschung schätzt, daß in 
den nächsten Jahren der gesamte Energie­
verbrauch jährlich um zirka 4 Prozent wachsen 
wird, während die Kohlennachfrage jährlich 
um 3 Prozent zurückgehen wird. In den 
nächsten zehn Jahren dürfte also der Markt­
anteil der Kohle weiter auf zirka 25 Prozent 
ab sinken. 

Mit diesen Verlagerungen von Kohle auf 
andere Energieträger steht Österreich nicht 
allein. Auf die Gründe, wieso die Industrie Öl 
und Erdgas vorzieht, die Bahn den Betrieb 
elektrifiziert und auch in den Haushalten sich 
Gas, Strom und Heizöl immer mehr durch­
setzen, brauche ich hier nicht näher einzu­
gehen. Fest steht jedenfalls, daß die Wirt­
schaftspolitik die Konsequenzen aus dieser 
Entwicklung ziehen muß.  

Ich muß in , diesem Zusammenhang daher 
nochmals das dringende Ersuchen an die damit 
befaßten Ressorts richten, so rasch wie möglich 
den Energieplan fertigzustellen. Aber auch 
ein modernes Arbeitsmarktgesetz (Zwischen­
rufe) , welches den strukturellen Umschich­
tungen notwendigerweise Rechnung tragen 
muß, darf hier ebenso dringend urgiert werden, 
(Ruf bei der Sp(j : Vor kurzem haben Sie noch 
behauptet, der Herr Vize kanzler hätte schon 
einen Energieplan ! - Ruf bei der (j V P :  Das 
hat kein Mensch behauptet, das ist ja nicht 
wahr !) 

Wer behauptet das ? (Zwischenrufe. -
Ruf : Es ist behauptet worden !) Aber Herr 
Kollege, schauen Sie (Zwischenrufe) - nein, 
der hat sich nicht geirrt -, ich habe hier das 
Elaborat noch da liegen, was behauptet und 
was gesprochen wurde, weil ich mich sehr genau 
an die Debatte über Tauchen erinnern kann, 
die hier abgehalten wurde. Hier wurde ganz 
anders gesprochen, mein lieber Freund. 
( Zwischenrufe.) 

Die Arbeiter und Angestellten trifft an 
diesem Problem keine Sehuld, vor allen Dingen 
nicht an der strukturellen Krise der Kohle. 
Daher darf man keine Lösungen vorbereiten, 
die allein den wirtschaftlichen Notwendig­
keiten Rechnung tragen, es muß auch die 
Vielfalt der damit zusammenhängenden 
menschlichen Sorgen gelöst werden. Die Berg­
leute wollen endlich wissen, welche Vorstel­
lungen die Regierung über die weitere Zukunft 
des Kohlenbergbaues hat. 

Ich möchte aber nicht verabsäumen, auf 
die Situation der österreichischen Stahl- und 
Eisenindustrie hinzuweisen. Die Eisen- und 
Stahlindustrie gehört in Österreich zu den 
wichtigsten Wirtschaftsunternehmungen, die 
in den fünfziger Jahren des raschen Wirtschafts-

aufschwunges erheblich und entscheidend zum 
raschen Wachstum der gesamten österreichi­
schen Wirtschaft beigetragen haben. Liest man 
aber die Wirtschaftsteile ernst zu nehmender 
Zeitungen und die Fachpublikationen, so kann 
man daraus entnehmen, daß, international 
gesehen, die Eisen- und Stahlindustrie zu 
einem eher stagnierenden Industriebereich 
gehört. Die Preise sinken, und das Wachstum 
der Produktion wird langsamer. In vielen 
europäischen Staaten überlegt man sich Maß­
nahmen, wie man die Eisen- und Stahlindustrie 
sichern könnte. 

Auch in Österreich sollte man daher diese 
wichtigsten Fragen der Eisen- und Stahl­
industrie nicht aus dem Auge verlieren und 
sehr genau die internationalen Entwicklungen 
verfolgen. Die Eisen- und Stahlindustrie wird 
immer ein so entscheidender Zweig unserer 
österreichischen Volkswirtschaft sein und blei­
ben, daß unter allen Umständen getrachtet 
werden muß, ihre Ertragskraft und Absatz­
lage zu sichern. Es darf vor allem eines nicht 
übersehen werden, daß die österreichische 
Eisen- und Stahlindustrie 1965 Exporte in der 
Höhe von 7 Milliarden Schilling durchgeführt 
hat. 

Erlauben Sie mir nun, Hohes Haus, meine 
Damen und Herren, zu einer auch für die ver­
staatlichte Wirtschaft, aber auch die gesamte 
österreichische Wirtschaft sehr ernsten Frage 
Stellung zu nehmen. Die Entwicklung des 
Preis- und Lohngefüges hat in letzter Zeit 
Grund zu überaus ernster Besorgnis gegeben. , 
Die österreichischen Arbeitnehmer sind vor 
allem an der Sicherung ihres Lebensstandards 
und an der Vollbeschäftigung interessiert. Hier 
soll ausdrücklich eines festgestellt werden : 
In einer dynamischen Wirtschaft sind Lohn­
und Gehaltserhöhungen eine absolute Not­
wendigkeit, um das Gleichgewicht in der Wirt­
schaft zu halten, aber auch die Arbeiter und 
Angestellten wissen, daß es sehr schwierig ist, 
das richtige Maß dieser Lohn- und Gehalts­
erhöhungen zu treffen. 

Die Arbeitnehmer, Arbeiter und Ange­
stellten der österreichischen Wirtschaft sind 
auf Grund ihrer Zahl die stärkste Wirtschafts­
macht in Österreich, und es ist unbestritten, 
daß daher der Lohnpolitik eine ganz zentrale 
Bedeutung für die Zukunft der gesamten 
Volkswirtschaft zukommt. Die Lohnpolitik 
rührt gewissermaßen am Lebensnerv jeder 
Wirtschaft, und die für die Lohnpolitik Ver­
antwortlichen tragen entscheidend dazu bei , 
wie sich der gesamtwirtschaftliche Prozeß 
gestaltet. ( Ruf: Die für die Preispolitik !) Aber 
die Lohnpolitik - lassen Sie sich ein bisserl 
Zeit - ist nicht isoliert zu betrachten, sondern 
muß auch im Zusammenhang mit der Preis­
entwicklung gesehen werden. 
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Eine verantwortungs bewußte Lohnpolitik 
kann nur gefordert werden, wenn auch die 
Preisentwicklung unter Kontrolle gehalten 
wird. Kein ernst zu nehmender Wirtschafts­
fachmann leugnet, daß Preise und Löhne im 
Zusammenhang stehen. Zu meistern sind aber 
diese Probleme, die für die Wirtschaft eines 
Landes von entscheidender Bedeutung sind, 
nur dann, wenn Regierung und Sozialpartner 
echt und vernünftig miteinander zusammen­
arbeiten. (Präsident W a l l n e r  übernimmt den 
Vorsitz.) 

Eines aber sei festgehalten : In einer mo­
dernen und hochentwickelten Industriewirt­
schaft ist es ein gefährliches Spiel, die Lohn­
politik nur unter politischen Gesichtspunkten 
zu sehen. (Ruf bei der S PÖ : Burger I) Der 
Zwischenruf ist verkehrt, mein lieber Freund, 
denn nicht der Burger war schuld an dem 
Streik in Donawitz, sondern der Streik in 
Donawitz wurde von euch, vom Kollegen Bau­
mann vom Zaun gebrochen (Ruf bei der SPÖ : 
Nein, vom Generaldirektor I) , und das Heft 
ist ihm aus der Hand geglitten. (Abg. Ing. 
Häus e r :  Und ihr habt geschürt I) Die Ge­
winner aber, Herr Kollege Häuser, wären 
letzten Endes die Kommunisten gewesen. 
Darüber sind wir uns auch einig. 

Darum möchte ich noch einmal betonen : 
Der Kollege Burger hat die Belegschaft nur 
auf die Folgen des Streiks aufmerksam ge­
macht. Er hat ihnen genau gesagt, was sie 
verdienen, wenn sie streiken, er hat ihnen auch 
genau die Folgen dieses Streiks dargelegt. 
Daß die Kollegen dann trotzdem gestreikt 
haben - er hat auch dem Streik zugestimmt. 
(Abg. Braune is:  Er wollte statt zwei Tagen 
Warnst1-eik schon einen unbefristeten I) Wie 
war das ? Das habe ich jetzt nicht verstanden, 
das war nämlich so undeutlich . (Abg. Bra un­
e is : Zunächst wurde ein 24-stiindiger Warn­
streik beschlossen. Da wollte Burger schon 
eine Woche streiken 1 Dann wurde ein 48-stiindi­
ger Streik beschlossen, da wollte Burger schon 
einen unbefristeten Streik I) Das ist nicht wahr, 
das stimmt nicht, da bist du ganz falsch 
informiert, Kollege. (Abg. B r a u n e is: Daß 
mir immer das Pech passiert, daß ich falsch 
informiert bin !) Da hast du wirklich ein 
Pech. Denn die Mehrheit des Arbeiter­
betriebsrates war für den 48stündigen Streik, 
auch der Kollege Burger. Aber er hat die 
Belegschaft, er hat die Arbeiter gewarnt 
vor den Folgen des Streiks . 

Ich wollte nur sagen, die Lohnpolitik möge 
man nicht unter politischen Gesichtspunkten 
sehen. Es möge unserer Heimat erspart 
bleiben, daß wir in eine solche Situation 
kommen, denn die Folgen müssen immer wieder 
die kleinen Verdiener zahlen und der Staats-

bürger. (Abg. Se k a nina:  In Donawitz hat 
es vom Oktober vorigen Jahres bis jetzt im Mai 
gedauert 1 Du weißt ganz genau als Betriebsrat 
vom Erzberg und Funktionär der Alpine 
Montan, wie schwierig es ist, mit diesem Vor­
stand zu einer vernünftigen Regelung zu kom­
men !) Kollege Sekanina, darf ich dazu auch 
etwas sagen. Ich bin jetzt vielleicht genauso 
schlecht informiert wie du . (Abg. Braune is:  
Kollege Krempl, . . . ) Darf ich zuerst ant­
worten. - Ich bin nämlich darüber informiert 
worden, daß die Arbeiterbetriebsräte der 
Alpine-Donawitz bereits mit einem kleineren 
Prozentsatz einverstanden gewesen wären und 
der Kollege Sekanina gesagt hat : Nein. 
(Abg. S e k a n i n a: Nein, das stimmt nicht, da 
bist du falsch informiert !) Siehst du, da bin 
ich vielleicht auch genau so falsch informiert 
wie du . Dann sind wir uns wieder einig. 
(Abg. Braune is:  Eine Frage: Stimmt das, 
wie ich dich gefragt habe: Was machst du ?,  
daß du gesagt hast: Wenn die fertig sind, 
mache ich auch dasselbe ! ?) Ich kann keinen 
Lohn fordern als Angestellten-Betriebsrats­
obmann. Die Lohnforderungen liegen auf dem 
Sektor der Arbeiter. (Abg. Bra u n e i s: Bitte, 
Gehaltsforderungen, ich habe mich falsch aus­
gedrückt I) Sicher wird das auch kommen. 
(Abg. Braune i s: Warum ?) Wenn du mir 
genau zugehört hast, hast du aus meinem 
Referat ersehen, warum es zu Gehalts- und 
Lohnforderungen kommt. (Abg. Bra une is: 
Nein, nein: Du hast gesagt, das war eine poli­
tische Lohnforderung !) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Darf ich noch ein Wort zum Thema verstaat­
lichte Industrie und private Industrie sagen. 
In der österreichischen Öffentlichkeit wird 
manchmal ein echter Gegensatz zwischen 
privater und verstaatlichter Industrie kon­
struiert. Oft wird die Meinung vertreten, 
die private Industrie sei ausschließlich die 
ertragskräftige und rentable Industrie und die 
verstaatlichte Industrie die ertragsschwache 
und unrentable. Es ist richtig, daß die ver­
staatlichte Industrie eine ganze Reihe von 
schwierigen struktur- und betriebswirtschaft­
lichen Problemen zu lösen hat. Aber auch 
die Problematik der Privatindustrie ist ähnlich 
gelagert. Es ist auch festzustellen, daß eine 
sehr starke Verflechtung zwischen der privaten 
und der verstaatlichten Industrie vorhanden 
ist, die ja in der wirtschaftlichen Wirklichkeit 
auch kaum anders denkbar ist . Daraus folgt, 
daß die österreichische Wirtschaft, ob ver­
staatlicht oder privat, eines w=,meinsam hat : 
ein Schicksal, das untrennbar ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Darf ich Ihnen zum Abschluß im Namen der 
Österreichischen Volkspartei sagen : Klaus hat 
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in seiner Regierungserklärung betont, er will 8owieso !) - das weiß ich nicht - :  "die Sanie­
eine Politik für Österreich und eine Politik rung der Österreichischen Bundesbahnen, Auf­
für alle Österreicher betreiben, und wir, die bringung zusätzlicher Investitionsmittel für 
Österreichische Volkspartei, stehen in diesem die Österreichischen Bundesbahnen im Jahre 
Sinne hinter ihm, weil wir wissen, daß in der 1966". Da Sie den Punkt ja kennen und alle 
Politik für Österreich und für alle Österreicher wissen, was im Budget steht, frage ich Sie : 
auch die Problematik der verstaatlichten Wo sind die zusätzlichen Mittel für die Öster­
Industrie mitinbegriffen ist. reichischen Bundesbahnen in diesem Budget ? 

Wir bekennen uns im Sinne der beschlossenen Haben Sie die gefunden ? Ob Sie sie gefunden 
Verstaatlichungsgesetze, die die Österreichi- haben, frage ich Sie ! (Abg. S e k a n i n a: Die 
sehe Volkspartei mit Mehrheit beschlossen Suchaktion ist noch im Gange I) Für das Jahr 
hat, zur verstaatlichten Industrie, und wir 1966 brauchen Sie eine Wünschelrute, damit 
stehen zu dieser Industrie in der Tat und in der Sie etwas finden. Aber Sie werden nur ins 
Wahrheit . (Beifall bei der Ö VP. - Abg. Wasser treten und keinen Schilling haben. 
Dr. G o r b a ch:  Habt ihr gehört ? - Abg. (Abg. S t e i n e r: Das ist für einen Wünschel­
Ing. H ä U 8 e r: Die Bot8chaft hört ' ich wohl . . .  ! I rutengänger sehr günstig, wenn er Wasser 
Das andere wißt ihr ja !) findet !) Ja, aber es kommt darauf an, ob es 

sauber genug ist. 
Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 

ist der Herr Abgeordnete Ulbricht. Ich 
erteile es ihm. (Abg. Dr. G o r b a ch:  Jetzt 
wird' s kribblich 1 Der Schnellzug kommt !) 

Abgeordneter Ulbrich (SPÖ) (noch auf dem 
Weg zum Rednerpult) : Herr Präsident ! (Heiter­
keit.) Hohes Haus ! Werte Damen und Herren ! 
Ich möchte vorerst bitten, daß bei meiner 
Namensnennung der Buchstabe "t'.' weg­
bleibt. Ich heiße Ulbrich, bin geborener 
Österreicher und habe mit den anderen Seiten 
keine Verbindungen. (Abg. P r i n k e : Eine 
Eisenbahnverbindung ! - Abg. H a r t l: Mit 
dem Spitzbart ! - Abg. S t e i n e r: Sie haben 
viel Ahnlichkeit !) 

Ich habe noch eine zweite Bitte, und zwar 
die, weil der Kollege Glaser gestern hier so 
schöne Worte über die Frage der Toleranz 
und ihre Anwendung gesprochen hat, daß die 
rechte Seite nicht eventuell nervös wird, wie 
das letzte Mal, und das Weite sucht, wenn ich 
vielleicht mit Tatsachen komme, die Ihnen 
nicht angenehm sind. Ich bitte Sie darum, 
hierzubleiben, denn · es könnte für Sie von 
Vorteil sein, wenn Sie einmal erfahren, wie 
Ihre politische Personalpolitik nun bei den 
Österreichischen Bundesbahnen ausschaut. 
(Abg. Dr. G o rb a ch:  Wir lassen es darauf 
ankommen !) 

Es hat einer Ihrer Herren - ich glaube, es 
war mein Vorredner - davon gesprochen, daß 
der Herr Bundeskanzler Klaus in seiner 
Regierungserklärung einmal gesagt hat : Eine 
Politik für Österreich, eine "Politik für alle 
Österreicher" .  (Abg. Dr. G o r b a c h: Bravo I) 
Der Herr Bundeskanzler hat dann in einem 
Sonderprogramm festgestellt, was für eine 
Aktivität diese neue Regierung im Zuge der 
kommenden Entwicklung und in der Er­
füllung ihrer Aufgaben an den Tag legen wird. 

Ich möchte hier den Punkt 10 ganz deutlich 
vorlesen (Rufe bei der Ö V P: Den kennen wir 

Wir haben uns hier schon einige Male über 
die Frage Österreichische Bundesbahnen aus­
einandergesetzt. Im Vordergrund der letzten 
20 Jahre stand immer wieder das Problem : 
der defizitäre Betrieb ! Schuld an dieser 
"Mißwirtschaft" , schuld an dieser schlechten 
Führung ist wer 1 Der Minister ! Welche 
Minister waren es 1 Obeleis, W aldbrunner, 
Probst. 

Gestern hat einer Ihrer Herren bei der 
Diskussion über das Bundesheer, als man dem 
Herrn Minister Prader die Schuld gab und 
sagte, er sei der schlechte Führer, erklärt : 
Es kann keinen schlechten Führer geben, 
wenn unten ein gutes Fußvolk steht. Sie 
haben jetzt und unzählige Male betont : Die 
Eisenbahner, die sind in Ordnung mit ihrer 
Dienstleistung, die Eisenbahner, die gehen in 
Ordnung - aber der Minister ist schuld. 

Sehen Sie, und da liegt der Widerspruch 
zwischen dem Gestrigen und dem Vergangenen. 
Das soll man nicht tun. (Abg. K o n ir:  1: 0 
vorlä1tfig !) Wir werden auch in Zukunft nicht 
Behauptungen aufstellen, daß der Minister 
schuld ist an Dingen, für die er persönlich 
nicht verantwortlich gemacht werden kann. 
Wir haben den Herrn Minister Weiß als Ge­
werkschaft der Eisenbahner bei seinem Amts­
antritt unserer Loyalität versichert, und fragen 
Sie ihn, ob er in der kurzen Zeit, in der er 
jetzt dieses Amt führt, sagen könnte : wir 
Gewerkschafter oder wir sozialistischen Per­
sonalvertreter hätten ihn nur einmal in eine 
Situation gebracht, die seines Erachtens poli­
tisch gegen ihn ausgespielt werden kann. 
Das kann er nicht . (Abg . Ofe n b ö c k: Das 
soll vier Jahre 80 gehen !) Das verlangen wir 
von Ihnen bei aller Ihrer sogenannten Objek­
tivität, das fordern wir von Ihnen, wenn Sie 
sagen : Toleranz . Die haben Sie nicht . (Abg. 
Kra n e b i t t e r: Di-e hatten wir imme'r I) Sie 
haben eine eigene Aufgabe in Ihren Ver-
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pflichtungen zur Führung der Betriebe. (Abg. 
S te i n e r: Herr Minüter Weiß wird auch 
tolerant sein müssen 1) Hoffen wir es. (Abg. 
Dr. Gorb ach: Gütig 1) 

Der Herr Finanzminister hat im Oktober 
bei den Verhandlungen um das Budget eine 
Grundlage gebaut. Wie hat sie geheißen : 

bahn nicht das Geld wegnehmen und damit 
die Voraussetzung für die Sanierung. Sie 
können nicht 600 Millionen aus einem Betrieb 
nehmen, der sie dringend benötigt, und dann 
von Sanierung sprechen, Herr Abgeordneter 
Prinke ! Das müssen Sie doch zugeben ! 
(Abg. Ste i n e r :  Das können Sie uns überlassen !) 
Sicherlich, Sie werden es auch verantworten 
müssen ! (Abg. Kern : Auch in anderen Ressorts 
sind Kürzungen vorgenommen worden !) 

Stabilisierung auf dem Defizit 1965. Nach 
Ihrem Memorandum waren es rund 3,3 Milliar­
den. Das Defizit wurde nun um 400 Millionen 
gesenkt. Wenn Sie aber das Budget anschauen, 
müssen Sie feststellen, daß beim Sachaufwand, 

Ich frage weiter : Wo sind sie zusätzlichen 
Investitionen für 1966 1 (Abg. L i b a l : Der 

bei den Investitionen 600 Millionen gestrichen Steiner kann die Grottenbahn sanieren ! - Hei­wurden . N ach den Überprüfungen und nach terkeit. - Abg. W e i khart : Der Postillion der Theorie Ihrer eigenen Gesellschaft, die 
heute schon erwähnt wurde und in der Herr schweigt !) 
Staatssekretär Dr. Taus mitarbeitet, ist das Ich darf noch einen Schritt weitergehen. 
Investitionsaufkommen der ÖBB wie hoch ? Bei den Verhandlungen im Finanz- und Bud-
1 ,2 Milliarden. 600 Millionen gewähren Sie. getausschuß über das Kapitel Verkehr hat der 
Da sitzen die Vertreter der österreichischen Kollege Weikhart den Herrn Bundesminister 
Wirtschaft, der Rauwirtschaft, der Maschinen- Weiß gefragt, wieso es daz.u kam, daß man 
wirtschaft, der Waggonbauindustrie. Was wer- dem sozialistischen Minister Probst bei den 
den die dazu sagen, wenn die Aufträge der Verhandlungen im Jahre 1965 ein Angebot 
ÖBR um 600 Millionen kleiner werden ? von 802 Millionen stellte, dem Herrn Minister 

Ich kann Ihnen etwas erzählen. Ein ehe- Weiß aber ein Budget mit dem Betrag von 

maliger Kollege von Ihrer Seite, der Herr 593 Millionen zur Annahme vorgelegt hat. 
Darauf hat der Minister geantwortet, er habe Kapsreiter, hat mit dem Herrn Minister 

Weiß,  mit dem Herrn Bundesminister für die Budgetverhandlungen nicht geführt, 

Finanzen und mit dem Herrn Bundeskanzler Minister Probst hätte damals schon seine 

D KI cl S't t' I " ßl' h d Zustimmung gegeben. Ich stelle fest, daß 
r. aus wegen er I ua IOn an a IC er H M" . . 

B d tk" t 1 h . t "tXT' S ·  err mIster Probst me dIeses Budget abge-u ge urzungen e ep onler . vv Issen Ie, hl h d h 1 t h t '2 G '  d t h b . 11 sc ossen at, aß doc etzten Endes wegen was er gesag a . " CI e e a en SIe a e d 0" BB B I d' R ' k . . 
d ·  h h" b h 1.(.' t t . k '  I "  

e s  - ue gets Ie eglerungs flse 1 m  rei se r s c  on, a er e len u mIr eIner . . 
D h· t t kt . I d h ' t t kt d' Herbst des vel'gangenen Jahres aufgetreten a In er s ec VIe , a In er s ec Ie . .. ' 
F d S' h d A b 't l "t . Ist. Das mus sen SIe doch zugeben. (Abg. 

�age er IC erung er r CI sp a ze . III Dr. H alde r : Und zum 6. März !) dIesem Lande. Daher soll man das lUcht 
tun. 

Wenn man diese Politik betreibt, dann wollen 
wir feststellen, daß eine derartige Sanierung 
der Bundesbahnen mit dem Ziel der Herab­
setzung des Defizits in der Form, wie es jetzt 
im Budget geschieht, betriebswirtschaftlich 
unverantwortlich ist. - Sehen Sie, wie still 
es jetzt auf Ihrer Seite wird ! Ich muß sagen, 
das imponiert mir. (Abg. G laser : Also wissen 
Sie, Herr Kollege, so kann man das nicht machen 1 
Wenn wir Ihnen zuhören, paßt es Ihnen nicht, 
und wenn wir Sie unterbrechen, paßt es Ihnen 
auch nicht 1) Herr Kollege Glaser, mit Ihnen 
paßt es mir immer ! Das wissen Sie doch ! 
Sie sind doch der Charming boy der Ö VP, 
darüber gibt es keine Diskussion. 

Meine Frage an den Herrn Minister ist jetzt : 
Wo ist die Sanierung 1 (Abg. R e  i c h :  Schonen 
Sie sich 1) Lassen Sie mich doch in Frieden ! 
Wenn ich sterbe, haben Sie die Erlösung. 
Ich frage also : Wo ist die Sanierung ? (Abg. 
Pr i n k e : In drei Monaten kann man die Eisen­
bahnen doch nicht sanieren 1 Das wissen Sie, 
Herr Kollege !) Ja, aber man darf der Eisen-

Meine Frage an den Herrn Minister Weiß 
ist nunmehr : Welche Stellungnahme beziehen 
Sie zu diesem Budget ? Was werden Sie uns 
Eisenbahnern und der österreichischen Bevöl­
kerung sagen, wenn die Verkehrssicherheit 
nicht mehr jenen Grad aufweist, den wir not­
wendig haben, nicht nur wegen der Betriebs­
führung, nicht nur wegen dem, was wir beför­
dern, sondern letzten Endes auch wegen des 
Personals, das dort beschäftigt ist. 

Ich werde nur ein Problem aufzeigen, 
über das ich schon einmal gesprochen habe. 
Wie weit Rind wir jetzt davon entfernt, bei 
den Österreichischen Bundesbahnen die auto­
matische Kupplung einzuführen ? Ich habe 
Ihnen einmal erklärt, worum es dabei geht. 
Es geht darum, daß Tausende unserer Dienst­
nehmer in Überschreitung ihrer Dienstvorschrif­
ten zur Erfüllung der Dienstpflichten zwischen 
dem rollenden Material stehen. Ich habe 
einen solchen tödlichen Unfall am Matzleins­
dorfer Bahnhof erlebt und bringe das Gesicht 
dieses Menschen aus meinem Denken nicht mehr 
weg. Wie wird man in Zukunft die Frage lösen ? 
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Wir werden mit dem Budget wieder etliche Zeit 
nicht zur Lösung dieses Problems kommen. 

Herr Minister Weiß hat eine Pressekonferenz 
abgehalten, und als Folge dieser Pressekonfe­
renz gab es dann die Schlagzeile "Probst wollte 
mehr Tarife erhöhen".  Kehren wir doch zu 
der Tatsache zurück. Als im Herbst des ver­
gangenen Jahres über das Budget verhandelt 
wurde, hat der Herr Bundesminister für Fi­
nanzen bei den ersten Besprechungen im Sep­
tember einen Ansatz von 302 Millionen fest­
gelegt und dann erklärt, alles andere müsse 
aus einer Tarifregelung kommen, die damals 
mit 500 Millionen Schilling veranschlagt war. 
Die Vorarbeiten für diese Tarifregelung muß­
ten also in Angriff genommen werden. Das 
ist doch eine Selbstverständlichkeit, wenn 
eine solche Auseinandersetzung stattfindet. 
Dann darf man aber nicht solche Schlagzeilen 
schreiben. 

Es kommt noch schöner : "Weiß nimmt 
Arbeiter- und Schülerwochenkarten aus, 
Familienfahrkarte in Sicht".  Wir haben im 
Ausschuß einen Entschließungsantrag einge­
bracht, der von Ihrer Mehrheit abgelehnt 
wurde. Es kommt aber noch schöner. Es 
wird nämlich gesagt, man nimmt den sozial 
Schwachen in Schutz. Das stimmt nämlich 
nicht, denn im Jahre 1 951 gab es bei der Ar­
beiterwochenkarte 65.000 Verkäufe, im Jahre 
1965 nur mehr 27 .000, und das Mehr, das jetzt 
in die sogenannte ermäßigte Wochenkarte 
herübergeglitten ist, zahlt die 30prozentige 
Erhöhung, die ab 1 .  August gelten wird. Sie 
haben keine Ermäßigung. 

Daher sollte man nicht in den Versuch ver­
fallen, solche Schlagzeilen zu machen, und 
dann hier immer zu erklären, man sei die ein­
zige Partei, die in Österreich vertrauenswürdig 
ist : "Ihr als Sozialisten habt kein Vertrauen, 
aber wir von der ÖVP haben es gepachtet !" 
Das widerspricht dem, was Sie immer wieder 
sagen. 

Ich möchte Sie deswegen bitten, einen Antrag 
zu unterstützen, den wir als Entschließungs­
antrag einbringen. Es geht darum, die Ein­
kommensgrenzen für die Arbeiterwochenkarte, 
für die Arbeiterfahrkarte und für die Kurs­
besuchskarte zu verändern, um den sozial 
Bedürftigen, den arbeitenden Menschen dieses 
Landes, jenes Entgegenkommen zu zeigen, 
das Herr Minister Weiß versprochen hat und 
das letzten Endes in der Politik der Regierung 
Klaus "für alle Österreicher" deklariert ist. 
(Abg. Kern : Nunmehr auch für die landwirt­
schaftlichen Schüler, Herr Kollege I) Da haben 
wir nichts dagegen ! (Abg. K e r n :  Der Herr 
Verkehrsminister hat das jahrelang abgelehnt ! -
Abg. Pro b s t :  Der Finanzminister hat es abge­
lehnt I) Dazu möchte ich Ihnen etwas sagen : 

Sie können jetzt ohneweiters diesen Antrag 
an Herrn Minister Weiß richten. (Abg. Kern : 
Das kommt schon I) Aber reden Sie nicht 
zuviel von der Landwirtschaft, denn ich könnte 
Ihnen darauf mit dem antworten, was Herr 
Dr. Nemschak erklärt hat : Neben der Sanie­
rung der ÖBB gibt es eine Frage der österreichi­
schen Landwirtschaft auf der Subventions­
ebene. Auch das müssen Sie dann in Ordnung 
bringen ! (Abg. Kern : Das ist uns neu l) 
Manchmal funkt es halt nicht. 

Ich bitte Sie um Unterstützung bel folgendem 
E n t s c h l i eß ungs antrag : 

Der Bundesminister für Verkehr und 
verstaatlichte Betriebe wird im Hinblick 
auf die Tariferhöhungen bei den Österreichi­
schen Bundesbahnen und beim Postautobus­
dienst aufgefordert, zur teilweisen Abgeltung 
dieser Erhöhungen einen Gesetzentwurf aus­
zuarbeiten und dem Nationalrat zuleiten zu 
lassen, durch welchen 
a) die Einkommensgrenze bei der Arbeiter­

wochenkarte von derzeit 1 .500 S auf 
2. 200 S, 

b) die Einkommensgrenze der Arbeiterfahr­
karte von derzeit 2.400 S auf 2.800 S, 

c) die Einkommensgrenze für die Kurs­
besuchkarte von 2.400 S auf 2.800 S 
erhöht werden, 

d) die Einführung der Familienfahrkarte 
gesichert wird. 

Wir unterstützen also gleichzeitig selbstver­
ständlich die Einführung der bereits propa­
gierten Familienfahrkarte . 

Zu der Frage der Tariferhöhungen erlaube 
ich mir aber, Sie auf etwas Besonderes auf­
merksam zu macheIl. Bei den Verhandlungen 
der Tarifregelung ÖBB - und hier geht es 
grundsätzlich einmal um den Personentarif -
in den zuständigen Gremien der Arbeiterkam­
mern in Österreich wurden in den Verkehrs­
ausschüssen diese Fragen überlegt, beraten 
und letzten Endes beschlossen, nicht nur mit 
den Stimmen der Sozialisten, sondern auch mit 
den Stimmen der ÖAAB-Vertreter in diesen 
Interessensvertretungen. Und zwar wenden 
sich gegen die Tariferhöhungen auf dem Sektor 
des Personentarifs die ÖAAB-Vertreter der 
Arbeiterkammern in Vorarlberg, Tirol, Salz­
burg, Kärnten, Steiermark, Burgenland und 
Wien. Niederösterreich, das Kronland der 
Österreichischen Volkspartei, ist solidarisch 
mit Ihrem Verteuerungsantrag. Oberösterreich 
hat sich der Stimme enthalten. Sie werden 
daher nun als Vertreter und als ÖAAB-Funk­
tionäre unter Umständen bei Zustimmung 
zu dieser Tarifregelung gegen Ihre eigenen 
Leute stimmen müssen. Ob das gerade das 
richtige Bild dm' Einigkeit innerhalb einer Partei 
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ist, lassen wir auch dahingestellt. Ich werde 
den Entschließungsantrag zum Abschluß dann 
dem Herrn Präsidenten überreichen. 

Ich habe noch eine Frage an den Herrn Ver­
kehrsminister. (Abg. G las e r :  Also doch eine 
Fragestunde ! - Abg. Dr. Gorbac h :  Aber eine 
leichte !) Mache ich, eine ganz leichte. Die 
Mineralölsteuererhöhung ist also durch. Die 
Österreichischen Bundesbahnen - Sie werden 
staunen - bezahlen aus diesem Etat heraus 
6 Millionen Schilling mehr als bisher. Bisher 
ist die Leistung des Eisenbahnverkehrs in der 
Höhe von 28 Millionen festgelegt, auf Grund 
der Neuregelung der Tarife oder der Preise 
kommen 34 Millionen ins Tragen. Ich frage 
nun an und ersuche den Herrn Minister, 
beim Herrn Finanzminister zu erreichen, daß 
die Österreichischen Bundesbahnen, soweit 
es der Schienenbetrieb ist, die gleiche Sub­
vention . und Begünstigung erhalten wie die 
Landwirtschaft für die Traktorenfahrten. Ich 
möchte die Kollegen der Landwirtschaft, 
die hier sitzen, bitten, uns in dieser Sache zu 
unterstützen, denn wir fahren auf keiner Bun­
desstraße, wir fahren auf keinen Landes­
straßen, wir fahren auf dem eigenen Schienen­
weg der ÖBB, dessen Wegekosten die ÖBB 
auch selbst tragen. Wir verlangen keine 
Subvention, keinerlei Unterstützung Ihrer 
Seite, wenn es sich um die Frage des Kraft­
wagenbetriebes der Österreichischen Bun­
desbahnen handelt. Sie haben also hier die 
Möglichkeit, den Herrn Minister zu unter­
stützen und wirklich zum Nutzen der Öster­
reichischen Bundesbahnen und zum Abbau des 
Defizits wirksam zu werden. 

In dem Haus wurde heute auch in der Dis­
kussion, ich glaube, es war ein Kollege der 
Freiheitlichen, die Frage des Kraftwagen­
betriebes der Österreichischen Bundesbahnen 
und der Post aufgegriffen. Ich möchte den 
Entscheidungen der zuständigen Fachleute 
nicht vorgreifen. Wir haben eine eigene 
Kommission eingesetzt, die aus Hochschul­
professoren, Fachleuten des Verkehrs und der 
Wirtschaft zusammengesetzt ist, gegen die 
wir als Gewerkschafter keinen Einwand gel­
tend machen, weil wir auf dem Standpunkt 
stehen : Will man einen Betrieb sanieren, 
will man einen Betrieb wirtschaftlich richtig 
führen und wissen, welche Schwächen er hat, 
dann muß man ihn in einer Analyse unter­
suchen. - Wir haben uns nur gewehrt, als 
Ihr Herr Finanzminister Schmitz in einem 
Brief an die Öffentlichkeit erklärt hat, man 
werde eine ausländische Kommission ein­
berufen. - Das wurde akzeptiert, dieser 
Weg ist also faktisch abgeschlossen, es kommt 
eine inländische Kommission zum Tragen, 
die mit all den Problemen beschäftigt werden 
wird. 

Wir untersuchen nun eine Frage in einem 
bestimmten Bereich der ÖBB, in dem Bereich 
Graz, im sogenannten Projekt des Knoten­
punktprogramms, das heißt, zwischen den 
größeren Eisenbahnknotenpunkten den Stück­
gutverkehr neu zu organisieren und zu re­
geln. Und jetzt kommt die Frage : Nimmt 
man den Österreichischen Bundesbahnen den 
Kraftwagendienst weg und gibt ihn der Post, 
dann hat die Aufgabe, welche die Post er­
füllt, ein vollkommen anderes Bild, und in 
der Frage des Stückgutverkehrs treten Sie 
sämtliche Einnahmemöglichkeiten an die freie 
Spedition ab. Der Weg ist schon einmal 
gegangen worden. Heute ist der Ertrag, 
der aus dem Stückgutsektor der freien pri­
vaten Wirtschaft zuläuft, ungefähr das Fünf­
bis Fünfeinhalbfache von dem, was 1948 
möglich wal'. Er ist auf über 740 Millionen 
im Wert angestiegen. Zu einer solchen Politik 
würde ich Ihnen nicht raten, wenn Sie den 
Verkehrsminister stellen. Ich möchte Sie 
also schon bitten, nicht alles vom Standpunkt 
einer engen innenpolitischen Überlegung : "Wir 
sind die Mehrheit und wir haben die Macht", 
zu tun, sondern echtes betriebswirtschaftliches 
und volkswirtschaftliches Denken vorauszu­
setzen. Dann wird ein Erfolg auf der Ebene 
gegeben sein. Ich erinnere Sie daran, was 
ich, als ich hier einmal gesprochen habe, 
erklärt habe : Machen Sie die Österreichischen 
Bundesbahnen nicht zum Spielball politischer 
Entwicklungen und Entscheidungen ! Wir 
warnen Sie noch einmal davor. 

Gestern hat Herr Bundeskanzler Klaus 
in der Frage des Personalvertretungsgesetz­
entwurfes einen nicht notwendigen Rückzug 
machen müssen. (Abg. G l a s e r :  Wieso denn ?) 
Ich sage es ehrlich, es war ein Rückzug, Herr 
Kollege Glaser. Wieso denn ? Weil wir ein 
Personalvertretungsgesetz, das uns zur Kennt­
nis vorgelegt wird, nicht annehmen werden, 
mit dem man uns praktisch jede Möglich­
keit gewerkschaftlicher Auseinandersetzungen 
nimmt. Es ist der § 2 Abs. 3, wie gestern 
Kollege Robert Weisz hier erklärt hat. Des­
wegen noch einmal : Wenn Sie in diesem 
großen Betrieb sozialen Frieden haben wollen, 
dann können Sie ihn haben, wenn man sich 
auf sachlich-fachlicher Ebene mit uns aus­
einandersetzt. (Abg. S t e i n e r :  Und Sie auf 
der politischen !) Politik ist ja letzten Endes 
notwendig. Es gibt eine gute Politik, und 
es gibt eine schlechte Politik. Ihnen hat 
gestern ein Abgeordneter unserer Fraktion 
gesagt, Ihre Regierung macht eine schlechte 
Politik. Darauf haben Sie ihm den Vorhalt 
gemacht, den einzigen, er sei zu jung. Das 
ist kein Argument. (Abg. Dr. Gorbach  : 
Das wird mit jedem Tag besser !) So wahr 
Ihnen Gott helfe ! 
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Es gibt Probleme im Bereich der Bundes­
bahnen, die im Budget keine Deckung finden -
neben dieser Investitionsfrage, deren Aus­
wirkungen und einzelne Details noch einer 
meiner Freunde unserer Fraktion Ihnen auf­
zeigen wird. Ich möchte zu einem spezi­
fischen Problem gehen : Wie schaut die 
Entlohnung aus 1 Wir haben die Frage des 
Nachwuchses auf allen Ebenen, die Frage 
des Hochschulnachwuchses, der Mittelschüler 
und sonstiger Dienstnehmer. Ich muß Ihnen 
sagen : Trotz der Lohnregelung mit dem 
1. Juni klafft die Schere zwischen gleichartigen 
Verwendungen im öffentlichen Dienst und 
der privaten Wirtschaft noch immer um 
24 Prozent auseinander. 

Wir haben den Herrn Finanzminister er­
sucht, bei seiner Arbeit im Budget darauf 
Rücksicht zu nehmen. Ich muß Ihnen sagen : 
Nichts ist drinnen, überhaupt keine Möglich­
keit, hier auf diesem Weg weiterzukommen. 
Aber Personal verlangt man ! Die Lohn­
politik ist eine Frage von entscheidender 
Bedeutung, wobei ich Ihnen im Namen der 
vier Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
erklären darf, daß wir nicht einmal die For­
derung erheben, diese Frage in einem Jahr 
zu lösen, weil das budgetär für das Land 
nicht ertragbar wäre. Wir sind sogar bereit, 
in dieser Frage in Etappen zu gehen, aber 
man möge doch endlich einmal zur Kenntnis 
nehmen, daß es nicht angeht, dieses Problem 
immer nur wegzuschieben und überhaupt nicht 
an eine Lösung heranzugehen. 

Es wird viel geschrieben über diese Frage, 
es wird verlautbart, es wird im Bundesrat 
bereits mit Ansätzen verhandelt, aber fragen 
Sie den Herrn Bundesrat Gasperschitz, wann 
er denn einmal bei uns im Verhandlungs­
ausschuß über dieses Problem ernstlich ge­
sprochen hat. Als ich bei der letzten Lohn­
verhandlung in den Vorbesprechungen des Ver­
handlungsausschusses sagte : Nun machen wir 
doch noch einmal die Forderung nach Lösung 
dieses Problems geltend ! ,  na, da waren es meine 
Freunde vom ÖAAB, die haben gesagt : "Tu 
das net, denn da kommen wir j a  mit dem net 
durch, was wir jetzt brauchen."  Wir haben 
keine sofortige Erfüllung verlangt, aber gel­
tend machen hätten wir es müssen. Dann 
hätte der Herr Finanzminister nicht mehr 
die Chancen, die er jetzt teilweise hat. 

Die Schwierigkeit liegt also darin, daß 
man hier lohnpolitische, gehaltspolitische Pro­
bleme des öffentlichen Dienstes auf lange 
Sicht hat und damit zwangsläufig die Frage 
immer wieder vor der Tür steht : Nun, was 
machen wir mit den einj ährigen Bewegungen 
auf dem Lohnsektor ? Wir haben nunmehr 
eine solche lohnpolitische Vereinbarung ge-

troffen, bis zum 31 .  August 1965 ist sie wirk­
sam, aber schauen Sie sich die Preissteige­
rungen an, schauen Sie sich die Tarifpolitik 
an, schauen Sie sich im Land um, und Sie 
werden auf einmal erkennen : Wie wird das 
im Herbst aussehen ? Werden die öffentlich 
Bediensteten sagen : Wir sind zufrieden ! 1 
Kollege Glaser weiß ganz genau, wie es sein 
wird. Da werden die Postler auf die Trommel 
klopfen, dann werden die anderen sagen : 
Na, jetzt gehen wir einmal miteinander ! ,  
und auf einmal werden wir schauen, wie der 
ganze ÖAAB in Front mit der SPÖ in Er­
stehung der Koalitionsfront der Gewerkschaft 
gegen den Finanzminister steht. Das wird 
ein Spaß werden. (Ruf bei der (j V P ,'  H otJent­
lieh !) Da schau her, Hoffnungen sind es, 
der Rückzug beginnt bereits heute. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß in die­
sen Fragen ernste Auseinandersetzungen zu 
erwarten sind. Das sei keine Drohung, wenn 
ich das ausspreche, aber eine Feststellung : 
Löst man diese Probleme nicht, dann wird 
man um manches nicht herumkommen. 

Wir haben innerhalb des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes eine Grundlinie in der 
Frage der Arbeitszeiten. Wir wollen auch 
in diesem Österreich zu einer Verkürzung 
der wöchentlichen Arbeitszeit auf die 40 Stun­
den-Basis kommen, wobei in dem Beschluß 
festgelegt ist : unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Möglichkeiten. 

Wir haben bei den Österreichischen Bun­
desbahnen einen Prozeß Österreichische Bun­
desbahnen gegen österreichische Republik 
geführt. Es ging um die Frage , ob Reisezeit 
Arbeitszeit ist . Und der Prozeß wurde ge­
wonnen. (Abg. Dr. Gorbach : Von wem ?) 
Von uns, sorry. Die Folge davon war, daß 
wir in Verhandlungen einstiegen. Die Ver­
waltung konnte nicht umhin, den richterlichen 
Entscheid des Obersten Gerichtshofes anzu­
erkennen. (Abg . Wies inger .. Rechtsstaat !) 
Warten Sie mit Ihrem Rechtsstaat, der 
Rechtsstaat ist gut, aber wenn Sie die "Marie" 
nicht dazu hergeben, schaut es schlecht aus. 
( Heiterkeit.) In dieser Frage um dieses 
Problem hat sich folgendes Bild ergeben : 
Erfordernis - um einen Abschluß im Budget 
zu finden mit dem Ablauf dieses Jahres - : 
150 Millionen Schilling ! Sie können das Budget 
1966 prüfen, Sie finden dort veranschlagt : 
100 Millionen. Als die Unterhändler, Herr 
Minister Weiß und seine Beamten, den Herrn 
Finanzminister aufmerksam machten : Ja für 
das Jahr 1965 fehlen 50 Millionen !, da hat 
der Finanzminister nichts anderes zu sagen 
gewußt als : Na, bleiben Sie es Ihren Bedien­
steten halt schuldig. 

Liebe Freunde ! Beim Lohn und beim Gehalt 
gibt es kein Schuldigbleiben, denn wir müssen 
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auch unsere Dienste erbringen, von A bis Z, 
entsprechend den Verpflichtungen unserer 
Dienstordnung, egal, wo der Mann seinen 
Dienst tut, egal, ob der Herr Minister weiß,  
wie er ihm die Mehrleistung vergütet. Er 
sagt : Du mußt ! Und der Eisenbahner, der 
Postler, der Gendarm, der Polizist, der Landes­
bedienstete und der Bundesbedienstete geht 
und erfüllt. Diese Verpflichtung, die aus dem 
Dienstvertrag dem Dienstnehmer obliegt, ob­
liegt letzten Endes aber auch dem Dienst­
geber, indem er ihn entsprechend entlohnt. 
Wo man die 50 Millionen Schilling zum Aus­
gleich finden wird, weiß ich nicht, es ist auch 
nicht mehr unsere Angelegenheit. Das obliegt 
ebenfalls der Alleinregierung der Österreichi­
schen Volkspartei. (Ruf bei der Ö V P: Fordern 
ist eben leicht ! - Abg. Prob st: Das 8ind 
Schulden ! Sie haben gesagt, alles werden 
Sie für die Wähler tun ! Schauen Sie 
in Ihr Progmmm hinein !) Das sind 
Schulden ! (Ruf bei der Ö V P: Einen 
"Geldscheißer" haben wir noch nicht !) Aber 
bitte, vielleicht können Sie sich einen an­
schaffen. (Abg. Probs t: Sie haben den 
Wählern alles versprochen ! Jetzt werdet ihr 
Bchauen, ob ihr alles halten werdet ! Die Mehrheit 
habt ihr da,zu ! Ausreden gibt es keine mehr ! -
Abg. P rin ke :  Vier Jahre, aber nicht drei 
Monate ! Wir werden schon erfüllen ! - Abg. 
Ing. Kun st :  Ausreden gibt es keine mehr !) 

Hohes Haus ! In dieser Frage der Arbeits­
zeit möchte ich ein Problem anschneiden, das 
in der Öffentlichkeit allgemein gar nicht be­
kannt ist. Ich verweise zum Beispiel auf die 
Auf teilung der Dienste bei den Österreichischen 
Bundesbahnen. Wir haben im Turnusdienst 
20,3 Prozent unseres Personals stehen, das 
heißt also Tag- und Nachtdienst in einem be­
stimmten Dienstplanschema abgewickelt. Wir 
haben im Fahrdienst, das ist IJokfahrdienst, 
Zugbegleitungs- und Verschubdienst, 19,2 Pro­
zent. Das heißt also, 40 Prozent unseres 
Personals macht Dienst zur Nachtzeit, an 
Sonn- und Feiertagen und am Wochenende. 
Sie erhalten dafür einzig und allein, wenn 
eine volle Nachtschicht anfällt, 25 S Ent­
schädigung. Keine Nachtdienstzahlung für 
die Mehrleistung, keine Vergütung dieses großen 
physischen und psychischen Verschleißes 
während der Nachtarbeit, sie erhalten keine 
100 Prozent Aufzahlung für Sonntags- und 
Feiertagsarbeit ! Das ist vollkommen offen. 
Und wenn wir mit der Frage herantreten 
- ich spreche hier im Namen des gesamten 
öffentlichen Dienstes -, sagt man uns : Ja, 
wir haben kein Geld dazu, das kann man nicht 
ausgleichen ! Immer wieder aber hören wir : 
Ja, die braven Postler, na, die braven Gen­
darmen, die Grenzer, die Zoll organe !, wir 
hören dieses Lied von der Bravheit und 

Anständigkeit. Davon kann niemand leben. 
Von die-sen "Da,nke schön !"  haben wir schon, 
das muß ich Ihnen sagen, ein paar Kisten voll, 
jetzt wird es Zeit, daß wir einmal einen 
Gulden dafür sehen. (Abg. P T i  nk e:  Gulden 
gibt' s keine mehr !) 

Nun hab ich wieder eine Bitte an die 
Kollegen der Mehrheitsfraktion dieses Hauses : 
Wir erlauben uns, einen E n  t s c h l i e  ß u n g s­
an t r ag einzubringen. Er lautet folgender­
maßen : 

Derzeit wird den öffentlich Bediensteten 
für Nachtdienstleistungen nur eine Nacht­
dienstzulage (Aufwandabgeltung) in der 
Höhe von 25 S für den gesamten Nacht­
dienst gewährt, für Sonn- und Feiertags­
dienstleistungen wird jedoch keinerlei Ent­
schädigung geleistet. 

Dieser Zustand kann insbesondere im 
Hinblick auf die dauernde physische und 
psychische Beanspruchung der Bediensteten 
nicht länger hingenommen werden. Falls 
auch nur einige Abgeordneten der Re­
gierungspartei ihre oftmals wiederholte Be­
hauptung, auch die Interessen der im 
öffentlichen Dienst beschäftigten Menschen 
dieses Landes zu vertreten, ernst nehmen, 
wird sich im Nationalrat sicherlich eine 
Mehrheit finden, die bereit ist, der Bundes­
regierung den Auftrag zu erteilen, diesem 
Zustand ein Ende zu bereiten. Die unter­
zeichneten Abgeordneten stellen daher den 
nachfolgenden Entschließungsantrag : 

Der Nationalrat wolle beschließen : 
Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

zur Beendigung dieses unhaltbaren Zu­
standes dem Nationalrat so rasch als möglich 
eine Regierungsvorlage zuzuleiten, die sicher­
stellt, daß öffentlich Bedienstete, die beim 
Bund bzw. bei Bundesbetrieben (Bahn, 
Post und Telegraphendienst) beschäftigt 
sind, für Nachtdienstleistungen sowie für 
Dienstleistungen an Sonn- und Feiertagen 
eine angemessene Entschädigung erhalten. 
Meine Bitte an Sie ist, diesem Ent-

schließungsantrag bei der Abstimmung bei­
zutreten. 

Wir haben noch eine Sache, die bereits mein 
Kollege Robert Weisz angeschnitten hat mit 
dem Hinweis auf die Reisegebührenvorschrift. 

Ich möchte hier etwas anderes aufzeigen : 
Die Österreichischen Bundesbahnen gewähren 
eine Betriebszulage, die in der Spanne zwischen 
50 und 120 S liegt, das heißt, unsere Be­
diensteten des Bahnhofsdienstes, des Verkehrs­
dienstes und anderer Dienstzweige erhalten 
unter Erfüllung bestimmter Voraussetzungen 
diese Nebengebühr. Sie ist gegenwärtig nicht 
mehr haltbar, wenn man nämlich weiß, daß 
im Bundesdienst für Maschinschreibarbeiten 
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eine Nebengebühr gewährt wird, die um 30 S 
höher liegt als zum Beispiel für die Leistungen 
unserer Fahrdienstleiter. Ich glaube, daß 
Sie zugeben müssen, daß das ein unhaltbarer 
Zustand ist. 

Ich muß daher unserem Herrn Minister 
sagen - wir haben ihm das bereits in einem 
Schreiben vom 20. April mitgeteilt -, daß 
wir in dieser Frage unsere Forderungen erheben 
müssen, um zu garantieren, daß das Personal, 
das wir haben, bei uns verbleibt, und um durch 
diese Möglichkeiten, Nebenverdienste neben 
dem Gehaltseinkommen zu erwerben, einen 
gewissen Anreiz zu bieten, Eisenbahner, 
Postler oder anderer öffentlich Bediensteter 
zu werden. 

Wir haben bei uns allein 2500 Dienstplan­
posten frei ,  und wir erbringen dafür eine 
Leistung von 2,8 Millionen Stunden plus, 
das heißt, daß die Leute, die in den Ver­
kehrssektoren beschäftigt sind, weit über das 
zumutbare Ausmaß ausgenützt, ich behaupte : 
ausgebeutet werden. Sie können die Ruhe­
standsversetzungen überprüfen, und Sie werden 
erkennen, daß ein hoher Prozentsatz unserer 
Bediensteten vor Erreichung des vollen Hun­
dertsatzes in den Ruhestand gehen, aus diesen 
dienstlichen Belastungen heraus ! Denn auf die 
Dauer werden wir nicht imstande sein, die 
Arbeit dieser 2 .370 Menschen immer wieder 
durch Mehrleistungen zu erfüllen. 

Jetzt muß ich wieder einmal einen Schritt 
zurückgehen : Da fehlen diese 600 Millionen 
Schilling. 

Rationalisierung ? Herr Bundesminister 
Weiß hat bei der Salzburger Tagung fest­
gestellt, daß die Rationalisierung der Öster­
reichischen Bundesbahnen weitest fortge­
schritten ist. Es ist nämlich nicht mehr viel 
Spielraum zur Rationalisierung. Wo man 
rationalisieren könnte, da fehlt der Gulden. 
Das muß ich Ihnen hier ganz offen und ehrlich 
sagen. Ich will die Geschichte mit der auto­
matischen Kupplung nicht neuerlich aufrollen. 

2,8 Millionen Mehrleistungsstunden inner­
halb von 8 Monaten ! Im Verlauf des ganzen 
Jahres können Sie rechnen, daß noch 1 ,2 bis 1 ,3 
Millionen Plusstunden mehr aufscheinen. Was 
für eine Reaktion ergibt das im Budget ? 
(Abg. Dr . K u m m e r: Das ist doch nicht erst 
seit gestern, das ist doch schon weiß ich wie 
lange I) Ja, lieber Herr, das können ja wir 
nicht ändern. Seit eh und je ist der Herr 
Finanzminister Ihr Amtskollege, nicht meiner ! 
(Abg. Dr. K u m me r: Das hat aber mit dem 
Finanzminister allein nichts zu tun I) Das hat 
sehr viel damit zu tun, weil man nämlich 
seit dem Jahr 1946 niemals bereit war, das 
Budget tatsächlich so aufzustellen und herzu­
stellen , wie es notwendig gewesen wäre. 

Das müssen Sie unumwunden zugeben, Herr 
Dr. Kummer. Ich gebe zu, daß es vielleicht 
nicht immer möglich war, aber manches Mal 
hat es Budgetansätze gegeben, die der Not­
wendigkeit überhaupt nicht Rechnung ge­
tragen haben. 

Man kürzt aber den Personalaufwand um 
1 Prozent. Sie kürzen die Personalausgaben 
um 67 Millionen (Abg.  Dr. Kumm er: Sie 
tun so, als ob das was N eues wäre !) und be­
nötigen 80 Millionen mehr zur Wehrdienst­
leistungsabgeltung. Sie müssen doch einsehen, 
daß das ein Zustand ist, der auf die Dauer 
nicht tragbar ist. Etwas anderes ist es, wenn 
Sie dagegen diskutieren und debattieren, 
wenn es nicht stimmen würde. 

Aber ich könnte einen Vorschlag unter­
breiten, wo wir bestimmt eine Möglichkeit 
hätten, in den öffentlichen Diensten Personal 
zu kriegen. Was sagen Sie dazu, wenn man 
die Dienstleistungen bei den Eisenbahnern 
in bestimmten Graden, bei den Postlern in 
bestimmten Tätigkeiten der Präsenzdienst­
leistung im Qsterreichischen Bundesheer gleich­
stellt ? Ich sage das deswegen, denn wenn ein 
Staat in einer kriegerischen Auseinander­
setzung steht, dann finden Sie die UK-Stellun­
gen für diese Betriebe als Selbstverständlichkeit. 
Und in der friedlichen Zeit, in der die Leistung 
für die gesamte Öffentlichkeit ja die gleiche ist � 
Wir verlangen nicht die Enthebung oder die 
Freistellung von Präsenzdiensten für Tätig­
keiten, die nicht entsprechen. Aber vielleicht 
überlege man einmal diesen Weg. 

Ich kann Ihnen zum Beispiel sagen, daß 
uns das Anfordern zu den sogenannten In­
spektionen und Instruktionen Probleme bei der 
Abwicklung der Dienste bereitet. Der Mann 
bekommt seinen Einberufungsbefehl und geht 
auf zwei bis drei Tage vom Betrieb weg. 
Wenn bereits unterdeckt in einer Verschub­
partie gearbeitet wird und ein Mann weg­
genommen wird, riskiert man die Sicherheit 
der anderen dort Beschäftigten. Nur über 
Einfluß der sozialistischen Personalvertreter , 
traue ich mir zu sagen, und der sozialistischen 
Gewerkschafter machen die Menschen noch 
unter diesen Bedingungen Dienst. Helfen Sie 
uns doch ! Helfen Sie uns, indem Sie, da 
Herr Minister Prader Ihrer Partei angehört, 
doch die Möglichkeit eröffnen, uns von der 
Verpflichtung zu Inspektions- und Instruk­
tionsdiensten zu befreien. Das hat mit Politik -
überhaupt nichts zu tun, das ist Dienst am 
österreichischen Volk ! Ich weiß, daß es 
nicht leicht möglich sein wird, das zu erreichen, 
aber vielleicht gelingt es Ihnen doch, hier einen 
Weg zu finden. 

Ich habe am Anfang um Ihre Toleranz er­
sucht. Ich muß nun auf Grund einer Aus-
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sendung des ÖVP-Pressedienstes zu einer Frage 
Stellung nehmen, die hier im Haus nicht sehr 
angenehm klingen wird, nämlich zu dem 
Problem des Herrn Generaldirektor-Stellver­
treters der Österreichischen Bundesbahnen. 

Sie schreiben in der Aussendung vom 10 .  Mai : 
Bei der Bestellung eines Generaldirektor­
Stellvertreters, heißt es in der Argumentation 
der christlichen Gewerkschafter, handle es sich 
lediglich um die Verwirklichung einer ÖVP­
Forderung, die bei den Regierungsverhand­
lungen Gegenstand von Erörterungen war und 
die von den Sozialisten zustimmend zur Kennt­
nis genommen wurde. 

Ich darf hiezu folgendes sagen : Als diese 
Frage des Generaldirektor-Stellvertreters auf 
der politischen Ebene spielte in der Aus­
einandersetzung um die Koalitionsregierung, 
war es doch klar, daß diese Frage für Sie von 
Bedeutung und Entscheidung war, wenn ein 
Parteifreund meiner Seite Minister wird. Denn 
ansonsten gibt es kein sachliches Erfordernis 
für ihn. Er wurde gemacht, und in der Dis­
kussion sagt man dann zu uns vor aller Öffent­
lichkeit : Ihr habt doch zugestimmt ! 

Das ist eine Verfälschung der Tatsache. Die 
Zustimmung ist im Unterhändlerkomitee unter 
der Voraussetzung ergangen, daß eine Koali­
tionsregierung steht. Wenn auf der einen Seite 
die Voraussetzung der Koalitionsregierung 
fehlt, dann können Sie doch das Argument 
einer Zustimmung zur Besetzung eines solchen 
Postens niemals ehrlich und fair anwenden ! 
(Abg . H a r t l :  Das ist doch nicht unsere Schuld, 
daß die Koalition nicht stattgefunden hat !) Herr 
Kollege Hartl ! Sie sind das Wunder der ÖVP ! 
(Heiterkeit.) Mehr sage ich nicht dazu ; es 
zahlt sich gar nicht aus, daß ich darüber 
debattiere. (Abg. Hart l :  Ihr hättet ia gar 
nicht gewußt, wen ihr als Vizekanzler nehmat' s !­
Heiterkeit .) Vielleicht hätten wir uns Sie 
ausgeborgt ! (Abg. W odica : Bestimmt nicht 
den Barel ! - Abg. [ng. Kunst : Da hätten 
wir bestimmt nicht Sie gebraucht, Herr Abge­
ordneter Hartl !) Vielleicht wäre es auch für 
Ihre Partei von Vorteil. 

Darf ich Sie bitten, wieder tolerant zu sein. 
(Zwischenrufe . - Abg. Glas e r :  Und unter den 
Gewerkschaftern etwas mehr Solidarität I) Die 
gibt es bei uns. (Abg. G las e r :  Gegenüber dem 
Kalz nicht I) Fragen Sie Ihre christlichen 
Gewerkschafter über das Band der Solidarität 
in der Gewerkschaft der Eisenbahner. Sie 
haben die Chance, dort den Herrn Dr. KaJz zu 
fragen, ob er sich jemals über die gewerk­
schaftliche Solidarität in der Gewerkschaft der 
Eisenbahner beklagen konnte ! (Zwischenruf 
des Abg. Glas er.) Es könnte wesentlich anders 
werden, wenn das nicht wäre, aber darüber 
reden wir nichts, wir sind es. (Abg. Ing. Kuns t :  

Nicht so wie in (J V  P-Ressorts ! - Abg. Glas e r :  
Der Herr Kunst muß immer reden ! - Abg. 
Fachleutner :  Er ist ein "Künstler" I) 

Es wurde dann in dieser Aussendung weiters 
festgehalten : Für die Auswahl der höheren 
Bundesbahnbeamten ist nach den Bestim­
mungen der Postenbesetzungsvorschrift der 
ÖBB weder der Personalvertretung noch 
weniger aber der Gewerkschaft ein Mitbestim­
mungsrecht eingeräumt. 

Ich rufe die Kollegen der christlichen 
Gewerkschaftsfraktion und die Vertreter des 
ÖAAB bei den östel'reichischen Eisenbahnen 
auf, mir vorzulesen, wo in dieser Posten­
besetzungsvorschrift eine Norm über die Mit­
bestimmung steht. Aber wenn man "Mit­
bestimmung" mit "Postenausschreibung" ver­
wechselt, dann kommt es zu solchen Aus­
sendungen . 

Sehen Sie , und mit dem verfälscht man dann 
das Bild in der Öffentlichkeit, mit dem zeichnet 
man dann Dinge, die es nicht gibt und denen 
man den Mantel der Wahrhaftigkeit um­
hängen will. Deswegen bin ich da. (Abg. 
Dr. Kumme r: Es kommt darauf an, wie es 
in der Praxis ausschaut !) Die Praxis wollen 
wir nicht debattieren. Herr Dr. Kummer, 
die ist ja bei Ihnen auch anders als die Theorie 
auf der Sozialakademie ! (Abg. Dr. Kummer: 
Ah so ! - Heiterkeit.) Sehen Sie ! Aber das 
entschuldige ich Ihnen. Auf der einen Seite 
sind Sie ein Lehrer und auf der anderen Seite 
ein Politiker, das kann ich begreifen. (Abg. 
Cze t t e l: Das ist der Dank, Dr. Kummer !) 

Es kommt nun weiter. Diese Bestellung 
fällt in die alleinige Kompetenz des Verkehrs­
ministers. Auch die bisherigen sozialistischen 
Minister haben diese Frage im eigenen Wir­
kungskreis geregelt. Ich frage den Herrn 
Bundesminister Weiß, ob er beweisen kann, 
daß ein sozialistischer Bundesminister für 
Verkehr bei den Österreichischen Bundesbah­
nen einen Generaldirektor oder so, wie es 
hier offiziell geschehen ist, einen General­
direktor-Stellvertreter bestellt hat. Das gibt 
es nicht, denn der Generaldirektor der Öster­
reichischen Bundesbahnen gehört der Sek­
tion II an, das ist Bundesdienst, er wird also 
mit Dekret des Herrn Bundespräsidenten 
nominiert und bestellt und bekommt sein 
Dekret, und die Aufgaben des Herrn General­
direktors sind in einer Geschäftsordnung fest­
gelegt, die lautet : An der Spitze der General­
direktion steht der Generaldirektor. Er sorgt 
für die ordnungsmäßige Handhabung des 
Dienstes durch die berufenen Organe und hat 
diese zur pflichtgemäßen Erfüllung ihrer dienst­
lichen Obliegenheiten anzuhalten. Dem Gene­
raldirektor sind alle besonders wichtigen Ge­
schäftsstücke vorzulegen. Welche Geschäfts-
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fälle darüber hinaus seinen Entscheidungen 
vorbehalten sind, ordnet er selbst an. 

Und in dieser Geschäftsordnung finden Sie 
eine Bestimmung unter Punkt 9, die Stell­
vertretung, die besagt : Die Leitung der 
Generaldirektion geht im Falle der Abwesenheit 
oder Verhinderung des Generaldirektors an 
den ernannten Stellvertreter über. (Abg. Hartl: 
Na also !) Nicht an einen bestellten General­
direktor, sondern der Mann fungiert nur an 
Stelle des Generaldirektors und trägt diesen 
Titel nicht in der Form. 

Dann heißt es abschließend : Die Vertreter 
haben die Geschäfte grundsätzlich nach den 
Weisungen und Intentionen des Vertretenen 
zu führen. 

An das hat man sich aber bei der Sache nicht 
gehalten. Als ich am 2. Mai wieder in meine 
Organisation kam, da wurde mir mitgeteilt, 
daß man am 28. April den Obmann des 
Zentralausschusses der Bediensteten der Öster­
reichischen Bundesbahnen am Abend um 
19 Uhr von der Wohnung holte, und der Herr 
Generaldirektor Schantl las ihm folgendes 
vor, und ich bitte Sie, zuzuhören und mir zu 
sagen, wo es einen derartigen Vorgang bei der 
Ernennung eines Stellvertreters beim Bund, 
bei den Ländern, bei den Gemeinden oder 
in einem anderen Betrieb gibt. (Abg. Har t l: 
Das kann ich Ihnen schon sagen ! 7 !) Sie 
können nichts sagen, Sie können nur plaudern ! 
Sie sind eine liebe Plaudertasche, aber mehr 
sind Sie nicht ! 

Mit sofortiger Wirksamkeit wird in der 
Sektion II ein Generaldirektor-Stellvertreter 
der Österreichischen Bundesbahnen bestellt. 
Ihm sind die Geschäftsstücke vorzulegen, 
welche besonders wichtige nichttechnische An­
gelegenheiten der Österreichischen Bundes­
bahnen betreffen, in denen der General­
direktor zu entscheiden hat. 

Der Herr Generaldirektor-Stellvertreter ent­
scheidet in der Kompetenz des Herrn General­
direktors 1 Gibt es das irgendwo 1 

Dann geht es weiter : Der Generaldirektor 
trifft in diesen Geschäftsfällen die Entscheidung 
im Einvernehmen mit dem Generaldirektor­
Stellvertreter. 

Der Chef fragt seinen Vertreter, was er zu 
tun hat, und wenn der Herr unter ihm ge­
nehmigt, dann darf er seine cheflichen Hoheiten 
aus�ben. Das ist Ihre Politik. (Ruf bei der 
SPO: Kommissar !) 

Welche Geschäftsfälle in nichttechnischen 
Angelegenheiten darüber hinaus zur einver­
nehmlichen Entscheidung mit dem General­
direktor-Stellvertreter dem Generaldirektor 
vorbehalten werden, ordnet der Generaldirektor 
im Einvernehmen mit dem Stellvertreter an. 

Und wenn der Stellvertreter nicht einver­
standen ist, dann muß der Herr General­
direktor das akzeptieren, was der Herr Stell­
vertreter will. Wenn Sie glauben, daß das 
eine Geschäftsordnung ist, dann überlasse ich 
das Ihrer Zustimmung. (Abg. Liba l: Das 
kommt von Moskau ! - Abg. Fachl eu tne r: 
Ihr ehemaliger Innenminister war das ! -
Abg. Dr. Wi thalm: Das Ministerbüro ! -
Ruf bei der Ö V P: Das müßt gerade ihr sagen ! 
- Abg. Dr. Wi thalm: War keine schöne 
Erbschaft !) 

Ich möchte dazu noch etwas sagen. Sie haben 
doch als Österreichische Volkspartei ein Memo­
randum zur Sanierung der ÖBB ausgearbeitet. 
In diesem Memorandum haben Sie darüber 
geklagt . . . (Abg. Pro bs t: Ihr Freund Olah ! 
Den Olah haltet ihr euch warm ! - Abg. Doktor 
W i tha lm: Wieso mein Freund ? - Ab!]. 
W e i k har i: Wir haben schon ein paar Zu­
sammenkunftsphotos ! - Ab!]. Har tl:  Ihr 
habt so Beifall geklatscht, wie er Minister 
geworden ist !) 

Darf ich Sie bitten, es wäre schad.e, wenn 
Ihnen das jetzt entginge, meine lieben Herren 
und Damen ! Im Memorandum haben Sie also 
festgehalten, daß die Vorgangsweise der sozia­
listischen Verkehrsminister unrichtig ist, ver­
fassungswidrig, diktatorisch ist, also in einer 
Machtvollkommenheit, die einmalig sei. Sie 
haben sie angeprangert mit dem Hinweis, 
daß das unmöglich ist und hier eine Änderung 
herbeigeführt werden soll. Das heißt also, die 
ÖVP hat in den vergangenen Jahren immer 
wieder behauptet, das Recht der Verkehrs­
minister, die leitenden Bundesbahnbeamten 
allein zu bestellen, ist ihrer Ansicht nach 
bedenklich, ja verfassungswidrig. 

Am 25 . Jänner 1963 erklärt unser heutiger 
Verkehrsminister, Herr Dipl. -Ing. Weiß, in 
einem namentlich gezeichneten Artikel in den 
"Salzburger Nachrichten" folgendes : 

"Der heutige provisorische Zustand bringt 
ferner noch die Eigenart mit sich, daß die 
leitenden Beamten der Sektion lI des Bundes­
ministeriums für Verkehr, die gleichzeitig 
die Generaldirektion der ÖBB darstellt, nicht 
von der Bundesregierung dem Bundespräsi­
denten zur Ernennung vorgeschlagen werden, 
sondern im eigenen Wirkungsbereich vom 
Bundesminister bestellt werden, obwohl auch 
diese Beamten Hoheitsagenden betreuen. Daß 
damit einem einzelnen Minister diktatorische 
Sondervollmachten gegeben wurden, kann mit 
unserer demokratischen Verfassung nicht in 
Einklang gebracht werden. Es ist daher 
vorerst eine Trennung der Sektion II, also 
der Hoheitsverwaltung, von der Betriebs­
führung der ÖBB unter allen Umständen 
erforderlich. " 
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Diese Trennung haben Sie nicht in Ihrem 
Kompetenzgesetz (Ruf bei der (j V P: Er ist 
erst zwei Monate im Amt !) in der Form durch­
geführt, wie Sie es wollen, aber es hat Herr 
Minister Weiß in gleicher Linie eine Tat gesetzt, 
die meines Erachtens viel weitergreifend war, 
als sie jemals vor ihm ein Minister bei der 
Sektion Verkehr gesetzt hat. Denn wenn früher 

- einer der Minister einen Direktor, einen 
Abteilungsleiter oder irgendeine der führenden 
Persönlichkeiten ernannte, so stand das in 
seiner Zuständigkeit, das wollen wir festge­
halten haben. Wenn Ihnen diese Zuständig­
keit nicht recht ist, ist das Ihr Recht, das 
festzustellen, aber die gleiche Handlung zu 
setzen und dabei die anderen schuldig werden 
zu lassen, das gibt es nicht ! Denn dann 
begehen Sie den gleichen Verfassungsbruch 
und die gleiche Verfassungsverletzung, deren 
Sie andere angeklagt haben, und darüber, 
glaube ich, sollten Sie sich in Ihren eigenen 
Reihen Gedanken machen. 

Wenn aber der Herr Bundesminister sagt : 
Der Herr Generaldirektor-Stellvertreter ist 
eine wertvolle Ergänzung des Beamtenappara­
tes der ÖBB - einverstanden. Er könnte 
ein Bindestricherl machen und könnte sagen, 
er ist auch eine kostbare Ergänzung, er kostet 
uns 500.000 S neu pro Jahr ; brauchen tun 
wir ihn nicht. (Heiterkeit.) Oder - jetzt 
seien Sie mir nicht bös, wenn ich das sage -
ist der Herr Dr. Kalz der Politkommissar 
des Ministers Weiß beim Verkehrsministerium � 
Brauchen Sie ihn, weil Sie der Loyalitäts­
erklärung der Beamten der Österreichischen 
Bundesbahnen kein Vertrauen schenken ? 
Dann muß ich Ihnen sagen, es tut mir sehr 
leid um Ihre Einstellung zum österreichischen 
Beamtentum, denn keiner unserer Minister 
hat das getan ! (Wider8pntch bei der Ö V P. 
- Abg. Hart l: Der Olah ! - Abg. Dr. W i t­
ha l m: Was war mit Stephani 1 Sozialministe­
rium I) 

Nein, nein ! Keiner unser Minister ! Bleiben 
Sie freundlich, ich lese Ihnen was vor. Bleiben 
Sie freundlich, bitte. Wollen Sie sagen , daß 
wir das geschrie ben haben ? Oder ist das 
von Ihnen, bitte ? Sie anerkennen doch den 
Abzug, da heißt es doch "ÖVP" ! Und hier 
steht folgendes : "Generaldirektorstellvertreter 
Dr. Kalz ist seit 1 5  Jahren in leitender und 
verantwortlicher Position im Zentraldienst 
der ÖBB tätig, in der Generaldirektion. " 
Nennen Sie uns doch ein Ministerium, wo 
ein Mann mit einem sozialistischen Bekenntnis 
15 Jahre lang in einer ähnlichen Funktion 
steht, wie der Dr. Kalz bei uns gestanden ist ! 
(A bg. Dr. Gorbach: Ist er vor der Tür ge­
standen ? ) Nennen Sie uns doch einen ! (A bg. 
Dr. W i tha lm: Genügend !) Hören Sie, wie 
leise es bei Ihnen wird ? Die Wahrheit tut 

weh - da kannst nix machen ! (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Der Herr Bundesminister hat im Ausschuß 
gesagt : Ich habe nicht die Absicht" die Minister­
verantwortlichkeit weiter auszudehnen. Ich 
bestreite, daß die Handlung hier unteT' der 
Ministerverantwortlichkeit geschah. Sie ist 
geschehen, wir werden in dieser Sache heute 
den Schlußstrich ziehen. (Abg. Dr. Gorbach: 
Hoffentlich ! Das 1:St tolerant I) JH, das ist 
tolerant, gelt ? Aber der Herr Bundesminister 
hat folgendes gesagt : Ich bleibe auch bei 
meinem Wort in dieser Sache, sodaß weder 
ich noch einer meiner Nachfolger in Zukunft 
Gelegenheit haben wird, leitende Posten der 
Bundesbahnen zu besetzen, ohne daß die 
Regierung beziehungsweise der Herr Bundes­
präsident die Zustimmung gibt. Darf ich 
Ihnen die Postenjagd aufzeigen zwischen CV, 
ÖAAB und christlichen Gewerkschaftern ? Ich 
weiß davon, denn hie und da treffe ich die 
Herren, und da klagt der eine über den anderen. 
Der eine sagt : Ja wissen Sie , ich bin CVer, 
mich wollen die vom ÖAAB und die christ­
lichen Gewerkschafter nicht ! Ein anderer 
wieder hat eine Funktion im ÖAAB und 
er sagt : Die größten Schwierigkeiten bei 
meinen Arbeiten machen mir die CVer. (Abg. 
Gram: Wer hat das gesagt ?) Ersparen Sie mir 
die Namensnennung, bitte, denn ich bin zu 
solidarisch mit diesen Leuten, um sie gegen­
einander auszuspielen ; das wäre peinlich für 
sie. Aber ich kann Ihnen noch etwas sagen. 

Der Herr Dr. Kalz ist Generaldirektorstell­
vertreter geworden - jetzt kommt der Herr 
Dr. Petz ! Was glauben Sie, w0lchen R,ang 
der Herr bei der Bewerbung um die Position 
des Dr. Kalz hat ? 53. ist er in der Rang­
ordnung ! Aber er wird vorgezogen, weil die 
anderen 52 alle keine Ahnung von dem 
Geschäft haben, die verstehen es nicht. (Abg. 
W e i k har t: Das ist die Entpoliti,'ien.tng I) 

Es kommt noch etwas. Es gibt einen Herrn 
Dr. Lanig, der hat erklärt : Ich muß die Position 
nach Dr. Petz kriegen ! Er ist auch von Ihrer 
Saite. Man spricht mit uns darüber nicht . 
Soll ich Ihnen sagen, was unter B 242, 266 
vom 3. Juni steht ? Ich lese es Ihnen vor : 
Sonderaufgaben für den Herrn Dr. Pollacek 
- er ist ein CVer (Abg. Dr. Gorbach: Ich 
habe geglaubt ein "Böhm" 1 - Heiterkeit) ; 
ein Böhm kann er auch sein, dagegen hab' 
ich nichts. (Heiterkeit.) Wenn Sie solche 
Dinge durchgehen lassen, dann müssen Sie 
doch zur Kenntnis nehmen, daß man mit 
einer solchen Po1itik in einem Betrieb wie 
den ÖBB in Schwierigkeiten kommt. Aber 
vielleicht findet sich ein Weg, daß man das 
legalisiert, in vernünftige, gerechte Bahnen 
bringt, dann können Sie mit uns schon reden. 
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(Abg. G r a m: Die Roten haben ihre Ämter, 
und dann i8t alles in Ordnung I) So ist es in 
Ordnung ! 

Ich möchte noch etwas sagen : Der Herr 
Minister hat in einer der letzten Sitzungen 
hier im Hause von der Sippenhaftung bei 
der SPÖ und ihren Organen gesprochen. 
Kollege Glaser hat bei einer Tagung der 
Eisenbahner in Salzburg über den Gewerk­
schafts- und Parteiterror bei den ÖBB ge­
spl'ochen. Stimmt da::: � - Sog net na, denn 
der Kalz hat's g'Ragt ! (Lebhafte Heiterke it.) 
Ich habe in der Sitzung der Zentralleitung 
- es tut mir ja leid - vom 30. Jänner in 
der Angelegenheit der Publikationen über 
die ÖBB, Schlußlicht und dergleichen, den 
Herrn Dr. Kalz zur Rede gestellt, und er 
war damals bitter böse auf mich, weil er 
das geworden ist, und hat g'sagt : "Hörst, 
i bin do net an allem und jedem schuld, 
was in der Zeitung steht ! "  Einverstanden ! 
Er glaubt immer, ich schreib alles in die 
Zeitungen, und ich glaub' wieder, er schreibt 
alles. Aber irgendwie stimmt es schon. (N euer­
liche allgemeine Heite·rkeit.) Irgendwie stimmt's 
schon ! Ich habe gesagt : Einverstanden mit 
dem sachlichen Teil, darüber kann man 
diskutieren, da gibt es Zahlen - einver­
standen. Aber nicht diskutieren kann man 
über die Behauptungen betreffend den Ge­
werkschaftsterror und den Parteiterror bei 
den ÖBB - weil es das nicht gibt ! Da hat 
er einige Tage danach gesagt : Weißt du, 
ich bin daraufgekommen, der Glaser hat am 
Schluß des einidraht ! Jetzt frage ich den 
Abgeordneten Glaser - er sagt nein ! (Abg. 
K l.t l h a n e  k: Der Gla8er draht nix eini 1 -
Weitere Zwischenrufe bei der Ö V P.) Aber 
bitte, wir wollen sagen, das ist bei einer 
Auseinandersetzung im Wahlkampf geschehen, 
in Anlehnung an die Worte von gestern ; 
der Fall ist erledigt. 

Ich muß Sie jetzt bitten, zuzuhören. Solche 
Dinge, glaube ich, sollen nicht vorkommen. 
Ich lese Ihnen einen Brief vor an den Herrn 
Dr. Wolf gang Zauhar, Personal referent der 
Steiermärkischen Landesbahnendirektion Graz. 
( Abg. G l a s  e r: Habe den wieder ich geschrieben ? ) 
Nein, nein ! Schau, Kollege Glaser, eines nimm 
zur Kenntnis : Wenn ich es nicht sicher weiß 
- das zahlt sich doch bei uns nicht aus ! 
Das zahlt sich bei uns wirklich nicht aus .  
Außer wir streiten wieder einmal vor einer 
Wahl, dann helfen wir uns gegenseitig. Ich 
glaube, Ihr Herr Landeshauptmann Krainer 
hat gesagt : Lug hin, Lug her - Hauptsach 
ist, wir haben g'wonnen ! (Heiterkeit. -
Abg. W e i kh art :  Das war der Wagner im 
Burgenland I) Aber bitte, wir wollen uns 
auch darüber nicht mehr auseinandersetzen. 
Hören Sie, was da steht : 

Zu dem Schreiben der Bahnhofsleitung 
Feldbach, Zahl 60 vom 1 8. 2. 1965 - es 
ist ein Zufall, daß ich das noch habe -
wegen der Einstellung des Aufnahmewerbers 
Rudolf Atmer in der Werkstätte Feldbach 
als Triebfahrzeugführernachwuchs, erlaube ich 
mir, wie folgt Stellung zu nehmen : 

Es ist im Raume Feldbach schwierig, einen 
geeigneten Bewerber für den Dienst zur 
Ausbildung als Triebfahrzeugführer zu be­
kommen, der auch die Voraussetzungen dafür 
hat. Nun bin ich der Meinung - und zwar 
der Herr Landschützer Ferdinand ist dieser 
Meinung -, durch den Obgenannten einen 
geeigneten gefunden zu haben. Auch die 
Werkstättenleitung befürwortet die Einstellung 
des Bewerbers. Die Personalvertretung hat 
derzeit · noch nicht die Zustimmung erteilt, 
und zwar aus folgend angeführter Erwägung : 
Auner hat die Tochter, die in Erwartung eines 
Kindes ist, des Postbeamten Deutschmann 
in Feldbach vor 14 Tagen geheiratet. Deutsch­
mann ist sozialistischer Gemeinderat der Stadt 
Feldbach, und daher sei eine Aufnahme des 
Auner nicht zu befürworten. (Zwi8chenrufe 
bei der Ö V P.) Hören Sie, wie das weitergeht. 

Ich bin der Meinung, daß dies nicht ein 
Grund sein soll, das junge Ehepaar vor 
den Kopf zu stoßen, da meiner Ansicht 
diese beiden für alle Zeiten für die ÖVP­
Richtung verloren sein würden. (Abg. Doktor 
G o r b a c h: Tolerant I) Ich habe mich über 
die Hauptbezirkstellenleitung des ÖAAB über 
die politische Einstellung der Eltern des 
Bewerbers erkundigt. 

Muß ich noch etwas dazu sagen ? Ich 
glaube, das ist etwas, was Sie, wenn Sie 
ehrlich sind, genauso ablehnen müssen wie 
wir. Das ist ein Weg, der nicht zur demo­
kratischen Entwicklung des Landes führt. 
(Abg. W e i  k h a r t: Das ist die Entpolitisierung 1 
- Abg. Dr. W i t h a l m: Im Archiv in der 
Kärntner Straße haben wir dutzendweise solche 
Briefe I) Das ist ein Weg, der Ihnen allen 
miteinander unangenehm sein kann. Ich sage 
Ihnen ehrlich : Auch wir lehnen das ab, weil 
es gar keinen Zweck hat. Sie können sicher 
sein, wenn wir diesen Weg gegangen wären, 
gäbe es bei den Österreichischen Bundes­
bahnen keine 7000 oder 8000 christliche 
Gewerkschafter. (Ruf bei der () V P: Wieviel 
Prozent ist das ?) 6 oder 7 Prozent. Ja, ich 
kann nichts dafür, wenn so wenige an Ihre 
Theorien glauben. (Heiterkeit bei der SPÖ. 
- Abg. M i t t e r e r: Ein ge8under Prozentsatz 
ist das I) 

Darfich nunnoch eine Frage aufgreifen. (Abg. 
M i t t e r e r: Wenn die anderen Theo'rien einmal 
hineingeschmissen werden I) Herr Mitterer, 
bleiben Sie freundlich mit uns, wir sind es 
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mit Ihnen auch. Sie haben Ihre Theorien 
bei der Geschäftsführung und bei Ihren 
Gewerbetreibenden. Ich könnte Ihnen er­
zählen, wie es mir ergangen ist als Lehrbub 
in der Zieglergasse 75 bei der Firma Friedrich 
Arocker, bei einem Installateur. (Abg . .  M i t­
t e r e r: Sie können ruhig darüber reden !) Reden 
wir nichts darüber, es ist besser ! Sie wünschen 
nicht die Vergangenheit, und ich will sie 
Ihnen nicht vorhalten. 

Jetzt kommt eine Frage, die gestern auch 
hier behandelt worden ist ; ich muß sie noch­
mals aufzeigen. In der Sitzung des Finanz­
und Budgetausschusses vom Montag ist ein 
Antrag von dem Abgeordneten Dr . .van Tongel 
eingebracht worden. Er lautete : "Die Bundes­
regierung wird ersucht, ehebaldigst den Ent­
wurf eines Personalvertretungsgesetzes als 
Regierungsvorlage zu übermitteln."  Von den 
sozialistischen Vertretern im Unterausschuß 
wurde der Zusatz hiezu verlangt : "Vor Ein­
bringung einer solchen Regierungsvorlage ist 
mit den zuständigen Gewerkschaften das 
Einvernehmen herzustellen. "  Ihre ÖVP-Mehr­
heit hat den Antrag mit dem Zusatz abgelehnt, 
am 2 1 .  werde ein solches Gesetz eingebracht. 
(Ruf bei der ÖV P: Na und ?) Jetzt ist das 
"Na und" weg. (Abg. Dr. K u m m e r: Das ist 
schon längst überholt !) Warum ist es überholt 1 
Aber doch nicht durch Sie, Herr Dr . Kummer ! 
Sie haben dazu wahrscheinlich das wenigste 
beigetragen ! Nehmen Sie von uns zur Kennt­
nis, daß wir uns ein Personalvertretungsrecht, 
in dem man das Grundrecht der Gewerk­
schaften in Österreich, das Streikrecht, an­
greift, niemals zur Kenntnisnahme vorlegen 
lassen - auch nicht von einem Herrn Bundes­
kanzler Klaus ! (8tarke1' Beifall bei der 8 PÖ. 
- Abg. Dr. K u m m e r: Das hat niemand 
angeg7'iffen ! Nur bei der Wahr'heit bleiben ! -
RuJ bei der S PÖ: Doch !) Es hat diese Aus­
einandersetzung um das Streikrecht schon 
gegeben, lieber Herr Dr. Kummer ! (Abg. 
W e i k har t: Verkla'ltsuliert, wie es bei wch 
üblich ist ! - Abg.  Dr. K u m m e r: Das hat 
niemand angegriffen ! - Weitere Zwischenrufe. 
- Abg. Dr. K u m m e r: Das ist schon längst 
überholt, aber nicht durch euch !) 

Man hat sich ohne weiteres so weit ver­
gangen . . . ( Neuerliche Zwischen1'ufe bei der 
Ö VP.) - Ja, das stimmt, was ich gesagt 
habe, Herr Dr. Kummer ! (Abg. Dr. K u m m e r: 
Das ist schon längst überholt !) Überholt ist 
es seit gestern, und gestern war es noch nicht 
überholt, weil gestern nachmittag der Doktor 
Hackl verlangt hat : Stellungnahme der Ge­
werkschaft bis 28. Da müssen Sie Ihre 
Sektionschefs auch über die Arbeit infor­
mieren lassen ! Sie können doch nicht sagen, 
das ist überholt . Weil Dr. Koubek gestern 
hier im Haus angerufen hat : Stimmt das, 

was Herr Generalsekretär Withalm am Montag 
unserem Klubobmann Dr. Pittermann gesagt 
hat, daß diese Frage zurückgezogen und mit 
uns verhandelt wird � Darauf habe ich ge­
fragt. (Abg. Dr. W i t h a l m: Darüber habe ich 
mit Pittermann nicht gesprochen ! I ch habe 
gesagt, wir werden darüber reden, daß es zurück­
gezogen wird, nicht wir reden miteinander ! -
GegenruJe bei der SPÖ.j Entschuldigen Sie, 
uns wurde mitgeteilt, daß es zurückgezogen 
wurde. (A bg. Dr. W i t h a lm: Was mitgeteilt 
wurde, weiß ich nicht, aber das habe ich mit 
Ihrem Klubobmann besprochen ! Es schließt 
doch nicht aus, daß man darüber redet, es darf 
doch noch zurückgezogen werden !) Darf ich 
jetzt dann sagen, daß also die Sache doch 
zurückgezogen wurde. ( Neuerlicher Zwi.'!chenruf 
des A bg.  Dr. W i t h a l m.) Der Herr Bundes­
kanzler hat soeben gesagt, die Sache wurde 
"zurückgestellt" , und er hat ja gestern auch 
die Bereitschaft erklärt, mit uns zu verhandeln. 
Ich muß Ihnen sagen : Wir kennen den Herrn 
Kanzler ja nicht aus einer ersten Besprechung, 
wir haben manchen harten Strauß mit ihm 
zu fechten. Na ja, gut, die Parole : Landgraf, 
bleibe hart ! ,  hat er ja immer, wann es bei 
uns um den Gulden geht. Da ist er steinhart. 
Und wir armen Gewerkschafter werden in 
dem Glauben an den Kanzler mitsamt euren 
christlichen und ÖAAB-Leuten immer weich, 
und zu Hause schimpfen uns alle Leute 
zusammen, weil wir sagen : Österreich ist 
uns wichtiger. Wie lange wir das noch aus­
halten, weiß ich nicht. Aber wir werden es 
aushalten, wenn Sie in Ihrer Politik auch ein 
bisserl vernünftiger werden .  

Warum kontern wir in  diesem Fall � Hier 
gibt es eine Zeitschrift für Arbeitsrecht und 
Sozialrecht. Da gibt es einen Universitäts­
professor DDr. Robert Walter aus Graz, 
der folgendes feststellt : "Die Verordnung 
vom 25. Juli 1914 über die Bestrafung der 
Störung des öffentlichen Dienstes oder eines 
öffentlichen Betriebes unter Verletzung einer 
I,ieferungspflicht, RGBl. Nr. 155/1 914, i st in 
Kraft." Glauben Sie wirklich, daß wir uns 
mit solchen Dingen unser Recht auf Arbeits­
niederlegung nehmen lassen als öffentlich 
Bedienstete in ihrer Gesamtheit 1 (Abg. Doktor 
K u m m e r: Das ist doch ein Universitätspro­
fessor ! Lassen Sie ihn doch 8chreiben ! Das 
ist doch nur 8eine Meinung !) Herr Dr . Kum­
mer ! Ich das nicht Ihre Meinung � (Abg. 
Dr. K u m m er: Nein !) Danke schön ! (Ruf 
bei der SPÖ: Wieso beruJen Sie sich dann auf 
ihn ?) Wenn Sie dann die Erläuterungen ge­
lesen hal:-en, in denen klipp und klar steht, 
die Bestimmungen des § 2 Abs. 3 seien aus 
dem deutschen Personalvertretungsrecht ge­
nommen, dann frage ich mich doch : Ist so 
etwas notwendig � Man hätte uns auffordern 
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und sagen sollen : Setzen wir uns zusammen, 
reden wir über das Problem, es ist ein echtes 
Problem des öffentlichen Dienstes ! Wir Eisen­
bahner haben eine Personalvertretungsvor­
schrift aus dem Jahre 1946. Sie müssen 
doch zugeben, daß wir nicht ohne weiteres 
ein Personalvertretungsrecht, das uns eine 
Kraft gibt, hergeben und das zur . Kenntnis 
nehmen, was uns vorgelegt wird ! Das müssen 
Sie doch akzeptieren ! 

Nunmehr wird man über diese Fragen 
verhandeln können. Aber man hätte sich 
doch alles das, diese Unruhe, die im Betrieb 
entstanden ist, ersparen können. Ich habe 
gestern innerhalb von zwei Stunden 16 Dele­
gationen gehabt und konnte deswegen nicht 
herkommen, ich mußte den Leuten erklären, 
dieser Personalvertretungsentwurfwird so nicht 
angewendet .  

Oder glauben Sie, es begeistert uns, mit 
derartigen Kampfmaßnahmen in Österreich 
zum Erfolg zu kommen � Wenn Sie uns dazu 
zwingen, können Sie es haben, wenn Sie aber 
vernünftig und echt Ihre Politik in Österreich 
überlegen, so wie es der Herr Kanzler sagt 
(Ruf bei · der Ö V P: Das ist Erpressung !) , 
zum Nutzen aller Österreicher und zum 
Nutzen des kleinen Mannes, dann werden 
Sie uns als Opposition zu einer echten und 
gedeihlichen Mitarbeit bereit finden. Wenn 
das nicht der Fall ist, dann schreiben Sie 
sich die Folgen auf Ihre eigenen Fahnen ! 
(Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Wallner : Es liegt ein Entschlie­
ßungsantrag der Abgeordneten Ulbrich und 
Genossen zum Kapitel "Verkehr" des Bundes­
finanzgesetzes vor. Der Entschließungsantrag 
ist entsprechend u n t e r s t ü t z t  und steht mit 
zur Debatte. 

Ein zweiter Entschließungsantrag der Ab­
geordneten Ulbrich, Frühbauer und Genossen 
zum Kapitel "Verkehr" des Bundesfinanz­
gesetzes hat ebenfalls die entsprechende 
Un t e r s t ü t z u ng und steht mit zur Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Scheibengraf. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Ing. Scheibengraf (SPÖ) : 
Hohes Haus ! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren ! Ich möchte nur ganz kurz - Herrn 
Kollegen Peter will ich später noch einige 
Antworten geben - Kollegen Krempl ant­
worten. Er sagte hier, der ÖAAB stehe zur 
Verstaatlichung. Das hören wir die ganze 
Zeit. Ich mache nur darauf aufmerksam, 
daß wir auf die tätige Mitarbeit von Ihrer 
Seite zur 'Veiterentwicklung der Verstaat­
lichung besonderen Wert legen würden. 

Ich spreche zum Kapitel "Verstaatlichte 
Betriebe". Die verstaatlichte Großindustrie 

für Eisen und Stahl in unserer kleinen Volks­
wirtschaft hat trotz der Probleme, die ihr 
dadurch gestellt waren, durch Leistungen 
ihrer Belegschaften und ihrer Führungsstäbe 
glänzend bestanden. Ich glaube, das kann 
man heute wohl mit Fug und Recht sagen. 
Ich habe geglaubt, daß nur bei der Budget­
debatte 1964 noch einmal die Meinung zu 
hören war, daß die Verstaatlichte, vor allem die 
Stahlindustrie, stagniere, weil sie über ihre 
geplante Auslegung hinauswuchs. 

In der Zwischenzeit - 1965 - haben neue 
Leistungs- und Absatzrekorde die Größen­
ordnung bestätigt. Die Aufnahmsfähigkeit des 
Binnenmarktes spielt für die Stahlindust:rie 
eine besondere Rolle. Während die großen 
Industriestaaten 80 und mehr Prozent ihrer 
Stahlproduktion aufnehmen und weiterver­
arbeiten, ist dies in kleinen Volkswirtschaften 
nicht so ohne weiteres möglich, wobei sich 
in Österreich noch weitere Ersch,verungen 
dazu ergeben, auf die ich dann noch zu sprechen 
kommen werde. 

In Österreich finden wir bei Edelstahl 
eine Binnenmarktaufnahme von 30 bis 40 Pro ­
zent der Produktion, bei Bau- und Maschinen­
baustahl von 40 bis 60 Prozent je nach seiner 
Qualität. Diese Entwicklung des Anteiles des 
Binnenmarktes hat sich seit Jahren, und zwar 
in dem Maße, wie die Stahlproduktion steigt, 
rückläufig entwickelt. Der Exportanteil muß 
unter diesen Voraussetzungen natürlich ständig 
steigen. Nun könnte wieder das Argument 
gebracht werden, man müsse aus diesem 
Grunde die Stahlproduktion einschränken. Ich 
mache aber darauf aufmerksam, wie ich das 
bereits vor zwei Jahren tun durfte : sie ist 
nur in einer bestimmten Größe wirtschaftlich 
und entwickelbar. 

Es war den Sozialisten in der Regierung 
und im Hohen Hause in den vergangenen 
20 Jahren der Zusammenarbeit nicht möglich, 
die Österreichische Volkspartei und ihre 
Minister für die Durchführung einer planvollen 
Finalisierung im Rahmen der verstaatlichten 
Betriebe selbst zu gewinnen. Das wird wohl 
kaum bestritten. Selbst in den Vorständen der 
Betriebe mußten notwendige, aber begrenzte 
Finalisierungsvorgänge gegen jahrelangen 
Widerstand von Vorstandmitgliedern ihrer 
ÖVP-Fraktion durchgesetzt werden. Ich 
könnte eine Reihe von Beispielen dafür an­
führen, davon nicht zu reden, daß der schon 
verstaatlichte Maschinenbau ihren massiven 
Widerstand fand und trotz eines Gentleman's 
Agreement mit allen Mitteln bekämpft wurde . 

Aber auch eine gezielte private Ausweitung 
der Stahl- und Edelstahlverarbeitungen im 
Lande ist nicht erfolgt. Das stelle ich fest, 
und damit, meine sehr verehrten Damen und 
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Ing. Scheiben graf 
Herren des Hohen Hauses, will ich klarstellen, 
daß wir nicht eine zu groß ausgelegte Stahl­
industrie besitzen, sondern daß die Binnen­
marktaufnahme, vor allem die Weiterver­
arbeitung von Stahl und Edelstahl weder 
von verstaatlichten Betrieben gemacht werden 
konnte noch vom privaten Sektor entwickelt 
wurde. 

Ich könnte eine Reihe von Produkten an­
führen , die wir heute um viel Geld einführen 
müssen . Denken wir an die Schneeräumgeräte, 
wo uns sogar die Schweiz turmhoch überlegen 
ist ; Forsteinrichtungen, Straßenbau- und 
Straßenreinigungsmaschinen, Geräte und :Ma­
schinenbau für den Meßbereich, für die Basis 
des Instrumentenbaues und so weiter. Das 
wäre ein weites Betätigungsfeld vor allem für 
den Privatsektor, da wir im Lande alle Sonder­
stähle dafür erzeugen. 

gab es daher auf dem Weltmarkt völlig neue 
Entwicklungen. Die großen Industrieländer 
konnten auf Grund ihrer großen Innenmarkt­
abnahmemöglichkeit mit völlig veränderten 
und abgesenkten Preisen auf den Weltmarkt 
kommen. Sie trafen hier auf uns und standen 
damit in schwerster Konkurrenz. Damit 
begann die Einleitung des Preisverbruches, der 
heute bei verschiedenen Qualitäten Ausmaße 
erreicht hat, über die sich der einfache Mann 
keine Vorstellungen machen kann. Das allein 
ist schon ein Faktum, das dazu angetan sein 
muß, dieser Industrie mit allen Mitteln Unter­
stützung zu leihen. Im Gegenteil, hier muß 
um j ede Investition gerungen, gekämpft 
werden, und was noch viel schwerer wiegt : 
es wurde bisher jede Koordination und Koope­
ration verhindert. Man kann nicht sagen, daß 
die Vorschläge dazu von den zuständigen 
Stellen nicht rechtzeitig vorgelegt worden Die Produktionssteigerung der letzten Jahre .. 
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Die Stahl- und Edelstahlindustrie erwartet 
die größere Aufnahmefähigkeit des Binnen­
marktes, und sie muß die Exportförderung 
materiell und ideell in dem Maße, wie sie 
sie bisher besaß, erhalten, um bestehen zu 
können. Nicht Kontra-Verstaatlichten-Stei­
lung und sinnloser Konkurrenzkampf zwischen 
verstaatlichter und privater Wirtschaft, son­
dern die gezielte Aufnahme neuer Produktionen 
sind der Weg aus der gegenläufigen Entwicklung 
von steigender StahlpToduktionsleistung und 
kleinerem Binnenmarktanteil zu hohem 
Exportanteil. 

Nun erlauben Sie mir, zu einigen besonderen 
Problemen einige Worte zu sagen. Die Markt­
lage im Inneren und der Preisverbruch : Ich 
habe vorhin klarzustellen versucht, daß wir 
nur eine 30- bis 40prozentige Aufnahme für 
Edelstahl am Innenmarkt haben. Wir wissen, 
daß es in den großen Industriestaaten bis zu 
80 und mehr Prozent sind. Nach der 
Rezession 1958/59 und noch stärker 1962/63 

" Wochenpresse" hatte Herrn Generaldirektor 
Dr. Roth von der Österreichischen Alpine­
Montan angegriffen und ihm gewisse Vorwürfe 
betreffs die Konkurrenzfähigkeit und Stand­
festigkeit dieses Unternehmens gemacht. Er 
hat sich mit Recht zur Wehr gesetzt mit einem 
Artikel am 4:. Mai 1966, also nicht in grauer 
Vorzeit, wo er feststellt : "Ich hatte Gelegen­
heit auszuführen, daß die Alpine durch niedrige 
Stahl- und Kohlenpreise der österreichischen 
Wirtschaft 4:,5 Milliarden Schilling zugewendet 
hat und daß die Alpine seit Kriegsende 5,4 Mil­
liarden Schilling investierte. "  Und so weiter. 

Hier sagt nicht ein Sozialist aus, daß es 
diese Preisvorteile in einem Ausmaß gegeben 
hat, wofür die Vorstellungen darüber fehlen, 
sondern das ist der derzeitige verantwortliche 
Generaldirektor der Österreichisch-Alpine 
Montangesellschaft, der größten Gesellschaft 
innerhalb der verstaatlichten Industrie. 

Schon zu der Zeit, als wir auf dem Weltmarkt 
noch zu wesentlich günstigeren Verhältnissen 
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absetzen konnten, hatten wir auf der inneren 
Linie den Preisvorteil zur Kenntnis zu nehmen 
über dessen Grenze wir uns nicht hinausbe� 
wegen konnten. Auch hier natürlich eine ent­
sprechende Einengung des Selbstfinanzierungs­
weges ; trotzdem konnten die verstaatlichten 
Betriebe 26 Milliarden Schilling aus eigenen 
Erträgnissen für ihre Investitionen aufbringen. 
Das ist eine ungeheure Leistung, die sie trotz 
all dieser Erschwerungen erbracht haben. 

An die Adresse der Österreichischen Volks­
partei gerichtet muß ich heute aber auch fest­
stellen, daß uns leider die politische Bremsung 
des Anleiheweges zeitweilig größte Schäden 
verursacht hat. Denken wir nur daran, wie 
lange die Alpine Montangesellschaft für ihre 
notwendigen Investitionen vorstellig werden 
mußte und wie vieler Monate es bedurfte 
bis die VÖEST die Umgestaltung des Pro � 
gramms und der Einrichtungen in der Hütte 
Krems erreichen konnte. 

Diese Bremsung wurde stets damit begrün­
det, daß wir Sozialisten der Ausgabe von 
Aktien entgegenstehen und daß diesem Nein 
das Nein zum Anleiheweg gegenübersteht. 
Ich �abe diesbezüglich 1 964 ausgeführt, daß, 
auf dIe Dauer gesehen, der Weg der Begebung 
von Aktien trotz aller scheinbaren momentanen 
und zeitmäßigen Vorteile der teurere Weg ist, 
denn die Dividendenausschüttung bleibt be­
ste�en, während die Anleihe eines Tages 
getIlgt und der volle Besitz des Eigners 
wieder gegeben ist. (Abg. Dr. Weißmann : 
Die Anleihe muß aber zurückgezahlt werden, 
Herr Kollege I) Jawohl, aber in dem Fall 
k.ann �an sagen, daß diese Belastung nur 
eme Zeitlang zu tragen ist, während die Be­
lastung durch die Dividendenzahlung fort­
laufend, ohne Begrenzung ist. (Weitere Zwi­
.schenntfe des Abg. Dr. W e i ß m ann.) 

Ich darf daran anschließen, daß die Aktien, 
die Sie sich vorgestellt haben, zu einem Vor­
zugskurs begeben werden - anders könnte es 
j�. �icht. sein -, was die Selbstfinanzierung 
volhg stIlle gen müßte, und der Teil, der heute 
a�s normale. Di.�idende an den Eigentümer, 
dIe RepublIk Osterreich, abgeht, dann als 
Vorzugsaktiendividendenanteil dem Einzahler 
überantwortet werden müßte. Dividende an 
�ie Repu�lik und .Mittel zur Selbstfinanzierung 
smd damIt blockIert. Wir können das, nicht 
in der Form der Absprache, aber mit dem 
Rechenstift sehr deutlich klarstellen, wenn 
man das entsprechend auf die Jahre berechnet. 

Erlauben Sie auch einige Worte über die hier 
angezogene Dividendenleistung in diesem 
Hohen Hause. (Abg. Dr. W e i ß m a n n :  Die 
Dividendenleistung de.s Hohen Hauses ist sehr 
klein I) Entschuldigen Sie, wenn ich das 
gesagt habe, nehme ich es zurück. Ich habe 

gemeint, die Dividendenleistung 
staatlichten Betriebe. 

der ver-

Sehen wir uns einmal die Hauptdividenden­
träger unter den verstaatlichten Betrieben an. 
Ich nenne nur fünf. Bei der Österreichisch­
Alpinen Montangesellschaft können wir fest­
stellen, daß der Eigentümer Staat nichts ein­
gebracht hat. (Abg. Dr. Gorbach : Weil er 
so viele kranke Betriebe mitschleppen muß I) 
�ann 

.
darf ma.n aber die Dividendenleistung 

mcht m RelatIOn zum fiktiven Grundkapital 
setzen, wenn der Eigner selbst zu diesem 
Grundkapital .�lberhaupt nichts beigetragen 
hat. Bei der Osterreichisch-Alpinen Montan­
gesellschaft liegen vom österreichischen Staat 
null Schilling vor. 

Die Vereinigten Österreichischen Eisen- und 
Stahlwerke haben ebenfalls keinerlei Einbrin­
gung erhalten, und Sie wollen eine volle 
Dividendenleistung ! Ich möchte auch noch 
dazu ein Beispiel geben. 3,5 Prozent war die 
letzte Ausschüttung. Wenn entgegen allen 
Fachleuteeinwürfen eine Grundkapitalhöhen­
festsetzung mit 1 ,4 Milliarden Schilling erfolgt, 
dann muß zwangsläufig eine in diesem Ausmaß 
niedrigere Dividende herauskommen. Das 
geht gar nicht anders. Versuchen Sie das bei 
S�eyr zu �achen, das in der Größenordnung 
eme Verglelchsbasis sein könnte. Dort haben 
Sie 400 MIllionen Grundkapital, dort haben Sie 
auch die eingebrachten Werte der Eigner. Sie 
hatten zuletzt eine Ausschüttung von 1 1  Pro­
zent. Wenn Sie einen Vergleich mit dem 
Grundkapital anstellen, hat die VÖEST auch 
10,5 Prozent geleistet, ohne die fiktive Grund­
kapitalhöhe, die anscheinend schon bei der 
Schillingeröffnungsbilanz in Hinsicht auf die 
künftige Angriffsbasis so festgelegt wurde. 
(Abg. Dr. W e i ßmann : E.s waren doch Ihre 
11 erren, die das verwaltet haben I) Nein nein 
unsere Herren haben zuerst eine Grundk�pital� 
festsetzung von 600 Millionen Schilling für 
d�e VÖEST vorgeschlagen. Dann wurde lange 
hm- und hergezogen, die Fachleute haben als 
oberste Grenze 800 Millionen genannt, und 
man mußte dann, um verschiedene andere 
Voraussetzungen zu schaffen, 1 ,4 Milliarden 
Schilling zur Kenntnis nehmen. Wir wollen 
damit durchaus nicht sagen, daß das eine 
Schädigung darstellt., Herr Kollege Dr. Weiß­
mann, aber eines ist doch klar : Man arbeitet 
mit einer Fiktion, man versucht mit einer 
Fiktion, die Menschen in unserem Staate irre­
zuführen, indem man erklärt : Schaut her, 
die versta9,tlichten Betriebe werfen doch nichts 
ab. Sie arbeiten zwar, sie tun etwas und 
bei allen Belegschaft.sanlässen werden

' 
sogar 

große "r orte über die Leistung, die die Men­
schen dort vollbracht haben, gesagt, aber für 
den Kenner, draußen bleibt die Frage der 
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3,5 Prozent Dividendenausschüttung ! Mit 
Ihrer Polemik als negativer Eindruck dazu. 

Ich will jetzt nicht tiefer schürfen, aber ich 
könnte die Liste der verstaatlichten Betriebe 
fortsetzen, bei denen die Kapitaleinbringung 
mit Null festgehalten worden ist und bei 
denen wir die Berechnungen von einer fiktiven 
und festgelegten Grundkapitalgrenze vorneh­
men müssen. 

Nun noch zur Frage der Steuerleistung. 
Die Steuerleistung im J ab re 1964 betrug 
nach dem Rechnungshofbericht alles in allem 
zirka 3,5 Milliarden Schilling. Wenn man das 
in ein Verhältnis zu den allgemeinen Ein­
nahmen des Staates setzt - ich weiß schon, 
da kommt noch ein kleiner Anteil heraus, 
der die Grundsteuer betrifft und hier nicht 
mit aufscheinen kann, das ist aber nicht 
wesentlich -, dann kann man sagen, daß 
die 120.000 Beschäftigten 10 Prozent der 
staatlichen Abgabeneinnahmen neben ihrer 
anderen Leistung aufbringen. Ich glaube 
schon, daß das eine sehr große Steuerleistung 
ist. Es wird daher von diesen Menschen 
besonders bedauerlich empfunden , wenn vor 
Wahlen festgestellt wird, daß die verstaat­
lichten Betriebe nicht nur keine Steuern 
zahlen, sondern darüber hinaus laufend vom 
Staat subventioniert werden müssen. Auch 
das möchte ich heute noch bei dieser Gelegen­
heit feststellen und hier deponieren, daß näm­
lich eine einwandfreie Steuerleistung vorliegt. 
Sie ist vom Rechnungshof geprüft und kann 
also nicht in irgendwelcher Form lediglich als 
Skizzierung zur polemischen Behandlung vor­
gehalten werden. 

Da ich gedacht habe, daß Kollege Abge­
ordneter Pet er noch kommen wird - er 
war ja den ganzen Vormittag im Haus, ich 
mache ihm da keinen Vorwurf -, möchte 
ich jetzt zu einigen Fragen, die er zum Aus­
druck gebracht hat, Stellung nehmen und 
ihnen etwas entgegenhalten, weil sonst der 
Eindruck erweckt werden könnte, wir haben 
hier nichts entgegenzusetzen. 

Nun einmal zum Wort "Verpolitisierung" 
durch die seinerzeitige Koalition, durch die 
Zusammenarbeit der beiden gwßen Kräfte 
in diesem Staat. Ich habe sC'hon vor drei 
oder vier Jahren in diesem Hohen Haus 
Herrn Dr. Kandutsch, der damals diesem 
Hohen Haus noch als Abgeordneter angehörte, 
auf dasselbe Argument geantwortet, daß wir 
uns auch das Recht herausnehmen können, 
in der Frage Politisierung, Entpolitisierung 
oder Verpolitisierung zu argumentieren. Wir 
sehen in der Zusammenarbeit, wie sie bisher 
bestanden hat, die Entpolitisierung dieser 
großen Wirtschaftskörper , weil durch die 
Anwesenheit der beiden großen Kräfte der 

Ausgleich und die gegenseitige Kontrolle vor­
handen ist. Wenn Sie nun einen Teil dieser 
Kräfte abziehen, dann können wir von unserer 
Seite her feststellen : Das ist nicht Ent­
politisierung, sondern das ist erst richtig 
Verpolitisierung, denn dann ist eine Gruppe 
allein in diesen Betrieben verblieben. 

Man soll mir nicht sagen, daß vor 1934 diese 
Betriebe keine Politik gemacht haben. Die 
damalige Schwerindustrie hat die Heimwehr­
politik und die Untergangspolitik Österreichs 
in dieser Republik überhaupt betrieben. Man 
kann also hier nicht sagen, daß die Ent­
politisierung solcher Wirtschaftskörper dann 
erreicht wird, wenn sie nur mehr von einer 
politischen Richtung beherrscht werden, oder 
wenn man überhaupt von politischer Richtung 
nicht spricht, aber doch das Vorhandensein 
einer solchen Politik zugeben muß. 

Und nun zum zweiten Vorwurf, den uns 
Herr Kollege Peter heute gemacht hat, daß 
wir die kollektivistische Richtung vertreten. 
Ich glaube, da dürfte ein kleiner Irrtum in 
der Auffassung über das sein, was wir unter 
kollektiver Arbeit verstehen und was hier 
unter Umständen unter Kollektivismus gehört 
werden kann. Ich könnte genauso erklären, 
daß die Aufsichtsräte nach dem Gesellschafts­
gesetz in einer AG. oder GesmbH. genau solche 
kollektivistische Verbände oder Vereinigungen 
sind als wie zum Beispiel die derzeitigen Vor­
stände. Meine Herren 1 'Vo ist denn da der 
Unterschied ? Es sind dort mehr Personen am 
Werk, die die Verantwortung zu tragen haben, 
und es ist auf der anderen Seite nicht eine 
Einmanngesellschaft. Seien wir uns doch klar 
darüber : Diese großen Unternehmungen können 
von einem Mann kaum mehr geführt werden ; 
wo das gemacht wird , sind in der Delegierung 
mehrfache Gremien eingeschaltet, die solche 
Riesenunternehmen führen. Ich kann mir 
nicht vorstellen, daß man 30.000 Menschen 
in einem solchen Unternehmen durch einen 
einzigen Mann führen könnte. Es kann hier 
nur zu einer kollektiven Arbeit kommen, 
und die ist nach dem AG-Gesetz oder nach dem 
GesmbH-Gesetz nicht kollektivistisch. Ich 
lehne das "\-Vort "kollektivistisch" in diesem 
Zusammenhang grundsätzlich ab. 

Die Frage der Mittel, die ebenso von Ihnen 
angeschnitten wurde, daß die Verstaatlichte 
in ganz großem Ausmaß von den ERP­
Mitteln Gebrauch machen konnte, kann ich 
nur so beantworten : Die ERP-Mittel, die die 
verstaatlichte Industrie bekommen hat, be­
tragen ausweismäßig, wieder dnrch den Rech­
nungshof nachgewiesen, 3280 Millionen, ihre 
selbstaufgebrachten Mittel für Investitionen 
26,2 Milliarden Schilling. Also auch hier ist 
es sicher, und das ist auch immer wieder 
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betont worden : Weder wir noch ein anderer gen um Absatz, Produktion und Weltgeltung 
Staat in Europa wäre ohne amerikanische erfolgreich, sondern in diesem Zeitraum konnten 
Hilfe jemals wieder in die Lage versetzt wir im Gegensatz zu anderen Ländern in 
worden, seine Wirtschaft so rasch in Gang zu diesen Unternehmen gesicherte Arbeitsplätze 
setzen, wie das durch diese Hilfe geschehen und gesicherte Existenzen garantieren, und 
ist. Das ist wohl gar keine Frage, und hier gibt zwar bis zum heutigen Tage fast ohne jede 
es auch keinen Streitpunkt. Unterbrechung, für 123 .000 Menschen und 

Ich darf also dazu übergehen, mir noch eine ihre Angehörigen. 
Bemerkung zu erlauben, die sicher von Wert Es ist hier ein großes Erbe übergeben wor­
ist. Durch die Wiedervereinigung des Kom- den, ohne Revolution, wie das von anderer 
plexes "Verstaatlichte Betriebe" mit dem Seite festgestellt worden ist . Wir erwarten 
Ministerium für Verkehr und die Absichten, nur, daß das Erbe mit der Ehrfurcht verwal­
die Führung über ein Konzernorgan auszu- tet wird, die es verdient, in der Erkenntnis, 
üben, erkennen wir, daß Sie selbst bestätigen, daß Menschen über ihre eigene Leistung 
daß das den Sozialisten und ihren bisherigen hinaus dem Staate mehr gegeben haben als 
Exponenten zugedachte Leitungsinstrument manch andere Gruppe, die in diesem Staate 
unmöglich war und daß Sie selbst zu dem ebenso ihren Anspruch auf Anerkennung 
zurückkehren, was Sie früher einmal das ver- hat. (Beifall bei der SPÖ.) 
ruchte "Königreich Waldbrunner" genannt Präsident Wallner :  Zum Wort gemeldet ist 
haben. Ich mache nur darauf aufmerksam, der Herr Abgeordnete Schrotter. Ich erteile 
daß wir auch auf diesem Gebiet festzustellen es ihm . 
haben, daß gerade dieser Vorgang die Bestäti- " . I gung für unsere Ansicht ist und alle polemischen �bgeor�neter Schrotte� (OVP) . Hohes Haus : 
Bemerkungen glänzend widerlegt, mit denen B.eI der SItzung des NatIOnalrates am 25. M�I 
zum Ausdruck gebracht worden ist, daß der dl�ses . Jahres wurde unter ander�m a�ch dIe 
bisherige Ressortchef der verstaatlichten Be- i drmglIche Anfrage, betreffend . dIe StIllegung 
triebe wirkliche Leitungsbefugnisse gehabt des Ko?lenbergbaues Tauchen 1m Burgenland, 
habe. Jetzt werden sie Leitungsbefugnisse sehr . eI�gehend b�handelt. Auf Grund. der 
bekommen wenn Sie diese Konstruktion SChWIerIgen finanZIellen Lage des BetrIebes 
nunmehr �ieder einsetzen wollen mußte schon laufend vom Bund ein dement-. 

sprechend hoher Betrag an Geldmitteln zuge-
Ich darf also damit zum Schluß kommen schossen werden, damit der Betrieb aufrecht­

und feststellen, daß der 20jährige Aufbau der erhalten werden konnte. Da dies auf die Dauer 
verstaatlichten Betriebe nicht nur von unseren nicht möglich ist, hat nun das Bundesministe­
Menschen im Inland anerkannt wird, sondern rium für Handel und Wiederaufbau als oberste 
weit darüber hinaus. Es gab 20 Jahre hindurch Bergbaubehörde dem Betrieb mitgeteilt, daß 
eine wirtschaftliche und geistige Leistung - der Bund nicht weiter in der Lage ist, im Wege 
trotz allem ! In den letzten acht Jahren war die der Bergbauförderung Beihilfen für das ent­
Einflußnahme auf die Betriebe dadurch, daß stehende Defizit zu leisten. Erfreulicherweise 
jedes Instrumentarium gefehlt hat, nicht vor- wurde aber eine entsprechende übergangszeit 
handen, und wir müssen noch einmal fest- auf Grund der Verhandlungen zwischen Bund 
stellen, was ich vorhin mit der Wiederherstel- und Gewerkschaften vereinbart, die es ermög­
lung der seinerzeitigen Verhältnisse 1 956 bis lichen soll, die dort betroffenen Arbeitskräfte 
1959 gemeint und bereits angeführt habe. in irgendeiner Form wieder in den Arbeits-

Und nun erlauben Sie mir zum Schluß noch prozeß einzubauen. 
folgendes festzustellen : Der Staat hat zu dem Die Errichtung des Fernheizkraftwerkes 
ganzen Komplex "Verstaatlichte Betriebe" Pinkafeld hat jedenfalls, wie es sich jetzt 
1 ,8 Milliarden Schilling zugebracht, wovon herausstellt, nicht die erwartete Lösung ge­
ein Teil rückzahlbare Darlehensschuld ist, bracht. Man glaubte nämlich damals, daß 
also auch keine volle Einbringung, und die nun der Absatz der Tauchener Kohle gesichert 
Belegschaften und ihre Leitungsstäbe haben sei und somit auch die Arbeitsplätze der Berg­
dieses Vermögen 22fach vervielfacht und bis arbeiter des Kohlenbergbaues Tauchen auf 
heute der Republik einen Wert in der Höhe Dauer erhalten bleiben. Nun stellt sich aber 
von 28,5 Milliarden Schilling erarbeitet. Das heraus, daß die Förderkosten in einem Ausmaß 
ist eine Leistung, und es ist das Ergebnis des gestiegen sind, die die Grubenleitung nicht er­
Verzichts der Belegschaften und ihrer Gemein- wartet hat, und daher das Fernheizkraftwerk 
schaften zugunsten der Republik. Sie werden Pinkafeld nicht bereit ist, die geförderte Kohle 
einsehen, daß auf Grund dieses Verzichts von Tauchen mit einem für den Bergbau 
über die ganze Zeit eine besondere Bangnis in kostendeckenden Preis zu übernehmen. 
diesen Belegschaften besteht. In den vergange- Ich habe dieses Problem deshalb angeschnit­
nen 20 Jahren waren nicht nur die Bemühun- ten, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
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weil es nicht nur für Tauchen Geltung hat, 
sondern weil der Kohlenbergbau in ganz 
Österreich und darüber hinaus in einer sehr 
unguten Situation ist. Es ist nämlich schon 
so weit, daß die im Inland geförderte J ahres­
menge an Kohle nicht mehr verbraucht werden 
kann und sich die Kohlenhalden immer mehr 
vergrößern. Der Herr Vizekanzler Dr. Bock 
hat in seiner damaligen Anfragebeantwortung 
unter anderem mitgeteilt, daß in Österreich 
einer jährlichen Gesamtförderung von rund 
5,5 Millionen Tonnen Kohle nur ein j ährlicherVer­
brauch von 3 bis 4 Millionen Tonnen gegenüber­
steht und daß er auf dieses Problem im Minister­
rat bereits im Jahre 1960 hingewiesen ha,t. Leider 
war es aber nicht möglich, darüber eine not­
wendige Übereinstimmung im Ministerrat her­
zustellen. Der Herr Vizekanzler Dr. Bock 
führt weiter aus, daß er seit dieser Zeit immer 
und immer wieder darauf aufmerksam gemacht 
hat, daß die Erstellung eines langfristigen 
österreichischen Enel'gieplanes dringend not­
wendig geworden ist, denn abgesehen von allen 
anderen Energiepro blemen kann die Frage des 
österreichischen Kohlenbergbaues nur im Rah­
men eines solchen Energieplanes einer erträg­
lichen Lösung zugeführt werden. Der damalige 
zuständige Ressortminister war leider nicht 
bereit, einen solchen Energieplan vorzulegen. 

Umso erfreulicher ist es daher, festzustellen, 
daß die neue Bundesregierung bereits in ihrer 
ersten Sitzung ein Ministerkomitee eingesetzt 
hat, das sich nun ernstlich und eingehend mit 
diesem so schwierigen Problem befassen wird. 
Hoffen wir, daß diesbezüglich eine Lösung in 
der nächsten Zeit gefunden wird, die alle 
Beteiligten - hiemit meine ich die Unter­
nehmen und vor allem aber auch die Beleg­
schaften, die Arbeiter und Angestellten -
befriedigt. 

Gerade auch bei uns in den steirischen 
Kohlenrevieren ist eine gewisse Unsicherheit 
immer wieder festzustellen. Die Arbeiter 
fragen sich : Ja, wird unser Arbeitsplatz weiter­
hin gesichert sein oder nicht 1 Unsere Kohlen­
bergarbeiter in den Gruben in Köflach und 
Fohnsdorf möchten endlich einmal wissen, 
wie für sie die Zukunft ausschauen wird. 

durch die Umschichtung der dort frei werdenden 
Arbeitskräfte auch eine familiäre wird, ist bei 
der Erstellung des Energieplanes auch auf 
die familiäre Gegebenheit unbedingt Rücksicht 
zu nehmen. Wenn man nämlich die Orte der 
Kohlenreviere und deren Umgebung näher 
betrachtet, kann man mit Freude feststellen, 
daß sehr viele Arbeitnehmer für sich und 
ihre Familien Eigenheime gebaut haben. Wenn 
man weiß,  unter welch schwierigen Bedingungen 
und mit welchem Fleiß und persönlichen 
Opfern solche Heimstätten geschaffen werden, 
kann man erst verstehen, wie sehr solchen 
Menschen an einem Arbeitsplatz im dortigen 
Bereich gelegen ist. So ähnlich liegt die 
Situation ja auch bei jenen Familien, die sich 
ihre Wohnung eingerichtet haben und diese als 
ihr Heim betrachten. 

Es wäre für all diese Arbeitnehmer und ihre 
Familien eine arge Belastung, würden sie in 
der näheren Umgebung ihren Arbeitsplatz 
verlieren und verhalten werden, in entfernteren 
Industriegebieten eine Arbeit anzunehmen. 
Es würde dadurch eine zusätzliche finanzielle 
Belastung jedes einzelnen entstehen, weil ja 
der gemeinsame Haushalt mit seiner Familie 
wegfallen würde und außerdem die Fahrtspesen 
und verschiedene andere zusätzliche Unkosten 
auf Dauer gesehen unerträglich wären. Daß 
der Mann und Vater möglichst im Familien­
verband leben soll, steht, glaube ich, wohl 
außer Zweifel. Es wirkt sich bei der Erziehung 
der Kinder sehr vorteilhaft aus und trägt zum 
friedlichen und glücklichen Familienleben sehr 
viel bei . 

Es gibt aber noch eine ganz beachtliche 
Zahl Arbeitnehmer in diesen Gebieten, die 
außer ihrer Beschäftigung in den Kohlen­
revieren eine kleine Landwirtschaft mit ihrer 
Gattin als Nebenerwerb betreiben. Dies sind 
Besitzer kleiner bäuerlicher Betriebe, die von 
dem Ertrag derselben nicht leben können, 
wodurch der Mann gezwungen ist, sich ein 
ständiges Nebeneinkommen dazuzuverdienen. 
Diese Leute sind nun einmal gezwungen, 
in ihrer Nähe einen Arbeitsplatz zu suchen, 
weil sie ja in ihrer sonst gegebenen Freizeit 
auf dem eigenen Kleinbetrieb mitarbeiten 
müssen. Diese Leute könnten also überhaupt 

Als in Zeltweg das Dampfkraftwerk für nicht weiter entfernt einen Arbeitsplatz an­
Stromerzeugung in Betrieb genommen wurde, nehmen, weil ihre tägliche Anwesenheit auf 
glaubte man auch, nun sei für den Bergbau dem eigenen Kleinbetrieb zur aufrechten Fort­
Fohnsdorf der Absatz von Kohle gesichert. führung desselben unerläßlich und notwendig 
Nun stellt sich aber heraus, daß dies auch keine ist. 
endgültige Lösung ist und nach wie vor Ja, nicht nur dies ist in Betracht zu ziehen. 
Schwierigkeiten in der Absatzlage entstehen. In diesen Orten haben ja sehr viele Gewerbe­
Es ist also wirklich höchste Zeit, daß ein ent- betriebe, Kaufleute, Gastbetriebe und viele 
sprechender Energieplan erstellt wird, um andere mehr ihre Existenz darauf aufgebaut, 
hier Klarheit zu schaffen. daß eine sehr beachtliche Konsumentenschaft 

Da nun aber die ungute Situation i m  Kohlen- ihre Bedürfnisse bei ihnen decken will. Auch 
bergbau nicht nur eine finanzielle ist, sondern i alle diejenigen haben in ihre Betriebe sehr viel 
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investiert, und ihr Fortbestand hängt nun 
zum größten Teil davon ab, ob in diesem Raum 
auch weiterhin eine kaufkräftige Konsumenten­
schaft vorhanden ist oder nicht. Kaufleute 
und Gastbetriebe und viele andere mehr 
haben ihre Existenz darauf aufgebaut, daß eine 
sehr beachtliche Konsumentenschaft ihre Be­
dürfnisse bei ihnen decken will . Auch alle 
diejenigen haben in ihre Betriebe sehr viel 
investiert, und es hängt ihr Fortbestand nun zum 
größten Teil davon ab, ob auch weiterhin in 
diesem Raum eine kaufkräftige Konsumenten­
schaft vorhanden ist oder nicht. Auch wir 
von der Landwirtschaft in dieser Gegend sind 
natürlich genauso an dieser Entwicklung 
interessiert, weil auch wir unsere Produktion 
zu einem Großteil auf die örtlichen Bedürfnisse 
ausgerichtet haben und immer Wert darauf 
legen, einen gesicherten Absatz zu haben. 

Nach all den Überlegungen, die ich nun 
angestellt habe, wird man bei der Erstellung 
des Energieplanes auch auf die Raumplanung 
und auf die Strukturverhältnisse dieser Ge­
biete Rücksicht zu nehmen haben. Man wird 
daher diese Probleme in einem behandeln 
müssen. 

Wenn nach der gegebenen Situation der 
Beschäftigtenstand in den Kohlenrevieren nicht 
zu halten ist, muß eben eine andere Lösung 
gefunden werden. Eine Verlegung der Arbeits­
kräfte in andere Gebiete wird nur in einem sehr 
beschränkten Ausmaß möglich sein. 

Ich bin daher der Meinung, daß in diesen 
arbeitsplatzgefährdeten Kohlenreviergebieten 
neue Produktionsstätten errichtet werden müs­
sen, damit ein ständiger und sicherer Arbeits­
platz für all diejenigen geschaffen wird, die auf 
Grund der Produktionseinschränkung im Koh­
lenbergbau frei werden. 

Meiner Meinung nach kann man eine be­
friedigende Lösung nur dann herbeiführen, 
wenn man dieses Problem von allen Seiten 
her betrachtet und auf die Gegebenheiten 
Rücksicht nimmt, die sich dadurch ergeben. 
Ich bin daher sehr froh, daß man sich im 
Ministerkomitee sehr eingehend mit dieser 
Materie beschäftigt, ich ersuche nur, daß man 
auch auf all die Dinge Rücksicht nimmt 
und darauf bedacht ist, auf die gesamte 
Bevölkerung dieser Orte Rücksicht zu nehmen. 
Betreffen tut es alle, wie ich schon erwähnt 
habe. Wenn also bei der Erstellung des 
Energieplanes auch auf die Strukturpolitik 
Rücksicht genommen wird - denn anders 
kann �ch es mir gar nicht vorstellen-, dann wird 
sicher auch in den betroffenen Gebieten unter 
der Bevölkerung wieder eine Befriedigung 
eintreten und diese jetzt herrschende Un­
sicherheit beseitigt werden können. Hoffen 
wir also, daß diese so wichtige Maßnahme 

ehestbald von unserer Bundesregierung für 
alle Beteiligten in einer zufriedenstellenden 
Art durchgeführt wird. 

Nun noch ganz kurz zu einigen Dingen, 
die für uns von regionaler Bedeutung sind. 
Die Obersteiermark sowie auch das Lavanttal 
in Kärnten bemühen sich sehr, den Anschluß 
an den Fremdenverkehr zu finden. Wer die 
Gegend kennt, muß sagen, daß sie landschaft­
lich sehr schön ist und sich alle Beteiligten 
wirklich bemühen, ihre Unterkünfte und Gast­
stätten so einzurichten, daß sie den Ferien­
gästen entsprechen. Nun ist aber die Eisenbahn­
verbindung sehr schlecht und unzureichend. 
Durch den Bau der J auntalbahn, der sicher 
eine beachtliche Summe Geld gekostet hat, 
wäre nun eine Direktverbindung mit Klagen­
furt gegeben. Mein Ersuchen geht nun dahin, 
sehr geehrter Herr Minister, eine Direktver­
bindung von Graz über Bruck-Zeltweg­
Obdach ins Lavanttal nach Klagenfurt ein­
zurichten. Es würde für dieses landschaftlich 
sehr schöne Gebiet sehr von Vorteil sein 
und zur Hebung des Fremdenverkehrs wesent­
lich beitragen. Außerdem würde der B au der 
J auntalbahn dadurch noch eher begründet 
sein (Abg. Dr. Gorb ach: Sehr gut l) , weil sie 
durch den gewünschten Durchgangsverkehr 
beziehungsweise durch eine Direktverbindung 
Graz -Klagenfurt mehr beanßprucht würde. 

Ich habe schall in einer der vergangenen 
Budgetdebatten noch auf ein anderes Problem 
hingewi('sen : Das Telephonnetz der Ober­
steiermark ist noch immer nicht vollautoma­
tisiert . In den Bezirken Knittelfeld, Judenburg, 
Murau sowie auch im Bezirk Liezen ist das 
Telephonieren immer noch eine sehr zeit. 
raubende Angelegenheit. Die Fernsprechteil­
nehmer nehmen immer mehr zu. Die Fern­
ämter können daher die gewünschten Geßpräche 
mit bestem Willen nicht mehr zeitgerecht 
erledigen, weil eben zu viele Anmeldungen 
vorliegen. 

Man muß unsere Telephonistinnen in den 
Vermittlungen nur bewundern, daß sie diesen 
Anforderungen noch gerecht werden können. 
Es ist für sie sicherlich nicht leicht und bedeutet 
eine große nervliche Belastung. Diese Arbeit 
wird ihnen von manchen Kunden nicht leicht 
gemacht. Wenn nämlich das gewünschte 
Gespräch nicht so schnell hergestellt werden 
kann, wie es sich so mancher vorstellt, dann 
können sich diese Vermittlungskräfte noch so 
manches anhören, obwohl sie nichts dafür­
können. 

Da nun in diesem Gebiet auch sehr viel 
Industrie vorhanden ist und überhaupt durch 
die dort vorhandenen Städte auch eine große 
Bevölkerungsdichte aufzuweisen ist, wäre schon 
aus diesem Grunde meines Erachtens das An-
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liegen berechtigt ,  auch bei uns die Automati­
sierung des Fernsprechnetzes ehestbald in 
Angriff zu nehmen. Auf Grund der vielen 
Telephonal1schlüsse ist eine dementsprechende 
Ina.nspruchnahmegewährleistet und daher auch 
eine solche Investition in kurzer Zeit wieder 
hereingeb:,acht und auch amortisiert . 

Auch der Rundfunkempfang ist in gro ßen 
Teilen unsere�' Obersteierm ar-k vor allem noch 
am Abend sehr schlecht. Man hört hier wohl, 
ob man will oder nicht, die Sendestationen der 
Oststaaten , aber unsere Pl'Ogl amme sind, wie 
schon erwähnt, sehr schlecht zu erreichen. 

Dasselba gilt für das Fernsehen. Es gibt 
noch sehr viele Täler , wo überhaupt der Fern­
sehempfang nicht möglich ist . Es sind daher 
noch mehrere Sendestationen sowie Verstädrer 
notwendig, um diesen Übplstand zu b1:'seitigen. 
Jedenfalls (Abg. Dr. Gorb ach: Kleinlobming I) 
- sehr richtig, Herr Altkanzler, auch b<:Ji uns , 
aber jetzt wird es bald soweit sein - würde 
es unsere Bevölkerung nicht verstehen , wenn 
von Rundfunk und Fernsehen schon jetzt 
größere Beträge für die Versuche des Farb­
fernsehens ausgegeben werden, bevor noch 
ein guter Empfang des Rundfunk- und Fern­
sehproglamms in allen Gebieten unseres 
La.ndes gewährleistet ist . (Der Präs ident 
übernimmt den Vorsitz .) 

Ich möchte daher ersuchen, sehr geehrter 
Herr Minister ,  daß die von mir vorgebrachten 
Anliegen unseres Gebietes, die sicherlich be­
rechtigt sind, in der nächsten Zeit einer auf­
rechten Erledigung zugeführt werden. (Beifall 
bei der O VP. - Abg. Dr. Tu l l: Schreiben Sie 
dem Minister einen Brief, das ist einfacher 1 -
Abg. Dr. Gorbach: Rekommandiert 1 - Abg. 
Dr. Tull: Sicherheitshalber I) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Pay. Ich erteile es ihm. (Abg. 
Dr. Gorbach :  Der Pay ,ist schon wieder 
dabei !) 

Abgeordneter Pay (SPÖ) : Schon wieder 
dabei ist der Pay, jawohl, Herr Altkanzler. 

Herr Präsident ! Werte Damen und Herren ! 

gewürdigt und hat wörtlich von einer Schick­
salsgemeinschaft der Zusammenarbeit gespro­
chen. Diese Feststellung des Herrn Dr. Wit­
halm klingt nun schon ganz anders als die 
scheinbar gezielten Versuche, eine Art von 
Dolchstoßlegende über die Epoche der Zu­
sammenarbeit der bei den großen politischen 
Parteien zu bilden, zu formen und unter das 
Volk zu bringen. 

Herr Abgeordneter Dr. Kreisky hat in 
seiner großen Rede in der Debatte zur Regie­
rungserklärung bedauert, daß die neue Ein­
parteienregierung mit keinem Wort die gemein­
sam vollbrachten Leistungen gewürdigt, ja  
nicht einmal erwähnt hat. 

In diese Zeitepoche der Zusammenarbeit 
fällt auch der 'Viederaufbau und der Ausbau 
der Österreichischen Post- und Telegraphen­
anstalt. Heute in unserer modernen Zeit gilt 
nicht mehr das Lied von der ChristI von der 
Post, wo es so schön heißt : Ja bei der Post 
geht's nicht so schnell. Heute können wir 
Österreicher mit Stolz feststellen, daß die Ein­
richtungen der Post- und Telegraphenanstalt 
den modernen Erfordernissen angepaßt sind, 
daß die Österreichische Post einen sehr guten 
Kundendienst ausübt, und wir können froh 
sein, daß diese Entwicklung so gekommen ist . 

In der Sache der Postleitzahlen gibt es j a  
und hat es  am Anfang gewisse Schwierigkeiten 
mit den größeren Städten Wien, Graz, Linz 
und so weiter gegeben. Aber ich glaube, die 
Post- und Telegraphen-Verwaltung ist daran, 
auch dieses Problem durch zusätzliche Post­
pläne, durch zusätzliche Stadtpläne mit den 
Postleitzahlen zu bereinigen und zu berich­
tigen. 

Die Österreichische Postverwaltung war in 
der Zeit der Ersten Republik ein Stiefkind 
des Staates. Wenn man heute soviel für die 
Post getan hat, dann muß man feststellen, 
daß die Ursachen weit zurückliegen in jener 
Zeit, in der die Post nicht viel bedeutet hat. 
(Abg. Dr. Gorbac h :  Th�trn und Taxis !), in 
der Zeitepoche der Ersten Republik. 

Ein Kollege der freiheitlichen Fraktion - sie 
Außerdem - und das muß man auch glänzen jetzt leider meistens durch Abwesen-

heit (Abg. Dr. T u l l :  Es ist Klubsitzung, sagen - sind auch die Einrichtungen der Post-
h b . h h f) h KI b . d und Telegraphenverwaltung sowie der Bahn a e �c ge ört . ; ac so, u SItZUng, as 

d . d I . h ist etwas anderes - hat gestern hier in diesem und an. erer BetTl�be un An agen m� t v�n 
Saal erklärt, daß wir Sozialisten sozusagen I d�n KrIegs- und mcht von .den Nachknegsem­

rührselig der vergangenen Epoche der Zu- �lrkun�.en v�rscho�t geblIeben. �enn man 
sammenarheit nachtrauern. Wir möchten fest- em Resumee uber dIe gesamte �rbeIt de: Post­
stellen, daß wir allerdings zu den 20 Jahren u.nd Telegraphenverwaltung ZIehen wIll und 
dieser Epoche der Zweiten Republik eine ZIehen muß, dann soll man auch daran denken. 

andere Einstellung haben als andere Mitglieder Die Minister Dipl .-Ing. Waldbrunner und 
dieses Hohen Hauses. Bezeichnenderweise Probst haben nicht nur Verständnis für die 
oder vielleicht bemerkenswerterweise hat Belange der Post aufgebracht, sie waren 
gestern auch der Herr Abgeordnete Dr. Wit- initiativ und auch sehr wirkungsvoll tätig. 
halm das erste Jahrzehnt dieser Epoche Man hat wohl vom "Königreich Waldhrunner" 
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lange Zeit geschrieben und dieses Wort zu Damit komme ich bereits zu dem, was mir 
einem Schlagwort bei der Nationalratsw'ahl der Herr Altkanzler schon vorweggenommen 
1956 gemacht, aber als Dipl . - Ing. Waldbrunner hat, zur Automation, das heißt zum Fern­
zurückgetreten ",rar, waren in der österreichi- meldedienst. Die Einnahmen, ich habe es 
sehen Presse, sogar in der Presse der Volks- bereits erwähnt, betragen beinahe eine halbe 
partei, anerkennende Worte über die Tätigkeit Milliarde Schilling. Die 1952 begonnene Voll­
des Dipl . -Ing . Waldbrunner als Minister für automatisierung sowie der Ausbau des Tele­
Verkehr und verstaatlichte Betriebe zu lesen. phonnetzes waren nicht nur im Interesse der 
(Abg. Dr. Gorbach : Das ist auch Toleranz !) Kunden geboten, dieser Ausbau hat sich als 
Auch Toleranz, jawohl. Ab und zu hat es überaus wirtschaftlich für die Post- und Tele­
früher noch welche gegeben bei der ÖVP, graphenverwaltung erwiesen. Behindert war 
mehr als jetzt, Herr Altkanzler. (Abg. Oz e t t e l :  dieser Ausbau, der dann die großen Einnahmen 
Da waren die Reformer noch nicht da ! - der Postverwaltung gebracht hat, in den letzten 
Abg. Dr. J. G r u b e r :  Heute sind die Reformer Jahren dadurch, daß bis 1963 die Finanzierung 
bei euch ! - Heiterkeit .) Das waren die ge- nur im Rahmen des ordentlichen Haushaltes 
mäßigten Reformer mit dem Herrn Altkanzler' l des Bundeshaushaltes erfolgen konnte. Da­
(Neuerliche Heiterkeit.) durch konnte nicht auf lange Sicht geplant 

Wenn man nun das Teilheft zum Bundes- werden ! Das . ist selbstverstä�dlich, diese 

voranschlag für das Jahr 1966, Kapitel 28 !atsache habe l?h auch gestern b�l �er Deba�te 

Titel 1 ,  Post- und Telegraphenverwaltung, �be
d
r. das 

H
Ka

l
PItel

H 
Landesv�

h
rte

t
idigung hIer 

durcharbeitet - das haben wir sehr gründlich In lesem O len ause erwa n . 
getan -, dann kommen ernste Bedenken auf, Es war nun den Bemühungen des Ministers 
ob der Ausbau der Posteinrichtungen in dem Probst zu danken, daß die Vorlage zum 
Ausmaß fortgesetzt werden kann, in dem es Fernsprechbetriebs-Investitionsgesetz, wenn 
bisher jahrelang geschehen ist. Die Abstriche man es kurz nennen will, des FBIG, zustande 
und die Nichtgewährung weiterer Mittel für kam und dann vom Nationalrat am 5. Februar 
den Ausbau der Post- und Telegraphenver- 1964 beschlossen wurde. Durch dieses Gesetz 
waltung lassen eine ähnliche Situation heran- können nun für die Vollautomatisierung und 
reifen, wie es bei den Österreichischen Bundes- Erweiterung des Fernsprechnetzes in den 
bahnen der Fall ist, mit allen Folgen für den Jahren 1964 bis 1969 Bestellungen im Betrage 
Betrieb und für das Personal der Post- und von 3698 Millionen Schilling an die öster­
Telegraphenverwaltung. reichische Wirtschaft vergeben werden, eine 

Die nun folgenden Ausführungen sind sehr beachtliche Summe, die der Wirtschaft 
Schlüsse aus dem Voranschlag und sind ent- wirklich hilft und zur Verfügung steht. Hievon 
nommen aus dem Geschäftsbericht der Post- waren bereits im außerordentlichen Haushalt 
und Telegraphenverwaltung 1965 . Es ist 1964 618 Millionen Schilling vorgesehen. 
dies ein Bericht, der sehr gut abgefaßt ist, Es wäre nun notwendig - und das wurde 
sehr gut aussieht, den man gern liest, zum heute ja von zwei oder drei Rednern betont -, 
Unterschied von manch anderen Berichten, zur weiteren Wirksamwerdung zusätzliche 
die nur aus abgeschriebenen Maschinschreib- Mittel für eine Vergrößerung der Sachaufwände 
seiten bestehen. für die zunehmenden technischen Anlagen ein­

Die Auf teilung des Jahreserfolges 1965 zeigt 
folgendes Bild : Der Abgang im Postdienst 
beträgt 224,737.700 S, der Abgang im Omnibus­
dienst 165,376.000 S. Dem gegenüber steht 
ein Überschuß im Fernmeldedienst von 
446,351 .800 S, beinahe eine halbe Milliarde 
Schilling. Somit beträgt der reine Gesamt­
überschuß im Bereich der Post- und Tele­
graphenverwaltung 36,238 .000 S. Dazu muß 
man objektiverweise die Sozialleistungen der 
Post- und Telegraphenverwaltung für die 
Zeitkartenbenützer, für die Schüler und Arbei­
ter rechnen, die diese Postautobusdienste be­
nützen. Diese gesamten Sozialleistungen umfas­
sen 64,200.000 S. Zusammengerechnet hat also 
- das kann man mit ruhigem Gewissen sagen � 
die Post- und Telegraphenverwaltung einen 
Überschuß von 100,438.000 S. (Abg. Dr. G o r­
ba c h :  Durch die Automation !) 

zusetzen. Nun gibt es aber im Bundesvoran­
schlag für die Post- und Telegraphenver­
waltung keine zusätzlichen Mittel, sondern es 
gibt Streichungen. Es wurden einschneidende 
Streichungen vorgenommen, die unserer Mei­
nung nach unvorteilhaft sind, die sich auf die 
bisherige gute Betriebsführung der Post- und 
Telegraphenverwaltung schädlich auswirken 
werden. 

Das Auftreten des Ministers Probst noch 
im Vorjahr bei den Verhandlungen über das 
Bundesbudget gegen die Streichungen sowohl 
bei der Bahn als auch bei der Post war 
richtig, war notwendig. Daß diese Streichun­
gen jetzt vorliegen, ist nicht unsere Schuld, 
sondern die des Finanzministers und des 
neuen zuständigen Ressortministers der Ein­
parteienregierung der Österreichischen V olks­
partei. 
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Bei der Post treten nun die gleichen Er­
scheinungen auf wie bei der Bundesbahn. Mein 
Kollege und Parteifreund Ulbrich hat in sehr 
überzeugender Weise heute von diesen Aus­
wirkungen der Streichungen auf die Bundes­
bahnen gesprochen. So ähnlich wird es - was 
bisher nicht der Fall war - bei der Post- und 
Telegraphenverwaltung werden, bei einer Ein­
richtung, die bisher sehr gut funktioniert hat 
und dem Staat sehr gute Einnahmen gebracht 
hat. 

Bezahlungen für bereits getätigte Bestellun­
gen müssen hintangehalten werden. Zum 
Beispiel können Brennstoffbestellungen nicht 
mehr durchgeführt werden, weil die Firmen 
nicht bereit sind, zu kreditieren. Kreditmäßig 
ist kein Geld zur Weiterführung von Kabel­
legungen vorhanden, und seit Mitte Mai ist 
die Herstellung neuer Telephonanschlüsse 
äußerst schwierig. Für 10.000 Anschlüsse 
fehlen die Kredite zur Beschaffung und zum 
Ausbau der Amtseinrichtungen. Und dadurch 
kommt es nun bei einem Sparen am falschen 
Platz zu einer Mindereinnahme von mindestens 
3 1  Millionen Schilling für die Post- und Tele­
graphenverwaltung. Pro verlorenem An­
schluß gehen der Post- und Telegraphenver­
waltung 3100 S pro Jahr verloren, eine Tat­
sache, die Ihnen jeder Techniker der Post­
und Telegraphenverwaltung bestätigen wird. 

Diese Einschränkungen bedeuten, ähnlich 
wie bei der Bundesbahn, daß vier öster­
reichische Firmen - keine ausländischen 
Firmen - der Schwachstromindustrie, die ein 
gutes Personal haben, die Facharbeiter haben 
mit wirklich ausgezeichneten Kenntnissen, 
nicht mehr mit Bestellungen gebunden sind. 
Eine Einschränkung in der Fertigungskapazität 
tritt ein, und FachkI'äfte dieser Schwachstrom­
industrie müssen entlassen werden oder gehen 
in andere Betriebszweige der Elektrizitäts­
wirtschaft hinüber. Selbst eine nur einjährige 
Betriebseinschränkung - so haben Fachleute 
der Post festgestellt - in diesem Ausmaß 
würde und wird den geplanten Ausbau im 
Fernmeldedienst hemmen und verzögern, zum 
Nachteil der Kunden der Post, der Wirtschaft 
und der Post- und Telegraphenverwaltung. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang einige 
Kollegen der Landwirtschaft fragen, falls noch 
welche herinnensitzen, 0 b es auch in der 
Landwirtschaft üblich ist, gute Kühe, die sehr 
gute und viel Milch geben, vorzeitig zu schlach­
ten, oder ob man nicht das Umgekehrte tun 
soll. Dieser Vergleich tritt an einen heran, 
wenn man jetzt die Entwicklung bei der Aus­
gabenseite der Post- und Telegraphenver­
waltung anschaut. 

Der Tilgungsplan zu dem bereits von mir 
vorher genannten Gesetz, zum FBIG, ist, was 

die Einnahmenentwicklung betrifft, auf einen 
jährlichen Zmvachs von mindestens 50.000 
Teilnehmern ausgerichtet, das heißt, man hat 
für die Tilgung und für die Rückzahlung 
50.000 Anschlüsse ausgerechnet ; dann ist 
diese Tilgung leicht und richtig durchzuführen, 
davon 20.000 Anschlüsse aus dem ordentlichen 
Budget. Nun wird nicht nur durch die Ver­
minderung der neuen Anschlüsse, die man nicht 
machen kann, ein Einnahmeverlust hervorge­
rufen, sondern es wird auch der Tilgungsplan 
für dieses Gesetz über den Haufen geworfen. 

Auch beim Telex-Verkehr, beim Fern­
schreibeverkehr, wird die Verkehrssteigerung 
gehemmt, die im Vorjahr immerhin 6 � Prozent 
gegenüber 1 964 betrug und ebenfalls eine gute 
Einnahme der Post- und Telegraphenver­
waltung darstellt. 

Wie sehen nun die Kürzungen bei einigen 
anderen Ausgabenposten aus ? Ich will aus 
Zeitmangel nicht alle erwähnen. Wie sehen 
diese Kürzungen aus ? Bei der Ausgabepost 12 : 
Amtserfordernisse, können die restlichen Amts­
erfordernisse für die Vierteljahresraten für die 
Äm ter der Klasse I und der Klasse II nicht 
ßüssiggemacht werden. 

Bei der Ausgabepost 15 : Drucksorten - da­
zu gehört auch die Herausgabe der öster­
reichischen Briefmarken -, wurde eine leichte 
Erhöhung im Budgetansatz vorgenommen, 
die aber durch die Anschaffungskosten wieder 
an Bedeutung verloren hat. Bestellungen für 
Briefmarkendrucke sind ab Juli 1966 nur mit 
dem Vorgriff auf 1967 möglich. Man lebt also 
hier nach dem schönen alten Sprichwort von 
der Hand in den Mund. 

Ausga bepost 19 : Bekleidung für die Post­
bediensteten, die wahrlich keinen leichten 
Dien&t zu versehen haben, besonders im Winter 
und besonders auf dem Land draußen. Für 
Winterbekleidung, für Schutzbekleidung und 
Arbeitsbekleidung sind statt 20,8 Millionen nur 
19,2 Millionen vorgesehen, eine Kürzung um 
1 ,6 Millionen ist im Teilheft ersichtlich. Ob 
man bei dieser Verminderung an das Personal 
der Post- ur.::: Telegraphenanstalt gedacht hat, 
möchte ich wirklich und füglieh bezweifeln. 

Bei der Ausgabenpost 28 : Verschiedene 
Ausgaben, ist eine Verringerung von 8,5 Millio­
nen auf 6,8 Millionen. Aus dieser Post müssen 
die Betriebskosten für posteigene Gebäude, 
für Beleuchtung, Bewachung, Müllabfuhr, 
Kanalgebühren und so weiter bezahlt werden. 

Beim Hochbau, der äußerst interessant ist, 
nicht nur für die Post, sondern auch für alles, 
weil er wieder die Bauwirtschaft belebt, wü·d 
eine Streichung von 75,6 Millionen auf 35,9 Mil­
lionen durchgeführt. Das ist mehr als die Hälfte 
gegenüber 1965. Wenn diese Kürzungen kom­
men und die Stornierungen nicht in Betracht 
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kommen, wird es zu Stillegungen bereits be­
gonnener Bauten, Wählämter, Postämter und 
so weiter kommen. Der Herr Bundesminister 
Dr. Weiß wird dann nicht mehr in der Lage 
sein, feierliche Eröffnungen von Postämtern 
vorzunehmen, die unter seinem Vorgänger 
bereits geplant und begonnen wurden. 

Die Beschaffung von Mopeds für den Land­
zustelldienst : Auch hier wieder Einschränkun­
gen . Die Betriebsdauer eines Mopeds beträgt 
für Postbedienstete meistens drei bis vier Jahre. 
Ich habe mir sagen lassen, daß junge Leute, 
die Mopeds benützen, nur ein halbes Jahr mit 
einem Moperl fahren können. Aber bei der 
Post sind es immerhin drei bis vier Jahre. 
Eine j ährliche Erneuerung von 400 bis 500 Mo­
peds ist damit 1966 nicht möglich. Das schwere 
Los der Landbriefträger wird dadurch bestimmt 
nicht erleichtert. 

Und nebenbei, werte Damen und Herren, 
wird meiner Meinung nach mit solchen Maß­
nahmen auch das gute Verhältnis zwischen den 
Postbediensteten und der österreichischen Be­

schen Minister. 1964 waren 44,7 Millionen 
Schilling für die Anschaffungen von Postautos 
und Regieautos vorgesehen, 1965 59,4 Mil­
lionen ; da hat man mir vom Postautodienst 
gesagt : Das ist die Summe, die der Post­
autodienst benötigt, um Jahr für Jahr seinen 
Autopark zu erneuern und die alten Kraft­
fahrzeuge - über die ich noch sprechen 
werde - aus dem Verkehr herausziehen. 1966 
beträgt die Ausgabenpost für den Postauto­
dienst nicht mehr 44 Millionen, nicht mehr 
59 Millionen, sondern 17,8 Millionen ! Man 
hat diese Ausgabenpost um zwei Drittel 
gesenkt. 

Auf der Einnahmenseite hat der Herr 
Finanzminister sehr großzügig gehandelt. Auf 
der Einnahmenseite beim Postautodienst hat 
er 325 Millionen Schilling für 1966 eingesetzt ;  
285 Millionen Schilling war der Gebarungserfolg 
laut Bundesrechnungsabschluß 1965. Das 
heißt : 40 Millionen Schilling sind als Mehrein­
nahmen eingesetzt und gestrichen wurde von 
57 Millionen auf 17 Millionen ! 

völkerung getrübt und irgendwie verschoben, Dazu möchte ich noch ein Kuriosum erwäh­
denn der Minister und der Finanzminister vor nen, das man eigentlich im Zuge der Ver­
allem, der diese Dinge gemacht hat, sitzt in waltungsvereinfachung beseitigen könnte. Die 
Wien, ist weit weg, dem kann eine Partei Post- und Telegraphenverwaltung zahlt für 
nichts sagen. Dem kann ein Landwirt nichts ihre Omnibusse Kraftfahrzeugbeförderungs­
sagen. Aber der Postler, der jeden Tag oder steuer und auch die Steuermarken so wie jeder 
jeden zweiten Tag hinausfahren muß, der wird andere Kraftfahrzeugbesitzer. Da kommen dem 
von denen, die jetzt dadurch nachteilig be- Finanzminister wieder - ich glaube, in diesem 
troffen werden, alles mögliche anzuhören Berichtsheft steht es drinnen - 1 1  oder 
haben. Und dabei hat eine Umfrage eines 12 oder 1 3  Millionen Schilling im vergangenen 
Meinungsforschungsinstitutes ergeben, daß die Jahr zurück. Vor zehn Jahren lag der Betrag 
Postbediensteten mit ihrer Zuvorkommenheit, bei 10 oder 1 1  Millionen Schilling. Dieser 
mit ihrer Höflichkeit, mit ihrer Dienstwilligkeit Betrag geht also wieder zurück, man muß 
an der Spitze dieser Befragung gestanden sind, nur bei der Post die Marken für die Steuer­
das heißt, es hat ein wirklich gutes Verhältnis karten picken. Vielleicht könnte man das 
zwischen Postbediensteten und der öster- verwaltungsmäßig doch ein bisserl verein­
reichischen Bevölkerung gegeben, und wir fachen und anders machen. 
hoffen, daß trotz dieser Erscheinungen, die in Ich habe im Finanz- und Budgetausschuß 
Zusammenhang mit diesem Budget stehen, über das, was ich bisher hier im Hohen Hause 
dieses Verhältnis doch aufrecht bleibt. ' gesagt habe, gesprochen. Ich habe den Herrn 

Nun komme ich zum Postautodienst, Aus­
gabenpost 29 : Hier wurden die einschneidend­
sten Kürzungen vorgenommen, Kürzungen, 
die meiner Meinung nach eine Beeinträchtigung 
der Sicherheit der Fahrgäste, der Sicherheit 
der Kraftfahrzeuglenker bedeuten werden. 
Unter den jetzigen Budgetansätzen ist nur 
etwa ein Fünftel der erforderlichen Nach­
schaffungen auf dem Omnibus- und Regieauto­
sektor der Post möglich . Ich möchte hier nun 
eine unwiderlegliche Feststellung anbringen 
und deponieren. Bis zum Finanzjahr 1965 
konnte eine stetige, nicht immer gleichmäßige, 
manchmal etwas weniger, manchmal etwas 
mehr betragende Steigerung der Budget­
ansätze für diese Ausgabenpost "Postauto­
dienst" erreicht werden. Unter dem sozialisti-

Finanzminister dezidiert gefragt, wie und 
warum es zu diesen Streichungen gekommen 
ist . Ich habe, wie es dort von der neuen 
Bundesregierung jetzt üblich ist - auch Herr 
Dr. Prader hat sich gestern in dieser Form 
betätigt oder nicht betätigt, wenn man so 
sagen kann -, keine Antwort auf meine 
Frage bekommen. Deshalb habe ich heute 
hier im Hohen Haus diese Probleme aufge­
zeigt, und ich werde nun aufzeigen, welche 
Auswirkungen diese rigorosen Kürzungen im 
Postautodienst zur Folge haben. 

Vorher möchte ich noch eine Feststellung 
treffen : Man hat nicht nur die Beträge für 
die Neuanschaffung der Postomnibusse ge­
kürzt, man hat auch die Ausgabenpost 43 a :  
Postautobetrieb-Instandhaltung, also die 
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Reparaturkosten, hinuntergesetzt. 1 964 unglücke sind -, davon 24 im Dezember 1 952 
waren es 47,3 Millionen, 1 965 waren am .Arlberg und 1 8  Todesopfer - sehr bedauer­
es 47,4 Millionen, also etwas mehr als lieh - bei dem Lawinenunglück in Ober-
1 964, 1966 sind es 38 Millionen, auch hier tauern am 2. März 1965. 
eine Kürzung um 9 ,4 Millionen Schilling. Die Zahl der verletzten Personen betrug 
Die Gesamtkürzungen allein im Postautodienst 1 950 1 97, sie betrug 1 960 - das war die 
betragen 51 Millionen Schilling. größte und die höchste Zahl - 254 Verletzte, 

Wenn man nun die Frequenz im Omnibus- sie betrug 1965 - da ging die Zahl wieder 
dienst kennt, wenn man das Alter der ein- zurück - 201 Verletzte. 
gesetzten Fahrzeuge kennt, dann muß man Dabei wurden 1 950 33 Millionen Fahr­
sagen, daß diese Kürzungen eine echte Ge- kilometer von den Kraftwagenlenkern ge­
fährdung der Fahrgäste und der Fahrzeug- fahren ! 1 960 waren es 40,6 Millionen Kilo­
lenker mit sich bringen. Dann liegt aber die meter, und 1965, meine sehr geehrten Damen 
Verantwortung nicht beim kleinen Mann, und Herren, waren es 43,7 Millionen. 
nicht beim Bediensteten, nicht beim Chauffeur, So bedauerlich jeder Unfall ist und vor 
sondern da liegt die Verantwortung dort, allem diese großen Unfälle durch Lawinen­
wo diese Kürzungen vorgenommen wurden : einwirkung, muß doch gesagt werden, daß 
beim Finanzminister und beim neuen Ressort- die österreichischen Postfahrer mit äußerster 
minister, der sich nicht dagegen gewehrt Verantwortung diese Riesenarbeit in den 
hat, daß diese Streichungen und Kürzungen vergangenen Jahren geleistet haben. Ich 
vorgenommen wurden. Das stelle ich hiermit möchte hier in Erinnerung bringen, daß 
in aller Öffentlichkeit fest. ein Kraftwagenlenker der Post· und Tele-

Nun zur Frequenz im Omnibusdienst. Im 
Berichtsjahr 1965 hat die Entwicklung des 
Postautodienstes trotz Schlechtwetterperioden 
und Naturkatastrophen zugenommen. Erst­
malig seit Bestehen des Postautodienstes 
wurden 74,6 Millionen Fahrgäste befördert, 
das waren um 2,6 Millionen mehr als im 
Rekordjahr 1964. Die Zahl der Linien ist 
vermehrt worden, die Streckenlängen sind 
größer geworden, die Fahrleistung der Omni­
busse erhöhte sich. Starke Regenfälle führten 
bereits in den Monaten Mai und Juni, wir 
wissen das alle, zu Überschwemmungen, im 
September und Oktober waren dann die 
großen KatastTOphen in Osttirol, Kärnten 
und in Teilen von Salzburg, teilweise wurde 
der Postautoverkehr vorübergehend zum Er­
liegen gebracht. Aber dank des vorbildlichen 
Einsatzes des Postautopersonals waren weder 
Tote noch Verletzte zu beklagen, noch gingen 
Fahrzeuge verloren. Sehe beachtlich war 
dagegen allerdings der Einnahmeverlust. Er 
belief sich im Bereich des Postamtes Lienz 
auf fast 300.000 S.  

Die Leistungen des Omnibusdienstes - es 
wurde bereits el'wähnt - :  74, 6 Millionen 
Fahrgäste wurden gezählt, das sind um 
2,6 Millionen mehr, und wie die Tabelle 
zeigt, war die Zahl der beförderten Personen 
um 25 Millionen oder um 50 Peozellt höher 
als 1 954. Die Zahl der Inlandslinien war 
mit 509 g�'öß81' als 1 964. 540 Linien standen 
in der Hauptreisezeit - 1 964 waren es 530 -
im Vel'kehr. 

Die Schadensfälle im Personen- und Post­
autovel'kehr : Zwischen 1 950 und 1 965 gab 
es 56 Todesopfer - man muß aber hier hinzu­
fügen, daß dabei die zwei schweren Lawinen-

graphenverwaltung vor einiger Zeit unter 
Einsatz seines Lebens verhindert hat, daß 
ein größerer Omnibus über einen Abhang 
stürzte, wodurch es unter Umständen Todes­
opfer hätte geben können. 

Die Postautofahrer, das muß man sagen, 
leisten gute Arbeit. Ich benütze öfter einen 
Postautobus, ich weiß, wie sie überfüllt sind, 
ich weiß,  wie schwer der Dienst besonders 
im Sommer, aber auch im Winter ist. Diese 
Fahrzeuglenker leisten gute Arbeit. 

Und nun komme ich in Konsequenz meiner 
Ausführungen zum Postautodienst zum Bau­
jahr der eingesetzten Kraftfahrzeuge, das 
heißt der eingesetzten Omnibusse. 

Wenn man in diesem Bericht, den ich bereits 
erwähnt habe, auf Seite 1 47 nachsieht, kann 
man folgendes feststellen, was das Baujahr 
betrifft : Vom Baujahr 1 939 bis 1 943 stehen 
Ende 1965 laut Ausweis der Post- und Tele­
graphenverwaltung noch 92 Omnibusse im 
Dienst, im Verkehr. Vom Baujahr 1947 bis 
1954 sind noch 778 Kraftfahrzeuge unterwegs, 
vom Baujahr 1955 bis 1 960 551 Kraftfahrzeuge 
und von 1961 bis 1965 321 .  Hier muß man 
allerdings ergänzen, daß die Sitzplatzanzahl 
der älteren Kraftfahrzeuge weitaus geringer 
ist als die der modernen Kraftfahi.'zeuge, die 
in den letzten fünf Jahren angeschafft wurden. 

Wie arg dieses Problem der Überalterung 
der Kraftfahrzeuge im Omnibus dienst trotz 
bisher guter jährlicher Dotierungen ist und 
wie sehr es Besorgnis und Bedenken erweckt, 
möchte ich damit illustrieren, daß ich ein 
Schreiben verlese, das der Zentralausschuß 
der Post- und Telegraphenbediensteten an den 
Obmann des Zentralausschusses gerichtet hat, 

öl 
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in dem auf diese Besorgnisse hingewiesen wird. 
Da heißt es unter anderem : 

" Rund hundert Omnibusse, die aus der 
Zeit vor Beendigung des zweiten Weltkrieges 
stammen und eine Kilometerleistung von 
600.000 bis 800.000 aufweisen, sind noch im 
Betrieb . " 

Es heißt dann weiter, daß diese Omnibusse 
auf sehr schlechten Straßen im Verkehr 
stehen und daß die Lenker deshalb mit diesen 
Omnibussen nicht mehr fahren wollen, da 
sie sich selbst und die Fahrgäste gefährden. 
Es ergebe sich - heißt es in diesem Brief 
weiter - zu bestimmten Zeiten eine unvor­
stellbare Wagenüberfüllung - auch das kann 
ich aus eigenem Erleben bezeugen -, und 
es wird dann festgestellt, daß auch jetzt 
beispielsweise durch das polytechnische Schul­
jahr eine weitere Erhöhung der . Fahrgast­
frequenz eintreten wird. Und weiter heißt es : 
Wiederholte Anfragen bei der Fachabteilung 
der Generalpostdirektion lassen erkennen, daß 
es in diesem Jahr mit der Nachschaffung 
von neuen Fahrzeugen wesentlich schlechter 
ist als in den Vorjahren, mit Ausnahme des 
Jahres 1 965. Auch die Kraftfahrzeuge des 
Post- und Fernmeldedienstes sind wegen der 
zu geringen Nachschaffung und wegen des 
großen Betriebsaufschwunges stark überaltert. 

Dann heißt es in diesem Brief des Zentral­
ausschusses wörtlich : "Darüber hinaus ergibt 
sich auch noch, daß in Garagen und Werk­
stätten infolge der Raumknappheit sowohl 
im Som mer als auch im Winter die Bediensteten 
im Freien arbeiten müssen." Was das gerade 
im Winter bedeutet, kann jeder ermessen, 
der einmal selbst im Winter ein Fahrzeug 
auf offener Straße reparieren mußte. 

"Wir haben daher ein sehr bescheidenes 
Forderungsprogramm " - schreibt der Zentral­
ausschuß - "in bezug auf den Neubau be­
ziehungsweise für Verbesserungsarbeiten auf­
gestellt, welches von der Verwaltung bisher 
eingehalten wurde. Auf Grund der neuen 
Kreditlage soll nunmehr auch das Programm 
nicht mehr erfüllt werden können. 

Ich bitte Dich" - heißt es zum Schluß 
in diesem Brief des Zentralausschusses -, 
"dies dem zuständigen Ressortminister zur 
Kenntnis zu bringen, da wir meines Erachtens 
nach als Gewerkschaft und Personalvertretung 
für eventuell auftretende Schwierigkeiten nicht 
allein die Verantwortung tragen können. " 

Soweit das Schreiben des Zentralausschusses 
der Gewerkschaft der Post- und Telegraphen­
bediensteten. 

Nun möchte ich, zum Schluß kommend, 
noch folgendes sagen. Die Aspekte für den 
Fremdenverkehr, für die Sicherheit der Fahr-

gäste, der Lenker, der Straßenbenützer - das 
muß man alles kennen - ergeben, daß die 
Kürzungen, die ich vorhe,' in meinen Aus­
führungen erwähnt habe, eine echte Gefahr 
für die Sicherheit der vielen Fahrgäste der 
Postautobusse und der Fahrzeuglenker be­
deuten. Ich möchte nochmals feststellen, 
damit es keinen Irrtum gibt : Diese Verant­
wartung liegt beim zuständigen Ressort­
minister. 

Ich möchte meine Ausführungen nicht be­
schließen, ohne der Meinung Ausdmck zu 
verleihen, daß den Bediensteten der Post­
und Telegraphenverwaltung Dank und An­
erkennung für ihre Tätigkeit ausgesprochen 
werden muß . Es sind dies die Briefträger, 
die Kraftfahrer, die Monteure, die Ingenieure, 
die Beamten. Wir haben als Volksvertreter 
zu sagen, daß in den letzten Jahren wirklich 
Vor bildliches für die österreichische Post­
und Telegraphenverwaltung geleistet wurde. 

Wir haben aber auch - das sollen wir auch 
feststellen - Verständnis zu haben für die 
Gehaltsbewegungen im öffentlichen Dienst. 
Mein Parteifreund Ulbrich hat ausführlich 
darüber gesprochen. Es ist der sichtbare 
Dank und die sichtbare Anerkennung, daß 
wir imstande sind, neben den übrigen öffent­
lich Bediensteten auch den Bediensteten 
der Post- und Telegraphenverwaltung zu 
helfen, daß sie ihr Einkommen verbessern 
und ihren Lebensstandard heben können. 

Nicht nur aus den Gründen, die bereits 
von vielen meiner Parteifreunde im Zuge 
der Budgetdebatte erwähnt wurden, lehnen 
wir Sozialisten den Bundesvoranschlag 1966 
ab, wir lehnen auch dieses Kapitel im be­
sonderen ab, weil unverantwortliche Kürzun­
gen Gefährdungen des Betriebes der Post­
verwaltung bringen, den Kundendienst be­
einträchtigen und im Postautodienst die 
Sicherheit der Fahrgäste und der Fahrer 
gefährdet ist . (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Neumann. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Neumann (ÖVP) : Hohes Haus ! 
Sehr verehrte Damen und Herren ! Ich bin 
dem Schicksal eigentlich sehr dankbar, daß 
ich heute mit meiner Jungfernrede zu Wort 
komme, nachdem bereits vier Steirer hinter­
einander gesprochen haben . Ich fühle mich 
dadurch in einer gewohnten Umgebung, j a  
ich fühle mich dadurch in steirischer. in heimat­
licher Geborgenheit. 

Hohes Haus ! Verehrte Damen und Herren ! 
Die Tatsache, daß sich gerade zum Problem 
verstaatlichte Industrie fünf Steirer nachein­
ander zu Wort gemeldet haben, mag Ihnen 
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beweisen, welch großes Interesse die Steier­
mark den Problemen der verstaatlichten In­
dustrie entgegenbringt. Ich möchte von vorn­
herein erklären : Ich bin nicht mit allem ein­
verstanden, was hier von einigen Steirern, 
vor allem auch von meinem Vorredner, 
Abgeordneten Pay, gesagt wurde. Ich fühle 
mich genötigt, im Laufe meiner Ausführungen 
hier einige steirische Antworten zu geben. 
Ich möchte das aber nicht sofort tun, sondern, 
wie gesagt, im Laufe der Ausführungen, und 
ich bitte Sie daher, aufmerksam zuzuhören. 
(Abg. Dr. Tul l: Das müssen Sie schon uns 
überlassen !) Das war auch nur eine Bitte, 
Herr Kollege ! 

Hohes Haus ! Verehrte Damen und Herren ! 
Die Zeit, in der wir leben, ist gekennzeichnet 
durch eine weltweite Umstellung. Ganze 
Staaten stellen sich um auf eine gemeinsame 
Wirtschafts- und Marktpolitik. So kennen wir 
im fernen Westen die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika, im Osten den COMECON und 
im Herzen Europas die EWG, wohin zu kom­
men gerade gegenwärtig so intensive und auch 
erfolgversprechende Bemühungen von Öster­
reich aus im Gange sind. Alle diese Um­
stellungen dienen dem einen Ziel : nicht in 
kriegerischer Auseinandersetzung, sondern in 
friedlichem Wettstreit, in friedlichem geistigem 
und wirtschaftlichem Wettstreit zu erreichen,das 
Leben der Menschen in diesem Lande und in 
den Ländern zu verschönern und zu ver bessern. 

Diese weltweite Umstellung bedingt jedoch, 
daß sich die einzelnen Berufsstände und Men­
schen auf die gemeinsamen Märkte vorbereiten, 
damit sie einerseits den Konkurrenzkampf, 
der mit einer gemeinsamen Marktpolitik ver­
bunden ist, bestehen können und andererseits 
auch an den Früchten, die diese gemeinsamen 
Märkte mit sich bringen, teilhaben können. 
Beispielsweise war die ganze österreichische 
Agrarpolitik, das Tun unserer bäuerlichen 
Berufskollegen in diesem Lande darauf aus­
gerichtet, sich auf den vor uns stehenden 
europäischen Markt vorzubereiten. 

Zu dieser weltweiten Umstellung auf eine 
gemeinsame Markt- und Wirtschaftspolitik 
kommt in unserem Lande, aber auch sonst 
in der Welt, noch eine zweite Umstellungsart. 
Es ist dies die Umstellung von althergebrachten 
Wirtschaftsformen und Lebensgewohnheiten 
auf neue, die Technik und Wissenschaft in 
dankenswerter Weise hervorgebracht haben. 
So wie die Umstellung auf einen gemeinsamen 
Markt, so wie jeder Fortschritt nicht nur Vor­
teile, sondern für einzelne auch Nachteile, 
ja manchmal auch große wirtschaftliche, -so­
ziale und menschliche Härten mit sich bringt, 
so ist es auch bei der Umstellung von den alten 
auf neue Wirtschafts- und Lebensformen. 

Besonders deutlich zeigt sich diese Tatsache 
bei unserem heimischen Kohlenbergbau, zu 
dem ich nun Stellung beziehen möchte. Noch 
vor zehn Jahren hat unser heimischer Kohlen­
bergbau rund 18 .000 Bergleuten mit ihren 
Familien Arbeit und Brot gegeben. Die Summe 
der Bergleute hat sich im Laufe der Zeit, 
im \Vandel der Generationen nicht nur zu 
einem Berufe, sondern zu einem St.ande zu­
sammengefunden, zu dem in vielen Liedern 
besungenen, einen Teil der österreichischen 
Geschichte bildenden traditionsreichen Berg­
mannsstand. Dieser Bergmannsstand, der in 
guten und in schlechten Tagen Jahrhunderte 
hindurch immer bereit war, seine Pflicht zu 
tun, der durch Jahrhunderte wertvolle Ener­
gie für dieses Land geliefert hat, dieser Berg­
mannsstand fühlt sich zurzeit in seiner Existenz 
bedroht, vor allem deshalb bedroht, weil der 
Fortschritt dieser Zeit, den ich erwähnte, 
auch neue Energieträger hervorgebracht hat. 
Wie gesagt, wie jeder Fortschritt, so bringen 
auch die neuen Energieträger, Strom, Öl, 
für das Land und seine Menschen große 
Vorteile, sie sind billiger, sie sind bequemer als 
die Kohle, für den Bergmann jedoch sind diese 
neuen Energieträger gerade wegen ihrer Billig­
keit, wegen ihrer Bequemlichkeit eine große 
Sorge. Es ist sicher ein großer Fortschritt, 
für den Bergbau jedoch die Tragik, daß die 
Erzeugung von Wärmeeinheiten durch das Öl 
im Durchschnitt um ein Viertel billiger kommt 
als durch die Kohle. 

Hohes Haus ! Daß vor allem von der sozia­
listischen Fraktion dieses Hauses in den letzten 
Wochen bei der Behandlung des Mineralöl­
steuergesetzes so sehr gegen die Erhöhung des 
Heizölpreises um 20 Groschen protestiert wurde, 
mag vom allgemeinen Standpunkt aus sicher 
richtig sein, an unsere Bergleute hat man 
hiebei jedoch nicht gedacht. Die englische 
Arbeiterregierung beispielsweise hat es doch 
für richtig erachtet, erst in ganz jüngster Zeit 
einen Zuschlag von 2 Pfund, das sind 146 S 
zum Heizölpreis einzuführen. Vor J ahres­
frist hat auch die Sozialistische Partei Öster­
reichs noch einen Zollzuschlag zum Heizöl 
als Hilfe für unseren heimischen Kohlenberg­
bau gefordert. Aber das war vor Jahresfrist, 
seither hat sich Ihr Standpunkt auch in dieser 
Frage geändert, sehr zum Bedauern der 
österreichischen Bergleute. (Abg. Oze t t e l: 
Das stimmt doch nicht ! Geben Sie doch dem 
Bergbau davon !) Natürlich stimmt es ! Lesen 
Sie doch in den Protokollen nach, daß Sie gegen 
die Erhöhung des Heizölpreises um 20 Gro­
schen protestiert haben. Mit dem Kohlenberg­
bau hat das, Herr Innenminister außer Dienst, 
insofern zu tun, als gerade die Billigkeit des 
Heizöls die große Konkurrenz für die heimische 
Kohle ist. (Abg. O z e t t e l: Deshalb haben Sie 

11. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 67 von 126

www.parlament.gv.at



724 Nationalrat XI. GP. - 1 1 .  Sitzung - 16.  Juni 1 966 

Neumann 

das einzige Steinkohlenbergwerk Osterreichs zuge­
sperrt !) Herr Minister außer Dienst, darauf 
komme ich noch zu sprechen. (Abg. M oser: 
Sie haben doch dafür gestimmt, daß es teurer 
wird ! - Abg. Oze t t e l: Keinen Groschen be­
kommen die Bergleute !) Schon allein das 
Teurerwerden ist eine Hilfe für den Kohlenberg­
bau, weil, wie gesagt, gerade die Billigkeit des 
Heizöls für den heimischen Kohlenbergbau eine 
große Konkurrenz bedeutet. (Weitere Zwischen­
rufe bei der S PÖ.) 

Hohes Haus ! Sehr verehrte Damen und 
Herren ! Ich möchte zusammenfassend sagen : 
Man könnte die Konkurrenz, die das Öl der 
Kohle bringt, in den Dichterspruch zusammen­
fassen, der da lautet : Also sprach der Kriti­
kaster, auch der Fortschritt ist ein Laster ! Im­
mer mehr Bergleute sehen sich auf Grund dieser 
Entwicklung gezwungen, dem Kohlenbergbau 
den Rücken zu kehren. Vor allem die Kinder 
der Bergleute sehen im Beruf ihrer Väter 
vielfach keine Zukunft mehr. 

Im gesamten sieht es so aus, daß im öster­
reichischen Kohlenbergbau, wie schon erwähnt, 
vor zehn Jahren noch rund 18 .000 Bergleute 
beschäftigt waren. Heute sind es nur mehr 
rund 1 1 .500. Die Zahl der Bergleute ist also 
in den letzten Jahren um rund 6500, das ist ein 
Drittel, zurückgegangen. Wenn das so weiter­
geht, dann können wir uns ausrechnen, wie 
lange es dauert, bis der letzte Kumpel die letzte 
Ausfahrt aus den Gruben machen wird. 

In anderen Staaten ist die Situation nicht 
anders. In der deutschen Bundesrepublik 
beispielsweise sind es im gleichen Zeitraum 
der letzten zehn Jahre um eine Viertel million 
Bergarbeiter weniger geworden. In England 
verlassen wöchentlich 1000 Knappen die Koh­
lenzeehen. Ja in diesen beiden Ländern, und 
auch sonst in der Welt, ist es sogar schon so, 
daß der Trend zur Abwanderung aus dem Berg­
bau so stark wurde, daß nicht mehr die 
Zuvielen, sondern bereits die Zuwenigen die 
Sorge dieser Länder sind. Dieses Zusammen­
schmelzen der Zahl der Bergleute widerspiegelt 
sich auch im Zusammenschmelzen der Zahl 
der Kohlengruben. In Deutschland wurden in 
den letzten zehn Jahren an die 200 Kohlen­
gruben stillgelegt. In England wurde in den 
letzten Jahren jede Woche eine Kohlengrube 
geschlossen. Insgesamt wurden in England 
in diesen letzten Jahren 300 Kohlengruben 
geschlossen, und weitere 200 Zechen sollen 
noch geschlossen werden. In Österreich wurden 
seit dem Jahre 1955 von den 51 Kohlengruben 
26 geschlossen. Mit Tauchen werden es dann 
27 sein. 

Hohes Haus ! Weil in den letzten Wochen 
bei den einzelnen Debatten hier im Hause 
und auch gestern und auch heute es immer 

wieder durchgeklungen hat, daß die Sozialisti­
sche Partei jetzt, nachdem sie nicht mehr in 
der Regierung sitzt, keine Möglichkeit mehr hat, 
das Zusperren von Kohlengruben zu verhindern, 
so möchte ich zur Steuer der Wahrheit sagen : 
Die 26 Kohlengruben in Österreich wurden 
zu einer Zeit geschlossen, wo die Sozialisten in 
der Regierung gesessen sind. Das ist also 
sicher richtig, daß die Sozialistische Partei 
nun das weitere Zusperren von Kohlengruben 
nicht verhindern kann. Aber, Hohes Haus, 
diese Partei kann auch die längst überfällige 
Erstellung eines Konzeptes für den Kohlenberg­
bau in Form eines Energieplanes nicht mehr 
weiter verhindern. (Abg. M oser: Das ist eine 
Demagogie sondergleichen !) 

Wir waren alle - vor allem wir, die wir neu 
in dieses Haus gekommen sind - mehr als 
überrascht, als wir bei der Diskussion um das 
Kohlenproblem Tauchen hören mußten, daß 
es der frühere Vizekanzler gewesen ist, der 
es als zuständiger Ressortminister seit dem 
Jahre 1 960 verabsäumt hat, aus seinem Bereich 
ein Konzept für die Erstellung eines Energie­
planes vorzulegen. 

Es wird also, Hohes Haus, auch der ÖVP­
Regierung vorbehalten sein, durch die rasche 
Erstellung eines Energieplanes unseren Berg­
leuten die Angst, die Unsicherheit und das 
Unbehagen über ihr weiteres Schicksal, über 
das weitere Schicksal ihrer Existenz zu nehmen. 
(Abg. Dr. Gorbach: Der wird einmal gut ! -
Heiterke#. - Abg. Cze t t e l: Die Demagogie 
hat er schon ! - Neuerliche Heiterkeit.) Das sind 
nur Feststellungen von THtsachen. (Abg. 
C z e t t e l: Das betrifft den Altbundeskanzler !) Ach 
so, den Herrn Altbundeskanzler. 

Wir wissen, Hohes Haus, daß gegenwärtig 
über die Erstellung eines Energieplanes im 
Rahmen des sogenannten Beamtenkomitees 
bereits intensivst gearbeitet wird. Man ist 
zurzeit vor allem auch daran, die Höhe 
der alljährlichen Kohlenförderung zu prüfen 
und darüber Gutachten von Fachleuten ein­
zuholen. Diese jährliche Höhe der Kohlen­
förderung war im Laufe der letzten Jahre immer 
wieder Gegenstand oft leidenschaftlicher, nicht 
immer sachlicher Diskussionen. Ich muß 
zu dieser Frage einige Bemerkungen machen. In 
einer Zeit, Hohes Haus, als noch 7 Millionen 
Tonnen Kohle jährlich gefördert wurden, 
da wurde in unseren weststeirischen Kohlen­
revieren in meinem Heimatbezirk das Gerücht 
verbreitet, daß Handelsminister Dr. Bock einer 
Drosselung der jährlichen Kohlenproduktion 
auf 3,5 Millionen Tonnen das Wort geredet 
habe. Er wurde damals wiederholt als 
Verräter der Bergleute und dergleichen hin­
gestellt. Inzwischen hat sich in dieser Richtung 
einiges geändert. Die Kritik an Bock wurde 
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ausnahmsweise von dieser Seite her nicht 
größer, sondern kleiner, wenn sie nicht über­
haupt zum Verstummen gekommen ist. Und 
wenn heute kritisiert und über diese Frage 
debattiert wird, über 3,5 über 4, 6, 7 Millionen 
Tonnen im Jahr, dann steht einer solchen 
Diskussion vor allem der österreichische Berg­
mann selber verständnislos gegenüber. Das 
Zeitgeschehen nämlich hat diese Diskussion, 
hat die Kritik über die Höhe der j ährlichen 
Kohlenförderung radikal, brutal und einfach 
überrollt. 

zwischen Fachleuten und Betriebsratsob-
m ällnern , zwischen Parteien und Regierungs­
stellen bereits weitestgehende Übereinstimmung 
herrscht. 

Hohes Haus ! Tatsächlich ist die Höhe der 
Kohlenförderung eine reine, eine nüchterne 
Überlegungsfrage. Fördern wir j ährlich viel, 
werden die österreichischen Kohlenvorräte 
schneHer erschöpft sein. Fördern wir wenig, 
werden die Vorräte eben länger halten. Fach­
leute erklären nämlich, daß die österreichi­
schischen Kohlenvorräte nur bei 200 Millionen 

Ständig wurden, wie ich schon erwähnt Tonnen liegen. Fördern wir also jährlich 5 
habe, in den letzten Jahren ohne Energieplan Millionen Tonnen, so werden die Vorräte in 
Kohlengruben zugesperrt, sind Bergarbeiter 40 Jahren erschöpft sein. (Abg . Pay: Das 

abgewandert. (Abg. Oze t te l : Wer hat denn ist ja regional verschieden 1) Durchschnittlich 
zugesperrt ?) Der zuständige Minister war der in Österreich ! Fördern wir 4 Millionen 
damalige Vizekanzler Dr. Pittermann ! (Abg. jährlich, dann werden wir eben 50 Jahre 
Oze t t e l: Wer hat denn Grünbach zugesperrt ? Kohle haben. In unserem Revier beispiels­
Wer hat das verlangt und gefordert ?) Ich sage weise, in der Weststeiermark, Herr 
noch einmal, Herr Innenminister, ich wieder- Kollege Pay, gibt es Ziffern, die besagen, 
hole, was ich eingangs festgestellt habe : daß wir schOll in 30, 35. Jahren keine Kohle 
Die 26 Kohlengruben in Österreich wurden in mehr �aben werden. Das 1st na?h Landschaf�en 
der Zeit zugesperrt, wo die Sozialisten in der ! ,:"erschle�en. Das waren also dl� durc�sc.hllltt­
Regierung gesessen sind, und sie haben sich I 

hchen ZIffern vom gesamten osterrmchlschen 
wahrscheinlichnicht bemüht, es in derRegierung K?hle�bergbau. Es ist das, wie gesagt, eine 
zu verhindern. Das habe ich also dazu fest- reme Uberlegungsfrage. 
zustellen. (Abg. Cze t t el: Auch nur zur Steue- I Hohes Haus ! Die Sorge der Auskohlung 
rung der Wahrheit: Ih1'e PaTtei hat doch die kommt beim Kohlenproblem in Österreich im 
Zusperrung gefordert ! ) Ja, haben Sie es nicht Gegensatz zu anderen Ländern noch dazu. 
verhindern können � (Abg. Oze t t el: Nein !) Diese Sorge der Auskohlung ist in Österreich 
Ja, dann muß ich fragen, Herr Innenminister, bei unseren Bergleuten um vieles größer -
wofür sind Sie überhaupt in der Regierung dazu werde ich noch kommen - als das Auf­
gesessen, wenn Sie nichts verhindern konnten, treten neuer Energieträger. Andere Länder, 
wen�. Sie nichts zu reden hatte� ? (Beifall b�i wie gesagt, haben diese Sorge nicht. In England 
der O VP.  - Abg. Cze t t e l: W",r haben es Ja beispielsweise reichen allein die bisherbekannten 
versucht, aber es hat nichts genützt ! Sie haben Kohlengruben noch mindestens 400 Jahre, 
sie zugesperrt I) Hohes Haus ! Trotz der Koa- in der deutschen Bundesrepublik, in Amerika 
lition wurden Kohlengruben zugesperrt ! Sie und dergleichen ist es nicht viel anders. 
bestätigen also das, wa� ich be:'eits eingangs Diese Frage der Auskohlung ist also in Öster­
festgest��lt. habe . . ( We�tere Zw�s�henrufe. - reich bei der Erstellung eines Energie­
Der PTas ", d e n t  g",bt das Glockenzewhen.) planes mit zu berücksichtigen. Es 

Ich sage noch einmal : Die Kohlenproduktion 
ist in den letzten Jahren laufend zurück­
gegangen. Sie hat einmal 7 Millionen Tonnen 
betragen. Beim heurigen Bergbautag wurde 
festgestellt, wie in der Presse berichtet wurde, 
daß die Förderziffern des Jahres 1965 nur mehr 

ist gründlich zu überlegen, ob wir diese 
,,,ichtige österreichische Enel'giereserve Kohle 
in dieser Generation zur Gänze verbrauchen 
oder ob wir bei der Energieversorgung mit 
heimischer Kohle auch noch an spätere Gene­
rationen denken sollen. 

bei 5 , 1  Millionen Tonnen liegen. Ich glaube, Hohes Haus ! In dieser Situation, wo sich 
diese Ziffer stimmt nicht ganz, in der Bergbau- die Kohle einerseits in der Preisschere, anderer­
behörde spricht man von 5,3 Millionen Tonnen seits in der Konkurrenz zu anderen Energie­
im Jahre 1 965, ja in einem Interview in der trägem befindet und wo dann noch die Gefahr 
"Kleinen Zeitung" beispielsweise hat ein west- der Auskohlung besteht, ist es eine Politik 
steirischer Betriebsratsobmann schon im vori- von der Kirchturmspitze, wenn man da und 
gen Jahre von einer idealen jährlichen Kohlen- dort verlangt, den Ausbau VOll Wasserkraft­
förderung von 4,7 Millionen Tonnen gesprochen. und ÖlkretftwerksRnlagen zu drosseln, um dafür 
Und wenn Vizekanzler Dr. Bock in der Tauchen- mehr tOl.m en kalorischen Kraftstrom erzeugen 
Diskussion die Ziffer 4 Millionen nannte, so zu können . Dieser Satz stammt nicht einmal 
läßt sich aus a1l diesen Diskussionen der Schluß von mir , sondern diesen Satz habe ich in der 
ziehen, daß über die Kohlenförderungsmenge , "Neuen Zeit" , dem sozialistischen Parteiorgan 
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der Steiermark, in der Ausgabe vom 1 7 .  Juli 
1965 gelesen. 

Ich muß persönlich dazu sagen : Ich bekenne 
mich gar nicht zur Gänze zu diesem Satz, 
weil er teilweise unrichtig ist. Ich bin fest 
der Meinung, daß wir bei unseren Kohlenabsatz­
schwierigkeiten ernstlich prüfen sollten, ob 
es denn wirklich notwendig ist, daß in dieser 
Situation jährlich zwei Drittel des Kohlen­
verbrauches auselemAusland importiert werden 
müssen. (Ruf bei der SPÖ: Da müssen Sie 
den Handelsminister fragen I Die Genehmigung 
erteilt das Handelsministerium l) Die VÖEST, 
die dem Vizekanzler Dr. Pittermann unter­
standen ist, hat drei Viertel ihres Kohlenver­
brauches aus dem Ausland importiert. (Ruf 
bei der SPÖ: Ja, aber Steinkohle I Braunkohle 
kann man gar nicht brauchen !) Man kann der 
Verantwortung nicht entfliehen. Man müßte 
also prüfen. (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ. 
- Der Präsident  gibt das Glockenzeichen.) 
Hohes Haus ! Ich habe erklärt, man müßte 
prüfen, ob man nicht ausländische Kohle oft 
teilweise auch durch heimische ersetzen könnte. 
Man müßte die Frage eingehend prüfen, 
bevor man andere Maßnahmen der weiteren 
Kohlendrosselung und dergleichen unter­
nimmt. 

Ich möchte also abschließend zu dieser Frage 
sagen : Aus all dem Gesagten sehen wir deut­
lich, daß das Entscheidende bei der Behand­
lung des Energieplanes nicht so sehr die Frage 
der jährlichen Förderung ist, sondern entschei­
dend ist für den Kohlenbergbau, wenn man sich 
von seiten der Regierung dazu bekennt, ihm 
im Rahmen eines Energieplanes, im Rahmen 
der Bergbauförderung auch die entsprechende 
finanzielle Hilfe zukommen zu lassen. ( Abg. 
M 0 8 er: Herr Altbundeskanzler, ich glaube, 
Sie haben doch unrecht I - Weitere Zwischen­
rufe bei der SPÖ. - Der Präsident  gibt das 
Glockenzeichen.) Lassen Sie mich auch dazu 
einige Bemerkungen machen. 

Wir wissen, daß in der Zweiten Republik 
hinsichtlich der Bergbauförderung einiges ge­
schehen ist. Von den Bergbauinvestitionen 
von 1 ,5 Milliarden Schilling erhielt der öster­
reichische Kohlenbergbau 750 Millionen Bun­
desdarlehen. Dieses Bundesdarlehen wurde 
dem Kohlenbergbau zur Gänze gestrichen, 
zur Gänze nachgesehen. Sie stellen also eine 
sogenannte versteckte Bergbauförderung dar 
(Zwischenruf bei der SPÖ) - dorthin komme 
ich noch, Herr Kollege -, die, um das nur 
nebenbei zu bemerken, vom Rechnungshof, 
der wiederholt zitiert wurde, sehr kritisiert 
wurde. Zu dieser Streichung der Bundesdar­
lehen kommt noch die jährliche Bergbauförde­
rung, die direkte Bergbaufärderung für den 
ästerreichischen Kohlenbergbau, dazu kommen 

die Beihilfen für die Versicherungsanstalten 
des österreichischen Kohlenbergbaues, und darf 
ich das auch aussprechen : Im Jahre 1965 
ist zusätzlich zu den allgemeinen Bergbau­
förderungen dem weststeirischen Kohlenrevier 
noch eine Million Schilling zugute gekommen. 
und zwar . . . (Ruf bei der SpO: Das war doch für 
die Schlammlcatastrophe !) Moment, Moment, 
lassen Sie mich doch reden ! Ich habe Sie 
eingangs gebeten, Sie mögen aufmerksam 
zuhören, dann werden Sie alles hören (Ruf 
bei der SPÖ: Das ist eine Zumutung ! - Un­
ruhe - der Prä s i den  t gibt das Glockenzeichen) 
und Sie brauchen mich nicht zu unterbrechen. 
Das war also eine Sonder-Million für die 
Schlammgeschädigten bei der furchtbaren 
Dammkatastrophe in der weststeirischen Koh­
lenstadt Köflach. 

Darf ich meine heutige Jungfernrede in 
diesem Hohen Haus zum Anlaß nehmen, 
um der Bundesregierung, an der Spitze dem 
Herrn Bundeskanzler ( Ruf bei der 
SPÖ: Vizekanzler !) - da ist auch der Herr 
Vizekanzler mit eingeschlossen -, an der Spitze 
dem Herrn Bundeskanzler Dr. Klaus, auf dessen 
Initiative hin diese Million Schilling gewährt 
wurde, namens der Weststeiermark und namens 
aller Geschädigten für diese Solidaritätsaktion 
ein herzliches und ein aufrichtiges Wort des 
Dankes zu sagen. (Beifall bei der Ö V  P. -
Zwischenrufe bei der SPO.) 

Gestern wurde auch viel das österreichische 
Bundesheer kritisiert und darüber diskutiert. 
Da ich schon beim Danken bin, möchte ich 
gerne den Anlaß wahrnehmen, auch dem Bun­
desheer , der Genda rmel'ie und den anderen 
Hilfeleistenden zu danken, die bei den Auf­
räumungsarbeiten in dieser Schlammkatastro­
phe Wunderbares und Einmaliges geleistet 
haben. 

Hohes Haus ! Wir hören also immer wieder, 
gerade wieder von der sozialistischen Seite, daß 
die Bergbauförderung in Österreich immer noch 
viel zu gering sei . Dazu möchte ich nur fest. 
stellen, daß Sie auch in dieser Hinsicht im 
Widerspruch mit Ihrem sozialistischen Partei­
organ der Steiermark, die "Neue Zeit" stehen. 
Die "Neue Zeit" hat voriges Jahr im Juli 
wOl'twörtlich geschrieben : Der österreichische 
Kohlenbergbau kann sicher sein, daß für ihn 
viel geschehen ist und auch in der Zukunft 
viel geschehen wird. 

Diese Meinung der "Neuen Zeit" möchte 
ich gar nicht 100prozentig teilen. Ich bin 
also auch der Meinung, daß für die Bergbau­
förderung in Zukunft noch mehr als bisher 
getan werden müßte. Andere Staaten, vor 
allem die christlich-demokratische Regierung 
der deutschen Bundesrepublik, haben in der 
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Bergbauförderung wesentlich mehr getan als 
die Koalitionsregierung von Österreich. 

Es wird auch hier eine richtige, eine offene, 
eine zufriedenstellende Bergbauförderung der 
gegenwärtigen ÖVP-Regierung nach dem Kon­
zept eines Energieplanes vorbehalten sein. Diese 
Bergbauförderung der Regierung zur Siche­
rung unserer nationalen Energiereserve ist -
und auch das möchte ich sagen - unter den 
gleichen Gesichtspunkten zu sehen, wie etwa 
die Förderung des Bundesheeres, der Gen­
darmerie und - wenn Sie wollen - auch der 
österreichischen Landwirtschaft. Wir sollten 
nicht vergessen, daß auch in der Zukunft der 
Energieträger Kohle unentbehrlich sein wird. 
Es ist sicher richtig, daß neue Energieträger 
entstanden sind und der Kohle Konkurrenz 
machen, es ist aber auch richtig, daß der 
Energiebedarf enorm gestiegen und 
weiter im Steigen begriffen ist. · Ja 
der Energiebedarf in Österreich hat 
sich seit dem Jahre 1929 verdoppelt, und 
Fachleute sagen voraus, daß er sich schon 
in den nächsten zehn Jahren noch weiter 
verdoppeln wird. 

In diesem Jahr 1929 war der Anteil der 
Kohle am Rohenergieverbrauch in Österreich 
beispielsweise 88,5 Prozent. 1 965 betrug der 
Kohlenanteil am Gesamtenergieverbrauch nur 
mehr 33 Prozent, obwohl die Kohlenerzeugung, 
die im Jahre 1929 3 Millionen Tonnen pro 
Jahr betragen hat, seither fast um das Doppelte 
gestiegen ist.  Das ist also ein ins Auge sprin­
gendes Beispiel, wie enorm der Energiebedarf in 
den letzten Jahrzehnten angestiegen ist ,  und 
das ist ein Beweis, daß die Kohle auch in 
der Zukunft nicht nur ihre Daseinsberechti­
gung, sondern ihre richtigen Funktionen als 
Lieferant wertvoller Energie für unsere hei­
mische Wirtschaft zu erfüllen hat. Außerdem 
ist zu beachten, daß wir bei einem gänzlichen 
Versiegen unserer Kohlengruben in eine zu 
groBe Auslandsabhängigkeit in unserer Energie­
versorgung geraten würden. Das kann wieder 
keinesfalls im Interesse unserer Neutralität 
sein. 

Hohe"! Haus ! Sehr verehrte Damen und 
Herren ! Wir freuen uns daher alle sehr, 
daß sich sowohl der Herr Bundeskanzler 
Dr. Klaus in der Regierungserklärung wie 
auch Herr Vizekanzler Dr. Bock bei der 
Beantwortung der dringlichen Anfrage be­
züglich Tauchen, ja daß sich die gesamte 
gegenwärtige Bundesregierung zum heimischen 
Kohlenbergbau bekennt und auch zu einer 
finanziellen Förderung nach dem Konzept 
eines Energieplanes bereit ist. Wir freuen 
uns alle, daß sich die Regierung Klaus auch 
zu einer offensiven Strukturpolitik, zur Siche­
rung der Arbeitsplätze in jenen Gebieten 

bekennt, die durch die Entwicklung auf dem 
Kohlensektor eben gefährdet sind. 

Ich möchte sagen - gestern hat ein sozia­
listischer Abgeordneter aus dem Waldviertel 
die Sorgen des Waldviertels hier dargetan - :  
Nicht nur von der Warte des Waldviertels 
aus gesehen, sondern auch von der Warte 
meines Heimatbezirkes aus betrachtet, wurde 
in der Zeit der Koalitionsregierung in Fragen 
der Strukturpolitik vieles versäumt . Vom 
Gesichtspunkt der Strukturpolitik ist auch 
der Ausbau des gesamten Straßennetzes zu 
betrachten, der Autobahn, wo wir West­
steirer vor allem an der raschen Vorantreibung 
des Ausbaues der Autobahn Süd interessiert 
sind. 

Wenn es uns also durch eine vernunft­
volle, durch eine offensive Strukturpolitik 
gelingt, für die freigewordenen Bergleute 
Ersatzbetriebe mit gleichen Verdien�tmöglich­
keiten und Arbeitsbedingungen zu schaffen, 
dann ist auch für die menschliche und für 
die soziale Seite des Kohlenproblems eine 
Lösung gefunden. 

Hohes Haus ! Ich möchte abschließend 
all die Initiativen, die die ÖVP-Regierung 
für Kohlenbergbau, Strukturpolitik und 
Energieplan bereits festgelegt hat, als grünes 
Licht bezeichnen, als grünes Licht für unseren 
österreichißchen Kohlenbergbau, als grünes 
Licht für den traditionsreichen, seiner Ver­
antwortung immer bewußten österreichischen 
BergmannfJstand ! (Beifall bei der Ö V P. -
Abg. Wei khart:  Grünes Licht in den schwarzen 
Reihen !) 

Präsident : Zum vVort gemeldet 
Abgeordnete Zingler . Ich erteile 
( Rufe: Schon wieder ein Steirer ! 

ist der 
es ihm. 

Dr. Weißmann: Wenn du jetzt auch 
den Kohlenbergbau sprichst !) 

Abg. 
über 

Abgeordneter Zingler (SPÖ) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und 
Herren ! Wenn der Wahlkreiskollege vom 
"grünen Licht" spricht, dann muß doch einer 
über die Energiewirtschaft sprechen, über 
die ElektriziMt . Unser Wahlkreis war ja jetzt 
vollständig dran, nur der Herr Minister, also 
der Spitzenkandidat vom Wahlkreis 2 1 ,  kommt, 
glaube ich , erst morgen bei seinem Kapitel 
"Unterricht" dran. 

Meine Damen und Herren ! Bei der Be­
handlung des ersten Tagesordnungspunktes 
von heute, betreffend die Übernahme der 
Bundeshaftung für Anleihen der Elektrizitäts­
wirtschaft , stimmen wir sozialistische Abge­
ordneten der Vorlage zu, weil wir ja immer 
schon den Belangen unserer Energiewirtschaft 
größte Aufmerksamkeit schenkten. 

Als Sprecher oder zum Teil als Bericht­
erstatter zum Kapitel Elektrizitätswirtschaft 
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war ich immer stolz, hier im Hohen Hause 
die gigantischen Leistungen dieses überauß 
wichtigen Wirtschaftszweiges aufzeigen und 
kommentieren zu können. Auch heute, als 
Abgeordneter der Opposition, will ich das 
tun, wobei natürlich eines dazukommt : In 
der Vergangenheit wurde uns Sozialisten mehr­
mals der Vorwurf gemacht, dieses oder jenes 
Gesetz konnte nicht durchgebracht werden, 
weil gerade wir Sozialisten in der einen oder 
anderen Form dagegen gewesen wären. 

Nun gleich zur ersten Frage. In unserer 
Verfassung ist für die Elektrizitätswirtschaft 
ein Grundsatzgesetz vorgesehen. Ich frage : 
Haben wir es schon 1 Antwort : Nein, wir 
haben es noch nicht. Aber, so ich mich 
richtig erinnere, wurden die ersten Entwürfe 
schon vom damaligen Bundesminister Dipl.­
Ing. Waldbrunner vorgelegt, das sogenannte 
EWG. oder Elektrizitätswirtschaftsgesetz. Bis 
heute dürfte der Entwurf zu unterst in einer 
Schreibtischlade liegen. 

Meine Damen und Herren ! Herr Bundes­
minister ! Ich glaube aber, daß es über kurz 
oder lang höchste Zeit sein wird, daß wir 
dieses Elektrizitätswirtschaftsgesetz bekommen 
müssen. Dazu kommt : Jetzt, wo wir Sozialisten 
primär für die dem Bund gehörenden Gesell­
schaften nicht mehr unmittelbar verantwort­
lich ßind, müßte es doch der ÖVP-Allein­
regierung ein leichtes sein, ohne sozialistische 
Behinderung hier die notwendigen Schritte 
einzuleiten. (Abg. Lola Solar: Ist es noch 
zuwenig schnell ?) 

Gegenwärtig wird fieberhaft an der Er­
stellung eines sogenannten und heißersehnten 
Energieplanes gearbeitet. Von Bundesminister 
Waldbrunner über Minister Probst ziehen 
sich die sogenannten Koordinierungsverhand­
lungen. Innerhalb der österreichischen Elektri­
zitätswirtschaft werden Ausbaupläne der ein­
zelnen Gesellschaften diskutiert, Abnahme­
verträge konzipiert, Austauschverträge ein­
schließlich der hiezu notwendigen Störaus­
hilfen ventiliert, und das Ganze könnte man 
eine Bestandsaufnahme nennen, die notwendig 
ist . Münden soll und muß das Ganze dann 
in eine Vorschau für die nächsten zehn Jahre. 
(Abg. T ödl ing: In Saloniki 1 - Heiterkeit.) 
Bitte, in einer parlamentsfreien Zeit können 
wir es nachholen. - Denn bekanntlich wird 
sich innerhalb der nächsten zehn Jahre der 
Stromumsatz verdoppeln. 

Erst dann, wenn die Erzeugung'Squoten in 
der Elektrizitätswirtschaft ,  in diesem Zweig 
allein, feststehen, wenn man weiß ,  wieviel 
elektrische Energie in den nächsten zehn 
Jahren aus Wasserkraft, Schwell- und Speicher­
betrieben einerseits, anderseits aus kalorischen 
Werken gewonnen beziehungsweise erzeugt 

werden kann, und wenn sich die Gesellschaften 
selbst in Österreich untereinander einig werden, 
wieviel sie davon mengenmäßig selbst erzeugen 
können und werden beziehungsweise wieviel 
fehlende elektrische Energie sie sich in Form 
festgelegter Fremdbezugsquoten besorgen 
müssen, erst dann sind meiner Auffassung 
nach die Voraussetzungen für den künftigen 
heißersehnten und immer wieder zitierten 
Energieplan von seiten der Elektrizitätswirt­
schaft geschaffen. 

Kollege Neumann, ich weiß nicht über 
Ihre Durchschlagskraft Bescheid (Abg. T öd­
l i ng: Das ist ein Bürgermeister 1), aber auf 
Grund deßsen, was ich als Angehöriger dieses 
Wirtschaftszweiges von der Energiewirtschaft 
weiß, würde ich sehr empfehlen :  Die Ko­
ordinierungsverhandlungen würden wahr­
scheinlich um vieles flotter weitergehen, wenn 
gerade einige Gesellschaften - ich könnte 
die N ewag hier besonders zitieren - ernster 
bei den sogenannten Koordinierungsverhand­
lungen mitmachen würden. 

Eines dürfte heute schon feststehen : Das 
uns alle berührende Kohlenabsatzproblem wird 
nicht allein von der Elektrizitätswirtschaft 
beziehungsweise auf ihrem Rücken - auch 
das muß ·  offen gesagt werden - gelöst werden 
können. 

Hier wird immer wieder krit.isiert, daß das 
Jahre in Anspruch nimmt. Was glauben Sie, 
wieviel Jahre für Messungen und not",-endige 
Studien vorausgehen, bis man zum Bau 
eines Kraftwerkes kommt. Das kann man 
ja nicht so aus dem Ärmel beuteln. Es sind 
doch ernst zu nehmende Techniker und Kauf­
leute in allen Gesellßchaften am Werk, die 
sich hier bemühen, die das Wasserdargebot 
und dergleichen mehr studieren, ob das nun 
ein Lauf- oder ein Speicherkraftwerk ist . 
Das ist ja nicht so einfach. 

Ich darf bezüglich der Kohlensituation 
noch einmal das hervorkehren , was ich im Aus­
schuß schon gesagt habe. Wir bekennen uns 
hier in diesem Hohen Haus alle vorbehaltslos 
zur Notwendigkeit der Landesverteidigung. 
Wir geben dafür Geld aus, weil wir in Not­
und Krisenzeiten mit unserem Bundesheer 
rechnen. Verschiedene agrarische Produkte, 
meine Damen und Herren, könnten wir heute 
aus den Nachbarländern billiger hereinbe­
kommen. Trotzdem haben wir für die Belange 
der Landwirtschaft großes Verständnis, fördern 
sie einerseits, weil sie dadurch leistungs­
fähiger wird, und andererseits, weil sie in 
Not- und Kril3enzeiten ja auch unsere Er­
nährung l3icherstellen soll. Wenn es aber, 
was wir uns alle nicht wünschen, zu ernsten 
Versorgungßkrisen käme, dann würde sich 
daß selbstverständlich auch auf dem Brenn­
stoffsektor zeigen. 
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Daher nochmals meine Mahnung : Zugesperrt 
ist ein Bergbaubetrieb bald, aber das Auf­
schließen in Krisenzeiten ist nicht mehr 
möglich ! Eine einmal geschlossene Kohlen­
grube ist abgesoffen, die kann man nicht mehr 
so verwenden, wie eine 2-Zimmer-Küche­
Wohnung. Wenn ich auf Urlaub fahre, sperre 
ich sie zu, und wenn ich zurückkomme, dann 
zieh' ich wieder ein. Das weiß aber jeder. 

Das heißt also, bei der Schaffung des so­
genannten Energieplanes muß dem Energie­
träger Kohle ein besonderer Platz zugewiesen 
werden, in Form einer nationalen Notwendig­
keit oder einer nationalen Reserve. 

Ich darf mich nun einer anderen Frage 
zuwenden. Dem Abgeordneten Neumann, der 
von "ins Uferlose produzieren, Kohle fördern" 
und dergleichen sprach, könnte ich sagen : 
Kohle ißt nicht Milch , wo noch alles abge­
nommen wird. 

Spätestens 1968 muß das sogenannte Elek­
trizitätsförderungsgesetz verlängert werden. 
Mit einer bloßen Verlängerung wird man aber 
kaum das Auslangen finden, das heißt, nur 
ein modifiziertes Elektrizitätsförderungsgesetz 
kann der Elektrizitätswirtschaft helfen. Seine 
volle Anwendung setzt Gewinne voraus, und 
bei den knapp kalkulierten Tarifen und den 
ständig steigenden Baukosten ist das nur 
schwer möglich. Ebenso wird der Rücklagen­
zeitraum eine Verschiebung nach oben in 
Richtung Abschreibungszeitraum erfahren 
müssen. 

Im Zusammenhang mit dem Elektrizitäts­
förderungsgesetz muß meiner Auffassung nach 
unbedingt noch eine positive Seite aufgezeigt 
werden, das ;sogenannte Waldbrunnel'-Thoma­
Programm, betreffend die Elektrifizierung der 
Landwirtschaft. Bedeutende Mittel, in -zig 
Millionen Schilling gehende Beträge wurden 
auf diesem Wege unserer Landwirtschaft 
direkt zugeführt. Diese Maßnahme bezeichne­
ten wir immer als nat,ionale Notwendigkeit, 
obwohl gerade bei streng kaufmännischer 
Prüfung das Elektrifizieren von sogenannten 
Streusiedlungen mit den abnorm langen Lei­
tungen für die einzelnen Gesellschaften selten 
lukrativ war. 

Nun zu einer anderen Frage : zum Donau­
Ausbau-Programm. Ab und zn hört man 
heute schon bestechende Erzeugungskosten 
für Atomstrom. Namhafte Energiefachleute 
in Österreich neigen aber zu der Ansicht, 
daß diese Anlagen frühestens in der Mitte 
der 70er Jahre für uns lukrativ werden. 
Erst dann könnten sie eine Konkurrenz für 
die Donaukraftwerke werden, wenn man 
angesichts der weltweiten Wirtschaftsintegra­
tion auch in der Energieversorgung eine 

gewisse Auslandsabhängigkeit in Kauf zu 
nehmen, zu akzeptieren bereit ist. 

Dabei darf aber, meiner Auffassung nach, 
eine Besonderheit der Donaukraftwerke nicht 
übersehen werden. Donaukraftwerke sind keine 
Laufkraftwerke schlechthin, Donaukraftwerke 
sind Mehrzweckanlagen. Sie dienen nicht nur 
der Erzeugung elektrischer Energie, sondern 
erfüllen auch Aufgaben, die der Schiffahrt, 
dem Hochwasserschutz, der Landwirtschaft 
und anderem zugute kommen. Vor allem ist 
es die Schiffahrt auf der Donau, die dabei 
bedeutenden Nutzen zieht. Gerade über dieses 
Kapitel "Schiffahrt auf der Donau" wurde 
in letzter Zeit - man könnte fast sagen 
kiloweis - geschrieben. 

Österreich ist 1959 der Donaukonvention 
beigetreten und hat dabei eine Menge Ver­
pflichtungen übernommen. Ich greife nur eine 
Frage heraus. Hinsichtlich der Mindestt.iefen 
muß man bemerken, daß Österreich nur dann 
seine Verpflichtungen voll erfüllen kann, wenn 
die von der Energiewirtschaft ins Auge gefaßte 
Donaukette mit ihrer Stauhaltung verwirklicht 
wird.  

Wenn man all die Vorteile, die nicht un­
mittelbar der Elektrizitätswirtschaft zugute 
kommen, kennt, dann muß man sich fragen : 
Wieso zahlt der Bund grundsätzlich nur die 
Kosten einer Schiffßschleuse und die, wie ich 
höre, meist sehr schleppend ? 

Auch hier meine Aufforderung an den 
Herrn Bundesminister. Was unseren bisherigen 
sozialistischen Verkehrsministern, dem Dipl.­
lng. Waldbrunner und dem Minister Probst, 
beim Finanzminister nur teilweise gelang, 
das müßte Ihnen doch jetzt in einer Ein­
parteienregierung möglich sein : die Elektri­
zitätswirtschaft von Belastungen, die aus 
einer Konvention stammen, zur Gänze zu 
befreien. 

Meine Damen und Herren ! Trotz des 
Fehlens gewi!:lser notwendiger Gesetze, die die 
Elektrizitätswirtschaft in absehbarer Zeit doch 
dringend brauchen wird und auch bekommen 
muß, gelang es den bisher Verantwortlichen, 
in diesem Wirtschaftszweig GiganHsches zu 
leisten. Bedenkt man - ich will Sie nicht 
lange mit Zahlen aufhalten - ,  aber bedenkt 
man, daß im Jahr 1937 die Gesa.mterzeugung 
an elektrischem Strom bei uns nur 2.890 Millio­
nen Kilowattstunden betrug, 1945 schon 
4.069 Millionen Kilowattstunden, und 1965 
22.241 :Millionen Kilowattstunden, so darf 
man wahrlich von einem österreichischen 
Wunder auf dem Sektor der Elektrizitäts­
wirtschaft sprechen. Mit Unl:lcrer Pro-Kopf­
Verbrauchsziffer können wir uns in Europa 
schon sehen lassen. Wir liegen heute schon 
vor Frankreich und einigen anderen west­
europäischen Staaten . 
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Zingler 
An folgenden Beispielen !5ieht man deutlich, 

daß das zugunsten der Elektrizitätswirtschaft 
investierte Geld in mehrfacher Hinsicht für 
unser ganzes Land Zinsen trug : Erstenß 
gibt es ohne Strom keinen technischen 
Fortschritt, keine Rationalisierung und 
letztlich auc h  - keinen Wohlstand ; zweitens 
gibt sie der Bauwirtschaft, der Maschin�n­
und Elektroindustrie Aufträge, das heIßt 
Beschäftigung ;  drittens trägt sie erheblich 
dazu bei daß die vorerwähnten Wirtschafts­
zweige a�ch im Ausland auf Grund in Österreich 
vollbrachter Leistungen Vertrauen und An­
sehen genießen, was letzten Endes zu Auslands­
aufträgen führt und neuerlich unsere Wirt­
schaft belebt. 

N ach wie vor gilt die Erkenntnis, daß sich 
innerhalb der nächsten zehn Jahre der Strom­
umsatz verdoppeln wird, nach wie vor heißt 
es dem Herzstück unserer Wirtschaft, der 
Eiektrizitätswirtschaft, jene Gesetze und Mittel 
zu geben, die sie braucht, damit sie die überaus 
großen Aufgaben bewältigen kann. 

Ich glaube abschließend sagen zu können, 
daß die bisher von uns gestellten Verkehrs­
minister trotz gewisser schon aufgezeigter 
Schwiericrkeiten ihre Aufgaben voll erfüllten. 
Diesen Überaus wichtigen Wirtschaftszweig 
auch in Zukunft leistungsfähig zu erhalten, 
das ist nun auch Ihre Aufgabe, Herr Bundes­
minister für Verkehr und verstaatlichte Be­
triebe. Ab nun werden wir von den Bänken 
der Opposition aus Ihre Arbeit in diesem 
Ressort verfolgen. Wir waren immer positiv 
zur Elektrizitätswirtschaft eingestellt, wir wer­
den Sie weiterhin bei guten Vorhaben unter­
stützen, Einschränkungen, Verschlechterungen 
und ähnliche Dinge hart kritisieren und nötigen­
falls auch Alternativen herausstellen. Sie haben 
jetzt als Verkehrsminister einer Einparteienregie -
rung ein Ministerium übernommen, das bish�r 
den gestellten Anforderungen entsprach. Wu' 
glauben - das ist auch meine Auffassung - , 
daß Ihre Partei in der Vergangenheit einiges 
auf diesem Sektor verhindert hat. Jetzt 
müssen Sie die Probleme selbst lösen. 
Wir Sozialisten werden kritische Beobachter 
sein damit der unter so großen Opfern und 
Sch�erigkeiten errichtete Wirtschaftszweig 
weiterhin zum Nutzen aller Bürger unserer 
Republik florieren und gedeihen kann . (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ißt der Abgeordnete Steinhuber . Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Steinhuber (SPÖ) :  Hohes 
Haus ! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren ! Ich hatte eigentlich nur die Absicht, 
über die innerbetrieblichen Reorganisations­
maßnahmen der SGP zu sprechen. Aber die 

unqualifizierten Ausführungen des Herrn Ab ­
geordneten Marwan-Schlosser zwingen mich 
dazu auch zum Rax-Werk-Problem Stellung 
zu n�hmen, aus einer Sicht heraus, die ich 
17 Jahre lang in meiner Tätigkeit als Funk­
tionär in der SG P genau kenne. 

Ich stelle daher fest, bevor ich auf den 
eigentlichen Inhalt meiner Rede eingehe, 
daß an dem Rax-Werk-Problem nicht ein ehe­
maliger Vizekanzler und Ressortchef in der 
verstaatlichten Industrie Dr. Pittermann 
schuld ist, ich stelle fest, daß nicht der Ge­
werkschaftspräsident schuld ist, und ich stelle 
fest, daß auo h nicht der ehemalige Verkehrs­
minister Probst schuld ist. (Abg. Dr. G o r­
b a c h :  Schneider, leih ma d'Scher !) Einzig und 
allein schuld an der Schließung des Rax­
Werkes ist die Finanzpolitik aller ÖVP­
Finanzminister . ( Widerspruch bei der Ö V P.) 
Obwohl es ein einstimmiger Beschluß des Vor­
standes der Simmering-Graz-Pauker war, ist 
auch der Vorstand nicht schuld und auch 
nicht der Aufsichtsrat. Das möchte ich hier 
deponieren. 

Und nUll gestatten Sie mir, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, daß ich auf das 
Problem näher eingehe. Die Unterbudge­
tierung der Österreichischen Bundesbahnen 
war ein Anlaß . Eine große Schuld trägt der 
ehemalige Herr Generaldirektor Ihrer Frakt�on 
Dipl.-Ing. Otto Rieger. Auf das stän�lge 
Protestieren der Betriebsräte, man solle mcht 
Produktionszweige aufnehmen, die nicht lu­
krativ sind, die keinen Absatzmarkt finden, 
hat Herr Generaldirektor Rieger nie gehört. 
Schade ist nur, daß der Herr Abgeordnete 
Peter nicht hier ist, er hat gesagt : Ein Roter, 
ein Schwarzer ! In der SGP hat es eine Zeit 
gegeben, nämlich von 1956 bis 1958, wo es 
eine alleinige ÖVP-Aufsichtsratsmehrheit . ge­
geben hat und nur Vorstände, die der ÖVP 
angehört haben, dort gesessen sind, nämlich 
Rieger und Lehrner. (Abg. Dr. Mus s i l : Das 
war die Zeit des Aufschwunges ! - Heiterkeit.) 
Es war in dieser Zeit kein Sozialist im Vor­
stand. In dieser Zeit wurden die Maßnahmen 
gesetzt, die den wirtschaftlichen Todesstich 
für die SGP bedeutet haben (Abg. Gra m :  
Jetzt hören Sie schon einmal mit den Rax. 
Werken auf, die kriegen ja schon Schnackerl­
stössen ! ), wenn Sie es wissen wollen. Ja wir 
kommen schon noch zum Rax-Werk. Ich höre 
nicht auf, das muß ja klargestellt werden. 
Was die Ausführungen des Kollegen Marwan­
Schlosser betrifft, so wäre es viel besser ge­
wesen, wenn er sich gegen die Finanzpolitik 
seiner eigenen Minister hätte durchsetzen 
können. 

Und nun gestatten Sie mir, daß ich darauf 
näher eingehe. Seit Jahren haben einige Be-
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triebe der verstaatlichten Industrie große Auf- führen kann, für die man 9 bis 1 1 Prozent 
tragsschwierigkeiten. Andere leiden wiederum Zinsen zahlen muß. Diese Zinsenlast erdrückt 
an starker Unterkapitalisierung. Bei der Sim- ein Unternehmen wie die SGP, die zum Bei­
mering-Graz-Pauker trifft beides zu. Dazu spiel jährlich eine Belastung von 50 bis 60 Mil­
kommt noch ein dritter Umstand, nämlich lionen Schilling zu bezahlen hat. Dann ist es 
die ständige Unterbudgetierung der Öster- bestimmt nicht verwunderlich, meine sehr 
reichischen Bundesbahnen. Diese Budget- verehrten Damen und Herren, daß Betriebe 
kürzungen am rollenden Material wirken sich defizitär sind oder defizitär werden. 
sehr zum Nachteil der Industrie und des I Ich möchte sagen, daß die Regierungspartei 
größten österreichischen Wirtschaftszweiges, j a  bewußt diese Betriebe aus einem rein 
der Österreichischen Bundesbahnen aus. Diese politischen Konzept heraus aushungert. Diese 
einschneidenden Maßnahmen sind umso un- Finanzpolitik geht sogar so weit, daß _ 
verständlicher, wenn man weiß, wie notwendig die Budgetziffern beweisen es ja - die Be­
die Österreichischen Bundesbahnen Waggons, triebe gezwungen werden, infolge mangelnder 
Elektrolokomotiven, also Bedarf an rollendem Aufträge zu sagen : Wir sind nicht mehr in der 
Material haben. Wenn man nun einen Ver- Lage, die Produktion in diesem Ausmaß weiter­
gleich mit dem Fahrtkomfort des Auslandes zuführen, und wir müssen Produktionsein­
zieht, so fällt dieser Vergleich sehr zu ungunsten schränkungen durchführen. Meine sehr ver­
Österreichs aus. ehrten Damen und Herren ! Ich darf Ihnen 

Diese kurze Einleitung, meine sehr verehrten sagen : Wenn diese Budgetpolitik weiter be­
Damen und Renen, deshalb, damit Sie sehen, trieben wird, dann sind wir in der SGP ge­
wie groß und wie echt der Bedarf am rollenden zwungen, weiterhin Produktionseinschrän­
Material der Bundesbahnen wäre,  wenn nur kungen durchzuführen. 
die richtige Finanzpolitik betrieben worden Und nun zu der Leistungsfähigkeit. Der Herr 
wä:re. Aber in den letzten zehn Jahren hat Abgeordnete Marwan-Schlosser hat gesagt, 
sich diese Finanzpolitik so ausgewirkt, daß daß die Produktion der SGP, also Waggons, 
die SGP in dem Zeitraum von Dezember 1956 Elektrolokomotiven, um 30 Prozent teurer ist 
bis Dezember 1965 um 1 .432 Arbeiter und als die im Ausland. Dazu muß ich eine Fest­
Angestellte weniger hatten. Die ständigen stellung machen, erstens weil die 30 Prozent 
Produktionslücken führten auch dazu, daß ein nicht ganz stimmen ; zweitens weil dadurch der 
Defizit enstanden ist. Ich beweise das mit verstaatlichten Industrie, in diesem Falle 
Zahlen, weil sich die veranschlagten Budget- der SGP, wieder ein Seitenhieb versetzt wurde 
ziffern für den Fahrpark der Triebfahrzeuge und in der Öffentlichkeit der Eindruck ent­
verglichen mit dem Gesamtbudget und dem steht, die Arbeiter und Angestellten in der 
Bruttonationalprodukt relativ und absolut SGP machen es sich schön, die ruhen sich aus 
ständig vermindert haben. Die gesamten Ein- auf Kosten der Steuerzahler ; und drittens , 
nahmen des Bundeshaushaltes im Jahre 1956 meine sehr verehrten Damen und Herren, 
betrugen 30,3 Milliarden Schilling, 1 965 wenn man Kostenvergleiche anstellt, dann 
63,8 Milliarden Schilling. Das Budget erhöhte muß man auch feststellen, ob es sich unl die 
sich also in diesem Zeitraum um 1 10 Prozent. gleiche Wagentype handelt ; und hier kann 
Das Bruttonationalprodukt erhöhte sich im ich sagen, daß viertens Kostenvergleiche mit 
gleichen Zeitraum von 1 18 Milliarden auf verschiedenen Wagentypen aus dem Ausland 
239 Milliarden, eine Steigerung also um gemacht werden ; fünftens muß auch die Aus-
102 Prozent. Im gleichen Zeitraum aber, von führung berücksichtigt werden. Ich kann 
1956 bis 1965,  sind für die Anschaffung elek- Ihnen sagen, daß sich kein Land der Welt 
trischer Triebfahrzeuge im Jahre 1956 1 1 1  Mil- diesen Luxus leistet wie Österreich, daß die 
lionen Schilling Husgegeben worden. Dieser Außenausfertigung der Waggons so genau ge­
Betrag hat sich abwechselnd einmal erhöht, fertigt wird, daß das Blech auf Millimeter 
einmal vermindert, aber er ist im Durch- genau ausgerichtet werden muß, daß viermal 
schnitt bis zum heutigen Tag gleichgeblieben. gekittet wird und lackiert. Das ist eine 
Wenn man den Schillingverfall rechnet, sind Qualitätsarbeit, die auf der ganzen Welt 
diese Beträge weniger geworden. Nun sehen Anerkennung findet. 
Sie, wie ein Wirtschaftszweig benachteiligt 
wurde. 

Das geschah nicht von ungefähr. Ein siche­
rer Beweis dafür ist, daß man den Eigen­
tümern nie . die nötigen Mittel zur Verfügung 
gestellt hat. Die Industrie ist gezwungen, 
Kapital aufzunehmen, Millionenbeträge auf­
zunehmen, damit sie die Fertigung durch-

Die Serien sind von großer Bedeutung. 
Wir haben bei Reisezugwagen höchstens einen 
Auftrag von 5, 10, 20 oder maximal 30 Wag­
gons. Die Deutschen legen 100 bis 150 auf. 
Bei den Güterwaggons haben wir, auch jetzt 
bei dem Großauftrag der 9000 Gütel'waggons, 
weil man noch nicht weiß, ob die nächste 
Serie, die nächste Type ein Vierachsenwagen 
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sein wird oder ob alle gleich bleiben, Aufträge 
von 200 bis 300 ; in Deutschland hingegen sind 
5000 immer in Fertigung. Daß man bei einer 
solchen Serienproduktion billiger produzieren 
kann, brauche ich nicht so sehr zu betonen. 

Die vergleichbaren Werte, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, mit denen man 
immer sagt, wir seien teurer, möchte ich nun 
bekanntgeben. Die Hauptabmessungen der 
deutschen Waggons sind 9340 mm Kasten­
länge, die Breite 2800, die Ladefläche 
25,3 Quadratmeter und der Laderaum 63 Ku­
bikmeter. Der österreidüsche Waggon, der 
in der SGP geferbgt wird,  hat eine Kasten­
länge von 12 .780 mm, eine Breite von 
2670 mm, eine Ladefläche von 33 Quadrat­
metern und einen Laderaum von 80 Kubik­
metern. 

D :'T  in Deutschland erzeugte Ule - Type 1 ,  
der die gleichen Größenformen hat wie der 
in der SGP erzeugte, ist aber konstruktiv 
schlechter aUßgebildet als der BGP-Wagen. 
Auch das ist in den Kostenpunkt mit einzu­
beziehen. Die Deutschen haben die Unter­
gestelle ohne den Einbau der Mittelpuffer­
kupplung gemacht . In der SGP wird schon 
jetzt vorgesorgt, daß die Mittelpufferkupp­
lung eingebaut werden kann. Das erspart den 
Österreichischen Bundesbahnen in den näch­
sten Jahren viel Geld. 

Die Außenausführung ist bei den deutschen 
Waggons mit Sperrholzplatten, bei unseren 
Waggons ein 2 mm-Stahlblech, und innen haben 
wir eine Holzverkleidung. Die lßolierung ist 
besser als bei den deutschen Waggons . Die 
Türen sind bei U1l8 aus Leichtmetall gefertigt, 
während bei den deutschen Waggons Türen 
mit Sperrholzplatten angefertigt werden. Die 
Deutschen geben für die gleichen Waggons 
beim Anstrich eine Garantie von drei Jahren, 
die SGP eine solche von vier Jahren. 

Und deshalb, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, glaube ich doch sagen zu können : 
Wenn man solche Vergleiche anzieht, dann 
immer mit den gleichen Voraussetzungen. 
Ich darf aber sagen, daß wir gegen stärkste 
Konkurrenz doch in das Ausland Wagen 
exportieren, bei gleichen Bedingungen, und 
daß wir diese Aufträge hereinbekommen, weil 
eben gleiche Bedingungen bestehen und die 
Menschen bei uns genauso arbeiten und weil 
durch die Zentralisation der Produktion 
zumindest in Graz eine Vollbeschäftigung und 
Auslastung vorhanden ist und die Pro-Kopf­
Leistung enorm gestiegen ist . Kölliker und 
Laschtowiczka haben eine Untersuchung ge­
macht und festgestellt, daß eine Pro-Kopf­
Leistung von 1 42.000 S, die vor drei Jahren 
bestand, zu niedrig ist, um konkurrenzfähig 
zu sein. Ich darf Ihnen sagen, daß in der SGP 

bereits eine Kopfleistung erreicht wurde, die 
annäherend an der unteren Grenze der Kon­
kurrenzfähigkeit liegt, und daß in Graz bereits 
die Pro-Kopf-Leistung mit der der deutschen 
gleichgestellt ist. Das ist doch eine Leistung, 
die nicht übersehen werden darf. 

Man kann nicht immer sagen : Was war vor 
zwei, drei Jahren ? Heute zeigt die Situation 
in der SGP dank einer konstruktiven Arbeit 
des Vorstandes eine gute Zusammenarbeit 
mit der Belegschaftsvertretung. (Abg. M ar­
w a n n - Schloss e r :  Das verdanken wir dem 
Herrn Generaldirektor Zach ! Das wollten wir 
nur hören !) Herr Kollege Marwan-Schlosser ! 
Darf ich Ihnen etwas sagen : Diese Vorschläge 
haben schon Kommissionen vor Herrn General­
direktor Zach gemacht, diese Vorschläge wur­
den auch vom Zentralbetriebsrat angeregt , 
aber es wurde nicht auf uns gehört. Nicht 
nur der Herr Generaldirektor Zach, ein jedes 
Kind hat es gewußt, es war ein offenes Ge­
heimnis, daß bei dieser Wirtschaftsführung die 
SGP zugrunde gehen muß ,  weil man Pro­
duktionszweige auflegt, die Herr General­
direktor Riegel' aus Paris gebracht hat -
Sattelschlepper im Rax-Werk -, und dann 
hat man festgestellt, daß diese Sattelschlepper 
auf den ößterreichischen Straßen gar nicht zu­
gelassen sind, weil sie die Voraussetzungen 
nicht haben. Aber produziert sind sie worden ! 
Jetzt liegen sie auf Lager . Daß war die Wirt­
schaftspolitik. Das hat der letzte Arbeiter im 
Betrieb gesehen, da brauchen wir keinen neuen 
Vorstand. Aber ich stelle nur fest, daß man 
mit diesem Vorstand besser ar beiten kann, 
als es früher mit einem ÖVP-Generaldirektor 
Riegel' möglich war, daß man zusammen­
arbeiten kann. Das möchte ich hier depo­
nieren. 

Und nun, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, möchte ich zum Abschluß, nachdem 
die Situation für die SGP sehr dringend ist, 
feststellen : Um noch billiger produzieren zu 
können, brauchen wir Aufträge. Die Bundes­
bahn braucht andererseitß Waggons. Deshalb 
bringen wir Sozialisten einen E u  t s c h l i e  ß u n g s ­
a n t r a g  ein, dem ich Sie bitten möchte, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, Ihre Zu­
stimmung zu geben. Das deshalb , damit 
weiterhin noch besser produziert werden kann, 
gleich billig wie in Deutschland . Die Bundes. 
bahnen brauchen diese Waggons, wir haben auf 
zehn Jahre Vollbeschäftigung und können den 
Preis noch wesentlich drücken. Dazu bitte 
ich Sie, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, Ihre Zustimmung zu geben. Wir 
brauchen ein langfristiges Beschaffungßpro­
gramm, für die österreichißche Wirtschaft ist 
das von besonderer Bedeutung. Verwirklichen 
Sie daher, sehr geehrter Minister, sehr ge­
ehrte Damen und Herren der Österreichischen 

-
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Volkspartei - Sie haben ja die Möglichkeit 
dazu - dieses langfristige Programm , geben 
Sie ihm Ihre Zustimmung, damit die Voll­
beschäftigung in einem Betrieb, der in letzter 
Zeit alle Am;trengungen gemacht hat, auch 
weiterhin gesichert bleibt. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident : Der Antrag ist genügend unter­
stützt und sljeht daher mit, in Verhandlung. 

( Wortlaut siehe S. 746) 

Dringliche Anfrage der Abgeordneten Anna 
Czerny, Horr, Wcdica, Pfeffer, SteinmaßI und 
Genossen an den Bundesminister für Finanzen, 
betreffend zusätzliche finanzielle Belastung der 

spitalserhaltenden Gemeinden. 

Präsident : Ich unterbreche jetzt die Ver ­
handlungen zu diesem Tagesordnungspunkt 
und ziehe die Behandlung der dringlichen 
Anfrage vor. 

Ich bitte zunächst den Schriftführer, Herrn 
Abgeordneten Zeillinger, die Anfrage zu ver­
lesen. 

Schriftführer Zeillinger : Dringliche Anfrage 
der Abgeordneten Anna Czerny, Horr, Wodica, 
Pfeffer, SteinmaßI und Genossen, betreffend 
zusätzliche finanzielle Belastung der spitals­
erhaltenden Gemeinden, an den Bundes­
minister für Finanzen. 

"Der Bundesminister für Finanzen hat mit 
Erlaß vom 2 .  Mai 1 966, Zl. 224.01 8-7/66, 
die Finanzlandesdirektionen angewiesen, daß 
von allen Spitälern und Krankenanstalten 
der 6prozentige Dienstgeberbeitrag zum 
Ausgleichsfonds für Kinderbeihilfen emzu­
heben ist . 

Diese Vorgangsweise würde die spitals­
erhaltenden Gemeinden Niederösterreichs, die 
ohnehin weit über ihre finanzielle Leistungs­
kraft belastet sind, ab 1 .  Juli dieses Jahres 
neuerlich mit vielen Millionen Schilling be­
lasten ; im einzelnen würde die Mehrbelastung 
nach vorsichtigen Berechnungen betragen : 

Für die Gemeinde Mehrbelastung 
Allensteig . . . . . . . . . . . . . . . . .  , 69 .930,-
Amstetten . . . . . . . . . . . . . . . . .  244.784,-
Baden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  694 .000,-
Eggenburg . . . . . . . .  . . . . .  . . . .  77.750,-
Gmünd . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 62.784,-
Hainburg . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 19.882,-
Hollabrunn . . . . . . . . . . . . . . . . .  106 .840,-
Horn . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  227 . 1 20,-
Klosterneuburg . . . . .  , . . . . . . .  1 99. 786,-
Korneuburg . . . . . . . . . . . . . . . .  1 3 1 . 1 1 2,-
Krems . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 1 7 .280,-
Lilienfeld : . . . . . . . . . . . . . . . . .  200.752,-
Melk . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  103 .546,-
Mistelbach . .  . . . . . . . . . . . . . . .  398.000,-
Neunkirchen . . . . . . . . . . . . . . .  661 .920,-

Für die Gemeinde Mehrbelastung 

Scheibbs . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  206.252,-
Stockerau . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 99.392,-
St. Pölten . . . . . . . . . . . . . . . . .  930.634,-
Waidhofen/Thaya . . . . . . . . . .  2 1 9 . 1 10,-
Waidhofen/Ybbs . . . . . . . . . . .  189.568,-
Wr. Neustadt . . . . . . . . . . . .  " 765 .044,-
Zwettl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  77 .436,-
Da eine weitere Belastung der spitalser-

haltenden Gemeinden, wie bereits ausgeführt, 
nicht zu verantworten ist, richten die nach­
stehend unterzeichneten Abgeordneten an den 
Bundesminister für Finanzen die 

d r i n g l i c h e  Anfr a g e : 

Sind Sie, Herr Bundesminister, bereit, dafür 
Sorge zu tragen, daß den spitalserhaltenden 
Gemeinden nicht neuerlich eine zusätzliche 
unverantwortbare Belastung auferlegt wird 1 

In formeller Hinsicht wird beantragt, der 
ersten unterzeichneten Abgeordneten Gelegen­
heit zu geben, die Anfrage zu begründen, und 
hierauf eine Debatte über den Gegenstand 
abzuhalten." 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Danke. 
Ich erteile nunmehr der Frau Abgeordneten 
Anna Czerny als erstem Anfragesteller zur 
Begründung der Anfrage gemäß § 73 Geschäfts­
ordnungsgesetz das Wort. 

Abgeordnete Anna Czerny (SPÖ) : Hohes 
Haus ! Herr Präsident ! Der § 73 der Ge­
schäftsordnung für den Nationalrat gibt je­
dem Abgeordneten die Gelegenheit, dringliche 
Anfragen in einer Sitzung zu stellen, und 
diese Anfrage, die wir heute begründen, 
paßt in die Debatte des heutigen Tages sicher­
lich hinein, weil es sich ja um den Finanz­
voranschlag für das Jahr 1 966 handelt. 

Ich möchte zur Einführung einen Satz des 
Herrn Finanzministers aus seiner Rede vom 
1 1 .  Mai, als er über das Budget sprach und 
seine Darlegungen machte, zitieren. Er sagte 
dort : "Die Erhaltung der Kaufkraft der 
Währung ist das oberste Gebot der Finanz­
politik. Das heißt, daß die ebenso notwendige 
Förderung des Wirtschaftswachstums mit 
Maßnahmen erfolgen muß, die die Kauf­
kraft der Währung nicht beeinträchtigen." 

Ich muß schon sagen : Das war neun Tage, 
nachdem der Erlaß an die Finanzlandes­
direktionen ergangen ist, den Beitrag für 
die Kinderbeihilfe auch von den Kranken­
häusern einzuheben, und zwar deswegen, 
weil ein Verwaltungsgerichtshoferkenntnis der 
Ansicht ist, daß nach der Betriebswirtschafts­
lehre auch Krankenanstalten als Betriebe 
zu behandeln, daher dementsprechend zu be­
steuern wären. 

Meine sehr geschätzten Herren und Frauen 
Abgeordneten ! Ich möchte es Ihrer BeuI'-
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teilung anheimstellen, ob ein Krankenhaus, 
das für die Betreuung der Bedauernswertesten 
vorgesehen ist, in einem Atem mit einem 
Betrieb genannt werden kann, der für andere 
Dinge vorgesehen ist, auch dann, wenn gewisse 
äußere Merkmale den Krankenanstalten den 
Vergleich mit einem Betrieb zusprechen. Dieser 
Erlaß bringt den genannten Krankenanstalten 
wesentliche Mehrbelastungen ; und nicht nur 
in Niederösterreich, das möchte ich aus­
drücklich betonen, gibt es Gemeindekranken­
anstalten ; es gibt auch einige in Oberösterreich, 
es gibt auch einige in Salzburg. 

Nun darf ich noch auf eines aufmerksam 
machen, was vielleicht manchem der hier 
sitzenden Abgeordneten deshalb nicht bekannt 
sein kann, weil er zuwenig Einbli�k in die 
Geschäfte der Gemeinden hat. Die Gemeinden 
sind jene Gebietskörperschaften, die in un­
mittelbarster und täglicher Verbindung mit 
den Menschen sind, die in ganz Österreich 
leben. Diese Gemeinden erhalten nur einen 
kleinen Teil der ordentlichen Ausgaben für die 
Krankenanstalten. Wenn sie aber zusätzlich 
etwas bauen wollen, etwa eine neue Abteilung, 
eine neue Anlage oder irgend etwas anderes, 
dann erhalten sie dafür überhaupt nichts, 

Diese Frage der Krankenanstalten und der eventuell ein Darlehen, das sie weiterhin ver­
Bedeckung ihrer Abgänge im ordentlichen zinsen müssen. 
Haushalt ist in diesem Haus schon wiederholt 
zur Sprache gebracht worden. Ein einziger Ich möchte auch nicht unerwähnt lassen, 
Minister - es war ein kurzes Interregnum des daß viele Gemeinden gezwungen sind, Darlehen 
Dr. Korinek im Finanzministerium - hat für die laufende Gebarung aufzunehmen, um 
damals bei einer Rede zugesagt, er würde die Lieferanten des Krankenhauses auszahlen 
sich wenigstens dafür einsetzen, daß die zu können, um sie nicht zu lange warten zu 
Abgänge in der kürzestmöglichen Zeit den lassen. Es ist wahrscheinlich jedem hier im 
Krankenhäusern zurückgestellt werden. Er Hause bekannt, daß Darlehen nicht um 1 oder 
würde versuchen, auch dahin zu arbeiten, 2 Prozent erhältlich sind und daher neuerlich 
daß etwa Vorschüsse in der ungefähr zu er- eine Belastung für die spitalserhaltenden Ge­
wartenden Höhe der Abgänge gegeben werden. meinden darstellen. Ja ich kenne sogar eine 

Gemeinde in Niederösterreich, wo den Stadtrat 
für das Krankenhauswesen diese Belastungen 
und die Nichterledigung der j ahrelangen 
Wünsche der Gemeinden bis zu einem Herz­
anfall gebracht haben. Ich glaube, das ist 
wohl nicht die Sache aller jener, die für die 
Öffentlichkeit arbeiten, daß sie unter Umstän­
den auch noch ihr Leben lassen sollten, weil 
ihre Schwierigkeiten als Verwalter zu groß 
werden. 

Ich habe in der Zwischenzeit feststellen 
können, daß wohl die Abgänge etwas früher 
vom Bund an die Krankenanstalten refundiert 
werden, aber daß es immerhin manchmal zwei 
Jahre später, als die tatsächlichen Ausgaben 
erfolgt. 

Nun darf ich noch eines dazu sagen : Seit 
der Rede des Herrn Finanzministers ist über 
die Krankenanstalten eine zusätzliche Be­
lastung durch die Erhöhung der Mineralöl­
steuer gekommen. Wenn Sie ein wenig Ahnung 
von diesen Betrieben haben, dann wissen Sie, 
daß die Krankenhäuser Kesselhäuser haben, 
die die Anlagen mit Wärme und mit all dem 
versorgen, was notwendig ist . Das ist eine 
neuerliche Verteuerung des Betriebes, und 
man kann wahrlich nicht sagen, daß diese 
20 Groschen Erhöhung von den Kranken­
anstalten mit Begeisterung für die Autobahn 
bezahlt werden sollen. Auch hier eine Frage, 
die einigermaßen leichtfertig behandelt wurde. 

Durch die Erhöhung der Kosten für das 
Benzin, für das Mineralöl werden aber zweifellos 
in Verfolg der kommenden Wochen und 
Monate auch andere Preiserhöhungen eintreten. 
Ich frage mich bei der Gelegenheit, wie sich 
das dann vereinbart, wenn man sagt : Die 
Erhaltung der Kaufkraft der Währung ist das 
oberste Gebot der Finanzpolitik. (Abg. Rosa 
Jochmann: Vor den Wahlen !) Nein, das 
war die Rede des Herrn Finanzministers am 
1 1 .  Mai in diesem Hause hier. Das sind Dinge, 
die man bestimmt nicht begreifen kann. 

Ich möchte aber auch eines nicht unerwähnt 
lassen : Wer die Abteilungen, wer manche 
Krankenhäuser von innen kennt und weiß, 
wie groß die Säle heute noch in vielen Kranken­
häusern sind, wie schwierig es ist, wenn zehn, 
zwölf und mehr Kranke in einem Zimmer 
liegen, wie schwierig es für diejenigen ist, 
die dort drinnen liegen und auf ihre Gesundung 
warten, wer das kennt, wer das aus eigener 
Ansicht kennengelernt hat, wer etwa als 
Patient in einem solchen Zimmer gelegen ist, 
der wird dann für die Erledigung dieser 
Fragen wahrscheinlich ein anderes Verständnis 
haben als der, der sich unter Umständen ein 
Einbettzimmer leisten kann. Das muß bei 
dieser Gelegenheit gesagt werden. 

Nun möchte ich auch noch auf andere 
Dinge verweisen, die den krankenhauserhalten­
den Gemeinden mehr Belastungen gebracht 
haben auf diesem Ressort, als es früher der 
Fall gewesen ist . Kein Wort gegen die Bauern­
krankenkasse ! Mißverstehen Sie mich hier 
jetzt nicht. Aber auch durch den Entfall 
dieser Einnahmen, die sie auf dem Gebiete 

-
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früher hatten, entstand eine zusätzliche Be- ster für Finanzen Dr. Schmitz. Ich erteile es 
lastung der Gemeinden, die sicherlich nicht ihm. 
absichtlich erfolgt ist. Aber wir alle wissen Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz : hier : Wenn eine Krankenversicherung da ist, Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen dann werden die Menschen eben eher ein und Herren ! Der von den Anfragestellern Krankenhaus aufsuchen, als wenn sie jeden zitierte Erlaß des Bundesministeriums für Heller selbst bezahlen müssen und unter Finanzen vom 2. Mai 1966 bezweckt ausschließ. Umständen auch der Hof draufgeht . lieh die Beseitigung der nach mehreren Ver. 

Ich darf aber bei dieser Gelegenheit noch waltungsgerichtshof-Erkenntnissen als rechts­
eines sagen : daß es nicht immer ganz leicht widrig bezeichneten Anordnung im Punkt 17 e 
war, diese Beträge hereinzubekommen. der Dienstanweisung zum Kinderbeihilfenge. 

Wir werden den Gemeinden, die ein Kran- setz und damit die Beseitigung der darauf 
kenhaus zu erhalten haben, unbedingt in den gestützten Praxis. 
nächsten Wochen und Monaten eine Möglich- Im § 1 3  des Kinderbeihilfengesetzes und im 
keit geben müssen, eine Erleichterung ihrer § 34 des Familienlastenausgleichsgesetzes i�t 
finanziellen Situation zu finden. Ich darf bei bestimmt, daß die Gebietskörperschaften mIt 
der Gelegenheit erinnern, daß fast ein Drittel Ausnahme der von ihnen verwalteten Betriebe, 
des Abganges von der spitals erhaltenden Unternehmungen, Anstalten, Stiftungen und 
Gemeinde bezahlt werden muß . Ein Teil Fonds ferner die Österreichischen Bundes. 
wird auch von den Sprengelgemeinden bezahlt, bahne� und die Post- und Telegraphenanstalt 
und diese Gemeinden leiden schwer unter den nicht in den Ausgleichsfonds der Kinderbei­
Abgaben, die sie jetzt leisten müssen, denn hilfe einzubeziehen sind und die von ihnen 
früher hatten sie das nicht bezahlen müssen. an ihre Dienstnehmer ausgezahlten Kinderbei­
Immer sind die Gemeinden die ersten, die hilfen aus eigenen Mitteln zu tragen haben. 
alles bezahlen sollen. Im Gegensatz zu anderen öffentlichen und 

Meine sehr Geschätzten ! Ich möchte jetzt privaten Dienstgebern haben daher diese 
noch eines sagen : Wie vereinbart sich die Einrichtungen den 6prozentigen Dienstgeber­
Rede des Herrn Finanzministers mit ihren beitrag zum Ausgleichsfonds für Kinderbei­
sehr schönen Worten - Sie können es im übri- hilfe n icht zu entrichten . Andererseits können 
gen alle nachlesen in seiner Broschüre über sie aber auch den Ersatz der von ihnen aus­
die Budgetrede, was er gesagt hat ; das steht gezahlten Beihilfen vom Ausgleichsfonds nicht 
hier schwarz auf weiß -, wie vereinbart sich beanspruchen. 
diese Rede die wiederum, neuerdings ver- Die Regelung des Punktes 17 e der Dienst­
schi�dene Belastungen gebracht hat, mit der anweisung zum Kinderbeihilfengesetz, wonach 
Rede des Herrn Bundeskanzlers, der gesagt unter anderem auch Krankenanstalten der 
hat : Ich werde eine Politik für alle Österreicher Gebietskörperschaften _ als Anstalten und 
machen ! Soll das heißen, daß nunmehr alle nicht als Betriebe, muß ich korrigieren _ 
Österreicher mehr zahlen müssen, daß ihr in die Selbstträgerschaft einbezogen worden 
Schilling weniger wert wird, oder hat er es sind, ist aber durch mehrere Erkenntnisse des 
anders gemeint 1 Verwaltungsgerichtshofes als dem Wortlaut 

Ich glaube, es gibt einen österreichischen des Gesetzes widersprechend bezeichnet wor. 
Dichter, der hat folgendes gesagt - ich möchte den und mußte daher durch den von den 
hier einen kleinen Vergleich machen und Anfragestellern zitierten Erlaß beseitigt wer­
vielleicht den Herrn Kanzler und den Herrn den. 
Finanzminister in einer Person nennen - :  Das Bundesministerium für Finanzen sieht 
Ich möcht' doch sehen, wer stärker ist : i oder i !  sich daher nicht in der Lage, zur bisherigen, 
(Abg. Dr. Haider : Kein Wort einer Begrün- vom Verwaltungsgerichtshof als gesetzwidrig 
dung der Anfrage wegen der Kinderbeihilje 1) bezeichneten Verwaltungspraxis zurückzukeh-

Damit möchte ich Sie aber auch bItten, ren. Nun werden Sie sagen, eine Gesetzes­
daß diese mehr als ernste Frage, die in Nieder- änderung wäre möglich, um das, was bisher 
österreich allein für die spitalserhaltenden Praxis war, gesetzlich zu verankern, doch 
Gemeinden eine Belastung von fast 6,5 Millio- halte ich eine derartige Maßnahme für nicht 
nen neuerdings bringt, einer ernsten Erörterung sinnvoll, weil im Bundesministerium für Finan­
zugeführt wird, und möchte bitten, daß der zen im Hinblick auf die vom Rechnungshof 
Herr Finanzminister Sorge dafür trägt, daß seit Jahren beklagte Unübersicht.lichkeit des 
nicht neuerliche Kostenverteuerungen für die Beihilfenrechtes _ ich darf erinnern, daß 
Krankenanstalten und damit für die Kranken das Kinderbeihilfengesetz bereits zeh11mal, das 
erwachsen ! (Beifall bei der SPÖ.j Familienlastenausgleichsgesetz bereits elfmal 

Präsident Dipl . -Ing . Waldbrunner : Zum novelliert worden ist ..:-. gerade eine gründliche 
\Vort gemeldet hat sich der Herr Bundesmini- Reform vorbereitet wird, mit der neben der 
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notwendigen Vereinfachung der sehr kompli­
zierten Bestimmungen sowie der Beseitigung 
von Lücken, Härten und Ungereimtheiten 
verschiedener Bestimmungen auch eine Erhö­
hung der Beihilfen verbunden werden soll. 

Dabei wird es notwendig sein, das Problem 
der sogenannten Selbstträgerschaft, das ist 
die Auszahlung der Beihilfen aus eigenen 
Mitteln, einer eingehenden Überprüfung zu 
unterziehen. Ich halte eine Privilegierung der 
Gebietskörperschaften, die darin zum Aus­
druck kommt, daß der Aufwand der Gebiets­
körperschaften an Beihilfen für ihre Dienst­
nehmer in der Regel hinter dem sonst vorge­
schriebenen 6prozentigen Dienstgeberbei­
trag zurückbleibt, nicht für gerechtfertigt. 
Für den Fall der Beseitigung dieser Selbstträ­
gerschaft würden für eine Erhöhung der Kin­
der- und Familienbeihilfen rund 370 Millionen 
Schilling pro Jahr zur Verfügung stehen. 
Mit dieser Summe allein könnten im nächsten 
Jahr die Kinder- und Familienbeihilfen um 
rund 12 S 14mal im Monat erhöht werden . . .  
(Abg. Rosa Jochmann:  Das wäre schön !) im 
Jahr erhöht werden. 

Zur Frage der Selbstträgerschaft möchte 
ich hinzufügen, daß die Ausnahmebehandlung 
der Gebietskörperschaften nicht nur dem Sinn 
des Familienlastenausgleichs widerspricht, son­
dern daß auch bei der Schaffung dieser Rege­
lung von einer nicht stichhältigen Erwägung 
ausgegangen worden ist : Um zu vermeiden, 
daß Arbeitnehmer mit mehreren Kindern 
schwerer eine Arbeit bekommen, wenn die 
Auszahlung der Beihilfen aus eigenen Mitteln 
des j eweiligen Dienstgebers erfolgen muß, 
wurde zwecks Neutralisierung der Belastung 
festgelegt, daß jeder Dienstgeber einen Pro­
zentsatz der Lohnsumme als Beitrag an den 
Ausgleichsfonds leisten muß . Da man annahm, 
daß die Personalpolitik der Gebietskörper­
schaften eine solche Zurücksetzung kinderrei­
cher Arbeitnehmer nicht befürchten läßt, 
wurde für diesen Sektor die sogenannte 
Selbstträgerschaft geschaffen. Die Unrichtig­
keit dieser Annahme erzwang bereits im 
Familienlastenausgleichsgesetz eine N ovellie­
rung, die dahin geht, daß den Gemeinden mit 
nicht mehr als 2000 Einwohnern die Last der 
Selbstträgerschaft abgenommen wurde, weil 
es bei diesen in der Regel finanzschwachen 
Gebietsköl'perschaften doch zu einer Zurück­
setzung kinderreicher Al'beitnehmer gekom­
men wäre. Die Berücksichtigung finanzschwa­
cher Gemeinden erscheint aber durch die vor­
genommene Grenzziehung nicht befriedigend, 
weil einerseits diese Gemeinden nicht unbe­
dingt finanzschwach sein müssen, anderer­
seits auch größere Gemeinden bei entsprechen­
der Budgetenge gezwungen sein können, eine 

Auswahl bei der Einstellung von Arbeitnehmern 
nach deren Kinderzahl zu treffen. Es scheint 
daher, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, zweckmäßig zu sein, eine völlige Gleich­
stellung der Gebietskörperschaften mit allen 
anderen öffentlichen und privaten Dienst4 
gebern herbeizuführen, die außerdem den 
Familien noch eine Erhöhung der derzeit 
gewährten Kinder- und Familienbeihilfe brin­
gen würde. Es wäre, wie ich glaube, an der 
Zeit, auch das durchzuführen. 

Unter diesen Gesichtspunkten erscheint auch 
eine allfällige Sonderregelung hinsichtlich der 
Krankenanstalten nicht sinnvoll, zumal ich 
der Meinung bin, daß das Problem der Kran­
kenanstalten nicht auf diesem im Verhältnis 
zum Gesamtproblem kleinen Sektor gelöst 
werden kann, sondern einer gründlichen Ge­
samtüberprüfung bedarf. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich glaube, daß die Frage der finanziellen 
Stützung und Erhaltung der Krankenanstal­
ten heute wohl das brennendste Problem der 
Gemeinden ist. Und wer, wie die Begründerin 
der Anfrage sagte, die Situation wirklich 
kennt, weiß , daß wirklich nur eine gründliche 
Lösung das Problem beheben kann. Ich möchte 
dazu abschließend feststellen, daß gemäß 
Artikel 12 Abs. 1 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes lediglich die Grundsatzgesetzgebung 
in dieser Frage dem Bund zufällt, die Erlassung 
von Ausführungsgesetzen und die Vollziehung 
hingegen Landessache sind. Die Verantwor­
tung für eine finanzielle Lösung dieses wichtigen 
Pro blems des Gesamtkomplexes der Kranken­
anstalten liegt demnach bei den Bundeslän­
dern, die vom Bund teilweise durch Zweckzu­
schüsse gemäß § 57 des Krankenanstalts­
gesetzes unterstützt werden. 

Ich bin daher, Hohes Haus, meine sehr 
geehrten Damen und Heuen, nicht in der 
Lage, die spitalserhaltenden Gemeinden von 
den ihnen durch den Gesetzgeber auferlegten 
Lasten zu befreien, zumal die Erfüllung eines 
solchen Wunsches die wirklichen Probleme 
der Krankenanstalten und der spitalserhal­
tenden Gemeinden nicht lösen könnte. 

Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner : Wir 
gehen nunmehr in die Debatte ein. Ich mache 
darauf aufmerksam, daß gemäß den Bestim­
mungen des Geschäftsordnungsgesetzes kein 
Redner länger als 20 Minuten sprechen darf. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Horr. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Horr (SPÖ) :  Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren I Die Frage der 
Krankenanstalten wird nicht erst jetzt sehr 
dringlich, sondern gebt eigentlich scbon bis 
in die ersten Tage nach diesem zweiten, 

-
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unseligen Weltkrieg zurück. Denken wir doch 
daran, daß diese Krankenanßtalten während 
des Krieges kaum verbessert wurden und daß 
sie nach dem Kriege von den Besatzungs. 
mächten - besonders im östlichen Teil Ößter. 
reichs - sehr stark in Anapruch genommen 
wurden. 

Die Gemeinden selbst und die Länder haben 
für die nachträglichen Verbesserungen , die 
sich als notwendig erwiesen haben, kaum 
irgendwelche Abgeltungen bekommen. Ich 
möchte zu den Ausführungen des Herrn 
Finanzministers folgendes sagen : Diese Misere 
geht nicht vom jetzigen Herrn Finanzminister 
aus, Bondern sie ist, wie ich gesagt habe, auf 
den Krieg, auf die Nachkriegsereignisse, und 
im besonderen auf daa Grundsatzgesetz zurück­
zuführen. Wir haben bereits in der Ersten 
Republik ein Grundsatzgesetz gehabt. Sie 
�jQllten dieses Gesetz mit dem vergleichen, das 
wir jetzt haben, und eg sich richtig ansehen. 

Die Sozialisten haben verlangti, daß das 
Grundaa.tzgeaetz aus der Ersten Republik 
seine Anerkennung finden soll. Leider, muß 
ich feststellen, haben sich Ihre Vorgänger, wenn 
wir eine Novellierung verlangten oder über­
haupt bei der Beschlußfassung über diese..'J 
Gesetz, dagegen gewendet. 

Ich stelle fest, daß beispielsweise in Nieder­
österreich die Sperre bestimmter Kranken­
häuser unmittelbar bevorsteht. Vom Land 
werden 21 Prozent des Abganges beigetragen, 
von den Gemeinden 31 Prozent, und der Bund, 
der zur Zeit der Ersten Republik 37,5 Prozent 
beigetragen hat, leistet jetzt ganze 18,75 Pro­
zent. 

Diejenigen Länder, die über Landesspitäler 
verfügen, haben es vielleicht doch etwas 
l�ichter, weil dort wenigstens das Land einen 
entsprechenden Beitrag leistet. Aber in Nieder­
österreich - und das soll hier einmal sehr 
deutlich gesagt werden - gehören fa'Jt alle 
Spitäler den Gemeinden. Von den 25 Spitälern, 
die wir in Niederösterreich haben, gehören zwei 
einem Verband an, zu dem sich einige Gemein­
den zusammengeschlossen haben. Außerdem 
gibt es zwei Landesspitäler , ein Spital des 
Roten Kreuzes und 20 Spitäler, die den Ge­
meinden gehören. 

Das entsprechende Durchführungsgesetz ist 
leider nicht so gestaltet worden, daß diese 
20 Gemeinden, aber auch die übrigen drei 
Gemeinden - die Landesspitäler Rind aU'3ge­
nommen - wirklich die Mittel bekommen, die 
absolut notwendig sind. 

Wenn man sich hier immer wieder auf 
Grundsatzgesetze ausredet und immer wieder 
darüber spricht, dann möchte ich dem Herrn 
Finanzminister gleich einige Dinge entgegen. 
halten. Der Herr Finanzminister und andere 

Herren der Österreichischen Volkspartei sagen 
immer : Die Krankenversicherung, die Kran­
kenkassen sollen zahlen. Ich möchte als einer 
der Vertreter der Krankenversicherung den 
Herrn Finanzminister erinnern, wie es mit 
den Beiträgen der Kriegsopfer ausßieht. Jahr 
für Jahr ist in 8011 den letzten Jahren von der 
Sektion Allgemeine Krankenversicherung ohne 
Unterschied der Partei immer wieder verlangt 
worden, daß der Herr Finanzminister endlich 
seiner Verpflichtung auf Grund des Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetzes nachkommt. 
Dieses Jahr ist e� so weit, daß die bereohtigte 
Automatik für die Herren ÄrZlie in wenigen 
Wochen neuerlich in Kraft treten wird, sodaß 
der Beitrag für die Gemeinden weniger als 
50 Prozent ausmachen wird. Im ASVG. steht 
deutlich, daß der Herr Finanzminister hier 
gemeinsam mit den Kriegsopfern mindestens 
80 Prozent zu tragen hat, wie dies den Gepflo­
genheiten der ersten Jahre entspricht. Ich 
'ltelle also nur fest, daß diese Beträge fehlen. 
Ich frage auch, wie e� mit den Beträgen des 
Ausgleichafonds aussieht. Dieses Jahr sind 
wieder die Beträge eingesetzt, aber zwei Ja.hre 
hindurch sind diese Beträge nicht in diesen 
Ausgleichsfonds hineingeflossen. Jedesmal gab 
es eine andere Ausrede . Dazu möchte ich nur 
feststellen, daß sich die gewerblichen Kran­
kenversicherungsträger und die bäuerlichen 
Krankenversicherungsträger berechtigterweise 
diese Gelder aus dem Ausgleichsfonds heraus­
geholt haben. 

Einige andere Fragen gibt es, die ebenfalls 
beantwortet werden sollten. Die Frau Abge­
ordnete Czerny hat bereits da.von gesprochen, 
daß die Bezahlung durch den Bund sehr auf 
sich warten läßt. Dazu möchte ich mitteilen, 
daß mir beispielswei'3e der Spitalsreferent von 
Neunkirchen mitteilte, der Bund sei bereits 
zwei Jahre dieser Gemeinde die entsprechen­
den Beträ.ge schuldig. Ist es notwendig, in 
den Zeitungen zu lesen, daß man ein Kranken. 
haus sperren will und soll, während auf der 
anderen Seite der .Bund, wie gesagli, seinen 
Verpflichtungen nicht nachkommt 1 

Die Gelder zum Errichtungsaufwand werden 
nicht zugezahlt. In Niederösterreich fehlen 
beispielsweise Altersheime, daher kommt es 
in den Spitälern zu einem Überbelag. Das sei 
nur nebenbei bemerkt. Ich weiß schon, der 
Herr Finanzminister wird dazu gagen : Was 
kann ich für diesen Überbelag, den es unter 
Umständen in Niederösterreich gibt 1 

Ich möchte auch einige Worte zur soge­
nannten Bettennot sagen. Immer wieder wird 
beha.uptet, in Österreich gebe es eine Bettennot. 
Ich sa.ge : Nein, es gibt keine Bettennot, es 
gibt nur viele zu sehr veraltete Spitäler, die 
nicht entsprechend den ärztlichen Grundsätzen, 

52 
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die richtig sind, verwaltet werden. Auf je I wie es in Wirklichkeit aussieht. Ja, ja, die 
10 . 000 Einwohner kommen in Österreich Güte der Arbeit in der Krankenversicherung 
62 Betten, in der Bundesrepublik Deutßch - soll eindeutig festgestellt werden. Abar ma.n 
land 61,  in Schweden 56, in Frankreich 54, soll nicht um Dinge herumreden, nie es ganz 
und so geht das fort, selb"t in Belgien gibt einfach nicht gibt. Ich weiß schon, es ist 
es 43 und in Amerika 41 Bettenplätze je natürlich immer sehr unangenehm, wenn man 
10.000 Einwohner. Dafür gibt es in diesen über solche Fragen hier spricht. 
Ländern wesentlich mehr Altersheime als in Man sollte sich auch dazu b�quell1en, hier 
Österreich. Wenn man manchmal in ein solches gewisse Änderungen durchzuführen .  Es gibt 
Spital kommt, dann weiß man sowieso nicht, beispielsweise in Österreich ein Gefälle, das 
ob man in einer Krankenanstalt oder etwa in mit 39 Prozent der Gesamtsumme der Kosten 
einem Alterßheim ist. G beginnt - das ist eine ruppe von Spitälern - ,  

Ich möchte aber hier gerade i m  Zusammen- eine zweite Gruppe mit 53 Prozent und eine 
hang mit Niederösterreich einige Zahlen sagen. dritte Gruppe mit 71 Prozent, und die Hoch­
In diesem Land gibt eß Finanzreferenten, die qualifizierten werden hier mit 100 Prozent 
immer wieder sagen : Nein, wir wollen dieses angeführt. 
Gesetz nicht ändern, der Vorgänger des Zum Schluß habe ich noch eine Bitte, die 

. heutigen Finanzreferenten, der bekannte Direk- ich vor allem an die Herren der Österreichischen 
tor Müllner, hat aber für 1000 Per!lonen Ärztekammer richte. Es ist absolut notwendig, 
420 Millionen Schilling gehabt. Für die Kran- daß man auch in den Spitälern jener Orte, 
kenanstalten Niederösterreichs hatte er aber von denen Fachärzte weit entfernt sind , die 
verdammt wenig Geld. ambulante Behandlung zuläßt. 

Ich möchte weiters, weil das ganz interessant Sie werden sagen : Beßchwerden hat es genug 
ist, feststellen, wieviel Schilling pro Kopf der gegeben, aber die Möglichkeit, wie man die 
Bevölkerung vom Land dazugegeben werden : Zustände ändern soll, hat er nicht aufgezeigt. 
in Wien 417 S - wobei Wien Land und Stadt Dazu möchte ich sagen, daß der Ausgleichs­
zugleich ist, daher kann man es halbieren und fonds eine Möglichkeit wäre, und die zweite 
kann sagen 208 S - ,  in Niederösterreich 37 S, Möglichkeit besteht darin, daß im Rahmen 
im Burgenland 66 S ,  in Oberösterreich 71 S, der Bezahlung die Gemeinden, die finanziell 
in der Steiermark l U  S, in Kärnten 127 S, entsprechend stark genug !3ind, im Rahmen 
in Salz burg 121 S, in Tirol 102 S, und in Vor- der Spitalsprengeln mehr als bisher beitragen, 
arlberg sind es 75 S .  Der Durchschnitt für damit es uns vor allem nicht so geht wie im 
Österreich beträgt also 1 59 S. vorigen Jahr, als die Krankenversicherung in 

Sie sehen, daß man also in Niederösterreich, Niederösterreich 13 Millionen Schilling bezahlt 

das zwar das zweitgrößte Bundesland in bezug hat, damit aber praktisch der Bund und das 
Land entlastet wurde. Es haben also nur die auf die Bevölkerungszahl ist, zwar für 1000 Per-

sonen 420 Millionen Schilling hat, aber auf der Krankenversicherungsträger und die Kranken-

anderen Seite für die kranken Menschen anstaltensprengel ihren Beitrag geleistet. 

- mit einem Wort - nichts übrig hat. Das Die Unfallsver!3icherungsanstalt hat so viele 
soll einmal von dieser Warte aus festgestellt Überschüsse, daß immer wieder Beträge fi,ir 
werde. (Abg. Kern:  Das hat man schon andere Ver�icherungsträger weggenommen wer­
besprochen ! ) Ja, Sie können das noch so oft ! den. Vielleicht könnte man einmal an die 
gehört haben, über die Tatsache, daß das "Mutter der Sozialversicherung" - das ist 
einmal so ist, kommen Sie nicht hinweg. nun einmal die Krankenversicherung - den­
(Abg. Kern : Nennen Sie das Steueraufkom- ken. Hier könnten Beträge, die dort laufend 
men der Gemeinde Wien und das von Nieder- für andere Zwecke verwendet werden, ohne 
österreich !) Ja, das Steueraufkommen von weiteres dafür herangezogen werden. 
Niederösterreich liegt an siebenter Stelle, wenn Wenn man meint, das Allheilmittel bestehe 
Sie eß nicht wissen sollten. Hinter uns kommen darin, daß die Krankenkassen zahlen sollen, 
Kärnten und das Burgenland. Aber hier liegen wie es der Herr Finanzminister da und dort 
wir an neunter Stelle, also hinter dem Burgen- gesagt hat, oder man möge ganz einfach von 
land. Merken Sie sich das ! Dabei muß ich den Versicherten, die in ein Spital eingewiesen 
noch feststellen, daß sich jeder vierte Nieder- werden, gewisse Prozentsätze kassieren, dann 
österreicher in ein Wiener Spital einweisen sage ich : Da fragen Sie einmal die Finanzgewalti­
läßt. Das verdankt man der guten Führung gen der einzelnen Länder, wie es mit den 
des Herrn Kammerrates Bauer und des 10 Prozent für die Familienverßicherten aus­
Abgeordneten Dr. Mussil in Niederösterreich , sieht. Sie werden feststellen, daß es nicht leicht 
die nämlich die zusätzliche Zustimmung geben, oder fast nicht möglich ist, diese 10 Prozent 
daß praktisch jeder Vierte nach Wien ins für die Familienversicherten aufzubringen. 
Krankenhaus gehen kann. Sie sollen wissen, Ich glaube sagen zu können und auch sagen 

-
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zu müssen, daß es notwendig ist, wie der Herr Vizebürgermeister Slavik. Intensivste Ver­
Finanzmini'lter sagt - und hier gebe ich ihm suche, zu einer Lösung der Defizitfrage 
wirklich recht - einmal gründlich zu über- zu kommen, wurden immer und immer wieder 
prüfen, wie die Frage der Krankenanstalten unternommen, der Effekt war jedoch kaum 
gelöst werden kann. Ich sage aber auch dazu, nennenswert. Die große Sorge der spitals­
das Problem kann nicht so gelöst werden, daß erhaltenden Gemeinden wird wohl immer 
die Versicherten, die hier eingewiesen werden, wieder laut und bei jeder Gelegenheit in die 
in erster Linie den Beitrag zu zahlen haben, Öffentlichkeit getragen, bisher aber sieht man 
so wie man früher nur diejenigen in die Schu- von einer Lösung leider sehr wenig. 
len zugelassen hat, die Geld hatten ; so soll Bei jeder Versammlung der Bürgermeister, 
man die Gesundheit eines Volkes nicht aufs sei es innerhalb des Städtebundes oder auch 
Spiel setzen. innerhalb des Gemeindebundes, wird immer 

Ich bin der Meinung,  ein Volk, das entsp"'e- wieder und wieder diese Frage berührt, die 
chend wirtschaftlich vorwärts kommen will, Defizite werden immer wieder erwähnt, sie 
muß eine gute Allgemeinbildung haben und bleiben weiter, sie steigen von Jahr zu Jahr 
neben dem die absolute Notwendigkeit erken- an, die angesprochenen Stellen bestreiten ihre 
nen, daß das Volk den schweren Härten bei Kompetenz, sie schieben das heiße Eisen 
Krankheit, wo man in ein Spital eingewiesen weiter, Resultat ist das alte Wort "es muß 
wird, nicht schutzlos ausgesetzt ist und daß was g'scheh'n", aber es geschieht anscheinend 
auch dafür die notwendigen Beträge bereit- sehr wenig. 
gestellt werden, damit die Gesundheit das 

d G t 11 bl ·bt d . ht d · · d· Ich darf daran erinnern, meine Damen un u a er eI un llIC nur erJemgen, 1e 
d ' h ' . M t '  d viel Geld haben. (Lebhafter Beifall bei der Herren, aß 1
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.. I Fragestunde es ar aments eme les ezug-SPO.) 
liche Anfrage an den damaligen Herrn Sozial-

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch- minister Proksch gerichtet habe. Erfolg : 
stern Redner erteile ich dem Herrn Abgeord- Der Herr Minister wies auf den ein paar 
neten Grundemann das Wort. Stühle weiter sitzenden Finanzminister und 

Abgeordneter Grundemann-Falkenberg erklärte, das wäre seine Kompetenz. 
( ÖVP) : Herr Präsident ! Hohes Haus ! Die Ja, meine Damen und Herren, Kompetenz 
Erklärung,  die der Herr Finanzminister zu der hin oder Kompetenz her, Tatsache, unbe­
dringlichen Anfrage d er SPÖ-Abgeordneten streitbare Tatsache ist, daß dieser Kompetenz­
abgegeben hat , begründet wohl die Maßnah men, streit zu keiner Lösung führt. Die Kompeten­
die durch seinen Erlaß vom 2. Mai gesetzt zen, und das ist auch fraglos, liegen nicht nur 
wurden. Nicht behoben wird allerdings da- beim Finanzminister, sondern nach § 18 
durch die Tatsache, daß die Defizite der des Krankenanstaltengesetzes auch bei den 
spitalserhaltenden Gemeinden von Jahr zu Bundesländern. Zweifellos mitbeteiligt und 
Jahr ansteigen, vergangenes Jahr mit etwa daher besonders interessiert sind ja die Ver­
I Milliarde Rekordhöhe erreicht hatten und sicherungsträger, aber auch eine Reihe anderer 
daß vorderhand gar keine Lösungen in Au s- Stellen. Sollten sie hier zu einer Mitarbeit 
sicht zu stehen scheinen, daß diese Defizite bereit sein, glauben wir, daß diese Frage eher 
einigermaßen behoben werden könnten .  zu lösen wäre, denn sie ist nicht nur eine 

Seit Jahren erklären nun die spitalserhalten- I finanzielle, sondern insbesondere auch eine 
den Gemeinden, daß die Aufwendungen, die soziale und kann wohl nur in gegenseitiger 
sie hiefür zu erbringen haben, die Finanzkraft Zusammenarbeit zu einer halbwegs möglichen 
der Gemeinden bei weitem übersteigen, daß Lösung geführt werden. 
sie es den Gemeinde bürgern nicht zumuten Es wurde hier bereits eine Reihe Vorschläge 
können ,  daß diese Beträge anderen notwendi- erstattet. So sind ja etwa seitens der Ver­
gen Zwecken entfremdet werden, und daß sie bindungsstelle der Bundesländer oder auch 
nicht in der Lage sind, diese Beträge in der durch Wiens Vizebürgermeister Slavik aus­
Zukunft aus eigenem aufzubringen . Die Ge- reichende Maßnahmen verlangt worden. Ja, 
meinden wollen verhandeln, sie verfassen ausreichend, meine Damen und Herren, ist 
Resolutionen, sie beschwören und sie flehen, da keine, das ist alles nur ein Tropfen auf 
und schließlich drohen sie auch mit der Schlie- einen heißen Stein : so der Vorschlag etwa, 
ßung von Spitälern, wie wir das im FaUe der der heute bereits hier erwähnt wurde, der 
Gemeinde Neunkirchen und, wenn ich mich Bund möge von seiner bisherigen Beitrags­
recht erinnere, auch im Falle der Gemeinde leistung für die Abdeckung der Abgänge 
St. Pölten bereits einmal erlebt haben. von 18,75 Prozent, wofür im Budget 1966 

Bei der Verbindungsstelle der Bundesländer 130 Millionen Schilling vorgesehen sind, auf 
wurde nun ein Verband der Spitalserhalter ins I die seinerzeitige Beitragsleistung von 37,5 Pro­
Leben gerufen. Den Vorsitz hat der Wiener zent hinaufgehen, also eine Verdoppelung. 
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Sicher ein erheblicher Beitrag, der im Bundes­
budget eine nicht unansehnliche Rolle spielt. 
Eine solche Maßnahme allein aber würde 
bestenfalls zur Folge haben, daß sich die 
Spitalsverwalter freuen, wieder einmal irgend­
eine Neuerung oder Verbesserung durchführen 
zu können, auf die sie schon längst warten, 
das Defizit bliebe nach wie vor, und die Katz 
hupft schließlich wieder auf die gleichen 
Füße. 

gisch-psychiatrischen Kliniken 122,5 Tage be­
trägt. Der Durchschnitt ist in Deutschland 
21 , 1 ,  in den USA unter 1 0 .  Deutsche Fach­
leute bestätigen nun auch die Untersuchungen 
von Amerika - auch das ist da drinnen ent­
halten -, wonach nur 30 Prozent Schwer­
kranke, 70 Prozent aber Erholungsbedürftige 
in den Spitälern drinnen zu sein scheinen. 

Alle diese Darstellungen, meine Damen 
und Herren, sollten die Aufmerksamkeit er­

Der Vorschlag des Herrn Vizebürgermeisters regen und darüber nachdenken lassen, daß 
Slavik, die Gebietskörperschaften sollen auf in unserem Lande bei diesem Problem noch 
ein halbes Prozent Ertr�gsante�le zugunsten nicht ganz alles seine Richtigkeit haben kann. 
der �bd:ckung de� DefizIt� �erzlC�ten - Er- So kann ich mich der Meinung nicht enthalten, 
gebms ZIrka 1 30 bIS 140 MIllIonen Im Jahr -, daß dies ein Beweis dafür sei daß das Problem 
hätte wohl eine ähnliche Wirkung, würde aber der Spitäler eben nicht nu� ein finanzielles, 
auch nicht zu einer Dauerlösung führen. 

I 
sondern ein eminent wichtiges soziales auch 

Was also tut man bei diesem besorgnis- ist, das nur dann einer brauchbaren Dauer­
erregenden Zustand, um dem zu steuern � lösung zugeführt werden kann, wenn hier 
Der Hauptverband der Sozialversicherungs- alle Stellen zusammenwirken, wenn hier nicht 
träger, dessen maßgebende Herren wohl sicher der Hinweis der Kompetenz auf einen anderen 
nicht in den Verdacht kommen, etwa dem abgeschoben wird. So allein kommen wir zu 
Finanzminister Schützenhilfe leisten zu wollen, keiner Lösung. 
haben in einer sehr interessanten Denkschrift, Der Herr Kollege Horr - und das muß 
die im Mai 1965 veröffentlicht wurde, Unter- ich dankbar anerkennen - hat erwähnt daß 

, suchungen darüber angestellt. In der Dezem- die Spitäler heute sehr häufig ihrem Zweck 
bernumm�r der. "So.ziale� Sic�erheit" , dieses entfremdet werden, daß sie zu einem großen 
Blattes hIer (ze�gt d�e Ze�t8chrift) , hat Doktor Teil nicht mehr Krankenhäuser, sondern Alters­
Edgar Schranz hiezu Stellung genommen und heime sind, vielleicht leider oft deswegen, 
diese Denkschrift untersucht. weil in den Familien kein Platz für alte 

Diese bei den Artikel, meine Damen und 
Herren, empfehle ich bestens Ihrer Aufmerk­
samkeit. Ich glaube, der Herr Kollege Harr 
hat sie gelesen, denn er hat einiges, was in dem 
Artikel enthalten ist, bereits in seiner Rede 
verwendet . Sie befassen sich mit einer Reihe 
damit zusammenhängender Fragen. 

Kollege Horr hat etwa bereits den Vergleich 
über die Bettenanzahl gezogen. Ich darf dazu 
auch sagen, es ist ja erstaunlich, daß bei 
einer Bettenanzahl, die in Österreich die 
größte unter den europäischen Ländern ist, 
noch immer eine Menge Menschen auf den 
Gängen der Spitäler in Notbetten liegen 
müssen. Irgendwas kann da nicht ganz 
stimmen, oder haben wir in Österreich viel­
leicht mehr Krankheiten als in anderen 
europäischen Ländern ? Tausende von Spitals­
betten wurden im Laufe der letzten Jahre 
geschaffen. Kein Vergleich mit dem, was 
einmal gewesen war. Hinreichend aber sind 
sie trotz der erfreulichen und stetigen Auf­
wärtsentwicklung der Medizin keineswegs ge­
worden. 

Es ist in dem Heft noch ein anderer, sehr 
interessanter Vergleich enthalten : über die 
Verweildauer in den Spitälern, und es heißt 
da, daß in den österreichischen Spitälern die 
Verweildauer in den Nasen-, Hals- und 
Ohrenkliniken 8,2 Tage, aber in den lleurolo-

Leute zu sein scheint, die auch einer Pflege 
bedürfen, gepflegt werden sollten oder die 
gepflegt werden müssen. Sicherlich wird es 
auch unsere Sorge sein, für den Neubau von 
Altersheimen ein bißehen zu sorgen. Die 
meisten politischen Bezirke von Österreich 
machen hier schon die größten Anstren­
gungen . 

Und nun noch eine Bemerkung zu der 
Misere der Spitäler . Eines der schwierigsten 
Probleme ist die Beschaffung von Pflege­
personal. Ordenspitäler haben damit eben­
solche Sorgen. Ich verweise auf den Fall 
eines oberösterreichischen Spitals, wo die 
Schwestern zur Auffüllung eines anderen 
Spitals abgezogen werden mußten, weil in 
dem anderen Spital es den dortigen Schwestern 
einfach nicht mehr möglich war, die Arbeit 
zu bewältigen. Bei den weltlichen Kranken­
häusern spielen ja auch andere Probleme 
eine Rolle, die Honorare und die Einteilung 
der Arbeitsleistung. Und hier sind wieder 
die von Gemeinden erhaltenen Krankenhäuser 
etwas im Nachteil, denn die Gehälter können 
nur mit äußerster Anstrengung aufgebracht 
werden. Die Folge davon ist ein gegenseitiges 
Ablizitieren, eine eher üble Begleiterscheinung. 

Wenn man sich die Lösungsmöglichkeit 
einigermaßen nüchtern überlegt, so wird sicher­
lich alles den Versuch unternehmen, neuerlich 
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an den Bund heranzutreten. Ich halte es ten -, daß nun an diese Frage mit a11er Energie 
nicht für ausgeschlossen, daß vielleicht im herangegangen werden muß, und das im 
Rahmen des Finanzausgleiches, der jetzt bald schnellsten - Tempo. 
einmal finalisiert werden muß ,  irgend was Man wird hier natürlich zwischen einem 
getan werden könnte . Der Aufteilungsschlüssel Fernziel der Koordination aller Interessenten 
für die Mittel allerdings müßte schon in einer und aller Interessen und zwischen einem 
anderen Form erfolgen, als dies die Ver- Sofortprogramm der Hilfe unterscheiden müs­
bindungsstelle der Bundesländer vorgeschlagen sen. Um aber derartige Maßnahmen wirklich 
hat. Dann Verhandlungen mit den Sozial- einzuleiten und den Bemühungen etwas mehr 
versicherungsträgern. Hier muß einmal die Tempo zu verleihen, glaube ich, daß auch das 
Frage der Rabatte einer Revision unterzogen Hohe Haus hier einen Beitrag leisten könnte. 
werden, die Jahre hindurch immer wieder Ich erlaube mir daher, Ihnen, meine Damen 
eine Art Handelsobjekt waren. Das deshalb,  und Herren, eine E n t s c h l i e ß u n g  mit folgen­
weil sich der Kreis der Versicherten j a  von dem Wortlaut mit dem Ersuchen um Beschluß­
Jahr zu Jahr erweitert. Voriges Jahr waren es fassung vorzulegen : 
etwa drei Viertel der österreichischen Be- Die Bundesregierung wird ersucht, Be-
völkerung, die pflichtversichert waren. Nach ratungen der für die Erhaltung der Volks-
Errichtung der Bauernkrankenkasse hat sich gesundheit und für das Krankenanstalten-
dieser Kreis sicherlich noch vergrößert. Und wesen kompetenten Stellen in die Wege das war ja die Begründung der Rabatte zu leiten, um eine gerechte Verteilung der 
gewesen, daß hier der Entfall bei den Privat- mit der Erhaltung und dem Betrieb der 
patienten entstehen würde. Spitäler und Krankenanstalten verbundenen 

Auch die Verpflegssätze wiesen merkwürdige Lasten zu erreichen. 
Unterschiede auf, differieren bis zu 40 Prozent. Unter den kompetenten Stellen verstehe ich 

Notwendigerweise werden aber auch die 01'- alle, die nicht nur in finanziellen Fragen 
ganisationen der Ärzte und des Pflegepersonals ressortmäßig zuständig sind : die Bundesländer, 
für Konferenzen herangezogen werden müssen. selbstverständlich die Betroffenen, wie die 
Seitens des Spitalerhalterverbandes hört man spitalerhaltenden Gemeinden, dann aber auch 
immer wieder - und ich bitte, das soll jetzt wohl das Bundesministerium für soziale Ver­
kein Angriff auf die Ärzte sein -, daß sie von I waltung und natürlich die Versi?herungsträger 
Seite der Ärztekammer immer nur erklären und, wie bereits erwähnt, die Arztekammern 
"Geld muß her, wer's beschafft ist nicht und die Vertretungen der Angestellten der 
unsere Sache",  womit sie allerding's irgendwo Krankenanstalten, gleichgültig ob weltlich 
recht haben. Aber einige mit dieser Ange- oder geistlich. 
legenheit zusammenhängende Fragen müssen Zum Schluß darf ich noch am Rande er­
doch mit diesen Organisationen geklärt werden, wähnen, daß der Herr Bundesminister für 
und so hoffe ich, daß Sie zur Zusammenarbeit Finanzen im vergangenen Jahr die Umsatz­
bereit sein werden. steuerbefreiung der Spitäler hinsichtlich des 

Zu erwähnen ist schließlich noch , daß es 
in den einzelnen Bundesländern äußerst unter­
schiedliche Formen der Spitäler gibt. Steier­
mark, Kärnten und das Burgenland kennen 
- mit wenigen Ausnahmen - nur Landes­
spitäler, Vorarlberg wieder nur Gemeinde­
spitäler, Tirol Bezirksspitäler, Niederösterreich, 
Oberösterreich und Salzburg eine - ich weiß 
nicht, ob ich das sagen soll - gesunde 
Mischung. Hier sind die Defizite ebenso hoch 
wie in Wien, das unter dieser Last äußerst 
stöhnt, so wie die anderen Länder und die 
Gemeinden. Einige Bundesländer sind hier 
bemerkenswert nobel, wie beispielsweise die 
Steiermark. Sie belasten die Gemeinden nicht 
und leiden schweigend allein. In anderen 
Ländern werden die Krankenanstaltengesetze 
- wenn auch unterschiedlich - in der Höhe 
der Belastungsprozente der Gemeinden ange­
wandt, da stöhnen dann alle miteinander. 
Sicher ist - und das beweist auch der Dring­
lichkeitsantrag der sozialistischen Abgeordne-

Bedarfes für deren Versorgung vorschlug und 
daß dies auch beschlossen wurde. Das war 
auch ein Beitrag, den die Spitalserhalter zu 
schätzen wußten. 

Das Sofortprogramm wird gleich in Angriff 
zu nehmen sein, das erwähnte Fernziel aber 
muß unmittelbar folgen. Ansonsten hätte 
das erste wenig Sinn. 

Auch als Vertreter der österreichischen 
Gemeinden darf ich Sie bitten, hier aber schon 
alles zu tun, um dieser Situation zu steuern. 
Alles, meine Damen und Herren, können wir 
riskieren, nicht aber unseren kranken Mit­
bürgern die Hilfe zu versagen, deren sie be­
dürfen, etwa durch unhaltbar gewordene 
Zustände bei der Erhaltung der Spitäler und 
deren mögliche Schließung, eine Hilfeleistung, 
welcher sich alle im Staat anschließen müssen. 
Es wäre mehr als unschön, wenn man den 
anderen den Schwarzen Peter zuspielen 
würde. Das wäre eine Hilfe, zu deren Leistung 
wir in einem Kulturstaat schon aus Mensch-
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1ichkeits�ründen verpflichtet sind. ( Beifall 
bei der O V  P.) 

Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner : Der An­
trag des Abgeordneten Grundemann ist ge­
nügend u n t e l'  s t ü t z t und steht zur Diskussion. 

Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Pfeffer das Wort. 

Abgeordneter Pfeffer (SPÖ) : Hohes Haus t 
Herr Präsident ! Geehrte Damen und Herren ! Ich 
habe den Auftrag, zu der vorliegenden dring­
lichen Anfrage zu sprechen. Man muß ohne 
Übertreibung feststellen, daß der wiederholt 
zitierte Erlaß des Herrn Finanzministers ein 
schwerer Schlag für die spitalserhaltenden 
Stellen, besonders für die spitalserhaltenden 
Gemeinden ist . Ich freue mich, daß mein Vor­
redner gerade Herr Abgeordneter Grundemann 
gewesen ist. Ich habe fast befürchtet, daß die 
Sprecher der Sozialistischen Partei die einzigen 
Anwälte für die wirklich prekär gewordene 
finanzielle Lage der Spitäler und damit ins­
besondere der spitalserhaltenden Gemeinden 
sind. 

Es ist kein Zufall, daß es gerade nieder­
österreichische Abgeordnete waren, die diese 
dringliche Anfrage eingebracht haben. Herr 
Abgeordneter Grundemann hat zwar von einer 
"gesunden Mischung" gesprochen, die in bezug 
auf Landesspitäler und Gemeindespitäler in 
Niederösterreich besteht. Ich muß aber sagen, 
diese "gesunde Mischung" wirkt sich sehr 
zum Nachteil jener Gemeinden aus, die die 
große Verantwortung haben, diese Gemeinde­
spitäler zu erhalten. 

Es wurde schon gesagt, daß von den 
25 Spitälern, die wir in Niederösterreich 
besitzen, 22 Gemeindespitäler sind, und - das 
möchte ich mit einem Blick auf die rechte 
Seite des Hohen Hauses feststellen - von 
diesen 22 Spitälern sind 1 5  von ÖVP-Ge­
meinden zu erhalten. Es ist daher nicht nur 
eine Angelegenheit der Sozialistischen Partei, 
wenn wir zu dieser wichtigen Frage Stellung 
nehmen, sondern es geht Sie zumindest in 
demselben Umfang an. 

Darf ich bei dieser Gelegenheit ein Wort 
aussprechen, das sich mir schon wiederholt 
aufgedrängt hat. Ich habe den Eindruck : 
Wenn es sich nicht um 22 Spitäler, sondern 
vielleicht um einige hundert handeln würde, 
und wenn nicht immer nur 22 Stimmen sich 
erheben würden wegen der Krise, wegen der 
N �t und den großen Verpflichtungen der 
spItalserhaltenden Gemeinden, dann hätten 
diese Stimmen wahrscheinlich schon mehr 
Gehör gefunden. 

Wir haben heute im Verlaufe der Debatte 
- und ich muß noch einmal die Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Grundemann unter­
streichen - wieder einmal sehr schöne Worte 

gehört. Aber ich muß bei der Situation darauf 
hinweisen, daß gerade dieser Erlaß des Herrn 
Finanzministers allein in Niederösterreich einen 
Mehraufwand von 6 Millionen bis 7 Millionen 
Schilling erfordert. Bei dieser akuten Gefahr 
einer neuen Belastung tun es nicht schöne 
Worte, sondern es ist wirklich eine Soforthilfe 
erforderlich. 

Ich möchte anknüpfen an die gestrige 
Fragestunde, wo der Herr Finanzminister 
mit Recht von einem Abgeordneten darauf 
aufmerksam gemacht und gefragt wurde, 
welche Maßnahmen vorgesehen sind, um die 
nicht länger zumutbaren finanziellen Lasten 
der spitalserhaltenden Gemeinden entsprechend 
zu mildern. Ich habe mir die Antwort des 
Herrn Finanzministers aufgeschrieben._ Er hat 
mit einer gewissen Zufriedenheit , die ich aber 
schon gar nicht unterstreichen kann, gesagt, 
daß natürlich - ich zitierte wörtlich - die 
Frage der Erhaltung der Spitäler einer grund­
sätzlichen Regelung bedürfe. Hier kann ich 
vollständig beipflichten. Aber dann setzte 
er hinzu, daß eigentlich die Verantwortung 
für eine finanziell tragbare Führung der 
Spitäler bei den Ländern liege. Bei der nächsten 
Feststellung des Herrn Finanzministers habe 
ich einen noch stärkeren Protest. Er hat 
gemeint, der Bund habe seine Verpflichtung 
als Grundsatzgesetzgeber durch die Inkraft­
setzung des Krankenanstaltengesetzes erfüllt . 

Hier muß ich, obwohl es eigentlich schon 
zweimal gesagt wurde, doch feststellen, daß 
der Herr Finanzminister kaum ein so gutes 
Gewissen ha ben kann, als gestern bei der 
Fragestunde der Anschein erweckt wurde. 
Im alten Krankenanstaltengesetz aus den 
zwanziger Jahren der Ersten Republik war 
die simple Achteldeckung für den Betriebs­
abgang vorgesehen : zwei Achtel die spitals­
erhaltende Gemeinde, drei Achtel das Land, 
drei Achtel der Bund. Wenn es zu einer 
Gesamtregelung kommt, bin ich ja überzeugt, 
daß wir natürlich nicht auf diese alte Regelung 
zurückgreifen werden können. Die heutige 
Zeit erfordert es, daß auch hier neue Wege 
beschritten werden müssen. Meine Partei 
wird zu dem Zeitpunkt ganz konkrete Vor­
schläge in dieser Beziehung auf den Tisch 
legen. 

Aber das Gewissen des Herrn Finanz­
ministers kann hier nicht gut sein, wenn die 
Tatsache besteht, daß der Bund in der Ersten 
Republik zu dem Betriebsabgang der Spitäler 
drei Achtel bezahlt hat, das sind die heute 
schon einige Male erwähnten 37,5 Prozent, 
und heute sind es nur 18,75 Prozent. Hier 
klafft eine Differenz , die eine der Ursachen 
für die finanziellen Schwierigkeiten der spitals­
erhaltenden Gemeinden ist. Der Bund und 
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auch das Land haben sich also bei dieser 
Grundsatzgesetzgebung entlastet, sie haben 
weniger zu bezahlen, sie haben den Gemeinden 
mehr aufgebürdet. 

Bei einer zweiten Sache habe ich mir vor­
genommen, sie ebenfalls dem Hohen Haus 
zu unterbreiten, nachdem eine Anfrage an den 
Herrn Finanzminister in einer Fragestunde 
eigentlich zu keinem Ergebnis geführt hat. 
Es ist dies der Punkt der Flüssigmachung, 
die Anweisung der Zweckzuschüsse des Bundes 
an die spitalserhaltenden Stellen. Es wurde 
ausgeführt , daß im Budget für 1966 ein 
Bundesbeitrag von 130 Millionen vorgesehen 
ist. Das ist sicherlich ein Silberstreifen am 
Horizont . Aber dieser Silberstreifen wird sehr 
hel'abgemindert dadurch, daß nach der jetzigen 
Praxis diese 130 Millionen vom Jahre 1966 
erst im Jänner 1968 zur Anweisung kommen 
werden. Der Ren Finanzminister hat sich 
ständig dahinter verschanzt,  daß in Erfüllung 
der bestehenden Vorschriften erst nach Über­
prüfung der Rechnungsabschlüsse mit Ende 
des folgenden Jahres mit einer Anweisung 
gerechnet werden kann. 

Darf ich noch mit ein paar "\Vorten sagen, 
wie das in der Praxis aussieht. Der Patient 
wird im Krankenhaus aufgenommen und 
vom ersten Tag an ist das Krankenhaus ver­
pflichtet, für die Verpflegung, für die ärztliche 
Behandlung, für die Versorgung mit Medika­
menten und so weiter aufzukommen. Das 
Krankenhaus muß auf den Zweckzuschuß 
des Bundes nicht nur ein volles Jahr warten, 
sondern es ist so , daß zum Beispiel für das 
Jahr 1965 bis dato noch kein einziger Schilling 
angewiesen ist und daß die Spitäler erst ab 
Jänner 1967 mit einer Anweisung rechnen 
können. Ich habe hier eine Liste, wo ich das 
datum mäßig nachweisen könnte. 

Es gibt bei dieser globalen Feststellung, 
die ich hier getroffen habe, nur einen einzigen 
Ausnahmefall. Dieser Ausnahmefall ist das 
Krankenhaus der Stadt Baden. Die Stadt 
Baden hatte das Glück, daß die Hälfte des 
Zweckzuschusses für das Jahr 1964 bereits 
im Oktober des Vorjahres und deT Rest im 
Jänner 1 966 zur Anweisung gekommen ist. 
Und was den Zweckzuschuß für das Jahr 1 965 
anbelangt, ist die Regelung noch günstiger. 
Hier wurde am gestrigen Tag die Hälfte 
angewiesen und die zweite Hälfte für 15.  Jänner 
1967 in Aussicht gestellt. 

Wieso diese Bevorzugung 1 Das ist nicht 
einfach so zu erklären, daß die Stadt Baden 
einen ÖVP-Bürgermeister hat und daß auch 
der Herr Finanzminister Mitglied dieser 
Partei ist. Die Stadt Baden mußte vielmehr 
- und das möchte ich sagen - den Herrn 
Finanzminister einklagen, und erst auf Grund 

der gewonnenen Klage ist es zur früheren 
Auszahlung gekommen. Wenn man aber an­
nehmen würde, daß nun das Finanzministerium, 
nachdem es verurteilt wurde, im nächsten 
Jahr eine frühere Anweisung vorgenommen 
hat, so irrt man sich. Die Gemeinde Baden 
mußte noch einmal klagen und die Verurteilung 
des Finanzministeriums erreichen. Und erst 
jetzt besteht eine Vereinbarung, daß die 
Gemeinde Baden als einzige für ihl' Kranken­
haus die Hälfte des Zweckzuschusses nach 
eineinhalb Jahren und den Rest nach zwei 
Jahren pünktlich angewiesen bekommt. 

Ich möchte dazu fragen : Ist es denn wirklich 
notwendig, Herr Finanzminister, bei der tristen 
Lage der spitalserhaltenden Gemeinden, daß 
jedes der 22 niederösterreichischen Spitäler, 
um früher zum Geld zu kommen, eine Klage 
einreichen muß ? Ich glaube, so kann man das 
eigentlich in einem Rechtsstaat nicht machen. 

Ich möchte insbesondere in diesem Zu­
sammenhang so wie schon einmal in der Frage­
stunde die Forderung beim Herrn Finanz­
minister erheben, die Anweisung früher vor­
zunehmen. Ich weiß, was er sagen wird. 
Er wird sagen, es müssen die Abrechnungen 
überprüft werden und so weiter und so weiter, 
und der jetzige Vorgang entspricht den Vor­
schriften und den Gesetzen. 

Darf ich nur bescheiden darauf aufmerksam 
machen : Es gibt die Möglichkeit einer Akon­
tierung, und es gibt die Möglichkeit eines 
Dauerschecks. Auf diese Weise könnten die 
spitalserhaltenden Gemeinden jeden Monat 
oder zumindest jeden zweiten Monat eine 
Rate auf diesen Zweckzuschuß bekommen. 

Der Zeiger der Uhr geht unerbittlich weiter, 
und auch ich möchte nun am Schlusse meiner 
Ausführungen einen E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g  
meiner Partei zur Verlesung bringen : 

Entschließungsantrag. 

Der Nationalrat wolle beschließen : 
Der Herr Bundesminister für Finanzen 

wird aufgefordert, der durch das Erkenntnis 
des Verwaltungsgerichtshofes entstandenen 
neuerlichen finanziellen Belastung der spitals­
erhaltenden Gemeinden ehestens abzuhelfen, 
indem er dem Nationalrat - unbeschadet 
der Notwendigkeit einer Novellierung des 
Familienlastenausgleichsgesetzes, wie sie von 
sozialistischen Abgeordneten in einem Ini­
tiativantrag gestern beantragt wurde - eine 
Regierungsvorlage zuleitet, die sicherstellt, 
daß der derzeitige Zustand wiederherge­
stellt wird, da eine weitere finanzielle Be ­
lastung der spitalerhaltenden Gemeinden 
nicht verantwortet werden kann. 
Ich bin weiter ermächtigt, die Erklärung 

abzugeben, daß meine Partei dem vom Herrn 
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Abgeordneten Grundemann gestellten Ent­
schließungsantrag beitritt. Ich habe aber 
von dieser Stelle aus den Appell an Sie auf der 
rechten Seite des Hohen Hauses zu richten, 
daß auch Sie diesem Entschließungsantrag 
beitreten mögen, 'denn wenn der Antrag des 
Herrn Abgeordneten Grundemann auch vor­
sieht, daß möglichst bald eine umfassende 
Regelung der Krankenhauserhaltungsfrage in 
Angriff genommen wird, so geht gerade aus 
seinen Ausführungen hervor, daß bis zu einer 
gewissenhaften und endgültigen Regelung die­
ser Angelegenheit doch leider eine gewisse 
Zeit vergehen wird, wenn ich auch den guten 
Willen des ganzen Hauses voraussetze. 

Dieser von mir verlesene Entschließungs­
antrag, der dem Herrn Präsidenten bereits 
übergeben wurde, ist eine Sofortmaßnahme für 
die hart getroffenen spitalserhaltenden Ge­
meinden, die für den Ausfall, den sie durch 
die neue Beitragsleistung erhalten, auf der 
anderen Seite eine entsprechende Hilfe be­
kommen sollen. 

Ich würde Sie bitten, diesen Entschließungs­
antrag anzunehmen. Es ist wirklich hoch an 
der Zeit, daß von der Notlage der Spitäler 
nicht nur gesprochen wird, sondern daß ihnen 
wirklich geholfen wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner : Der An­
trag des Herrn Abgeordneten Pfeffer ist 
genügend u n t e r s t ü t z t  und steht zur Dis­
kussion. 

Als nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Scrinzi gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPÖ) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Die mit der 
Dringlichkeitsanfrage der sozialistischen Frak­
tion angeschnittene Frage bringt es mit sich, 
daß in der Diskussion auch einiges gesagt 
werden muß, was eigentlich nicht zum kon­
kreten Gegenstand der Anfrage selber gehört. 
Es ist zweifellos in dieser ungewollten Aus­
breitung der Debatte zum Ausdruck ge­
kommen, daß das Problem der Spitalser­
haltung eben außerordentlich komplex ist und 
zweifellos von verschiedenen Seiten her in 
Angriff genommen werden muß ,  wenn man 
zu einer erträglichen und befriedigenden Dauer­
lösung kommen will. 

Die Abgeordneten des Klubs der Freiheit­
lichen haben ja,  wie Sie wissen, schon vor etwa 
14 Tagen im Zusammenhang mit der prekären 
Lage der Gemeindespitäler - was allerdings, 
wie heute schon ausgedrückt wurde, ebenso 
für die Landesspitäler gilt, darüber hinaus 
aber, was noch nicht gesagt wurde, bis zu 
einem gewissen Grad auch für die Privat­
spitäler mit Öffentlichkeitsrecht -, deren 
Lage uns bekannt war, den Herrn Finanz-

minister interpelliert. Er hat sich in der gestri­
gen Anfragebeantwortung allerdings die Sache 
relativ leicht gemacht, wenngleich er formal 
im Recht gewesen sein mag, indem er sich 
auf die Unzuständigkeit zurückzog. 

Nun darf ich aber doch, weil in der vorher­
gehenden Debatte ein paar Fragen ange­
schnitten wurden, auch von meinem Stand­
punkt aus und aus meiner Erfahrung als Arzt 
und als Abteilungsvorstand in einem öffentlichen 
Spital ein paar Worte sagen. 

Mit Recht ist hier vom Abgeordneten Horr 
das Thema der Bettennot behandelt worden. 
Ich möchte dazu nur auch auf eines hinweisen, 
was in diesem Haus heute von mir ange­
schnitten, bei anderem Anlaß aber etwas 
ausführlicher diskutiert werden soll. Meine 
Damen und Herren, Sie wissen vielleicht nicht, 
daß wir rund ein Viertel, zum Teil - besonders 
in Sonderanstalten - mehr als die Hälfte 
unserer teuren und defizitären Krankenhaus­
betten von Patienten in Anspruch genommen 
sehen, welche Opfer ihres Alkoholmißbrauches 
sind. Eine wirksame Bekämpfung dieses 
nachgerade zur Volksseuche gewordenen Alko­
holmißbrauches würde für alle Spitalserhalter 
eine merkliche Entlastung bringen. 

Es ist das Thema der ambulatorischen 
Behandlung in Spitälern angeschnitten worden. 
Da muß ich allerdings darauf hinweisen, daß 
ich glaube, daß die Ausdehnung des Ambulanz­
betriebes in den Krankenhäusern das Defizit 
der Spitäler vergrößern würde. Allerdings 
würde es für die Sozialversicherungsträger , 
das heißt für die Krankenkassen, eine fühlbare 
Erleichterung bringen. Im übrigen muß aber 
gesagt werden, daß wir ja in allen öster­
reichischen Landesspitälern - ich weiß nicht, 
ob es für die niederösterreichischen Gemeinde­
spitäler auch gilt - beschränkte Ambulanz­
verträge haben. Einer unbeschränkten Aus­
dehnung dieser Ambulanzverträge wird sich 
nicht nur die Ärzteschaft aus begreiflichen 
Gründen entgegensetzen, sondern auch wir 
müßten eigentlich im Interesse der Spitals­
el'halter ein gewisses Veto dagegen einlegen. 
Ich betone noch einmal, das würde zweifellos 
nicht die derzeit prekäre Lage der Kranken­
anstalten erleichtern, sondern sie noch zu­
sätzlich zuspitzen. 

Auch auf ein Wort des Herrn Abgeordneten 
Grundemann möchte ich im Interesse der 
Ärztesch aft eingehen, wenngleich er es sehr 
konziliant formuliert hat . Die österreichische 
Ärzteschaft steht keineswegs auf dem Stand­
punkt : Geld her, woher es kommt, ist uns 
gleich . Das ist unrichtig. Wir sind nur der 
Auffassung, daß die Sorgen, die die Kmn­
kenversicherungsträger gemeinsam mit uns 
haben, ausreichende Mittel zur Lösung der 
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Aufgaben der Krankenversicherung zu beschaf­
fen, nicht zuletzt begründet sind in dem der­
zeit bestehenden und von der Ärzteschaft 
weitgehend abgelehnten Versicherungssystem, 
wobei natürlich nicht der Grundgedanke der 
Krankenversicherung als solcher abgelehnt 
werden soll, sondern gewisse nunmehr schein­
bar nicht mehr ausrottbare Eigenheiten dieses 
Systems. Es bahnen sich aber, glaube ich, 
fruchtbare Diskussionen an, die uns beide, 
Krankenversicherungsträger wie auch Ärzte, 
zu einer gedeihlichen, im beiderseitigen Inter­
eSße liegenden Lösung führen werden. 

Es ist ßchon zum Ausdruck gekommen, auch 
bei meinen Vorrednern, daß die Mehrbelastung, 
die durch den in Rede stehenden Erlaß des 
Finanzministerß für die Spitäler gekommen 
ist, recht beachtlich ist . Ich habe mir in der 
Zwischenzeit aus Kärnten telephonisch die 
Zahlen durchgeben lassen und möchte bei 
dieser Gelegenheit anmerken, daß Kärnten 
ein Land i.st, das erfreulich viel für seine 
Spitäler tut, wenngleich nicht gerade für meine 
Abteilung. So ist zu sagen, daß etwa das 
Krankenhaus Klagenfurt für das zweite Halb­
jahr 1966 Belastungen von 1 ,827.646 S, Villach 
eine runde Belastung von 540.000 S, Wolfs­
berg von rund 250.000 S und die kleine Sonder­
anstalt Laas von rund 64.000 S auf sich 
nehmen muß . Das sind zweifellos sehr fühlbare 
Beträge , besonders dort, wo das Land durch 
eine sehr anerkennenswerte Initiative für den 
Ausbau und die Modernisierung von Anstalten 
sehr große Lasten auf sich genommen hat. 

Wir sind aber der Meinung, weil das Problem 
nicht nur ein finanzielles, sondern, wie hier 
gesagt wurde, auch ein soziales ist , ein Problem 
unseres derzeitigen Krankenversicherungssy­
stems, daß der Gegenstand des sozialistischen 
Entschließungsantrages keine Lösung bedeu­
tet. Man könnt,e ihm an sich zustimmen, 
jedoch erheben sich eine Reihe von Bedenken. 
Es würde damit, wie es zum Teil auch in der 
Stellungnahme des Finanzministers zum Aus­
druck gekommen ist, ein Zustand einer gewissen 
Ungleichheit herbeigeführt werden. In ähn­
licher Lage sind ja zum Beispiel etwa die Rot­
Kreuz-Anstalten. Auch das sind keineswegs 
auf Gewinn abgestellte Einrichtungen, die 
zum Teil ja aus Spenden ihre Defizite abdecken 
müssen. Auch diese sind natürlich von diesem 
Erlaß, soweit ich im Bilde bin, hart betroffen. 
Das sind aber natürlich auch alle privaten 
Spitäler mit Öffentlichkeitsrecht , die man hier 
berücksichtigen müßte, um nicht einen Un­
gleichheitszustand zu schaffen. Meine Damen 
und Herren ! Diesen Privatspitälern muß ja 
hier gerade im Zusammenhang mit unßeren 
Sorgen wegen des Riesendefizits der übrigen 
öffentlichen Spitäler ein Wort des Lobes 
gesagt werden. Denn trotz zum Teil niedriger 

Verpflegskostenersätze,  welche Privatspitäler 
erhalten, sind sie in der Lage, im wesentlichen 
ohne öffentliche Zuschüsse auszukommen. Man 
könnte sie natürlich, wenn man diese Lösung 
anstrebt, meines Erachtens von einer Befreiung 
nicht ausklammern. 

Damit ist ein weiteres Problem angeschnitten. 
Das ist die Tatsache, daß die begünstigten 
Verpflegskostensätze, die den Krankenversiche­
rungsträgern gewährt werden, unter den effek­
tiven Kosten liegen, sodaß die Gemeinden und 
Länder durch Mindereinnahmen mit erhebli­
chen Abgängen belastet werden. 

Auch hier wiederum die Auswirkung eines 
Systems, das wir Freiheitlichen grundsätzlich 
ablehnen, nämlich des Bemühens, die Zwangs­
versicherung unbeschränkt auszudehnen. 
Meine Damen und Herren ! Auch die Tatsache, 
daß wir einen großen Teil von Bauern in der 
bäuerlichen Krankenversicherung erfaßt haben, 
darunter eine nicht unbeachtliche Anzahl von 
sozial keineßwegs Bedürftigen, hat dazu ge­
führt , daß die Krankenhauspatienten, welche 
die vollen Verpflegssätze in der dritten Klasse 
bezahlen, sich erheblich vermindern und dies 
in den nächsten Jahren als Steigerung des 
Abganges der Krankenhäuser sich auswirken 
wird. 

Es ist ganz richtig gesagt worden, daß nach 
dem Grundsatzgesetz der Ersten Republik 
der Anteil, den der Bund für die Erhaltung 
der Spitäler beigetragen hat, das Doppelte des 
jetzigen war. Wir sind deshalb der Meinung, 
daß man als Sofortmaßnahme, die mindestens 
eine zeitweilige Entlastung, wenngleich - hier 
stimme ich mit den Vorrednern überein -
keine Lösung des Gesamtproblems bringen 
würde, den Bundesanteil wiederum auf die 
alte Höhe, allenfalls im Wege des Finanzaus­
gleiches, anzuheben. 

Wir haben uns deshalb entschlossen, dies­
bezüglich einen E nt s c h l i e ß u n g s a n t r a g  zu 
stellen, der lautet : 

Der Nationalrat wolle beschließen : 
Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

den derzeitigen Schwierigkeiten der Länder 
und Gemeinden bei der ihnen obliegenden 
Spitalerhaltung im kommenden Finanzaus­
gleich durch die Bereitstellung entsprechen­
der Mittel Rechnung zu tragen. 
Dieser Antrag ist natürlich im Grunde 

genommen weniger weitgehend als der von 
der ÖVP-Fraktion eingebrachte, aber er scheint 
uns doch eine gewisse Gewähr dafür zu bieten 
- sofern er die Zustimmung der Mehrheit 
dieses Hauses finden sollte - ,  daß wir über 
eine notwendig werdende Grundßatzdiskussion 
zur Lösung dieser Probleme nicht die Sofort­
hilfe aus dem Auge verlieren . Denn diese 
Soforthilfe könnte schon Gegenst,and der ja 
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nicht allzu fernen Beratungen zum Jahres­
voranschlag für 1967 ßein. 

Darüber hinaus sind wir bereit, den weiter­
gehenden Entschließungsantrag der rechten 
Seite dieses Hauses zu unterßtützen, weil wir 
meinen, daß es höchste Zeit ist, eine uns alle 
bedrückende Sorge und ein uns alle angehendes 
Problem möglichst bald einer Lösung zuzu­
führen. (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident Dipl . -Ing . Waldbrunner : Zum 
Wort hat sich niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Es liegt mir der Antrag des Herrn Abgeord­
neten Dr. Scrinzi vor , der nicht genügend 
unterstützt ist . Ich stelle daher gemäß § 18 
Aba. 5 des Geschäftsordnungsgesetzes die Unter. 
stützungsfrage und bitte jene Damen und 
Herren, die den Antrag unterstützen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Der Antrag 
ist damit genügend u n t e r stü t z t  und steht 
zur Diskussion. 

Wir kommen nunmehr zur A b s t i m m u ng. 
Als weitestgehenden Antrag bringe ich 

zuerst den Antrag der Abgeordneten Pfeffer, 
Anna Czerny und Genossen über zusätzliche 
Belastung der spitalserhaltenden Gemeinden 
zur Abstimmung. Ich bitte jene Damen und 
Herren, die diesem Entschließungsantrag ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Danke. Das ist die Minderheit. 
A b g e le h n t. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Abgeord­
neten Grundemann und Genossen, betreffend 
Belastung der spitalserhaltenden Gemeinden. 
Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Das ist e i n s t i m m i g  a n g e n o m m e n. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Scrinzi und Genossen, betreffend Schwierig­
keiten der Länder und Gemeinden bei der 
Spitalserhaltung. Ich bitte jene Damen und 
Herren, die diesem Antrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Das ist die Minderheit und a b  ge­
l e hnt. 

Fortsetzung der Spezialdebatte zum Bundes­
voranschlag 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir 
setzen nunmehr die Verhandlung über Punkt 2 
der heutigen Tagesordnung fort. Ehe ich dem 
nächsten Redner das Wort erteile, ersuche ich 
den Herrn Schriftführer den mir überreichten 
Antrag der Abgeordneten Steinhuber und Ge­
nossen, betreffend ein 10-Jahres-Investitions­
programm für die ÖBB,  zu verlesen. 

Schriftführer Zeillinger : Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Steinhuber, Früh-

bauer, SteinmaßI, Exner und Genossen zum 
Kapitel Verkehr des Bundesfinanzgesetzes 
1966, betreffend 10-J ahres-Investitionspro­
gramm für die Österreichischen Bundesbahnen. 

Wenn man die Sanierung der Österreichi­
schen Bundesbahnen wirklich ernsthaft in 
Angriff nehmen will, ist insbesondere eine 
gründliche Modernisierung und Erneuerung 
der beweglichen und festen Anlagen der 
Österreichischen Bundesbahnen, wie Wag­
gons, Lokomotiven, Gleise, Brücken, Siche­
rungsanlagen und so weiter, erforderlich. 

Durch die verantwortungslose Vernach­
lässigung der Österreichischen Bundesbahnen 
in der Ersten Republik und die auf politische 
Gründe zurückgehende Unterbudgetierung 
in der Zweiten Republik befinden sich die 
genannten Bahnanlagen in einem Zustand, 
der eine Sanierung auf der derzeitigen Basis 
zur Illusion macht. 

Es ist vielmehr für die Sanierung der 
Österreich ischen Bundesbahnen eine uner­
läßliche Voraussetzung, in den nächsten 
1 0 Jahren insbesondere 

a) 120 Elektrolokomotiven, 
b) 140 Diesellokomotiven, 
c) 4.000 Güterwaggons und 
d) 800 vierachsige Schnellzugwaggons 

anzuschaffen. 
Andererseits ist die heimische Fahrzeug­

industrie derzeit nicht ausgelastet und durch 
kleine Serien kostenmäßig in einer ungünsti­
gen Lage. Es wäre daher nicht nur vom 
Standpunkt der Österreichischen Bunde'3-
bahnen, sondern auch vom Standpunkt der 
Industrie und der Vollbeschäftigung erfor­
derlich , der Fahrzeugindustrie die Möglich­
keit zur vorausschauenden Planung zu 
geben. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
daher nachstehenden 

E n t s c h l i e  ß un g s a n t r a g : 
Der Nationalrat wolle beschließen : 
Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

für die ÖsterreichischenBundesbahnen unver­
züglich ein 10-Jahres-Modernisierungs- und 
Invest.itionsprogramm zu er<;tellen und den 
Österreichischen Bundesbahnen zur Finan­
zierung die Inanspruchnahme in- und aus­
ländischer Kapitalmärkte für Anleihen zu 
ermöglichen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner :  Danke. 
Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn 

Abgeordneten Heinz das Wort. 

Abgeordneter Heinz (SPÖ) : Sehr geehrter 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! In Fortsetzung 
der Debatte zur Gruppe Verkehr möchte ich 
mich als dritter Sprecher des weßtlichsten 
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Bundeslandes mit ellllgen Verkehrsproblemen 
auseinandersetzen, die hier im Hohen Haus, 
aber auch in Fachgremien und in der Öffent­
lichkeit bereits des öft.eren eingehend diskutiert 
worden sind. Es handelt 'lieh da bei zum Teil 
um Verkehrsprojekte, deren Verwirklichung 
bereits in Angriff genommen wurde und bei 
denen es in erster Linie darum geht, daß sie 
möglichst zügig und rasch zu Ende geführt 
werden, zum anderen um Verkehrsprojekte, 
deren Verwirklichung noch einige Zeit auf sich 
waden lassen wird. 

Es mag vielleicht als Kuriosum erscheinen, 
daß die Vorarlberger Abgeordneten aller drei 
Parteien im Vorbringen ihrer Wünsche zur 
Lösung der Vorarlberger Verkehrsprobleme 
in einer Reihe von Fragen einig vorgehen. Das 
mag vielleicht daher rühren, daß wir uns gesagt 
haben : Einigkeit macht stark, zumindest im 
Fordern. 

Auf dem Gebiet des Eisenbahnverkehrs 
geht es, wie hier bereits ausgeführt wurde, vor 
allem darum, daß die Untersuchungen - mehr 
ist bis jetzt noch nicht geschehen - des 
zweigleisigen Ausbaues des Streckenabschnittes 
Lauterach - Bludenz bald zum Ab'3chluß kom­
men und <;0 die nötigen Vorbereitungen für 
den zweigleisigen Ausbau dieser Strecke getrof­
fen werden können. Es handelt sich dabei 
immerhin um ein Gebiet, in dem 82 Prozent 
der V orarlberger Bevölkerung wohnen. 

Es ist auch bereits zum Ausdruck gebracht 
worden, daß die zunehmende Industrialisie ­
rung dieses Gebiete<; eine wesentliche Steige­
rung des öffentlichen Verkehrs bringen wird. 
Nicht zuletzt durch die Errichtung der Wiener 
Schnellbahn angeregt, ist auch im Land Vor­
arlberg die Forderung erhoben worden, man 
möge diese zweigleisige Strecke dann von 
Bregenz bis Bludenz in Form einer Schnellbahn 
ausbauen, die ähnlich, wie es bei der Wiener 
Schnellbahn der Fall ist, einen separaten 
"!tarren Fahrplan mit kurzen Intervallen hat. 
Man rechnet in Vorarlberg damit, daß späte­
stens im Jahre 1990 in diesem Gebiete 300.000 
Menschen leben, wohnen und arbeiten werden 
und daß dann auch die vVirt,schaftlichkeit 
eines solchen Massenverkehrsmittels gegeben 
sein wird. 

Wir sind uns dabei im Lande darüber im 
klaren, daß die Errichtung einer solchen 
Schnellbahnverbindung auch siedlungspoliti­
Rche Maßnahmen im Rheint.al und im Walgau 
erforderlich machen 'wird, damit die Wirt­
schaftlichkeit und die Entlastungsfunktion 
dieser Schnellbahn gewährleistet und gesichert 
erscheint. Das sind aber in erster Linie Pro­
bleme, die die Landes- und Gemeindepolitiker 
betreffen. 

Für un,s ist entscheidend, daß ein laufender 
Aust.ausch der Planungsabsichten zwischen den 

Bundesbahnen und der LandeQregierung erfolgt, 
um zu vermeiden, daß aneinander vorbei­
geplant wird. 

Es ist heute hier und bei der Beratung der 
Gruppe Verkehr auch im Finanz- und Budget­
ausschuß über die Einstellung des im Jahre 
1963 begonnenen Umbaues des Bahnhofes 
Feldkirch gesprochen worden. Wie nicht 
anders zu erwarten war, hat sofort nach der 
V ornahme der Verfügung eine rege Interven­
tion stätigkeit eingesetzt. Der Herr Minister 
konnte sich persönlich vom Stand der Bau­
arbeiten überzeugen, und wir hoffen nun, daß 
dieser wichtige Bahnhofsbau weiter fortgeführt 
und auch vollendet wi-rd. Mein Ersuchen geht 
an den Herrn Finanzminister , aber auch an 
den Herrn Verkehrsminister, im Budget jene 
Mittel bereitzustellen , die es ermöglichen, die 
ursprünglich vorgesehenen Termine, nämlich 
den Teilbetrieb im Jahre 1967 und den Voll­
betrieb im Jahre 1968, aufzunehmen. 

Der zweigleisige Ausbau und die Errichtung 
zweckmäßiger Bahnhöfe und Haltestellen sind 
die Voraussetzung der Einführung des Schnell­
bahnverkehrs in Vorarlberg. 

Neben diesen Hauptvoraussetzungen ist es 
aber auch notwendig, daß nach und nach die 
veralteten Waggons gegen zeitgemäßere aus­
gewechselt werden. Ich denke dabei in erster 
Linie an die vierachsigen Inlandwaggons 
8chweizeri,scher Bauart, von denen im Dezem­
ber 1963 bei den Simmering-Graz-Pauker­
Werken und bei den Jenbacher Werken je  
180 Stück bestellt worden sind und von denen 
die ersten 40 bereits' ausgeliefert wurden. 
Monatlich kommen sechs neue Waggons dazu. 
Das ist unserer Meinung nach zuwenig. Das 
ist auch heute nachmittag in der Diskussion 
bereit"! zum Ausdruck gekommen. 

Wir sind der Meinung, daß 20 Jahre nach 
Kriegsende, zu einer Zeit, wo bereits eine 
Anzahl von Betrieben ihre Arbeitskräfte von 
zu Hause zum Betrieb und wieder zurückfüh­
ren, auch die Österreichi�chen Bundesbahnen 
nicht. umhin können, für die Züge der Berufs­
tätigen praktischere Waggons zur Verfügung 
zu '3tellen, als da"! heute vielfach noch der Fall 
ist . 

Die gleichen Verbesserungswünsche - ich 
glaube, das ist kein Geheimnis - bestehen 
auch für den Kraftwagendienst der Österrei­
chischen Bundesbahnen und den Postauto­
dienst, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob 
diese bei den Kraftwagendienste zusammen­
gelegt werden oder nicht. 

Das sind Themen, die Ihnen aus der heutigen 
Diskussion bereits bekannt sind. Meine beiden 
Vorredner haben allerdings zu einigen heißen 
Eisen im Land nicht Stellung genommen. 
Ich möchte es aber trotzdem probieren, sie 
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anzugreifen. Es geht hier einmal um die 
Wünsche von Bregenzer Fremdenverkehrs­
kreisen, daß nun auf dem Bodensee der alte 
Bodenseedampfer "Stadt Bregenz" außer 
Dienst gestellt wird und daß an Stelle dieses 
alten Bodenseedampfers ein neues Motorschiff 
mit einem Fassungsraum von 300 bis 400 Fahr­
gästen in den Dienst gestellt wird. Ich kann 
in diesem Zusammenhang mitteilen, daß- das 
im vergangenen August auf dem Bodensee 
im Kursverkehr eingesetzte neue Motorschiff 
"Vorarlberg" nicht nur wegen seines neuen 
N amens, sondern auch wegen seiner gefälligen 
Ausstattung, seiner modernen technischen Ein­
richtungen zum Stolz der österreichischen 
Bodenseeflotte geworden ist und auch bei 
Sonderfahrten großen Zuspruch erfährt. 

Ich bin mir im klaren darüber, daß wir bei 
den Budgetmitteln, wie sie dieses Jahr zur 
Verfügung stehen, auf dem Bodensee kaum ein 
Ruderboot kriegen werden, geschweige denn 
ein neues Motorschiff. Meine Bitte geht aber 
an den Herrn Verkehrsminister, zu prüfen, 
ob - es in absehbarer Zeit möglich ist, den 
sicherlich berechtigten Wünschen des Vorarl­
berger Fremdenverkehrs zu entsprechen. 

Wenn wir uns hier mit der Bodenseeschiff­
fahrt beschäftigen, möchte ich dem Herrn 
Verkehrsminister ein zweites Thema in Er­
innerung rufen, ein Thema, das vor allem 
Anfang der fünfziger Jahre sehr aktuell war 
im Land. Es ist in der letzten Zeit durch ver­
schiedene Gegenangriffe des Natur- und Land­
schaftsschutzes etwas ruhiger geworden, aber 
ich möchte an ihn die Frage richten, ob der 
Bund ein Interesse an der Errichtung des 
schon seit Jahren geplanten österreichischen 
Hafens für die Rheinschiffahrt in Gaißau 
nahe der schweizerischen Grenze hat. Wir 
sehen am wirtschaftlichen Aufschwung der 
Stadt Basel in den letzten Jahrzehnten, daß 
von der Hochrheinschiffahrt starke wirtschaft­
liche Impulse ausgehen. Meiner Meinung nach 
sollten wir uns deren nicht so ohne weiteres 
begeben. Es besteht dabei kein Zweifel, daß 
der restliche Ausbau des Hochrheins von 
Waldshut bis Konstanz in erster Linie von 
der Schweiz und von Deutschland abhängt 
und daß den Wünschen des Landschafts- und 
Gewässerschutzes sowie des Fremdenverkehrs 
weitestgehend Rechnung getragen werden muß. 
Trotzdem soll aber gerade dieses Problem 
nicht aus den Augen verloren werden. 

Ich möchte bei dieser Diskussion auch auf 
die Bemühungen Vorarlbergs, Anschluß an 
den zivilen Luftverkehr zu finden, hinweisen. 
Man hat nach j ahrelangen Diskussionen im 
Jahre 1 962 die Vorarlberger Flughafenstudien­
gesellschaft ins Leben gerufen, der neben dem 
Bund das Land Vorarlberg, mehrere Städte 

und Marktgemeinden angehören. Nachdem 
diese Flughafenstudiengesellschaft eine Reihe 
von Gutachten und Stellungnahmen eingeholt 
und den ganzen Fragenkomplex studiert hat, 
konnte im vergangenen Jahr in einem Fest­
stellungsverfahren ein Bescheid für die Er­
richtung eines Vorarlberger Flughafens im 
Rheindelta, am sogenannten Rohrspitz, durch­
geführt werden. Gegen diesen Standort haben 
sich - und ich glaube, das ist bei der Beengtheit 
unserer räumlichen Verhältnisse draußen nicht 
anders zu erwarten gewesen - alle um­
Hegenden Gemeinden energisch gewendet, sodaß 
hier vielleicht geprüft werden muß, ob dieser 
Standort aufrechterhalten werden soll oder ob ' 
es möglich ist, im Rheintal einen anderen 
Standort für einen Vorarlberger Flugplatz 
zu finden. 

Ich glaube, es gibt kein zweites Bundesland, 
das gerade für den Binnenluftverkehr ein 
größeres Interesse hätte, brauchen wir doch 
bei den heutigen Zugsverbindungen mit den 
schnellsten Zügen noch 10 bis 1 1  Stunden, 
bis wir nach Wien kommen. 

Bei allen diesen Problemen : Flugplatz, 
Hochrheinschiffahrt, aber auch bei der Auto­
bahn, die zwar ressortmäßig nicht hieher­
gehört, erleben wir, daß eine Reihe verant­
wortlicher Stellen, ob es sich nun um die be­
treffenden Gemeinden, um Kammern oder 
Fremdenverkehrseinrichtungen handelt, eine 
geistige Einstellung zeigen, wie sie vor 100 J ah­
ren beim Bau der Eisenbahn oder vor 40 Jahren 
beim Bau der Vorarlberger IH- Werke bestanden 
hat. Man sieht ein, daß diese Verkehrseinrich­
tungen notwendig sind, man sieht, daß der 
Verkehr auf den Straßen zusammenbricht, 
man weiß, man muß diese neuen Verkehrs­
wege bauen, aber - immer beim Nachbarn, 
nicht im Bereich der eigenen Gemeinde, nicht 
im Bereich des eigenen Landes, möglichst 
weit weg, um weder durch Lärm noch durch 
andere Schwierigkeiten behindert zu werden ! 
Sicherlich sind da und dort Fehler in der 
Verkehrsplanung und bei der Errichtung von 
Flughäfen gemacht worden, und ich bin 
auch der Meinung, man soll daraus lernen, 
aber man soll auch diese notwendigen Vel'kehrs­
fragen lösen. Dem Bund obliegt hier die große 
Aufgabe, mit dem nötigen Verständnis, aber 
auch mit der nötigen Initiative gemeinsam 
mit den zuständigen Stellen im Land an die 
Lösung der hier aufgezeigten Aufgaben heran­
zugehen. 

Sollte es uns in der nächsten Zeit gelingen, 
die hier aufgezeigten großen Vorarlberger 
Verkehrsprobleme zu lösen, dann würde das 
heute noch etwas stiefmütterlich abseits­
liegende Land vor dem Arlberg mit einem 
Schlag von den großen Verkehrslinien berührt 
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werden. Meines Erachtens wäre das eine 
wirkliche, echte wachstumsfördernde Maß­
nahme für die Wirtschaft dieses Landes. 

Eine wesentlich größere Einmütigkeit - und 
auch das haben wir heute hier gehört -
besteht in Vorarlberg bei der Verbesserung des 
Fernsprechnetzes. Wir haben hier gehört, 
daß man sogar bereit ist, aus dem Land 
heraus dem Bund einen Kredit zur Verfügung 
zu stellen, damit dieses Problem möglichst 
rasch gelöst werden kann. Ich habe auch bei 
den Vorberatungen darauf hingewiesen, daß 
man wesentlich schneller ein Telephon­
gespräch von Feldkil'ch nach Wien vermittelt 
bekommt, als von Feldkirch nach Bregenz . 
Ich glaube also, hier besteht wirklich ein 
echtes Anliegen, das raschestens gelöst werden 
soll, und wir haben ja hier auch in der Diskus­
sion gehört, daß gerade der Ausbau des 
Telephonnetzes sich sehr rasch amortisiert 
und daß es für die Post und für den Verkehrs­
sektor eine interessante Eillnahmenquelle ist. 

Das gleiche trifft auch bei den Einrichtungen 
für die Verbesserung des Rundfunk- und 
Fernsehprogramms zu. Auch hier haben 
einzelne Bundesländersprecher bereits auf Miß­
stände in ihrem Bundesland hingewiesen. 
Ich möchte das gleiche auch für VOl'arlberg 
anmelden. Hier sind verschiedene Einrich­
tungen geschaffen worden. In den letzten 
Jahren konnten bereits gebiets weise Ver­
besserungen erzielt werden. Trotzdem be­
stehen auch hier noch Wünsche, und ich 
bitte auch hier, dafür Sorge zu tragen, daß 
das österreichische Rundfunk- und Fernseh­
programm auch in Vorarlberg empfangen 
werden kann. 

Wenn ich mir auch bewußt bin, daß die vom 
Finanzminister gesetzten Grenzen des Bundes­
budgets für 1966 so eng sind, daß die eine 
oder die andere wirklich berechtigte und 
dringende Forderung nicht berücksichtigt wer­
den kann, so gebe ich doch der Hoffnung 
Ausdruck, daß es vielleicht schon im nächsten 
Jahr, vielleicht in einem der nächsten Jahre 
gelingen wird, auch die wirklich großen Pro­
bleme des kleinsten Bundeslandes in Angriff 
zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abgeordne­
ten Horejs das Wort. 

Abgeordneter Horejs (SPÖ) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Wenn bei den bisherigen Budget­
verhandlungen vom Verkehrsressort die Rede 
gewesen ist, dann haben die Finanzminister 
in der Regel rot gesehen und in ihrer Budget­
erstellung demnach auch gehandelt, und da 
rot im Verkehr halt bedeutet, eben auch danach 
das Verkehrsressort entsprechend beschnitten . 

Trotzdem ist es den sozialistischen Verkehrs­
ministern gelungen, mit einem Minimum an 
zur Verfügung stehenden Mitteln ein Maximum 
an Leistungen zu erreichen. 

Meine Damen und Herren ! Bei dem Budget, 
das uns nun zur Behandlung vorliegt, müssen 
wir aber schwarz sehen, denn wir glauben, 
daß mit diesen Kürzungen, die in diesem 
Budget enthalten sind, die mit diesem Budget 
verbunden sind, der Herr Verkehrsminister 
den an ihn gestellten Anforderungen nicht 
gerecht werden kann. 

Wenn im Straßenverkehr mit dem Slogan 
"Straßen in der Gegenwart für die Zukunft zu 
bauen" Propaganda gemacht wird, so 
müßte dies auch für den wichtigsten Verkehrs­
träger, für die Schiene, gelten ; denn die 
Anforderungen an die Transportleistungen 
werden in der Zukunft noch größer werden. 
Bei der Betrachtung der Sachlage müssen 
wir aber erkennen, daß wir in so mancher 
Beziehung die Gegenwart noch nicht erreicht 
haben. 

Lassen Sie mich ein paar Angelegenheiten 
unseres Bundeslandes Tirol unter die Lupe 
nehmen. Am vergangenen Sonntag entgleiste 
- nach. Radio- und Zeitungsmeldungen infolge 
eines durch die Hitze entstandenen Gleis­
schadens - auf der Arlbergstrecke im Bereich 
Pians-Strengen die Lok eines Güterzuges. 
Was war die Folge � Durch das Fehlen eines 
zweiten Schienenstranges auf dieser wichtigen 
Ost-West-Verbindung mußte der Transalpin 
über Bregenz, Lindau, München nach Wien 
umgeleitet werden, während für die anderen 
Schnellzüge ein Schienenersatzverkehr mit 
Autobussen eingerichtet werden mußte. Die 
Einhaltung der internationalen Fahrpläne war 
nicht mehr möglich, und dies, Hohes Haus, 
am Beginn der Hauptreisezeit. 

Die eingleisige Arlbergstrecke ist seit Jahren 
an der Grenze ihrer Leistungsfähigkeit ange­
langt. Aus diesem Grunde hat Minist.er Probst 
seinerzeit den Auftrag gegeben, mit dem zwei­
gleisigen Ausbau zu beginnen. Im Jahr 
1965 wurde das erste Teilstück bis Völs in 
Betrieb genommen. Es besteht die dringende 
Notwendigkeit, um den Anforderungen des 
steigenden Personen- und Güterverkehrs 
gerecht zu werden, den zweigleisigen Ausbau 
fortzusetzen. Der Herr Verkehrsminister müßte 
dafür sorgen, daß der weitere Ausbau möglichst 
umgehend in Angriff genommen wird. 

Im Bereich der Bundesbahndirektion Inns­
bruck sind für diesen Sommer 30 Langsam­
fahrstrecken zu erwarten, davon 21 an Haupt­
geleisen. 31 Millionen Schilling wären not­
wendig, um die wichtigsten Stellen zu sanieren. 
Die Folge dieser Langsamfahrstrecken ist, 
daß in der Hauptreisezeit die internationalen 
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Fahrpläne illusorisch werden und nicht mehr richtet, und wie es 111 den damaligen Proto­
eingehalten werden können. kallen heißt, wUl'de es aus militärischen 

Dazu kommt aber noch, daß die wenigen 
Tiroler Oberbaufirmen bei einer weiteren 
Drosselung der Oberbauarbeiten, wie sie das 
Budget für 1966 leider als unabwendbar 
ersehen läßt, gezwungen werden, ihre Arbeits­
kräfte zu entlassen. Dabei handelt es sich 
im wesentlichen um Facharbeiter, die seit 
Jahren bei diesen Firmen beschäftigt sind 
und die, wenn sie einmal entlassen sind, wahr­
scheinlich in anderen Betrieben Arbeit suchen 
werden und kaum mehr für diese wichtigen 
Arbeiten gewonnen werden können. Es muß 
verlangt werden, daß die erforderlichen Gelder 
zur Fortsetzung der Oberbauarbeiten zur 
Verfügung gestellt werden. In einem Lande, 
das den höchsten Anteil am Fremdenverkehr 
besitzt, ist es unvertretbar, wenn der Reise­
verkehr auf der Schiene durch unsichere 
Gleisanlagen und Langsamfahrstellen er­
schlagen wird. 

Im Oberinntal, in Zams, befindet sich das 
einzige Krankenhaus des Tiroler Oberlandes. 
Per Bahn erreicht man dieses Krankenhaus 
über eine Haltestelle, deren Gebäude gegen 
80 Jahre alt ist und selbst primitivsten An­
sprüchen der Reisenden in keiner Weise mehr 
entspricht. Es wäre hoch an der Zeit, dieses 
Gebäude den heutigen Bedürfnissen entspre-

\ chend neu zu errichten . 
Was den Bahnhofbau betrifft, so haben wir 

zwei besondere Anliegen, und zwar : Das 
Aufnahmsgebäude des Bahnhofes Kitzbühel 
ist in den siebziger Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts errichtet worden und seither 
im selben Umfang in Betrieb. Damals mag 
dieser Bahnhof den Bedürfnissen eines kleinen 
Dorfes entsprochen haben. Heute, nachdem 
Kitzbühel zu einem Weltkurort aufgerückt 
ist, entsprechen die Baulichkeiten in keiner 
Weise den Anforderungen. Es fehlen Unter­
führungen und Zwischenbahnsteige. Durch 
die günstige Wirtschaftsentwicklung und die 
damit in Zusammenhang stehende ständige 
Zunahme des Güterverkehrs besteht das drin­
gende Bedürfnis, den Güterbahnhof im Inter­
esse des Fremdenverkehrs ' nach Oberndorf 
zu verlegen und den bestehenden Bahnhof 
zum reinen Personenbahnhof auszustatten. 
Die Dringlichkeit dieses Neubaues wäre noch 
dadurch zu unterstreichen, daß voraussichtlich 
im Jahr 1970 in Kitzbühel die Skiweltmeister­
schaften abgehalten werden und auch schon 
deshalb der Bahnhofneubau erforderlich wäre. 

Hohes Haus ! Die nächste dringende Bahn­
hofsanierung wäre der Bahnhof in Kufstein. 
Das bestehende Bahnhofsgebäude ist seit 
1859 in Betrieb. Es wurde damals in einer 
Leichtbauweise, in einer Riegelbauweise er-

Gründen in dieser Bauweise errichtet, um im 
Falle einer kriegerischen Auseinandersetzung 
mit dem benachbarten Bayern dieses Gebäude 
aus dem Schußfeld der Artillerie zu bringen. 
Hohes Haus ! \ViI" erwarten in der heutigen 
Zeit die Bayern nicht mehr mit Artillerie, 
sondern sie sind uns als Gäste willkommen, 
und wir erwarten sie eher mit gutem Essen 
und gutem Trinken. Die Anforderungen, die 
an diesen Bahnhof gestellt werden, sind heute 
so, daß unter den gegebenen Verhältnissen 
der Verkehr nicht mehr gesteigert werden kann 
und kaum mehr abzuwickeln ist. 

Als Beispiel ein paar Zahlen : In den 
107 Jahre alten Bahnhofsanlagen sind 3 Per­
sonenzugs- und 4 Güterzugsgeleise vorhanden. 
Im August vorigen Jahres wurden darauf 
1 1 54 Schnell- , 1928 Personen-, 1 148 Güter- , 
637 Dienst- und 48 Bedienungszüge abge­
fertigt. Das entspricht einer täglichen Leistung 
von 159 Zügen. Dazu kommt die Beladung 
von 1 1 93 und die Entladung von 989 Güter. 
wagen. (Präsident Wal lner  übernimmt den 
Vorsitz .) 

Da Kufstein auch Grenz- und Zollstation 
ist , muß in diesem Bahnhof auch die Zoll­
abfertigung durchgeführt werden. Seit Jahren 
wird da von einem Neubau des Bahnhof­
postamtes geredet, aber nur geredet. Um den 
Raumverhältnissen wenigstens einigermaßen 
zu entsprechen, um der Raumnot abzuhelfen, 
wurde im vergangenen Jahr - man muß 
sagen : 20 Jahre nach Ende des Krieges ! -
eine Baracke errichtet, um dort die Brief­
sortierung zu ermöglichen. 

Die anderen Grenzdienststellen, die Bahn­
hofsgendarmerie und das Zollamt, leiden 
ebenfalls unter ungeheurer Raumnot. 

Hohes Haus ! Die Zementindustrie, die bei 
Kufstein ansässig ist - dort steht auch die 
Wiege der österreich ischen Zementindustrie - ,  
hat dringende Bedürfnisse nach größeren 
Verladeanlagen. Da die transalpine Pipeline 
bereits in unserem Bereich in Bau ist, ist 
auch dort damit zu rechnen, daß im Raum 
Kufstein eine Raffinerie errichtet wird, und 
die ebenfalls in diesem Raum anßäßsige che­
mische Industrie trägt sich bereits mit der 
Planung für den Ausbau einer petrochemischen 
Industrie, was ebenfalls das Transportauf­
kommen noch weiter vergrößern wird. 

Im Jahre 1972 wird in München die Sommer­
olympiade stattfinden, und auch damit werden 
an diesen Grenzbahnhof weitere größere An­
forderungen gestellt. Wenn wir uns vor 
Augen halten, daß die Deutsche Bundesbahn 
die Strecke von München bis zur St.aatßgrenze 
bei Kufstein viergleülig auszubauen beab-
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sichtigt, weil ja diese Strecke wohl eine der 
wichtigsten N ord-Süd- und Süd-N ord-Ver­
bindungen für den Personen- und Güterverkehr 
darstellt, werden wir daran ermel3l3en können, 
welche Bedeutung die Deutsche Bundesbahn 
dieser Strecke beimißt. 

Hohel3 Haus ! Wer die Bahnhöfe Kufl3tein 
und Kitzbühel von ihrer Anlagenseite betrach­
tet, möchte glauben, daß hier die Zeit I3tehen­
geblieben ist. Abgesehen davon, ist der 
Bahnhof Kufstein die schlechteste Visitkarte, 
die Österreich an seiner Grenze zu bieten hat. 

Eines der dringendl3ten Anliegen, das wir 
an das Verkehrsressort zu stellen haben, ist 
die Einführung der Städtel3chnellverbindung 
Wien-Innsbruck über Salzburg-Rosenheim. 
Während ein normaler Schnellzug von Wien 
nach Innsbruck die fahrplanmäßige Zeit von 
9 Stunden, der Transalpin für dieselbe Strecke 
6 Stunden 40 Minuten benötigt, könnte die 
Schnellverbindung über Rosenheim die Fahr­
zeit auf nicht einmal 5 % Stunden herabl3etzen, 
was der durchschnittlichen Autofahrzeit auf der 
Autobahn entsprechen würde. Die Bundes­
bahn wird auch hier, besonders bei durch­
gehender Autobahn von Innsbruck bis Wien, 
die Konkurrenz mit der Straße nicht nur im 

. Fracht-, sondern auch im Personenverkehr 
aufnehmen müssen. Sie muß aber auch den 
Verkehrsträger Schiene den modernen Ver­
kehrsverhältnissen und der technischen 
Leistungsfähigkeit unserer Zeit und ihrer 
volkswirtschaftlichen Bedeutung anpassen. 
"Nimm Urlaub vom Auto fahr 
mit der Bahn" soll kein leerer Slogan sein, 
sondern der bahnbenützende Autofahrer soll 
ne ben den Vorteilcn der Bequemlichkeit auch 
den Vorteil der Sicherheit und des Zeitge­
winns bekommen. 

Aber nicht nur bei der Bahn, auch beim 
Postautobetrieb ist den Anlagen nach die Zeit 
stehengeblieben. Die Werkstätten befinden 
sich durchwegs in einem ZUl3tancl , in dem 
man es heute in der Privatwirtschaft kaum 
einem Menschen zumuten würde, dort zu 
ar beiten. Das Ver kehrsar beitsinspektorat 
weist laufend, doch ohne Erfolg auf die Miß­
stände in den Werkstätten hin, die sich aus der 
Nichtbeachtung der Dienstnehmerschutz­
vorschriften ergeben. 

Ich habe in einer Anfrage an den Verkehrs­
minister die Verhältnisse der Werkstätte in 
Kufstein angeführt , wo für 44 Bedienstete 
ein einziges w'e und lediglich 2 Handwasch­
becken zur Verfügung st,ehen. In Innsbruck 
sind die Verhältnisse noch schlechter. Es ist 
zwar dort eine Werkstätte in Bau, aber der 
Baufortschritt zieht sich sehr schleppend 
hin. 

Im Dircktionsbercich Innsbruck sind unge­
fähr 330 Autobusse der Post in Bet,rieb . Da­
von sind mehr als 60 Prozent über zehn Jahre 
alt , sind also nach der jetzigen Gepflogenheit 
bei solchen Anlagen bereits als üb:.waltet zu 
bezeichnen. Kaum ein Privat betrieb v.iirde 
einen Autobus, der noch dazu dauernd auf 
unseren Gebirgsstrecken strapaziert wurde, 
demnach auch entsprechend reparaturanfällig 
ist , über zehn Jahre im Betrieb halten. Mein 
Kollege Pay hat ja bereits auf die Über­
alterung der Autobusse hingewiesen, aber die 
Baujahre der heute noch in Betrieb stehenden 
Fahrzeuge in unserem Bereich gehen auf das 
Jahr 1941 zurück. Die Fahrzeuge haben also 
teilweise ein Alter von 25 Jahren und gehören 
nicht mehr auf die Straße, sondern eher ins 
Museum. Dies führt dazu, daß einerseits 
die Ersatzteilhaltung sehr kostspielig ist, 
andererseits der Betrieb aber unwirtschaftlich 
ist, da der Reparaturaufwand manchesmal 
größer ist als die Einnahmen auf der be­
fahrenen Strecke. Auf einer Anzahl von 
Linien werden heute noch alte Steyr 25-�3itzer 
verwendet, die auch deshalb unrentabel sind, 
weil sie nicht den notwendigen Platz pieten 
und deshalb diese Linien doppelt geführt 
werden müssen, also den doppelten Betriebs­
und Lellkeraufwand benötigen . 

Auch die Fahrplangestaltung läßt in bezug 
auf die Wirtschaftlichkeit zu wünschen übrig. 
Dort, wo mit der Post gleichzeitig Privat­
autobuslinien geführt werden, muß die Post 
bei den Zugsanschlüssen ihre Abfahrtszeiten 
so einrichten, daß den Privatlinien Vorzug<;­
zeiten eingeräumt werden, die Post also nur 
jene Fahrgäste bekommt, die die Sozialtarife 
in Anspruch nehmen, während die Vollzahler 
die günstigeren Abfahrtszeiten wählen und 
die Priva.tlinien benützen. 

Ein Problem, das den Postautoverkehr 
betrifft, sind die Lenker. Die Lenker der 
Postautobusse unterliegen der Schadenshaftullg, 
das heißt, daß die Lenker für die am eigenen 
Fahrzeug ent,standenen Schäden bei Unfällen, 
wo sie selbst Verschulden tragen, durch das 
Fehlen einer Kaskoversicherung selbst auf­
kommen müssen. Das führt dazu, daß die 
Lenker, die jahrelang unter schwierigsten 
Umständen unfallfrei gefahren sind und beste 
Dienstbeschreibungen besitzen, auf Jahre, ja  
oft bis an ihr Lebensende in Verschuldung 
geraten. Bei den heutigen Verkehrsverhält­
nissen, bei der Verkehrsdichte auf unseren 
Straßen kann jedem ein Verkehrsunfall pas­
sieren, bei dem er wohl nach dem Gesetz 
schuldig ist, aber aus der Situation heraus 
nichts dafür kann. Wie leicht man in eine 
solche Situation geraten kann, weiß eine 
Anzahl von Mitgliedern des Hohen Hauses, 
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die sich selbst dem Richter stellen mußte. 
Es wäre eine Regelung zu treffen, die die 
Lenker, die einen schweren und ungeheuer 
verantwortungsvollen Dienst zu versehen ha­
ben, unter gewissen Voraussetzungen von 
dieser moralischen Last befreit. 

Hohes Haus ! Lassen Sie mich noch auf ein 
Problem hinweisen, das besonders unser Bun­
desland betrifft, das ist der Ausbau der Berg­
bahnen und Lifte. Tirol ist das Fremden­
verkehrsland Nr. 1 und hat die höchsten 
Deviseneinnahmen. Die Voraussetzungen da­
für wurden weitestgehend dadurch geschaffen, 
daß die sozialistischen Verkehrsminister Ver­
ständnis dafür aufgebracht haben und diese 
Anlagen, die Bergbahnen und Lifte, weit­
gehend mit ERP-Mitteln gefördert haben. 
In Tirol sind zurzeit 102 solche Bergförderungs­
anlagen in Betrieb, davon wurden 59 mit einer 
Summe von 148 Millionen Schilling aus ERP­
Krediten über das Verkehrsministerium ge­
fördert. Die sozialistischen Verkehrsminister 
haben damit entscheidend dazu beigetragen, 
die Voraussetzungen für den Fremdenverkehr 
zu schaffen. Die Investitionen in den Hotels 
und Gaststätten wurden durch die Möglich­
keit des Zwei-Saisonenbetriebes, der ja erst 
durch die Erschließung mit den Bergbahnen 
möglich war, wirtschaftlich. Aber auch in 
Zukunft werden noch sehr große Aufgaben 
damit verbunden sein, um mit den anderen 
Ländern, besonders aber mit der Schweiz 
weiterhin in Konkurrenz treten zu können. 
In Zukunft wird sich erst erweisen, ob der 
Verkehrs minister der ÖVP die gleiche Auf­
geschlossenheit für diese Probleme , zeigen 
wird, wie sie die sozialistischen Verkehrs­
minister gezeigt haben. 

Wir müssen aber auch sagen, daß die sozia­
listischen Verkehrsminister für die Tiroler 
Belange überhaupt sehr aufgeschlossen ge­
wesen sind. Sie haben sich, als Tirol und 
Innsbruck herangetreten sind, die Winter­
olympiade 1964 abzuhalten, von Haus aus 
bereit erklärt, die hiefür aus ihrem Ressort 
notwendigen Mittel bereitzustellen. Und es 
sind aus dem Verkehrsressort hunderte lVIil­
Iionen Schilling zusätzlich für die Schaffung 
dieser Anlagen aufgewendet worden. Sie 
haben dabei eine andere Haltung gezeigt, 
als es die Minister der Ö VP bei der Bewerbung 
Wiens um die Sommerolympiade 1 972 gezeigt 
haben. (Zustimmung bei der SPÖ.) 

Allerdings, Hohes Haus, sind die sozia­
li<;tischen Minister, glaube ich, dafür nicht 
besonders bedankt worden. Wenn ich darauf 
hinweisen darf, daß zum Beispiel vorgesehen 
war, für die Verdienste um unser Land dem 
damals sc heidenden Verkehrsminister Dipl. -lng 
VValdbrunner das Ehrenzeichen des Landes 

Tirol zu verleihen, so ist das auf Protest 
eines ÖVP-Mitgliedes der Landesregierung 
unterblieben, das erklärt hat, wenn Wald­
brunner das Ehrenzeichen des Landes be­
kommen sollte, würde er das seine zurücklegen. 
(Abg. Ste i n i nger: Das ist die Toleranz der 
Ö VP I) 

Hohes Haus ! Wir haben noch weiterhin ver­
schiedene Anliegen an das Ver kehrsressort 
heranzutragen . Das betrifft insbesondere den 
Ausbau des Fernsprechnetzes. Es wird sehr 
von weiten Kreisen Klage geführt, daß dort, 
wo Neuanschlüsse angemeldet werden, die 
Gebührenvorschreibung kommt und die Ge­
bühren auch eingezahlt werden, es aber Monate 
dauert, bis dann die Anschlüsse hergestellt 
werden. 

Noch etwas, Hohes Haus. In den Fremden­
verkehrsgemeinden bemühen sich die Siedler, 
bemühen sich die Gemeinden, das Ortsbild 
sauber zu halten, geben große Beträge aus, 
um die Stromleitungen verkabeln zu lassen 
und um die Natur nicht zu verschandeln. Bei 
den Leitungen für das Telephonnetz wird dabei 
an die Gemeinden der Wunsch hera.ngetragen, 
selbst für die zusätzlichen Kosten aufzu­
kommen, wenn sie ihr Ortsnetz, ihr Telephon­
netz verkabelt haben wollen. Das können 
die Gemeinden von sich aus nicht tragen, 
und es ist auch dort den Siedlungswerbern 
nicht zuzumuten. 

Aber besonders von der Seite der Industrie 
und des Gewerbes in unserem Land wird viel­
fach darüber Klage geführt, daß es noch nicht 
möglich ist ,  den Auslandssprechverkehr im 
Selbstwählverkehr durchzuführen. Während 
man vom Münchner Raum nach Tirol ohne 
weiteres Telephongespräche durchwählen kann, 
ist es nicht möglich, im Selbstwählverkehr 
über die Grenzen hinauszukommen. Bei dem 
großen Sommerverkehr sind die Gesprächs­
anmeldungen der Fernämter derart groß, daß 
mit stundenlangen Wartezeiten gerechnet wer­
den muß.  Es geht daher unser Wunsch dahin , 
alles Mögliche zu unternehmen, Herr Minister, 
daß es in Kürze möglich sein soll, den Ausland­
sprechverkehr direkt im Selbstwählverkehr 
abzuwickeln. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
An den Verkehrsminister werden auch in 
Zukunft große Anforderungen gestellt, die er 
aber nicht erfüllen wird können, wenn es 
ihm nicht gelingt, sich beim Finanzminister 
durchzusetzen. Wenn sein Budget auch in 
Zukunft so beschnitten wird wie das vor­
liegende, dann werden die Probleme des 
Verkehrs nicht gelöst werden und das Ressort 
wird mit seinen Verkehrsaufgaben in eine 
Sackgasse geraten. 
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Die Bemühungen der sozialistischen Ver­
kehrsminister gingen dahin, die Probleme des 
Verkehrs so geordnet zu sehen, daß er mög­
lichst in modernster Weise den Menschen 
dient. Dies sollte auch die Aufgabe des neuen 
Verkehrsministers sein. Ob er ihr gewachsen 
ist, wird erst die Zukunft. erweisen. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Mayr. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Mayr (ÖVP) : Hohes Haus ! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren !  
Gestatten Sie mir, daß ich zu den Entschlie­
ßungsanträgen, die zu dieser Gruppe von den 
Sozialisten eingebracht wurden, einige Bemer­
kungen mache. 

Zum Entschließungsantrag betreffend Valo­
risierung der Einkommensgrenzen bei den 
Ar beiterwochenkarten, Arbeiterrückfahrkarten 
und Kursbesucherkarten ist es unseres Erach­
tens nicht notwendig, eine Regierungsvorlage 
zu fordern, weil in diesen Belangen nach dem 
bestehenden Gesetz das Verkehrsministerium 
allein kompetenzmäßig zuständig ist . Wir 
haben daher auch diesen Antrag bereits im 
Finanz- und Budgetausschuß abgelehnt. Ich 
möchte dazu feststellen, daß die Arbeiter­
wochenkarten in die geplanten Tariferhöhungen 
nicht einbezogen sind. Sicher ist eine Valori­
sierung der Einkommensgrenze notwendig und 
gerechtfertigt, aber dann ist es unseres Erach­
tens auch notwendig, den schon bisher gewähl­
ten hohen Prozentsatz der Ermäßigung von 
derzeit 96 Prozent bei den Arbeiterwochen­
karten im Verhältnis zum normalen neuen 
Fahrpreis beizubehalten. Wir bringen daher 
einen entsprechenden neuen Entschließungs­
antrag diesbezüglich ein. 

Bezüglich der Einführung der Familien­
fahrkarte darf ich folgendes feststellen : Wie 
der Herr Bundesminister bereits im Ausschuß 
erklärt hat, war die geplante Tariferhöhung 
bei den Österreichischen Bundesbahnen bereits 
unter Minister Probst ausgearbeitet, und es ist 
daher technisch möglich gewesen, diese ge­
plante Tariferhöhung mit 1 .  August 1966 in 
Kraft treten zu lassen. Allerdings hat der 
sozialistische Verkehrsminister Probst damals 
für die Familienkarte keine Vorkehrungen 
getroffen, sodaß leider Gottes <liese Maßnah­
men nicht gleichzeitig mit der geplanten 
Tariferhöhung ab 1 . August 1966 in Kraft 
treten können. Wir bringen nun in unserem 
Entschließungsantrag zum Ausdruck, daß es 
unbedingt notwendig ist, für die Familie zu 
sorgen. Wir ersuchen den Herrn Bundes­
minister in diesem Entschließungsantrag, er 
möge alle Vorbereitungen so rasch wie möglich 

in die Wege leiten, sodaß diese Familienfahr­
karte ehestens in Kraft treten kann. 

Ich darf Ihnen nun unseren E n t s c h l i e­
ß u n g s a ntr a g  zur Kenntnis bringen : 

Der Bundesminister für Verkehr und ver­
staatlichte Unternehmungen wird ersucht, 
zu prüfen, ob die derzeit bestehenden Ein­
kommensgrenzen für Arbeiterwochenkarten, 
Arbeiterrückfahrkarten und Kursbesucher­
karten in angemessener Weise erhöht werden 
können. 

Ferner wird er ersucht, die technischen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die 
Familienfahrkarte in kürzester Zeit einge­
führt werden kann. 

Und nun, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, darf ich ganz kurz zum zweiten Ent­
schließungsantrag der Abgeordneten Ulbrich, 
Weisz, SteinmaßI und Genossen, betreffend 
Gewährung einer ausreichenden Entschädigung 
für Nacht-, Sonntags- und Feiertagsdienst­
leistungen, S teIlung nehmen. ( A bg. C z e t t e l : 
Den lehnen Sie auch ab !) Natürlich müssen 
wir ihn ablehnen ! (Abg. Cz e t t e l :  Und einen 
Schwefel bringen Sie dann ein ! Es wäre eine 
Schande für Sie, wenn Sie das annehmen !) 
Herr Abgeordneter Czettel, ich glaube, daß 
es richtig ist, da es sich hier um dienst- und 
besoldungsrechtliche Angelegenheiten des ge­
samten öffentlichen Dienstes handelt (Abg. 
C z e t t e l :  Es wäre ein Verhängnis für die Mehr­
heit, wenn sie einem Antrag der Minderheit 
beitritt !) ,  diesen Entschließungsantrag nicht 
bei der Gruppe Verkehr einzubringen. (Abg. 
C z e t t e l :  Man hat gerade Sie hergeschickt, um 
das zu vertreten ! Es wäre keine Schande für 
die Mehrheit, wenigstens einem Antrag zuzu­
stimmen ! - Abg. Dr. Wi thalm : Wenn Sie 
etwas Gutes einbringen, wenn es sachlich belegt 
ist !) Die Behandlung dieser Materie hat viel­
mehr im Zusammenhang mit der beabsichtig­
ten Neuregelung des Gehaltsgesetzes im öffent­
lichen Dienst zu erfolgen. ( Weitere Zwischen­
rufe . - Abg. Dr. Withalm : Im § 21 der 
Geschäftsordnung steht, daß ein Bedeckungsvor­
schlag gebracht werden muß !) Überdies, Herr 
Abgeordneter Czettel, handelt es sich um eine 
Materie, welche bisher stets zwischen Regie­
rung und Gewerkschaft vorberaten Vi'1lrde, 
bevor sie einer parlamentarjschen Behandlung 
zugeführt wurde. Aus diesen Gründen lehnen 
wir natürlich auch diesen Entschließungsan­
trag ab. (Abg. Cze t t e l : Es muß furchtbar 
schwer sein, einmal einem Antrag von uns 
zuzustimmen ! - Abg. Dr. W i t h a l m :  Wenn 
er gut ist ! Bringen Sie einen vernünftigen 
Bedeckungsvorschlag ! Sie kennen die Geschäfts­
ordnung anscheinend gar nicht ! § 21 ! - Abg. 
Pro  b s t : Was gut ist, bestimmen Sie ! - Abg. 
lng. Häus e r :  Das ist wieder eine Schlagzeile 

53 
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für morgen ! - Abg. S t e i n i ng e r :  Da wird man 
wiedet'fünf Jahre "prüfen" !) Ja, meine Herren 
das ist doch keine Regierungsvorlage, die da 
gefordert werden soll, sondern dazu ist es 
notwendig, daß zuerst zwischen den Gewerk­
schaften und der Regierung verhandelt wird. 
(Abg . Ing. Häus e r :  Das liefert die Schlagzeile 
für morgen ! - Abg.  Dr. W i t h a l m :  Für die 
"A rbeiter-Zeitung" !) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Sehr interessant ist der dritte Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Steinhuber, Früh­
bauer, SteinmaßI, Exler und Genossen, be­
treffend lO-Jahres-Investitionsprogramm für 
die Österreichischen Bundesbahnen. Ja, man 
höre und staune, da liest man im ersten 
Absatz : " Wenn man die Sanierung der Öster­
reichischen Bundesbahnen wirklich ernsthaft 
in Angriff nehmen will . . .  " Ja, ich frage 
mich : Warum hat denn nicht ein sozialistischer 
Verkehrsminister wirklich die Sanierung der 
Österreichischen Bundesbahnen in die Wege 
geleitet 1 Jetzt verlangt man von dem neuen 
sogenannten schwarzen Verkehrsminister, daß 
er Wunder wirkt und schon innerhalb von 
zwei Monaten die Sanierung in die Wege 
leiten soll. (Zustimmung bei der Ö VP.- Abg. 
Dr. W i tha lm: Seit wann ist das überhaupt 
notwendig ? - Abg. C z e t t e l: Das ganze Volk 
wundert sich schon über Ihre Wunder ! -
Abg. P r o b s t: Wir haben genügend Vorschläge 
gemacht, Sie lesen ja nur den ersten Teil des 
Satzes, lesen Sie weiter ! - Abg. 0 z e t t e l: 
Ihr habt schon so viele Wunder gewirkt ! Das 
ganze Volk wundert sich darüber ! - Abg. 
Pr o b s t: Lesen Sie weiter die Begründung ! 
Ihr werdet noch schauen, was da kommen 
wird ! - Abg. Dr. Wi thalm: Kollege Probst ! 
Das mit der Sanierung ist schon ganz interes­
sant !) Beruhigen Sie sich, Herr Abgeordneter 
Probst. Ich komme schon noch darauf. 

Sie haben zum Beispiel in Ihrem Ent­
schließungsantrag (Abg. Probs t: Im Herbst ist 
es dann nichts mehr mit den "zwei Monaten" ! -
Abg. Ing. Häu ser: Seid vorsichtig mit den 
zwei Monaten ! Ihr droht nicht, ihr handelt ! -
Gegenrufe bei der Ö VP. - Abg. Ing. Häu­
s e r: Das ist Demokratie - eine Stimme Mehr­
heit ! - Zwischenruf des Abg. Dr. Mussi l. -
Abg. Ing. Häu s e r :  Herr Dr. Mussil ! tJber 
dieses Problem werden wir noch reden ! Wir 
würden es anders handhaben, weil wir ehrliche 
Demokraten sind ! -Abg. Dr. W i t halm: Wenn 
ich Ihnen alles glaube, das glaube ich Ihnen 
wirklich nicht !) Ich glaube, ich bin am Wort. 
Darf ich weiterreden 1 (Präsident Wal l  n e r 
gibt das Glockenzeichen.) Sie brauchen sich 
gar nicht 80 aufzuregen. 

Ich werde jetzt die Begründung dafür 
bringen, warum wir auch diesen Ent-

schließungsantrag ablehnen. Meine Damen 
und Herren ! Bitte, nehmen Sie folgendes zur 
Kenntnis. (Abg. S t e ining e r :  Herr Kollege ! 
Lesen Sie ihn einmal ganz vor !) Herr Abge­
ordneter Steininger, Sie fordern zum Beispiel 
in diesem Entschließungsantrag, daß 
4.000 Güterwaggons gebaut beziehungsweise 
angeschafft werden. Ich darf Ihnen mit­
teilen, daß bereits 9.000 Güterwaggons - der 
Herr Finanzminister hat hiezu seine Zu­
stimmung und Zusage erteilt - für die 
nächsten Jahre in Auftrag gegeben werden 
und daß diesbezügliche Verhandlungen über 
eine rechtzeitige Lieferung dieser 9.000 Waggons 
bereits mit Simmering-Graz-Pauker und mit 
den Jenbacher Werken im Gange sind. Dar­
über hinaus wurde aber festgestellt, wie es 
schon in der Debatte im Finanz- und Budget­
ausschuß zum Ausdruck gekommen ist, daß 
das Preisangebot dieser Werke um 30 Prozent 
höher liegt als diesbezügliche ausländische 
Preisange bote und daß daher der Vertrags­
abschluß noch nicht endgültig erledigt ist. 
Aber diese 9.000 Güterwaggons sind sicher­
gestellt. 

Ich darf Ihnen weiters sagen, daß bereits 
20 E-Loks bestellt sind, die Lieferung bis 
Mitte 1967 erfolgen soll und daß laufende 
Anlieferungen von 1 2  Triebwagen . . .  (Abg. 
Probs t : Das hat der Minister Weiß von mir 
abgeschrieben ! Sagen Sie ihm, Herr Minister, 
daß das mein Programm ist, aber der Schmitz 
hat nicht zugestimmt !) Aber das ist ja jetzt 
im Investitionsprogramm, Herr Minister ! ( Abg. 
Pro bst: Der Herr Minister Weiß hat es von 
mir übernommen ! Wenn der Herr Minister 
Weiß ehrlich ist, muß er Ihnen das sagen ! 
Schmitz hat es ja abgelehnt ! - Abg. G ra m: 
Wenn wir jetzt einen neuen Minister haben, 
muß er ja etwas bauen, ob Sie das im Pro­
gramm gehabt haben oder nicht . . .  - Abg. 
Probs t: Aha ! - Heiterkeit. - Abg . Gram: 
Sonst könnten wir nicht mehr fahren auf der 
Eisenbahn ! - Abg. S t e in inger  zu Bundes­
minister Dr. Weiß : Sie sind ein guter Ab­
schreiber !) 

Meine Damen und Herren ! Ich darf weiter­
reden. 12 Triebwagen für Städteschnellver­
bindungen, vergleichbar mit unserem der­
zeitigen Transalpin, sind laufend in Anliefe­
rung, und zwar auch von der Simmering­
Graz-Pauker AG. Aus diesen Gründen, weil 
eben der Herr Verkehrsminister bereits die 
notwendigen Investitionen plant, lehnen wir 
auch diesen Entschließungsantrag ab. 

Ich habe hier unseren Entschließungsantrag 
bereits bekanntgegeben und darf darum bitten, 
daß er in Verhandlung gezogen wird ; er ist 
genügend unterstützt. (Beifall bei der Ö V P. 
- Abg. Frühbauer: "Schuster, bleib bei 
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deinem Leisten" !  - Abg. K rempl: Schreiben Kranzlmayr: Das bin ich schon gewohnt bei 
Sie sich das ins Stammbuch !) dir, aber verzeihen werde ich es dir nicht mehr ! -

Präsident Wallner: Der Entschließungs- Abg. Dr. K ranzlmayr: Das war kein Schimpf­

antrag des Abgeordneten Mayr und Genossen wort, sondern ein geographischer Begriff ! Das 

wurde mir ,überreicht. Er ist genügend unter- war kein Schimpfwort ! - Abg. Probs t: 

stützt und wird in die Debatte einbezogen. Jawohl ! Aber alles andere dazu ! Die Gerichte 
haben das 8chon verurteilt !) 

Zum Worte gemeldet ist der Herr Abge-
ordnete Frühbauer. Ich erteile es ihm. Ihre Politik hinsichtlich der Bahn haben 

Sie schon im ersten Zehnjahresprogramm von 
Abgeordneter Frühbauer (SPÖ) : Hohes Haus ! 1953 bis 1964 gezeigt. Während die Straße 

"Schuster, bleib bei deinem Leisten" ist ein eine Überschreitung von 120 Prozent der An­
Sprichwort, das sich halt doch immer wieder sätze in Anspruch nehmen konnte, hat man 
bewahrheitet. Und es wäre günstiger, wenn für die Bahninvestitionen lediglich eine Über­
zu diesen Fragen des Personals und zu Fragen schreitung von 8 Prozent genehmigt. Und 
der Österreichischen Bundesbahnen jemand da fragen Sie heute : Wo blieb die Sanierung � 
von Ihrer Fraktion Stellung nehmen würde, Ja, Sie haben auch nie zugestimmt, daß das 
der sich auch dabei auskennt und der nicht von der Generaldirektion der ÖßB und dem 
mit Feststellungen kommt, die hint und vorn Herrn Minister ausgearbeitete nächste Zehn­
nicht stimmen. Ich werde Ihnen das gleich j ahl'esprogramm entsprechende Bedeckung 
beweisen. (Abg. Probs t: Armer Mayr ! - findet. 
Gegenrute bei der Ö V  P.) Letzten Endes war ja auch die Bundesbahn 

"Politik für die kleinen Leute, Politik für die Ursache für die Auflösung dieses Hauses. alle Österreicher."  Das ist bei der Wahl Ihr Wir brauchen darüber ja nicht zu streiten. 
Slogan gewesen. Hier sieht man das schon : Warum 1 Weil eben die entsprechenden In-
Wenn es darum geht, den tausenden Eisen- vestitionsmittel verweigert worden sind. 
bahnern - 40 Prozent unseres Personals 
ist in Tag- und Nachtdienst beschäftigt _ Sie haben jetzt großzügig davon gesprochen, 
eine Abgeltung für diese Nachtarbeit, für wieweit schon vorausgeplant ist, daß bereits 
diese Sonn- und Feiertagsarbeit zu geben, da 20 Elektrolokomotiven bestellt sind. Wir 
hört man nichts mehr von Ihrem großen haben schon gehört, daß sie noch unter der 
Herz für die kleinen Leute, da wird das ab- Amtszeit des Herrn Bundesministers Probst 

gewlirgt, da wird man aus formalrechtlichen in Bestellung gegeben worden sind. 
Gründen auf einmal dazu übergehen (Abg. Wenn Sie von den laufend austretenden 
Hart l: Warum hat es der Probst nicht ge- Triebwagen sprechen, die von der Transalpin­
macht ?) , Schwierigkeiten bei den Verhandlun- Garnitur kommen, so darf ich Ihnen sagen : 
gen zwischen den Gewerkschaften und der Sie sind noch nicht laufend ausgetreten, Sie 
Bundesregierung vielleicht vorzutäuschen. brauchen nur ins Kursbuch zu sehen, dann 
Meine Herren ! Sie brauchen keine Sorgen zu werden Sie nämlich darauf kommen, daß der 
haben. Die Gewerkschaften des öffentlichen Fahrplan der Städteschnellverbindung noch 
Dienstes haben das gefordert. Das steht im nicht wirksam ist, weil eben diese laufend 
Programm. Sie brauchen gar keine Sorgen austretenden Garnituren überhaupt noch nicht 
zu haben, daß vielleicht die Kollegen der · da sind. 
christlichen Gewerkschaftsfraktion dagegen I Sie glauben sagen zu können, daß unser 
wären, falls die Bundesregierung diesen An- I Antrag falsch i st, wenn wir 4000 Waggons 
trag annehmen würde oder Ihre Fraktion verlangen, während Sie schon großzügig 9000 
diesem Antrag zustimmen würde. bestellt haben. Ja, Herr Minister, Sie lachen, 

Wir müssen weiters dazu folgendes fest- weil Sie wissen : Die 9000 sind ein Teil des 
stellen : Sie sprachen über den Entschließungs- Programms, das notwendig ist, die Erneuerung 
antrag des Abgeordneten Steinhuber, be- vorzunehmen, um den Verpflichtungen aus der 
treffend die Notwendigkeit einer Sanierung internationalen Vereinbarung, die ab 1 . 1 . 1 970 
der Österreichischen Bundesbahnen. Sie wirksam wird und den grenzüberschreitenden 
meinten : Wo blieb der sozialistische Herr Güterverkehr sicherstellen soll, nachzukommen. 
Verkehrsminister, um die Bahn zu sanieren ? Herr Minister ! Sie wissen auch, daß dies 
(Abg. Dr. K ranz lmayr: In Fuß ach ! - notwendig ist, um im gesamten gesehen auf 
Lebhafte Heiterkeit bei der Ö VP.j Ja, das eine international notwendige Norm zu kommen. 
glauben Sie, wir wollen klar und eindeutig Wir haben derzeit noch Waggons in Betrieb, 
feststellen : Schon beim ersten Zehnjahres- die bis zu 75 Jahre alt sind. (Ruf bei der 
programm von 1 953 bis 1 964 hat man gesehen, Ö VP: SO alt wie die SPä t) Wenn wir diese 
wie die Politik des Finanzministers wal'. 9000Waggons haben, drücken wir das Durch­
Während man auf der Straßenseite den Vor. schnittsalter erst auf 45 Jahre herunt.er, und 
anschlag . . .  (Abg. Pro b 8 t  zum Abg. Dr. die internationale Norm ist 25 , meine Herren ! 
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Damit ist doch, glaube ich, eindeutig erwiesen, punkt der Auseinandersetzung standen. Auch 
wie notwendig es ist, Neubestellungen vorzu- ein Großteil der Wahlauseinandersetzungen 
nehmen und darüber hinaus auch den Aus- wurde im Wege von Angriffen auf die Öster­
tausch von zweiachsigen Wagen durchzu- reichischen Bundesbahnen und ihr Personal 
führen. durchgeführt. Es ist nur interessant, wie 

Damit möchte ich sagen, daß es Ihnen nicht rasch sich alles eigentlich wieder ändert. 
ernst ist um die Sanierung der Österreichi- Im "Volksblatt" vom 12 .  Feber 1 966 
sehen Bundesbahnen, wie Sie wohl immer zum schrieb man noch : "Konzept gegen Riesen­
Ausdruck bringen. Damit möchte ich auch defizit der Bahn", "Gesunde Wirtschafts­
feststellen, daß es Ihnen auch nicht ernst ist, führung der ÖBB mögJich", "Seit 1945 ist 
durch eine langfristige Planung, durch eine nichts geschehen".  (Abg. Gram : Daß nichts 
sinnvolle Wirtschaftspolitik die Vollbeschäfti- geschehen ist, steht nicht drinnen, das hat man 
gung der österreichischen Industrie auf dem nicht geschrieben !) Bitte kommen Sie her, 
Sektor der Fahrzeuge sicherzustellen. (Zu- Herr Kollege, Sie können das lesen (der Redner 
stimmung bei der SPÖ.) zeigt die Zeitung) , Sie können sie haben, es ist 

Weil wir schon einmal beim Abrechnen sind, selbstverständlich. "Seit 1945 ist nichts ge­
möchte ich folgendes sagen : Herr Abgeordneter schehen" ist die Überschrift in der Zeitung 
Dr. Kummer ! Sie haben von meinem Frak- "Das Volksblatt" . 
tionsfreund Ulbrich bezüglich des Bundes- Es wird dann im weiteren das ausgeführt, 
personalvertretungsgesetzentwurfes verlangt, was der Herr Abgeordnete Weiß in seiner 
er solle hinsichtlich des Streikrechtes bei der Eigenschaft als Vorsitzender der Untersu­
Wahrheit bleiben. Ich darf das vielleicht ge- chungskommission festgestellt hat. Dabei ist 
nauer zitieren. auch interessant, daß man gleichzeitig als 

Es heißt im § 2 Abs. 3 :  "Die Leiter der Bildrnontage ein Bild von der 125-Jahr-Feier 
Dienststellen und die Personalvertretung ha- der Bahneröffnung in Deutsch-Wagram bringt, 
ben alles zu unterlassen, was geeignet ist, die worüber man schreibt : 
Arbeit und den Frieden in den Dienststellen I "Die älteste Lokomotive ist über 100 Jahre 
zu gefährden." alt ." - Der Herr Minister ist stolz darauf. 

In den Erläuterungen zum § 2 stellen Sie So sieht das aus. In Wirklichkeit muß die 
fest - Herr Abgeordneter Dr . Kummer, Sie Bundesbahn für alle ihre Feierlichkeiten immer 
wissen wahrscheinlich, daß es nach dem deut- eine alte Lokomotive von der GKB ausleihen, 
schen Berufsbeamtengesetz kein Streikrecht die geht sogar bis Deutschland hinaus, weil es 
gibt -, daß die Absätze 2 und 3 gleichartigen sonst nirgends mehr solch eine alte Loko­
Bestimmungen des deutschen Personalver- motive gibt. (Abg. Dr. K u m m e r :  In Linz 
tretungsrechts nachgebildet sind . (Abg. Dok- stehen ein paar !) 
tor K ranz lrnayr :  Das haben wir schon fünf- Aber nachdem der Herr Abgeordnete Weiß 
mal gehört !) Minister geworden ist, hat sich j a  das alles 

Durch Abs:1tz 3 soll vermieden werden, daß geändert. Am 16 .  Mai hat er bei der Verkehrs­
unter Außerachtlassung der durch den Ent- tagung in Salzburg schon festgestellt, er 
wurf gebotenen Möglichkeit zu Kampfmaß- möchte nochmals sagen, daß die Erhöhung 
nahmen gegriffen wird, die den Interessen der der Tarife nicht infolge einer verfehlten Ver­
Allgemeinheit zuwiderlaufen. (Abg. Dr. K um- kehrspolitik notwendig geworden sei, sondern 
m e  r :  Aber Herr Kollege ! Jetzt sagen Sie mir : einen Nachholbedarf darstelle, um die Bahn­
Wo ist hier der Streik verboten ?) tarife einigermaßen an das europäische Niveau 

Ich möchte klar und eindeutig feststellen, heranzubringen. Die Verleumdung ist in dieser 
daß der Hinweis auf das deutsche Berufs- Zeit so weit gegangen, daß die Gewerkschaft 
beamtenturn, für das das Streikrecht aus- eine eigene Broschüre herausgeben mußte, um 
drücklieh verboten ist, die Gefahr in sich birgt, die Öffentlichkeit aufzuklären, wie es wirklich 
daß über dieses Hintertür! in Österreich ver- um die Leistungen der österreichischen Bundes­
sucht wird, ein Recht der Arbeitnehmer einzu- bahnbediensteten steht. 
schränken und wegzunehmen. Das werden Die Produktivität der Bahnbediensteten 
wir Ihnen nie zubilligen ! (Beifall bei der SPÖ. ist von 1 937 auf 1964 eindeutig gestiegen. 
- Abg. Dr . K u m m e r :  Das interpretieren Sie Waren 1937 für die Leistung von 1 Million 
hinein ! - Abg. Prinke :  Herr Kollege ! Das Verkehrskilometer noch 8,7 Bedienstete not­
glauben Sie doch selber nicht ! Das hat doch wendig, so waren es 1964 4,2 Bedienstete. 
damit gar nichts zu tun !) (Unruhe.) 

Im übrigen darf ich feststellen, daß die Gegenüber 1937 ist die Zahl der beförderten 
Österreichischen Bundesbahnen und die Be- Reisenden um 200 Prozent gestiegen und die 
diensteten der Österreichischen Bundesbahnen Zahl der beförderten Güter um mehr als 
im abgelaufenen Jahr des öfteren im Mittel- .65 Prozent. (Neuerliche Unruhe.) 
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Präsident Wallner : Ich bitte um Ruhe. träcrer Schiene nach wie vor hochaktuell ist, 
daß insbesondere durch die Möglichkeiten der Abgeordneter Frühbauer (fortsetzend) : D�zu, Anwendung der Automatik, der Elektronen-glaube ich, muß festgestellt werden, daß dl�se technik, der Kybernetik künftighin ungea�nte Leistung des Personals erbracht worden 1St, Entwicklungsmöglichkeiten für die SchIene ohne daß ein Reisender durch Verschulden entstehen, sodaß dieser Verkehrsträger prä­der Bahn getötet wurde. Die Reisenden sind destiniert ist, in Hinkunft den Massenverkehr von der Bahn vollkommen unfallfrei befördert zu führen. worden. Ich darf feststellen, daß die derzeitige un-In diesem Zusammenhang ist es aber sehr günstige Situation leider .darauf zurückzu­interessant, die Frage zu unte��uchen, wieweit führen ist, daß man sich in Österreich noch zu man mit der Forderung der Osterreichischen keiner sinnvollen Verkehrskonzeption durch­Volkspartei auf Schaffung eines eigenen W!rt- ringen konnte. In der Vergangenh.eit .wur�e schaftskörpers das Defizit herabdrücken WIrd. anscheinend aus politischer KurZSIchtIgkeIt :  

Als Vergleich möchte ich hier die Deutsche hier rote Schiene, dort schwarze Straße, diesem Bundesbahn anführen. Die Deutsche Bundes- Problem weitaus zuwenig Beachtung geschenkt. bahn die weder unter unmittelbarer Staats- Ich möchte feststellen, daß für die Wirtschaft­verw�ltung steht noch unter "roter Mißwirt- lichkeit eines Transportes letzten Endes die schaft" gelitten hat, hat zum Beispiel 1966 Zahl der bei einem Beförderungsvorgang be­nach einer Erklärung von Professor Erhard förderten Personen oder Güter entscheidend ist. 
einen Abgang von 2 1  Milliarden Schilling. Die Zahl der beförderten Personen und auch Umgerechnet auf 1000 Streckenkilometer. er- des beförderten Gutes auf der Straße ist be­gibt das bei der Deutschen Bundesbahn emen grenzt durch die Möglichkeit der Erweiterung Abgang von 690 Millionen Schilling, während der Straßenfahrzeuge und Anhänger. Die der­der Abgang bei den Österreichischen Bundes-

_ zeit zur Verfügung stehenden Autobusse mit bahnen 330 Millionen Schilling pro 1000 Strek- Anhängern haben höchstens 100 Sitzplätze, kenkilometer beträgt, also bei uns um 360Millio- und auch der Europa-Lastwagen mit 38 t, nen niedriger liegt als bei der unter Selbst- der EWG-Lastwagen, der in Österreich noch verwaltung stehenden Deutschen Bundes- nicht zugelassen ist, hat eben auch seine bahn, der man bestimmt nicht wird vorwerfen Höchstkapazität erreicht. wollen, daß sie schlecht wirtschaftet. Zu dem kommt, daß durch den in Amerika Ich weiß von den Widersprüchen, die es durchgeführten AASHO-Test über die Ab­auch zwischen den Auffassungen in der Öster- nützung der Straße einwandfrei erwiesen ist, reichischen Volkspartei gibt. Es ist heute daß die Lebensdauer der Straßendecke etwa schon einmal die Sozialwissenschaftliche Ar- mit der vierten Potenz der Achslast sinkt. beitsgemeinschaft in dies�� Richtung genannt Das läßt wirklich die Frage aktuell werden, worden. (Ruf bei der 0 V P :  Der Kummer ob mit der Europa-Achse, die mit 13 t be­
ist nicht dabei ! - Heiterkeit.) Der Kummer lastet ist, nicht bereits die Grenze der Wirt­ist nicht dabei ? Das macht nichts, er hat schaftlichlmit des Straßenverkehrs erreicht vielleicht mit anderen Dingen Kummer. ist, während im Schienenverkehr die Leistung Hier ist wörtlich festgestellt : "Es kann nicht für europäische Verhältnisse im Personen­angehen, das Defizit der ÖBB scheinbar zu verkehr noch um das Zehnfache und beim verringern, indem man zum Beispiel Pensions- Güterverkehr mit dem Dreißigfachen der lasten einem anderen Budgetkapitel, wo sie Möglichkeiten des Straßenverkehrs angenom­weniger hervortreten, zuweist. Mit diesen rein men werden kann. optisch wirksamen Kunstgriffen, die .durch Für die Wirtschaftlichkeit eines Betriebs­Umschichtung erzielt werden, und mIt der mittels ist der spezifische Energieaufwand für Schafl"ung eines Wirtschaftskörpers, der dem die Fortbewegung von Bedeutung. Der Ener­letzten Rest öffentlicher Kontrolle entzogen giebedarf für die Beförderung �uf der Str�ße ist, wäre unserem Land und dem Steuerzahler . ist je Tonne unter sonst gleIChen Verhalt­nicht gedient. "  nissen drei- bis viermal s o  groß wie auf der 

Vielleicht kann diese Empfehlung auch der Schiene. 
Expertenkommissi.<;>ll beim Studium der W!rt- Auch in Deutschland, meine Herren der 
schaftlichkeit der OBB dann noch unterbreItet Österreichischen Volkspartei, hat man sich 
werden. 

Ich möchte feststellen, daß in der Ver­
gangenheit oftmals davon gesprochen worden 
ist daß die Schiene überholt ist . Die Schiene 
ist' nicht überholt ! Eindeutige Erkenntnisse 
bei Untersuchungen sowohl in Europa als 
auch in Amerika zeigen, daß der Verkehrs-

erst unlängst bei einem Kolloquium mit der 
Frage des Schwerlastverkehrs beschäftigt u�d 
ist zu der Erkenntnis gekommen - auch In 
Anwesenheit des Herrn Verkehrsministers See­
bohm - ,  daß es in Hinkunft · notwendig sein 
wird, eine echte Aufgabenteilung durchzu­
führen. 
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Es interessiert sicherlich alle Damen und 
Herren, wieviel die einzelnen Straßenbenützer 
für die Abnützung, die sie auf der Straße ver­
ursachen, aufbringen. Nach dem von mir 
schon zitierten AASHO-Test der Amerikaner 
bringt ein Pkw mit seiner Steuerleistung noch 
99 1 Prozent der von ihm verursachten Kosten 
bei der Straßenbenützung auf. Das sinkt 
schon beim Autobus auf nur mehr 1 1 ,5 Pro­
zent ab , das sinkt bei einem Lkw mit mehr als 
5 t auf 10 Prozent ab und bei einem Schwer­
lastzug auf 4,3 Prozent, das heißt, von 100 S 
verursachten Kosten werden von dem Schwer­
lastverkehr als Straßenbenützer nur mehr 
4,30 S erbracht. (Abg. Dr. Gorbac h :  Es 
lebe da8 Flugrad !) Es lebe das Flugrad, sehr 
richtig, Herr Altbundeskanzler !  

Wir werden, glaube ich, allgemein zu diesem 
Grundsatz zurückkehren müssen, denn auch 
das Problem der Tankwagenunfälle zeigt uns 
ja schon, welch echtes Problem daraus ge­
worden ist . Nicht nur die Herabsetzung der 
Verkehrssicherheit, sondern auch die Gefähr­
dung der gesamten Öffentlichkeit ist die Folge. 
Denken wir nur an das am 26. August 1964 
in Graz entstandene große Unglück, wo Woh­
nungen und Geschäftslokale vollkommen ze.r­
stört worden sind, wo über 10 Millionen SchIl­
ling Schaden entstand, wo heute noch die 
Geschädigten um die Bezahlung dieses Scha­
dens raufen, weil die Versicherung für so 
große Unfälle überhaupt keine De?kung hat. 
Denken wir daran, daß allwöchentlIch Schlag­
zeilen über Tankwagenunfälle die Zeitungen 
füllen, ob es heißt "Rollende Bomber auf 
Österreichs Straßen" , "Kärntner Lkw-Zug 
rast in Seifnitz in ein Haus - vier Tote" 
oder "Tankwagenzüge im Straßengraben -
Verseuchung des Wasserschutzgebietes" und 
so weiter. Hier, glaube ich, müssen echte Maß­
nahmen getroffen werden. 

Eine am 15 .  April in Kärnten durchgeführte 
strenge Kontrolle beim grenzüberschreitenden 
Verkehr hat ergeben, daß von 100 kontrol­
lierten Schwerlastfahrzeugen nur zwei ohne 
Mängel waren. Zwei Fahrer wurden dabei 
festgestellt, die in den letzten 24 Stunden 
nur zwei Stunden geschlafen hatten. Wir 
glauben, daß es sinnvoll wäre, hier echte Lö­
sungen zu suchen. 

Auch der steiermärkische Landtag hat sich 
im Vorjahr mit diesem Problem beschäftigt. 
Man hat dort von seiten der Österreichischen 
Volkspartei sogar den Vorschlag gemacht, 
diese schwere Serie der Tankerunfälle zum 
Anlaß zu nehmen, den Schwerlastverkehr von 
brennbaren Flüssigkeiten auf die Schiene zu­
rückzubringen. 

Auch das Kuratorium für Verkehrssicherheit 
und der ARBÖ haben Vorschläge eingebracht, 

insbesondere auf gesetzliche Festlegung der 
Ruhezeiten, strengere Überprüfung, befristete 
Ausstellung des Führerscheins, Hinaufsetzung 
des Lebensalters und so weiter. 

Ich glaube daher, daß es notwendig ist, 
will man zu einer echten Lösung des Verkehrs­
problems kommen, daß man sich ernstlich 
zusammensetzt und auch mit den Experten 
und Wissenschaftern diese Probleme löst. 

Wenn man die Protokolle der letzten Budget­
debatten studiert, kann man voll Hoffnung 
auf den neuen Herrn Verkehrsminister blicken 
in der Erwartung, daß er alles dies, was er 
immer selbst als Abgeordneter in diesem Hohen 
Hause verlangt hat, nunmehr auch durch­
setzen wird. 

Er hat auch immer kritisiert, daß zuwenig 
Geld für die Sicherungsanlagen, für die Elektrifi­
zierung, für den Bau der Jauntalbahn, die ja  
inzwischen schon fertiggestellt ist, vorhanden 
ist, er verlangte die N ormalisierung der Kon­
ten, er ist auch für die Auflassung unrentabler 
Nebenbahnen eingetreten. In diesem Zu­
sammenhang werde ich noch auf seine Vor­
schläge in der letzten Budgetdebatte zu 
sprechen kommen. 

Er 'war auch dafür, für die Österreichischen 
Bundesbahnen nach einer sachlichen Lösungs­
möglichkeit zu suchen. Im letzten Wahlkampf 
wurde leider sehr wenig beigetragen, wirklich 
sachliche Lösungen zu finden. Mit der Über­
schrift "ÖBB - Europäisches Schlußlicht" 
ging man in die Wahl. Als der neue Minister 
geboren war, schreibt die gleiche Kärntner 
Zeitung "ÖBB halten Europarekord : Nied­
rigste Personen tarife E�ropas" . ( Heiterkeit 
'und Beifall bei de1' SPÖ. - Abg. Prob s t :  
Al80 doch in zwei Monaten ! Auf einmal ist in 
zwei Monaten alles gut !) 

Ich darf nun auf die letzte Budgetdebatte 
eingehen. Der Herr Abgeordnete Dr. Weiß 
hat be! der letzten Budgetdebatte die Meinung 
vertreten, die Deutsche Bundesbahn habe 
mehr Öffentlichkeitsarbeit geleistet als die 
ÖBB : Sie hat ein Gutachten ausgearbeitet, 
wie viele Strecken man stillegen muß, wie 
viele Verkehrslinien einzustellen sind, wie 
viele Ladestellen und Expreßgutabfertigungs­
stellen. Er hat dann festgestellt : Aber in 
Österreich getraut man sich nicht, man hat 
einerseits Angst vor dem Personal, hat aber 
andererseits auch Angst vor der Öffentlichkeit. 
Er empfahl die Schocktherapie. Herr Minister ! 
Die Schocktherapie können Sie jetzt anwenden ! 
(Beifall bei der S PÖ.) Aber nach dem Essen 
ist der Appetit für die Schocktherapie schon 
verlorengegangen, denn bei seinem Vortrag 
in Salzburg hat der Herr Bundesminister 
gesagt : Es ist wohl richtig, daß die Bahn 
ein Wirtschaftsbetrieb ist, aber zwischen einem 
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Industriebetrieb und einem Verkehrsbetrieb . kämpfer nach einem k. o . -Schlag auch noch, 
könne man nicht einfach vergleichen. Wenn in wenn sie entsprechend betreut werden. (Abg. 
einem Industriebetrieb die Erzeugung un- Machu n z e :  Er hält es schon noch aus !) 
wirtschaftlicher Produkte zugunsten anderer In Eisenbahnerkreisen wird zum Teil hin­
eingestellt wird, so sei dies nicht auch bei sichtlich der starken Kürzungen des Budgets 
der Bahn möglich, die eine öffentliche Aufgabe auch von einem Verrat an den Österreichischen 
zu erfüllen hat. Bundesbahnen gesprochen. 

Wenn von der Einstellung von Lokalbahnen Wie man die Tätigkeit von Regierungsmit-
gesprochen wird, so sei auch hier die Lage gliedern bezeichnen kann, darf ich Ihnen, 
in Österreich mit den Gebirgstälern nicht mit meine Herren, aus einer Zeitung zitieren 
anderen Ländern zu vergleichen. (Abg. (Abg. B e nya: Du liest zuviel ! Du erinnerst 
Dr. K ranzlmayr:  Das stimmt doch ?) Sicher- sie zuviel !) : " . . . einem Gegner gegenüber, der 
lieh stimmt das. Aber als Abgeordneter hat immer deutlicher eine brutale Machtpolitik 
er noch die Schocktherapie empfohlen, ähnlich einer bestimmten Clique führt, dessen Mehr­
der Deutschen Bundesbahn, jetzt hat sich das heitspositionen nach den Spielregeln der per­
geändert, und wir pflichten hier voll bei und sönlichen Macht, des persönlichen Einflusses 
hoffen, auch eine Lösung zu erreichen. (Abg. und kaum mehr nach jenen einer demokrati­
Dr. W e i ß mann: De1' Schock liegt in den sehen Auseinandersetzung mit Argumenten 
Knochen !  - Abg. Moser : In der Medizin genützt und ausgebaut werden. Es hat sich 
heißt so etwas schizophren I) Keine Sorge ! eine Machtgruppe herausgebildet, die persön­
Der Herr Bundesminister hat sich bei der liehe Politik betreibt, eine Gruppe von Appa­
letzten Budgetdebatte auch schon hellseherisch ratschiks raffiniertester Prägung, die skrupellos 
betätigt. (Abg. M oser: Herr Dr. Scrinzi, ihre Ziele verfolgt." 
wie heißt denn das in der Medizin : schizophren ?) Meine Herren ! So beurteilt die Österreichi­
Hellseherisch insofern, als er feststellte : Die sehe Volkspartei in ihrer Presse die Regierungs­
Sache ist natürlich so, daß ein Minister, der tätigkeit sozialistischer Regierungsmitglieder 
keine gesetzlichen Bindungen hat, leider im Lande Kärnten. Würden wir für Ihre 
Bindungen anderer Art unterliegt. Er meinte ÖVP-Alleinregierung solche Worte finden, ich 
damals die Bindung zur sozialistischen Fraktion würde mit Recht sagen, daß Sie sich darüber 
der Eisenbahnergewerkschaft und dem BSA. aufregen können. (Abg. Dr. Gorbach : Da 
Aber für ihn hat das auch schon gegolten, haben wir heute schon etwas gehört I) 
denn er hat die gleichen Bindungen, nur muß Ich darf zum Schlusse kommen. Die Budget-man ßtatt der sozialistischen Fraktion der 
Eisenbahnergewerkschaft ÖAAB oder CV ein-

kürzungen, die sich der Herr Bundesminister 
vom Herrn Finanzminister aufoktroyieren ließ, setzen, dann paßt das, was er 1964 schon fest- werden zu größten betriebswirtschaftlichen gestellt hat. Gefährdungen führen, denn auf Grund des 

Aber eines ist wesentlich : Bei Ihrer Beur- Budgetprovisoriums, das von diesem Haus 
teilung der Auseinandersetzung über das Budget beschlossen worden ist, und der ergangenen 
der Österreichischen Bundesbahnen haben Ermächtigungen hat die Bahnverwaltung schon 
Sie die Frage gestellt, worin eigentlich die für 780 Millionen Schilling Aufträge hinausge­
Wirtschaftspolitik unserer Eisenbahnen be- geben, während in diesem Budget jetzt nur 
steht, und erklärt : "Ich habe immer das mehr 592 Millionen vorgesehen sind. Es wird 
Gefühl, daß sie in einem alljährlich wieder- zu mehr Langsamfahrstellen kommen, es wird 
kehrenden Boxkampf mit dem Finanzminister zu Zugsverspätungen kommen, und die Sicher­
besteht, und zwar gleichgültig, wie der Finanz- heit des Bahnbetriebes wird damit gefährdet 
minister heißt, ob er Kamitz oder ob er werden. Ich darf Sie heute schon darauf auf­
Schmitz heißt, es gibt jedesmal einen Kampf. merksam machen, daß die Privatfirmen, die 
Es ist zwar noch kein Finanzminister k. o. am Oberbau arbeiten, rechnen müssen, mit 
geschlagen worden, aber es ist alljährlich 1 .  August 800 Arbeiter freizustellen, weil ihre 
jeder Finanzminister von den Österreichischen Beschäftigung mit diesen Mitteln nicht mehr 
Bundesbahnen nach Punkten besiegt worden. "  gesichert werden kann. (Abg. Oze t t e l :  Die 
(Abg. D,·. Gorbach  : Sehr ver"schmitzt",  die wunderbare Regierung !) 
Antwort I) Diesmal war es aber anders. Wenn Auch die Fragen der Elektrifizierung, die 
wir in der sportlichen Terminologie des Box- Fragen des Fahrparks sind hier schon ein­
kampfes bleiben, ist jetzt nicht der Herr gehend erläutert worden und sind auch 
Finanzminister nach Punkten besiegt worden, Gegenstand der Diskussion über unseren Ent­
nein, im Gegenteil, der Herr Verkehrsminister schließungsantrag gewesen. Wenn ich Ihnen 
ist k. o. geschlagen worden. (Beifall und sage, daß zurzeit bei den Österreichischen 
Heiterkeit bei der SPÖ. - Abg. Machun z e : Bundesbahnen auf den vollelektrifizierten 
Er lebt noch !) Bekanntlich leben die Box- Strecken noch 15 Prozent mit Dampf geführt 
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werden, so zeigt das schon, wie dringend not­
wendig die Anschaffung von Elektrolokomo­
tiven und Diesellokomotiven wäre. Große 
Zugförderungsleitungen als Dienststellen für 
den Schnellzugsbetrieb haben nicht eine 
Elektrolokomotive als Reserve. Beim Ausfall 
einer Elektrolokomotive müssen die Züge 
umgespannt werden. Daraus ergeben sich 
neuerliche Schwierigkeiten in der Verkehrsab­
wicklung und damit auch eine Gefährdung i m  
Fremdenverkehr. 

Der Herr Minister hat in der Ausschuß­
sitzung auf meine Anfrage hinsichtlich des 
weiteren Ausbaues der Tauernschleuse zur 
Antwort gegeben, er befürchte nicht, daß es 
durch die Kürzung der Budgetmittel zu 
größeren Stauerscheinungen kommen werde. 
Ich hoffe im Interesse der Kärntner Fremden­
verkehrswirtschaft, daß er recht behält. Nur 
bezweifle ich das bis zum letzten, weil die 
Ziffern der vergangenen .Jahre und auch die 
ausgearbeiteten statistischen Unterlagen über 
den Zuwachs des Straßenverkehrs dem gerade 
entgegenstehen, und wir werden im heurigen 
Sommer mit Bedauern feststellen müssen, 
daß zum Schaden des Fremdenverkehrs wieder 
größere Stauerscheinungen auftreten werden, 
die zur Umfahrung unseres Landes führen. 

Aus dem Gesagten ist klar zu ersehen, daß 
mit diesem Budget keine echte Sanierung der 
ÖBB durchgeführt werden kann. Im Gegen­
teil, Arbeitseinstellung, Herabsetzung des Fahr­
komforts, Herabsetzung der Sicherheit, Herab­
setzung der Leistungsfähigkeit und damit 
Schädigung der gesamten Volkswirtschaft 
werden die Folge sein. (Abg. We ikhar t :  
"Politik für alle I") 

Da die Ansätze in diesem Budget eine 
Entwicklung bringen, die bedenklich an die 
Situation der Österreichischen Bundesbahnen 
vor 1938 heranreicht, nämlich Vernachlässigung 
der Erneuerung und der Investitionen aus 
optischen Gründen, wird meine Fraktion auch 
das Kapitel 29 ablehnen. (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Wallner : Zum \Vort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Franz Pichler. 
Ich erteile ihm das Wort. (Abg. Dr. Hai d e r :  
Pichler Adam ? Nein, der Franz 1 Wir haben 
unser Budget schon 1 - Abg. Dr. Brod a :  
Die Ö V P hat schon aufgegeben I) 

Abgeordneter Franz Pichler (SPÖ) : Hohes 
Haus ! Wenn im Zusammenhang mit der ver­
staatlichten Industrie immer mehr von Re­
organisation, Rationalisierung, Neuordnung 
und Koordinierung gesprochen wird, dann 
fragen wir uns, welche Absichten sich hinter 
diesen Ausdrücken verstecken. Man hat unge­
fähr das Gefühl, daß jeder, der diese Probleme 
behandelt, eine andere Vorstellung davon hat, 

wie diese Reorganisation, wie diese Neuordnung 
auszusehen hätte. 

Nachdem auch die heutige Debatte gezeigt 
hat, daß die verstaatlichte Industrie nicht 
unbedingt das Lieblingskind der Österreichi­
schen Volkspartei ist, bestehen Befürchtungen, 
daß sich hinter den Ausdrücken "Neuordnung" 
und "Rationalisierungen" manches verbirgt, 
was bisher nicht offen ausgesprochen wurde. 
Und diese Unsicherheit, welche Absichten 
mit einer Neuordnung in der verstaatlichten 
Industrie verbunden sind, lassen ein gewisses 
Mißtrauen in der Bevölkerung und gerade bei 
den Bediensteten dieser Betriebe nicht zur 
Ruhe kommen. 

Es ist daher notwendig, daß gerade bei 
dieser Budgetdebatte rechtzeitig Hinweise 
darauf gemacht werden, was sich die Be­
schäftigten in der Verstaatlichten, aber auch 
die österreichische Wirtschaft von einer Re­
organisation erwarten, welche Forderungen 
wir in diesem Zusammenhang zu stellen haben. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang 
von der Bedeutung der verstaatlichten 
Industrie gerade in Niederösterreich 
sprechen und darauf hinweisen, daß 
die Verstaatlichte einen sehr wesentlichen 
Faktor in der niederösterreichischen Wirtschaft 
darstellt und daß eine Schwächung des Sektors 
der Verstaatlichten in Niederösterreich absolut 
nicht tragbar wäre. Es ist bei anderer Gelegen­
heit schon darauf hingewiesen worden, daß die 
niederösterreichische Wirtschaft die Auswir­
kungen der zehnjährigen Besetzung noch nicht 
zur Gänze überstanden hat, daß sie sie auch 
nicht überstehen konnte, denn wäre es möglich 
gewesen, diese Auswirkungen in zehn Jahren 
auszumerzen, wären ja Leistungen doppelt 
so hoch wie in den anderen Bundesländern 
notwendig gewesen, denn auch dort hat sich 
ja in den letzten zehn Jahren die Situation 
weiterentwickelt. 

Wir müssen nicht nur feststellen, daß diese 
Benachteiligung in der verstaatlichten Indu­
strie nach wie vor besteht, sondern wir wissen, 
daß auch der private Sektor von diesen N ach­
teilen noch nicht gänzlich befreit ist. Wir 
wissen alle, daß es vom Westen her nach wie 
vor ein Gefälle gibt, das sich nicht nur in der 
Dichte der Industrialisierung, sondern auch 
in der Lebenshaltung der Bevölkerung, in den 
Löhnen und Gehältern in der Industrie und im 
Gewerbe auswirkt. 

Seinerzeit wurde sehr, sehr laut davon 
gesprochen, daß diese Betriebe, die zum Groß­
teil auch noch von der USIA verwaltet wurden, 
der Hilfe des Staates bedürfen und daß hier 
etwas geschehen müsse. Leider aber ist diese 
staatliche Hilfe im wesentlichen ausgeblieben. 
Im Gegenteil, die Betriebe, die seinerzeit von 
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der USIA verwaltet wurden, haben zusätzlich 
auch noch die Kontrollbankschulden über­
nehmen müssen und sind im wesentlichen auf 
die Hilfe ihrer Konzernbetriebe angewiesen 
gewesen. Und dann spricht man hier von 
"unrentablen Töchtern" und verlangt in diesem 
Zusammenhang ganz offen, daß unrentable 
Betriebe, denen man nie die Möglichkeit 
gegeben hat, jenen Status zu erreichen, den 
die heutige Wirtschaft voraussetzen würde, bei 
einer Reorganisation unter Umständen aus 
dem Bereich der Verstaatlichten ausgeschieden 
werden sollten. 

Die Alpine hat damals das Werk Traisen 
übernommen, Böhler mußte für die Werke 
im Ybbstal sorgen, es waren die Werke in 
Sankt Aegyd und in Hohenberg an die öster­
reichische Wirtschaft anzugliedern, der VÖEST 
fiel die Aufgabe zu, für die Schmidhütte in 
Krems vorzusorgen, und Ranshofen letzten 
Endes mußte für die Aluminiumwerke Bern­
dorf und Amstetten einspringen. Die staatliche 
Hilfe ist aber in all diesen Fällen fast voll­
kommen ausgeblieben. 

Jener Betrieb aber, der auch zu der Zeit, 
als die Besatzungsmächte abgezogen sind, 
aktiv gewesen ist, jener Betrieb, der nach wie 
vor zu den aktivsten Betrieben gehört, die 
ÖMV, wurde mit fremden Lasten bedacht, 
er mußte zusätzlich Leistungen für die 
gesamte österreichische Wirtschaft erbringen. 
Ich möchte auch hier darauf hinweisen, daß 
die Einzahlung des österreichischen Staates 
bei der ÖMV gleich Null gewesen ist, daß in 
der Zwischenzeit aber das Grundkapital 
1 Milliarde Schilling beträgt und daß das 
Umlaufvermögen über 4 Milliarden Schilling 
beträgt, trotz dieser fremden Lasten, die die 
ÖMV übernehmen mußte.  Wenn wir also 
einerseits feststellen, daß die niederöster­
reichischen Betriebe keine Hilfe bekommen 
haben, dann müssen wir andererseits auch 
die Tatsache herausstreichen, da ß dort, wo 
aktive Unternehmen gewesen sind, für die 
gesamte österreichische Wirtschaft zusätzliche 
Leistungen übernommen wurden. 

Gerade im Zusammenhang mit der ÖMV 
muß ein Problem wiederum erwähnt werden, 
das vor kurzem Gegenstand von Debatten 
in diesem Hohen Haus gewesen ist. Es war 
damals die Debatte, als es um die Erhöhung 
der Mineralölsteuer ging. Es wurde damals 
schon darauf hingewiesen, daß diese Mineralöl­
steuer nicht nur Belastungen für die Konsu­
menten mit sich bringen wird, sondern daß 
dadurch auch zusätzliche Belastungen auf der 
wirtschaftlichen Ebene und im speziellen für 
die Österreichische Mineralölverwaltung auf­
treten werden. 

Bei Dieselöl liegt die Produktion weit 
ü bel' dem derzeitigen Beda,rf für motorisierte 

Zwecke. Die Überschüsse mußten bisher 
schon zu Verlustpreisen exportiert werden 
beziehungsweise in den Verarbeitungsanlagen 
der ÖMV in unwirtschaftlicher Weise in andere 
Mineralölpl'odukte umgewandelt werden. 
Durch den Bau der süddeutschen Raffinerie 
ist aber langsam die Möglichkeit zu expor­
tieren nicht mehr gegeben. Die technischen 
Möglichkeiten einer Umwandlung sind be­
grenzt. Wenn aber der Pipelineanschluß fertig 
sein wird, werden die Überschußmengen bis 
zu einer halben Million Tonnen ansteigen. 
Eine Unterbringung dieser Dieselölmenge wäre 
aber nur möglich, wenn eine Befreiung von 
der Mineralölsteuer für Heizzwecke erfolgen 
würde. 

Die bisherigen Bemühungen, das Bundes­
ministerium für Finanzen zur Befreiung des 
Dieselöls für Heizzwecke von der Mineralöl­
steuer zu veranlassen, scheiterten leider an 
den Argumenten dieses Ministeriums, daß 
eine Befreiung steuerliche Einbußen zur Folge 
haben würde. Es ist richtig, daß zurzeit von 
den Ölofenbesitzern ein Mineralölsteuerauf­
kommen von zirka 70 Millionen Schilling 
geleistet wird. Seit geraumer Zeit ist jedoch 
bereits eine Stagnation im Verbrauch von 
Dieselöl für Heizzwecke festzustellen. Der 
derzeitige Verbrauch an Dieselöl für Heiz� 
zwecke beträgt in Österreich lediglich 9 � kg 
im Vergleich zur deutschen Bundesrepublik 
mit einer Kopfquote von 437 kg. Diese Zahl 
beweist, daß hier eine Entwicklung möglich 
wäre, die nicht nur der österreichischen 
Mineralölverwaltung den Absatz ihres Diesel­
öls sichern würde, sondern darüber hinaus 
auch den österreichischen Konsumenten Mög­
lichkeiten der Beheizung schaffen würde, die 
bisher nicht vorhanden waren. Infolge des 
Mehrkonsums würde auch eine höhere 
Rohölförderung im Inland möglich sein und 
dadurch eine höhere Aufbringung an Förder­
zins. 

Der Bau der Ölleitullg und die Errichtung 
weiterer Raffinerien hängen wesentlich von 
der Unterbringung der Überschußmengen, 
die dann entstehen, ab. Die derzeit stagnierende 
Ölofenindustrie würde einen gewaltigen 
Auftrieb erhalten. Durch die Steuerbefreiung 
des Dieselöls für Heizzwecke würde die in­
ländische Braunkohlenproduktion außerdem 
nicht betroffen, da das Dieselöl nur Haus­
brandzwecken dienen würde, also die impor­
tierte Steinkohle und den Koks ersetzen würde. 
Die Steigerung der Rohölverarbeitung im 
Inland zur Beseitigung des anwachsenden 
Benzinbedarfes kann aber nur erfolgen, wenn 
gleichzeitig daR zwangsläufig anfallende Diesel­
öl im Inland auf dem Heizungssektor abgesetzt 
wird. 
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Alle diese Überlegungen hängen eng mit 
der Frage zusammen, wie sich die Erdölwirt­
schaft in Niederösterreich entwickeln kann 
und wird. Es ist daher berechtigt, daß wir bei 
dieser Gelegenheit neuerlich auf die Aus­
wirkungen der Mineralölsteuererhöhung hin­
weisen. 

Wenn schon von einer Förderung der nieder­
österreichischen Wirtschaft gesprochen wird, 
wenn schon die Auswirkungen der jüngsten 
Steuerel'höhungen gerade auf diese Wirtschaft 
im besonderen herausgestrichen wurden, dann 
möchte ich noch auf ein Problem hinweisen, 
das heute zur Debatte gestellt wurde, und zwar 
in der dringlichen Anfrage der Sozialisten. 
Es wurde darauf verwiesen, daß die Spitäler 
untragbare Lasten zu übernehmen haben 
und gleichzeitig neue Lasten aufgebürdet 
bekommen, denn auch die Mineralölsteuer 
wirkt sich auf den Betrieb der Spitäler zusätz­
lich erschwerend aus, weil die großen Spitäler 
durchwegs mit Ölfeuerungen geheizt werden. 

Wenn wir also von einer Auswirkung aller 
dieser Dinge reden, dann verlangen wir mit 
Recht, daß die Strukturpolitik gerade im 
niederösterreichischen Raume erhöhte Beach­
tung findet, gerade deswegen, weil Nieder­
österreich in den letzten Jahren und Monaten 
ohnehin bereits schwere Einbußen an Indu­
strieunternehmungen hatte. Ich möchte daran 
erinnern daß die Raffinerie Moosbierbaum 
heute einen Industriefriedhof darstellt. Die 
Frage des Rax-Werkes wurde bereits separat 
diskutiert, auch die Frage der Schließung des 
Kohlenbergbaues in Grünbach. Daher ist es 
verständlich,  wenn wir uns gerade in diesem 
Zusammenhang um die Arbeitsplätze in 
Niederösterreich sorgen. Die Betriebe der ver­
staatlichten Industrie in Niederösterreich 
liegen durchwegs in echten Industriegebieten. 

Wenn die Frage aufgeworfen wurde, wie 
denn jenen Betrieben der verstaatlichten 
Industrie die in ihrer Struktur Schwierigkeiten 
haben, g�holfen werden könnte, so dar� ich 
dazu eindeutig sagen : indem man dIesen 
Betrieben die notwendigen Betriebsmittel zur 
Verfügung stellt, um ihre Einrichtungen auf 
den heutigen Stand zu bringen. Wenn. gerade 
in der letzten Zeit in den verschIedenen 
Betrieben deswegen Unruhen entstanden sind, 
weil von seiten verschiedener Direktionen 
Meldungen lanciert wurden, die darauf ab­
zielen, kommende Veränderungen der Pro­
duktion bereits jetzt anzukündigen, so be­
rechtiut uns dies zusätzlich, darauf hinzu-b 

d . 
weisen daß die niederösterreichische In ustne 
und g�rade die niederösterreichische Industrie 
der verstaatlichten Betriebe einen wesentlichen 
Bestandteil der niederösterreichischen vVirt­
schaft bedeuten und daß wir verlangen, daß 

auch in Zukunft der Bestand dieser Betriebe 
in Niederösterreich gesichert werden muß .  
(Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Troll. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abgeordneter Troll (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Ich habe die 
Aufgabe, zur Gruppe X, zur österreichischen 
Luftfahrt zu reden und kann im Gegensatz 
zur gestrigen Budgetnahkampf-Debatte für die 
Landesverteidigung unseren Kanzler einladen, 
mit seinem schwarzen Kabinett mit mir einen 
Nachtsichtflug zu machen. 

vVenn wir über die österreichische Luft­
fahrt reden, möchte ich bei den Austrian 
Airlines beginnen, weil ich glaube, daß diese 
Luftfahrtgesellschaft nun doch schon zum 
Begriff für alle Österreicher geworden ist, 
und weil sich, wie ich sicher annehmen darf, 
jeder Österreicher freut, wenn heute irgendwo 
in Europa auf den Weltflughäfen ein 
Flugzeug der Austrian Airlines, noch dazu 
eine moderne Caravelle, mit den rot-weiß-roten 
Kokarden am Seitenleitwerk starten oder 
landen sieht. 

Ich bin überzeugt, daß die wenigsten Ab­
geordneten wahrscheinlich die Struktur, die 
Entwicklung und den Aufbau dieser AUA, 
dieser Austrian Airlines kennen. Gestatten 
Sie mir daher, daß ich vielleicht ganz kurz 
sage, daß sie zurzeit über fünf solche moderne 
Jetdüsen-Caravelles verfügen, daß sie über 
zwei Hawker Siddeley Belvedere neuester Type 
verfügen für den Binnenflugdienst, daß sie noch 
drei DC 3 besitzen, die allerdings abgestoßen 
werden sollen, und daß wir vier Vickers Viscount 
haben, die auch für den Binnenflugdienst 
bestens geeignet sind, aber jetzt mit der 
Reorganisation und mit dem Drang zu 
Modernerem veräußert werden sollen. 

Ja die AU A verfügt sogar über eine Berufs­
pilotenschule mit zwei zweimotorigen Klein­
flugzeugtypen. 

Und was uns, meine Damen und Herren, 
beim Aufbau der Austrian Airlines stolz 
macht, ist, glaube ich, die Tatsache - und 
die bisherige Erfahrung bestätigt es -, daß 
wir über bestausgebildete Besatzungen ver­
fügen, die für größte Sicherheit im Reise­
verkehr mit unserer AUA Garantie bieten. 

Meine Damen und Herren ! Die Fracht, 
die Luftpost und der Personenverkehr haben 
so wesentlich zugenommen, daß die AUA 
heute zu den besten Luftfahrtgesellschaften 
Europas zählt, wobei man das Perzentverhält­
nis zum Größenausmaß der Länder berück­
sichtigen muß .  Wenn wir heute diese stolze 
Bilanz ziehen - und diese Aufbauleistung 
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wird j a  ohne Zweifel von niemand bestritten -, 
dann ist es auch eine Verpflichtung des Hohen 
Hauses, einmal jenen verantwortlichen Ressort­
chefs und Ministern zu danken, die zur Ent­
wicklung dieses Aufbaues beigetragen und 
ihn mit betrieben haben, unserem geschätzten 
Präsidenten Waldbrunner und dem später 
nachfolgenden Ve��ehrsminister Probst. (Bei­
fall bei der SPO.) Das muß ausdrücklich 
einmal betont werden. 

haben im Budget bei bestem Willen und 
bei Durchsicht aller Bücher nichts gefunden, 
womit man dießen Austrian Airlines echt 
helfen möchte . 

Ich weiß wohl, daß schon von uns begonnene 
Verhandlungen bezüglich einer Kreditaktion 
jetzt zu laufen beginnen sollen, und zwar 
soll beim Bankhaus Warburg und Co. in 
London eine Anleihe aufgenommen werden 
in der Höhe von ungefähr 12 Millionen Dollar 

Ich kann in diesem Zusammenhang dem mit 1 5jähriger Laufzeit . Dafür müßte die 
neuen Verkehrsminister - der ist schon österreichische Bundesregierung beziehungs­
ausgeflogen (Heiterkeit) , nein, er sitzt hier - weise unser Haus oder die Republik Österreich 
nicht danken, er ist ja noch zuwenig lang nur die Ausfallshaftung übernehmen, eine 
im Amt und hat die Chance des Aufbaus Garantie, die uns nichts kostet. Aber selbst 
noch nicht gehabt. Ich wäre aber heilfroh, hier vermisse ich jede Initiative des Fil1anz­
Herr Verkehrsminister neuester Prägung, wenn ministers und des Verkehrsministers, denn 
Sie wenigstens diese Ansätze weiter bei- es ist bisher zu nichts gekommen. Oder, 
behalten würden, die unseren Ministern mög- meine Damen und Herren, soll man zuwarten, 
lieh waren, um sie jetzt in den Aufbau dieser bis unsere Caravclles, modernste Superflug­
Gesellschaft zu werfen. zeuge, mit Kuckucksabzeichen herumfliegen 

Meine Damen und Herren ! Ich rede deshalb und dem Pfändungsauslieferungsbegehren an­
von der . . AUA, nicht - wie die Abgeordneten heimfallen ? Ich glaube, das kann nicht der 
der FPO meinen - um eine 'Verbesendung Sinn und Zweck sein. Wenn man die Luft­
für die AUA zu machen, aber weil sie erstens fahrt von seiten der Österreichischen Volks­
die nationale Fluggesellschaft unseres Landes partei so ernst nimmt, wie man es bei feier­
ist und weil damit aber auch die Budget- lichen Anlässen immer wieder zum Ausdruck 
politik unseres Nationalrates zusammenhängt . bringt , dann müßte man schon Vorsorge 

Meine Damen und Herren ! Es ist kein 
treffen, um dieser unserer nationalen Flug-

G h '  ' . d' AUA h t t·· I' h . C 1 gesellschaft eine echte Hilfe zuteil werden zu 
.e elffinlS . 1e . . a na ur IC Inio

. 
ge lassen. dIeser hohen InvestltlOnskosten auch eme 

Menge Schulden. Wenn 'wir uns die Schulden I . 
Ich �ar� dal'�uf ve:weise�, damit Sie auc� 

anschauen, stellen wir fest daß sie zurzeit : dresbczughch mformIert smd, daß derZeIt 
bei einigen Banken Schulden aufweist so der jährliche Zinsendienst zirka 1 6  Millionen 
bei der Creditanstalt zirka 25 Millionen

' 
bei Schilling beträgt, daß diese Gesellschaft aber 

der Länderbank 23 Millionen, beim M�rgan auch 13 bis 14 Millionen Schilling direkte 
Guaranty-Trust 27 und 184 Millionen, bei der S�euer� pro Jahr �ezahlt, wozu 1966 durch 
Zentralsparkasse 4 Millionen, und im Zu- ch� Emfuhr der funften Ca.r�velle un�. :ler 
sammenhang mit dem Kauf der Caravelles beIden HS 748 noch 7,5 MIllIonen Sc.ullmg 
natürlich auch Schuldwechsel bei der Sud kommen. Wäre es nicht eine Möglichkeit ge­
Aviation für die erste und vierte Caravelle wesen, hier seitens des Finanzministeriums 
und für das Jahr 1966 infolge des Ankaufes F.örderungsbei�räge in de� gleichen �öhe an 
der fünften Caravelle und von zwei Hawker dIe AUA zu leIsten, also eme echte Forderung 
Siddeley 90 und 50 Millionen insgesamt einerseits und eine Art Wiedergutmachung 
494 Millionen. 

' für alte Fehler, nämlich den Fehler der viel 
zu geringen Kapitalausstattung der Gesell­
schaft ? Ich hätte angenommen nach den geführten 

Reden unseres neuen Verkehrs ministers und 
des Finanzmillisters anläßlich der Namens­
gebung der fünften Caravelle in Graz am 
Flugplatz Thalerhof, wo also der jet'l;ige 
Verkehrsminister die bisherigen Leistungen 
anerkannt hat und damit auch die Leistungen 
unserer vorherigen Minister und der Beamten 
dieses Ressorts, die bisher fleißig beim Auf­
bau dieser Gesellschaft dabei waren, daß 
der neue Verkehrsminister alles daransetzen 
wird, um seinem Finanzminister auch eine 
entsprechende finanzielle Hilfe für diese öster­
reichische Fluggesellschaft abzuringen. Aber 
davon ist leider nichts festzustellen. Wir 

Hier ist also keine Initiative festzustellen. 
Da zweifle ich natürlich an der Ehrlichkeit 
der gewollten Luft,fahrtpolitik zugunsten 
unserer AUA. Der Staatssekretär außer Dienst 
Grubhofer , der zweifelsohne kein Sozialist 
ist und der jetzt Präsident der AUA ist, 
bemüht sich seit langem, über diese schwierige 
Klippe der AUA-Finanzg'schichten hinweg­
zukommen ; aber keine Hilfe von dieser Seite. 
( Redner weist auf die Ö V P.) 

Der Herr Finanzminister hat wohl als 
Vertreter des Hauptaktionärs der AU A bei 
der Linzer Eröffnungsveranstaltung anläßlich 

11. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 107 von 126

www.parlament.gv.at



764 Nationalrat XI. GP. - 1 1 .  Sitzung - 1 6. Juni 1 966 

Troll 

der Indienststellung der beiden HS 748 eine Aero-Club im selben Zeitraum 40 Millionen, 
ebenso anerkennende Rede für die AUA nur mit dem einen Unterschied, daß von 
gehalten, hat aber auch in seinem Ressort unserem Betrag zirka 5 Millionen auch zur 
keinerlei Vorsichtsmaßnahmen oder Maß- Förderung von Zivilflugplätzen verwendet 
nahmen überhaupt getroffen. Wir haben des- wurden, die allen Sportfliegern in Österreich 
halb ein Mißtrauen zur ÖVP-Luftfahrtpolitik, - zur Verfügung stehen und auch jenen, die 
denn wir haben schon einmal mit der AERO- vom Ausland zu uns kommen, und mit dem 
Transport in Niederösterreich - diese Gesell- zweiten Unterschied, daß der ASKÖ dem 
schaft gehörte dem damaligen Landeshaupt- Ministerium stets einen strengen Nachweis 
mannstellvertreter Müllner mit seinem Kapi- der Verwendung geliefert hat und heute 
tä,n Cosupsky - die Pleite mit den 23 Millionen verweisen kann auf seine Aufbauarbeit, weil, 
erlebt. Das war auch eine ausschließlich wie Manvan-Schlosser selbst zugegeben hat, 
schwarze Fluggesellschaft. der ASKÖ zum stärksten Verband geworden 

Und wir haben zu guter Letzt auch in ist. Die Union beziehungsweise der Aero-Club 

der Sportfliegerei - wo ist mein Freund war länger Bezieher von Subventionen, weil 
Marwan-Schlosser ? im Aero-Club eine wir erst später mit unserer Aufbauarbeit 

Pleite erlebt unter der Ära Polear, von der begannen, und hat bedauerlicherweise mit den 

man heute nicht mehr gerne hört. Auch da Machinationen Pole ars diese Millionen halt 
sind wir in der Sportfliegerei sehr skeptisch verschustert, wie man auf gut deutsch sagt. 

Dafür kann uns Marwan-Schlosser nicht ver­geworden. 
antwortlich machen ! Aber hier nur zu be-

Meine Damen und Herren l Für die AUA richten, der ASKÖ sei vom Verkehrsministe­
gilt im Augenblick der Grundsatz : Wer rasch rium einseitig bedient worden, das wäre falsch 
hilft, hilft doppelt. Und dafür würde ich und muß richtiggestellt werden. 
Sie bitten - insbesondere die Abgeordneten 
der ÖVP, die j etzt ausgeflogen sind - ,  sich 
in allen Ihren Institutionen einzuschalten, 
damit wir dieser nationalen Fluggesellschaft, 
die unß allen gehört, eine echte Hilfe ge­
währen. 

Zum Kollegen Marwan-Schlosser möchte 
ich nur sagen, daß die Sportfliegerei einen 
ebenso gewaltigen Aufstieg genommen hat, 
eine Entwicklung, ich möchte fast sagen, 
die größte Entwicklung innerhalb Europas, 
und wir betreiben heute immerhin 300 Sport­
flugzeuge, 566 Segelflugzeuge mit den Fall­
schirmspringern für die Rettungsflugwacht 
und den diversen Nebenorganisationen bis 
zu den Modellfliegern. Wir haben auch 
1285 Privatpiloten mit Motorflugscheinen und 
231 3  Segelflugzeugpiloten. Wir haben, und 
das ist bezeichnend, 8000 registrierte, vorge­
merkte Flugschüler. 

Meine Damen und Herren ! Bei dieser Auf-
bauarbeit der Sportfliegerei waren besonders 
die beiden vorgenannten Minister Waldbrunner 
und Probst aktive Förderer, denn sonst wäre 
es uns dort überhaupt nicht möglich gewesen, 
jemals zu beginnen. Hier muß ich der Ehre 
wegen feststellen : So, wie der Kollege Marwan­
Schlosser das macht, kann man es natürlich 
nicht machen. Er sagt hier wohl, daß der 
ASKÖ etliche Millionen erhalten hätte, er 
sagt aber nichts davon, daß ebenso viele 
Millionen, ja noch mehr auch dem Aero-Club 
zugeflossen sind. Meine Damen und Herren ! 
Um der Wahrheit die Ehre zu geben, darf 
ich feststellen, daß vom Jahr 1 958 bis 1 966 
der ASKÖ wohl 32 Millionen Subventionen 
bezogen hat, die Union beziehungsweise der 

Meine Damen und Herren ! Wenn ich von 
der Sportfliegerei berichte, die ein wesentlicher 
Faktor im Fremdenverkehr, in der Wirtschaft 
geworden ist und auch zur technischen Aus­
bildung unserer Menschen beiträgt, dann 
bin ich auch verpflichtet, den Funktionären 
zu danken, die sich in den Sportverbänden 
abgemüht und geplagt haben, so weit zu 
kommen. Hier bin ich objektiv und darf 
auch sagen, daß sowohl der ASKÖ wie die 
Union und der ASVÖ als Verbände alles 
darangesetzt haben, sich zu entwickeln, und 
daß gerade dieser Konkurrenzkampf, daß 
also das Verkehrsministerium dem ASKÖ 
ein bisserl mehr gegeben hat als den übrigen 
Verbänden, dafür aber der Unterrichtsminister, 
der Verteidigungsminister und der Handels­
minister der Union und dem Aero-Club mehr 
gaben, sich gut ausgewirkt hat in der Ent­
wicklung zugunsten des Flugsports . 

Ich danke also hier auch den akademischen 
Fliegergruppen, die sich bemüht haben, in 
der Entwicklung mitzuarbeiten, um technisch 
weiterzukommen. 

Ich bin der Auffassung, daß auch der 
Fachverband, der also über allen Dachver­
bänden steht, der Österreichische Aero-Club, 
nach den letzten Entwicklungsjahren, als 
wir wieder mit hineingegangen sind, eine 
echte Aufbauarbeit geleistet hat und auch 
ihm Dank dafür gebührt. Er verwaltet 
immerhin 1 70 Vereine . Jeder, der weiß ,  
daß man in  der Fliegerei viel Konzentration 
braucht, sowohl bei der Aufbringung der 
Mittel, aber auch in der Abwicklung der 
Technik und des Verkehrs und in der Ver-
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antwortung, der wird verstehen, daß diesen I Meine Damen und Herren ! Damit möchte 
Funktionären Dank gebührt. ich sagen : Nur bei öffentlichen Veranstaltun-

. . gen, wenn also so ein gigantischer Apparat Anders allerdmgs, m��ne Damen und Herren, getauft wird oder vorgeflogen wird schöne sieht . der Dan� d�r Osterrei.chischen Vol�s- Reden zu halten - damit fördert m�n nicht p�rteI aus m.It Ihrer Re�Ierungs�eh:heit. die österreichische Luftfahrt und nicht die SIe .. schaltet sICh wohl �eI ?en feIerlIchen österreichische Wirtschaft, sondern Taten Anlassen und Reden dafur eI
.
n und tut so, müßte man setzen ! Sie sind jetzt, Herr als ob man wollte, aber bei der Budget- Verkehrsminister, mit Ihrem Kanzler allein 

?ehandl�ng darf . man . dann feststellen : in Ihrer Regierungssitzung, und Sie könnten 
111 

t
Kapitel 12 TItel 6 I�t der Ansatz der also ohne Schwierigkeiten hier echte Förderung 

Pos 30 c von 980.000 S auf 900.000 S treiben wenn Sie es so w llten wie Sie es 
gekürzt, obwohl die Fliegerei zugenommen bei Reden sagen 

0 ,  

hat und es mehr geworden sind. 
. 

Es ist der ÖVP noch immer nicht gelungen 
- oder sie wollte es nicht -, im Totogesetz 
durchzusetzen, daß auch der Flugsportver­
band Totomittel bekommt, weil er ja in 
Zukunft an Olympiaden und jetzt schon bei 
Weltmeisterschaften teilnimmt . 

Es gibt noch immer kein Gesetz zur materiell­
rechtlichen Sportförderung durch den Bund. 
Meine Damen und Herren ! Das ist auch sehr 
bezeichnend. Schon am 2. Dezember 1963 
wurde ein solcher Entwurf des Finanzministers 
beziehungsweise des Unterrichtsministeriums an 
die Interessenverbände versendet unter der 
Zahl 1 22. 1 40-1 a{63 . Bis heute ist von diesem 
Gesetz und von einem solchen Entwurf nie 
mehr die Rede gewesen. 

Nicht so lang hat es allerdings gedauert 
bei der Benzinpreiserhöhung. Die ist wesent­
lich später zur Diskussion gestanden, aber 
das Gesetz ist schon fertig. Gerade das war 
eine Strafe für die österreichische Luftfahrt. 
Ich darf hier darauf verweisen, daß allein 
der AUA für den Binnenflugdienst eine Mehr­
kostenbelastung von 200.000 S anwächst ; 
nur der AUA im Binnenflugdienst ! Aber 
den Sportfliegern, die mit ihren kleineren 
Maschinen in einer Vielzahl durch die Gegend 
reisen - und eine solche Maschine muß 
bekanntlich 400 bis 500 Stunden geflogen wer­
den pro Jahr, ansonsten ist sie unrentabel -, 
erwächst eine Mehrbelastung von 600.000 S 
durch diese Benzinpreiserhöhung ! Oder glaub­
ten Sie, meine Damen und Herren vor allen 
Dingen in der Österreichischen Volkspartei, 
daß jemals ein Sportflieger die Bundesstraße 
zum Starten und zum Landen benützen wird ? 
Ich glaube es nicht. Man hätte also hier, 
wenn man den Fliegern helfen wollte, wie 
man es immer sagt, zweifelsohne eine Aus­
nahme machen können und hätte bei der 
Mineralölsteuergesetzwerdung daran denken 
müssen. Aber auch das ist nicht geschehen. 
Der Dank der ÖVP-Regierung besteht also 
darin, daß die Sportflieger um 600.000 S 
bei gleichbleibenden Flugleistungen in Zukunft 
mehr zu bezahlen haben. 

Ich glaube also, daß aus all den Gründen, 
daß weniger gegeben wird als bisher, wir 
als Sozialisten der Gruppe Verkehrssektor, 
der Gruppe X, unsere Zustimmung nicht geben 
können. 

Nun lassen Sie mich aber zum Schluß, 
meine Damen und Herren, weil ich aus der 
Schwerindustrie, aus dem Herzen der Ober­
steiermark komme, auch etwas zur Verstaat­
lichung sagen. Ich habe mich schon gewundert, 
wenn da Fachleute der Landwirtschaft über 
die Verstaatlichung reden, ohne die Dinge 
zu kennen. Ich möchte hier nur eine Fest­
stellung machen. 

Mein Freund Krempl soll natürlich nicht 
von Versammlungen berichten, bei denen er 
nicht selber war, sondern über die er durch 
aufgeregte, ausgepfiffene Funktionäre seiner 
Fraktion telephonisch informiert wird. Wenn 
man aufgeregt ist, kann man das schwer 
korrekt mitteilen. Es war also nicht so, 
wie er in der Mittagszeit hier aus der Betriebs­
versammlung von Donawitz berichtete, und 
der Baumann hätte sich eh zufriedengegeben 
mit dem Ergebnis der ersten Verhandlung, 
nur der Kollege Sekanina hätte mehr ver­
langt. Das stimmt nicht, das möchte ich 
hier richtigstelIen. Es war auch nicht so, 
daß der ÖVP-Funktionär im Betrieb eine 
klare Haltung eingenommen hätte, sondern 
er ist mit der Suppe geschwommen wie ein 
Schnittlauch auf jeder Suppe. Er hat zuerst 
die Stimmung abgewartet. Nachdem sie ihn 
bei der ersten Versammlung fast aus dem 
Betrieb verjagt haben, hat er bei der zweiten 
Versammlung gesagt : Ich habe zwar ein 
anderes Konzept, aber ich bin auch der 
Auffassung, jetzt müssen wir streiken und 
dann gleich durchhalten ! Bei der letzten 
Versammlung, als er gesehen hat, daß die 
Gewerkschaft die Verhandlungen wieder ein­
gelenkt hatte, war er natürlich vorsichtiger 
und hat in der Versammlung nur mehr erklärt : 
Na ja bitte, wenn die Gewerkschaft weiter­
getan hätte, wären wir vielleicht noch zu 
einem besseren Ergebnis gekommen, aber 
es ist, glaube ich, das auch zu empfehlen. 
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So kann man es natürlich auch machen, 
aber nicht in Betrieben der verstaatlichten 
Industrie. Dort ist die Arbeiterschaft zu auf­
geklärt über die Vergangenheit und Methoden 
unserer politischen Gegner. 

Ich möchte in dem Zusammenhang mit 
der Verstaatlichung noch eines sagen. Hier 
ein ernstes Wort an die Abgeordneten der 
Österreichischen Volkspartei. Versuchen Sie 
nicht immer wieder, jene Funktionäre zu 
diffamieren, die mit der österreichischen Ar­
beiterschaft diese Betriebe in der schwersten 
Zeit übernommen haben, um sie aufzubauen, 
und dazu gehört unser Präsident Waldbrunner, 
und dazu gehört auch sein Nachfolger Doktor 
Bruno Pittermann ! Sie haben dem damaligen 
Vizekanzler, dem Abgeordneten Pittermann, 
nachgeworfen oder vorgeworfen, er sei ost­
anfällig, weil er sich dauernd in den Ost­
staaten herumgetrieben habe. Meine Damen 
und Herren ! Im heurigen Frühjahr oder 
schon beginnend im Herbst 1965 hätte in 
Donawitz zirka ein Drittel der Belegschaft 
abgebaut werden müssen, wäre es nicht 
Pittermann gelungen, Verbindungen in der 
Wirtschaft zu den Oststaaten herzustellen, 
denn in dieser Zeit vom Herbst 1 965 bis 
zum April dieses Jahres haben wir in Donawitz 
überwiegend Ost auf träge zum Verwalzen ge­
habt. Auch das muß man der Öffentlichkeit 
sagen. Und hier, glaube ich, liegt ein viel 
zu tiefer Ernst in der gesamten Wirtschaft 
unseres Landes, insbesondere in der ver­
staatlichten Industrie und bei den dort Be­
schäftigten, als daß man mit so politischer 
Demagogie darüber hinweggehen könnte und 
unsere Funktionäre hier in den Grund und 
Boden zerrt. Ich möchte behaupten : Hätte 
das österreichische Volk früher erkannt, welches 
Konzept die wirtschaftspolitische Laienspiel­
gruppe der ÖVP hatte, dann hätte der Wahl­
sieg wahrscheinlich nicht so erfreulich aus­
schaut für die ÖVP, sondern eher für die 
SPÖ. Sie werden aber, meine Damen und 
Herren, damit rechnen müssen, daß in vier 
Jahren längstens, wenn nicht früher das 
österreichische Volk Sie daran erinnern wird, 
wie oft Sie in der Periode Ihrer Regierungs­
mehrheit das Volk belogen haben ! (Beifall 
bei der SP().) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Hellwagner . Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abgeordneter Hellwagner (SPÖ) : Herr Präsi­
den ! Hohes Haus ! Zuerst sei mir einmal 
gestattet, daß ich eine ganz kurze Antwort 
dem Abgeordneten Mayr gebe. Er hat hier 
von den Arbeiterwochenkarten gesprochen 
und hat erklärt, es wäre ja möglich, daß der 
Minister von sich aus im Verordnungsweg die 

Einkommensgrenze der Arbeiterwochenkarten 
hinaufsetzen könnte. Der Herr Abgeordnete 
Mayr hat aber vergessen und hat im Haus 
nicht erklärt, daß es ja zwei Sorten von 
Arbeiterwochenkarten gibt, nämlich die nor­
male und die ermäßigte. Er hat von den 
normalen Arbeiterwochenkarten gesprochen. 
Ich darf hier sagen, daß von den normalen 
Arbeiterwochenkarten nur 10 Prozent in 
Anspruch genommen werden, weil hier die 
Einkommensgrenze bei 1500 S liegt. Er hat 
hier nicht erklärt, daß die ermäßigten Wochen­
karten im Rahmen dieser Tariferhöhung um 
50 Prozent erhöht werden. 

Darüber hinaus darf ich noch zwei Fest­
stellungen treffen. Ich bedaure es als Arbeit­
nehmer und im besonderen als Arbeiter eines 
verstaatlichten Unternehmens, daß die Re­
gierung bis heute, obwohl sie seit dem 20. April 
nun installiert ist, noch immer kein Konzept 
für die verstaatlichte Industrie vorgelegt hat . 
Ich darf darauf hinweisen, daß viele Probleme 
der verstaatlichten Industrie seit Oktober 
zurückgestellt wurden, weil die einzelnen 
Vorstände nicht wissen, wie sich die ver­
staatlichte Industrie unter der Alleinherr­
schaft der ÖVP entwickeln wird. Ich darf 
hier sagen, daß jeder Tag einen Schaden 
für die verstaatlichte Industrie darstellt, und 
das ist sehr, sehr bedauerlich ! 

Ich habe mir heute die Diskussion über 
die verstaatlichte Industrie sehr gut angehört. 
Auch weiß ich, daß heute in Wien die Funk­
tionäre des ÖAAB aus den verstaatlichten 
Unternehmungen zusammengetreten sind. Ich 
hätte der ÖVP empfohlen, sie hier herein­
zuholen : dann hätten sie die Meinung ihrer 
eigenen Mandatare hier anhören können. 
Ich glaube, die wären mit ganz anderen 
Gefühlen nach Hause gefahren als bei diesen 
Schalmeireden, die sonst draußen geführt 
werden. 

Ich habe auch nicht mit besonderer Freude 
die Stellungnahme der FPÖ vernommen. 
Ich glaube, daß die Betriebsräte der FPÖ, 
die in den verstaatlichten Unternehmungen 
tätig sind, dieser Formulierung nicht ihre 
Zustimmung geben werden. Sie können sich 
darauf verlassen : Wir werden den Betriebs­
räten auch der freiheitlichen Arbeiterschaft 
die Meinung der FPÖ, wie sie hier im Hause 
vertreten worden ist, entsprechend mitteilen. 

Im Rahmen dieser Diskussion wurde immer 
wieder darauf hingewiesen, daß die verstaat­
lichten Unternehmungen nach kaufmännischen 
Grundsätzen geführt werden müssen. Ich 
frage Sie : Welche Unternehmungen werden 
nicht nach kaufmännischen Grundsätzen ge­
führt ? Darüber hinaus wurde immer wieder 
und insbesondere im Wahlkampf auf die 
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defizitären Beträge hingewiesen. Welche Be­
triebe sind denn defizitär ? Sprechen Sie 
doch das auch richtig aus. Es sind dies im 
wesentlichen die USIA-Betriebe, die eben 
nach der USIA-Verwaltung übernommen wor­
den sind. Auch Ranshofen hat zwei solche USIA­
Betriebe mit übernommen. Hätten Sie diese 
USIA-Betriebe angeschaut, wie sie ausgesehen 
haben, als wir sie übernommen haben ! Ver­
langen Sie nicht von so einem Betrieb, daß 
er nach kürzester Zeit aktiv sein kann. Ich 
möchte darauf hinweisen, daß das verstaat­
lichte Unternehmen Ranshofen für diese Be­
triebe sehr viel geleistet hat. Ich darf hier 
erklären, daß Ranshofen für diese Betriebe 
im niederösterreichischen Raum, sowohl für 
Berndorf als auch für Amstetten, rund 
200 Millionen Schilling investiert hat. Sie 
machen hier immer wieder der verstaatlichten 
Industrie den Vorwurf, sie zahle keine Divi­
denden. Auch diese 200 Millionen Schilling 
sind in indirekter Form Dividendenzahlungen. 
Ich darf hier auch zum Ausdruck bringen, 
daß es Ihnen nicht gelungen ist, die Glaub­
würdigkeit, die Sie hier im Bekenntnis zur 
verstaatlichten Industrie anbringen wollten, 
unter Beweis zu stellen. 

Sehr verehrte Anwesende ! Schon einige 
Vorredner haben sich mit den Problemen 
der verstaatlichten Industrie befaßt. Auch 
zum Thema der Fertigwarenerzeugung be­
ziehungsweise der Finalindustrie wurde schon 
zum Grundsätzlichen etwas gesagt. Insbe­
sondere hat mein Kollege Scheibengraf dazu 
Stellung genommen. 

Ich möchte aber auch zu diesem Punkt 
etwas Grundsätzliches und etwas Allgemeines 
sagen. Sie werden vielleicht fragen : Wozu ? 
Darauf möchte ich Ihnen antworten, daß 
die Fertigwarenerzeugung und die Final­
industrie sehr stark vernachlässigt worden 
sind. Aber Sie können diese Verantwortung 
nicht den beiden Ministern der Sozialistischen 
Partei zuschreiben, die bisher für die ver­
staatlichte Industrie verantwortlich gezeichnet 
haben, sondern gerade auf diesem Gebiet 
sind die allergrößten Schwierigkeiten von der 
ÖVP gekommen. (Abg. Dr. K ranz lmayr: 
Nicht weinen !) Ich könnte Dutzende Beispiele 
aus dem eigenen Unternehmen hier aufzeigen, 
darüber hinaus sei mir auch gestattet, auf 
einige besondere Dinge hinzuweisen. Ich darf 
auf die Rede des Herrn Professor Nemschak 
hinweisen, der gesagt hat : "Die eine Partei 
wehrt sich dagegen, daß die verstaatlichten 
Grundindustrien in die Finalindustrie vor­
stoßen. " Was schreibt dazu die Zeitschrift 
"Die Industrie" 1 

Sie schreibt unter anderem : "Drei Merkmale 
sind fast allen Stellungnahmen zum Ver-

staatlichungsproblem, die von nichtsoziali­
stischer Seite erfolgen, gemeinsam" und dann 
heißt es in dem einen Punkt : "Widerstand 
gegen die Eingliederung neuer Branchen, 
gegen die vertikale Konzentration und ähn­
liche Expansionsbestrebungen der verstaat­
lichten Industrie" .  Ich glaube, damit - und 
ich möchte das noch einmal unterstreichend 
sagen - erbringen Sie nicht den Beweis der 
Glaubwürdigkeit Ihrer positiven Einstellung 
zur verstaatlichten Industrie. (Beifall bei der 
SPÖ.j 

Darüber hinaus darf ich aber doch noch 
etwas erhärtend feststellen. Sie könnten sagen : 
"Die Industrie", das ist nicht die ÖVP. 
Ich darf dazu etwas aus den "Oberöster­
reichischen Nachrichten" vom 7 . Juni 1966 
zitieren. Hier heißt es : "Die ,Industrie' ver­
schafft sich in gravierenden Belangen meist 
auf direktem Wege vom Schwarzenbergplatz 
zur Kärntner Straße Gehör . . .  ". Hier heißt es 
sehr deutlich, daß sich die Industrie immer 
wieder diesbezüglich durchsetzen kann und 
die ÖVP letzten Endes dann das durchführt, 
was die Industrie will. 

Ich möchte jetzt besonders auf das Problem 
Aluminium eingehen. Hier darf ich, wenn 
es gestattet ist, einen kurzen Vermerk zur 
Verlesung bringen : "Auch die Lage bei Alu� 
minium war, mit Ausnahme der Preßware, 
nicht mehr so günstig wie im Vorjahr, obgleich 
der Export der Vereinigten Metallwerke Rans­
hofen-Berndorf mit rund 788 Millionen Schilling 
(gegenüber 760 Millionen Schilling im Jahre 
1964),  das sind knapp 60 Prozent des Gesamt� 
umsatzes, um 3,7 Prozent höher gewesen ist 
als im Jahre 1964. Dieser Exporterfolg ist 
zum größten Teil aber leider nur auf den 
Absatz von Rohaluminium zurückzuführen 
. . .  ". Hier heißt es dann weiter, daß die 
Pro-Kopf�Quote in Österreich bei 6,5 kg liegt. 

Ich möchte noch hinzufügen - weil Sie 
es jetzt ja verweigert haben -, daß der 
ÖAAB es gewesen ist, der vor ungefähr zwei 
Jahren hier angeboten hat, daß er dafür 
wäre, daß ein Verfassungsgesetz gemacht 
wird, das den Bestand der verstaatlichten 
Industrie sichert. 

Heute weiß die ÖVP eigentlich nichts mehr 
davon. 

Ich darf besonders darauf hinweisen, daß 
die Erweiterung der verstaatlichten Industrie 
zur Finalindustrie unbedingt notwendig ist. 
Das ist ein Trend, der nicht nur von uns 
Sozialisten gefordert wird, sondern der auf 
der ganzen Welt zu erkennen ist. Auch dazu 
einige Beweise. 

Ich habe hier eine Unterlage, die heißt : 
"Die Weltaluminiumindustrie" . Hier heißt es 
auf Seite 7 : "Die eigentliche Vielfalt der 

11. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 111 von 126

www.parlament.gv.at



768 Nationalrat XI. GP. - 1 1 .  SitZWlg - 16. JWli 1966 

Hellwagner 

Aluminiumindustrie offenbart sich in 
Fertigverarbeitung. " 

der nungen. Insgesamt wurden gebaut beziehungs­
weise gefördert 48.083 Wohnungen. 

Dann heißt es weiter auf Seite 13 : "Die 
führenden Aluminiumkonzerne haben aber 
keinesfalls die Absicht, sich ihren Marktanteil 
durch Fertigverarbeitungsbetriebe der Ver­
braucherindustrie schmälern zu lassen. So 
erstellt die Reynolds Metal & Co. gegenwärtig 
zwei Fabriken zur Herstellung von Konserven­
dosen und ähnlichen Behältern aus Alu­
minium, nachdem sie bereits eine große 
Fabrik zur Herstellung von Bierdosen aus 
Aluminium in Betrieb genommen hat . . .  ". 
Aus diesem Bericht könnte ich noch ver­
schiedenes anführen, wie in Deutschland und 
in der Schweiz vorgegangen wird. Das Argu­
ment, das immer wieder von der ÖVP gebracht 
wird, daß nämlich die Hüttenindustrie keine 
Fertigung vollziehen darf, da ansonsten die 
Abnehmer verlorengehen würden, stimmt 
nicht, sondern ich bin der Meinung, daß es 
gerade in Österreich notwendig ist, daß sich 
die Hüttenindustrie in diesem Industriezweig 
erweitert. 

Warum ist gerade in diesen drei angeführten 
Jahren der soziale Wohnungsbau so stark 
zurückgegangen ? Da darf ich im besonderen 
auf einen Umstand hinweisen, und ich glaube 
nicht, daß die Abgeordneten der ÖVP darauf 
vergessen haben. Ich darf auf den Beschluß 
hinweisen, der am 16.  Juni 1958 im Rahmen 
der IBV - und zwar auf Grund der Dirimierung 
des damaligen Bundeskanzlers -gefaßt worden 
ist. Damals hat es geheißen - so steht es 
gena u in dem Schreiben der IBV - :  

"Der Aufsichtsrat unserer Gesellschaft hat 
in seiner 19. Sitzung am 1 6. Juni 1958 be· 
schlossen, daß für ab 1 .  Juli 1958 begonnene 
Bauführungen Kapitalerhöhungen durch Über­
nahme von Geschäftsanteilen durch den Bund 
beziehungsweise der begünstigten Unterneh. 
mungen nicht stattfinden. Den staatseigenen 
gemeinnützigen Wohnungsgesellschaften wird 
empfohlen, die zur Bauführung erforderlichen 
Eigenmittel sich dadurch zu beschaffen, daß 
Eigentumswohnungen gebaut und die Eigen-

Ich freue mich, daß auch der Herr Staats- mittel vom Wohnungswerber beigebracht wer­
sekretär Taus sich dieser Meinung ange- den. " 
schlossen hat, denn er hat im Finanzausschuß Da wir jetzt wieder vor der Situation 
erklärt, daß er keiner Versteinerungstheorie stehen, in der die ÖVP die sogenannte Führung 
das Wort reden könne. Daher mein Appell : der verstaatlichten Industrie angetreten hat 
Unterstützen Sie das entsprechend auch in (Ruf bei der Ö V P: Wieso "sogenannte" ?) , 
der nächsten Zeit, denn es wird unbedingt I würde ich raten, nicht mehr diesen Weg zu 
notwendig sein. Soviel zur verstaatlichten gehen. Die Belegschaft würde das der ÖVP 
Industrie, zur Finalindustrie. nicht danken. (Abg. Grundemann. Fal ken .  

E s  hilft uns nichts, wenn d a  und dort b e rg: Lassen Sie das unsere 
Erklärungen abgegeben werden, sondern wir Sorge sein und nicht die Ihrige !) 
brauchen ein ehrliches Bekenntnis, kein Lip- Vielleicht wollen Sie heute von diesem Beschluß 
penbekenntnis, und das können Sie in der nichts mehr wissen ! (Abg. K1'empl: Das war 
nächsten Zeit entsprechend unter Beweis ja unter Vizekanzler Pittermann !) Wenn Sie 
stellen. haben wollen, daß solche Beschlüsse auch 

Und noch sei mir etwas gestattet heute von den Sozialisten vergessen werden, dann 
rate ich Ihnen : Fassen Sie keine solchen hier vorzubringen. Ich möchte mit Absicht 

etwas kürzer sein, schon wegen der fort­
geschrittenen Zeit. (Abg. Fachl eutner: Reden 
Sie nur weiter, das ist sehr interessant !­
Abg. B e nya: Sie haben ja keine Ahnung 
von dieser Industrie ! - Weitere Zwischenrufe.) 

Ich darf die Leistungen aufzählen, die in 
den letzten Jahren durch den sozialen Woh­
nungsbau im Rahmen der verstaatlichten 
Industrie erbracht worden sind : Von 1 946 
bis 1950 insgesamt 2627 Wohnungen, in den 
Jahren 1951 bis 1 955 7151  Wohnungen, von 
1956 bis 1 958 2709 Wohnungen. 

Dann fällt die Bautätigkeit rapid ab ; 
in den nun folgenden Jahren wurden nur 
mehr 678 Wohnungen, 592 Wohnungen, 
677 Wohnungen gebaut. Hierauf steigt die 
jährliche Summe wiederum etwas an : 
1 105 Wohnungen, 1437 Wohnungen, 1013 Woh· 

Beschlüsse ! 
Ich möchte dazu abschließend sagen, 

daß wir von seiten der Belegschaften 
unbedingt verlangen, daß der soziale Woh. 
nungsbau unbeschränkt weitergeführt wird. 
(Ruf bei der Ö V P: Wird gemacht !) Ich darf 
Sie daher bitten, dafür einzutreten, denn der 
soziale Wohnungsbau ist auch deshalb so 
notwendig, weil wir gerade jetzt dabei sind, 
auch für die Pensionisten zu sorgen, daß 
sie die kleineren Wohnungen beziehen können, 
die in den ersten Jahren gebaut worden sind. 
Auch so viele junge Ehepaare sind in der 
verstaatlichten Industrie noch ohne Wohnung. 
Sie sollen das Recht darauf haben, auch im 
Rahmen des sozialen Wohnungsbaues der 
verstaatlichten Industrie zum Zug zu kommen, 
Ich möchte hier ganz besonders den Minister 
bitten, dafür Sorge zu tragen, daß der soziale 
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Wohnungsbau eine entsprechende Fortsetzung 
erfährt. ( Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Eberhard. Ich erteile 
ihm das Wort. (Ruf bei der SPÖ : Der redet 
zwei Stunden ! - Abg. So roni cs: Uns macht 
das nichts aus ! Wenn die Stenographen das 
aushalten ? Wir bleiben da ! - Ruf bei der S PÖ : 
Von euch ist ja eh keiner da ! - Abg. Konir :  
Wo I seid ihr denn ? - Abg. Mit t erer: So 
interessant sind die Ausführungen auch wieder 
nicht ! - Ruf bei der Ö V P :  Im gegebenen 
Augenblick werden wir da sein !) 

Abgeordneter Eberhard (SPÖ) : Darf ich 
beginnen 1 Hohes Haus ! Meine Damen und 
Herren ! (Weitere Zwischenrufe bei der Ö V P 
und Gegenrufe bei der SPÖ.j 

Präsident Wallner: Der Herr Abgeordnete 
Eberhard hat das Wort. Ich bitte um Ruhe ! 

Abgeordneter Eberhard (fortsetzend) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Es haben zwar 
heute schon einige Redner zum notleidenden 
Kohlenbergbau in Österreich gesprochen, aber 
da ich selbst in einem Gebiet wohne, wo ein 
Betrieb mit einer Belegschaft von 1500 Arbei­
tern besteht und ich täglich mit der Sorge und 
der Not der dort beschäftigten Bergarbeiter 
konfrontiert werde, aber nicht nur mit der 
Not der Bergarbeiter allein, sondern mit der 
Not der gesamten Bevölkerung, und hier im 
besonderen auch mit den Wirtschaftstreibenden 
in diesem Gebiet, glaube ich berechtigt zu 
sein, auch zu dieser Frage meine Meinung 
kundzutun. 

Hohes Haus ! In der Kohlenwirtschaft ist 
ein Krisenzustand eingetreten. Dabei handelt 
es sich nicht um ein regionales Problem, son­
dern um ein Problem, das die gesamte Wirt­
schaft Österreichs betrifft .  Es ist dies nicht 
nur ein Problem Österreichs und Europas, 
sondern es stellt ein Problem in der ganzen 
Welt dar. Wir wissen, daß dieser Krisenzu­
stand dadurch entstanden ist, daß man unter­
dessen den Kohlenbedarf wesentlich einge­
schränkt hat, daß der Absatz für die Förderung 
des heimischen Kohlenbergbaues nicht mehr 
gegeben ist und daß an Stelle der Kohle neue 
Energieträger getreten sind, zum Beispiel 
Gas, Strom und insbesondere Heizöl. 

Wir wissen aber auch, daß wir es bei der 
österreichischen Kohle mit einem minder­
wertigen Produkt zu tun haben, das kalorien­
arm ist, und daß daher in der weiteren Ver­
wertung besondere Schwierigkeiten entstehen. 
Bis zum Jahre 1957 ist gerade die Förderung 
des österreichischen Kohlenbergbaues die Vor­
aussetzung für die wirtschaftliche Entwicklung 
unseres Landes gewesen. Wir müssen fest­
stellen, daß diese Wirtschaft, die ihren Auf-

bau ohne den österreichischen Kohlenbergbau, 
ohne die unerhörten Leistungen der Berg­
arbeiter nach 1945 niemals in einem solchen 
Ausmaß hätte vollführen können, sich dem 
Kohlenbergbau gegenüber als ein sehr un- · 
dankbarer Kunde erwiesen hat. Denn von 
1957 bis 1965 hat die Wirtschaft ihren Kohlen­
bezug um 60 Prozent reduziert. 

Ich glaube, daß dadurch in erster Linie die 
Ursachen für den Notstand gegeben sind, in 
dem sich heute die österreichische Kohlen­
wirtschaft befindet. Diese Entwicklung ist 
zwangsläufig, denn es haben sich sicherlich 
auch die Haushalte zum Teil umgestellt. Wir 
wissen, daß auch die Bahn durch die Elektri­
fizierungsmaßnahmen nicht mehr jenen Be­
darf an Kohle hat, der seinerzeit gegeben war, 
und daß alle diese Fakten zusammen letzten 
Endes diesen Notstand herbeigeführt haben. 

Es gibt heute eine Reihe von Menschen, 
die sagen, es wird von Seite des Staates sowieso 
alles getan, um diesem Notstand begegnen zu 
können. Es werden Jahr für Jahr beachtliche 
Mittel von seiten des Staates für die Stützung 
der Kohlenwirtschaft in Österreich aufge­
wendet. Ich glaube, es muß einmal mit dieser 
Legende Schluß gemacht werden, daß man 
heute sagt : Diese Mittel dienen allein dem 
österreichischen Bergbau, dienen allein den 
dort beschäftigten Arbeitern und Angestellten, 
denn man sagt wohlweislich nicht, daß diese 
Mittel letzten Endes der gesamten Wirtschaft 
Österreichs dienen. Bis zum Jahr 1965 sind 
allein dadurch, daß man bei Kohle nicht ein­
mal die Gestehungskosten im Verkauf zu­
billigte, der österreichischen Wirtschaft 
60,2 Milliarden Schilling zugeführt worden. 
Daher zu sagen, hier seien beachtliche Mittel 
in einen Wirtschaftszweig gesteckt worden, 
der weiter notleidend geblieben ist, trifft nicht 
in dem Sinn zu, wie man immer wieder der 
Öffentlichkeit zu zeigen versucht. 

Heute haben zwei Vertreter der Bauernschaft 
zum österreichischen Kohlenbergbau gespro­
chen. Ich bin dem Herrn Abgeordneten 
Schrotter sehr dankbar, ich versichere ihn 
meiner Solidarität für die nächste Woche bei 
der Behandlung des Kapitels Landwirtschaft, 
aber ich glaube, er hat einiges nicht gesagt, 
was man unbedingt hätte sagen müssen, 
nämlich die bestehende Diskriminierung, die 
man sieht, wenn man in Vergleich zieht, wie 
in diesem Lande die sicherlich von uns auch 
teils zugegeben notleidend gewordene Land­
wirtschaft unterstützt wird und wie wenig 
im Vergleich dazu eine solche Unterstützung 
der notleidende Kohlenbergbau in Österreich 
erhält. (Abg. Glaser; Nächste Woche reden 
wir darüber I) Wir werden darüber reden. 
Er hat nicht von der weiteren Diskriminie-

54 
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rung gesprochen, die darin besteht, daß diese zu rußig, zu schwarz, auch für dieses Werk. 
enormen Stützungsbeträge der Landwirtschaft (H eiterkeit. - Ruf bei der Ö V P:  Es ist ja 
gegeben werden. Ich möchte hier, um allen grün ! - Abg. Dr. Go rba ch: Je schwärzer 
Dingen vorzubeugen, ausdrücklich festhalten, desto besser!) Man verheizt in diesem Werk 
daß alle Förderungsmaßnahmen zugunsten jährlich vielleicht 4000 bis 8000 t Kohle, 
der österreichischen Landwirtschaft auch mit und zur Zeit der Entstehung wurde gesagt : 
den Stimmen der Sozialisten in diesem Hause Das soll ein Ersatzbetrieb für Grünbach 
beschlossen worden sind. Aber wir verlangen werden. Das muß man ja auch sagen. Wenn 
daher auch mit Fug und Recht, daß man mit man schon zu einem Problem Stellung bezieht, 
derselben Einstellung auch dem notleidenden dann hat man doch die Verpflichtung, daß 
österreichischen Kohlenbergbau begegnet. man alles sagt. 

Herr Kollege Schrottel' hat �icht angeführt, I So leicht ist es natürlich nicht, wie Kollege 
daß die Landwirtschaft in Osterreich allein Neumann gesagt hat : Ja, die VÖEST hätte 
in der Umsatz besteuerung eine begünstigte doch die Möglichkeit, die österreichische Koh­
Behandlung erfährt, denn sie zahlt nur 1 ,7 Pro- lenwirtschaft aus diesem Krisenzustand heraus­
zent, während der österreichische Kohlen- zuführen, wenn sie dort Braunkohle verfeuern 
bergbau, obwohl er so notleidend geworden würde. Ich würde ihm empfehlen, sich darüber 
ist, 5,25 Prozent Umsatzsteuer zu entrichten einmal mit Fachleuten zu unterhalten, wieweit 
hat. Das muß man auch sagen. (Der P r ä- sein Vorschlag überhaupt realisierbar ist . 
s i d e n t  übernimmt den Vorsitz.) Er hat ja  auch gesagt, die Sozialisten seien 

Der Herr Abgeordnet� Neum�nn erwähnte - schuld, daß es bisher zu keinem Energieplan 
( Abg. Dr. Gor  ba c h: Em gesch�ckter Bursche !) und zu keinem Kohlenplan gekommen ist. 
sehr wohl, Herr Altbundeskanzler, es wird sich Meine sehr verehrten Damen und Herren gleich herausstellen, wie geschickt er ist -, 
in Österreich seien unter den Sozialisten in dieses Hohen Hauses ! Ich erinnere nur an die 
der letzten Zeit 26 Kohlenbergbaue zugesperrt immer wieder von Jahr zu Jahr erhobene 
worden, und er versuchte, uns das anzudrehen, Forderung nach dem Energieplan. Ich gehöre 
zu unterstellen. Dazu möchte ich ihm zu- nun schon zehn Jahre diesem Hohen Hause 
nächst einmal sagen, daß das letzten Endes an, und es ist doch immer wieder von unserer 
auch für ihn ein Beweis sein müßte, daß auch Seite vom Energieplan und vom Kohlenplan 
wir Sozialisten den Mut zu unpopulären Maß- gesprochen worden. Es wird sich einmal die 
nahmen gehabt haben. Möglichkeit ergeben, daß der seinerzeitige 

Er hat aber auch nicht gesagt, daß unter Chef der Sektion IV, Abgeordneter Dr. Pitter­
diesen 26 Betrieben viele Betriebe sind, die m.ann, selbst . diesem Haus Aufklärung geben 
auf Grund der Auskohlung zugesperrt werden W:Ird, .was seme Bem�ungen waren �nd wer 
mußten, daß kleinere Betriebe darunter waren, i dIese J�hrel�ngen Bemuhungen torpedIert hat. 
deren Rentabilität nicht gegeben war und die Das w�rd SICh �lles herausstellen, und man 
unbedingt geschlossen werden mußten im kann mcht uns .die

. 
Schuld �eben, �aß man auch 

Sinne des Gesamtkonzeptes der österreichi- von anderer �eIte Immer �Ieder dIesen Kohlen­
sehen Kohlenwirtschaft. Das alles hat er p�an. und dIesen EnergIeplan verla�gt. Ich 
nicht gesagt. bm In der Lage, �hnen heute zu beweIsen, daß 

Er hat auch nicht gesagt, daß zu dem Zeit- �owohl . de: ArbeIterkammertag als auc� der 
punkt, wo man Grünbach geschlossen hat, ÖsterrelChIsche Gewerkschaftsbund bel der 
von Ihrer Seite in Höflein in Niederösterreich Bundesregierung vorstellig geworden sind, man 
ein Bergwerk unter wahnsinnigen Kosten möge doch endlich in Anbetracht dieses 
aufgemacht wurde, wo allein 90 Millionen Krisenzustandes versuchen, mit allen zu­
Schilling für die Erschließung der Gruben ständigen Stellen zu einer Koordinierung zu 
und die Errichtung der Betriebsanlagen auf- kommen, zu einem Plan zu kommen, womit 
gewendet werden mußten. (Abg. Dr. Pi t t er- diesem Umstand Rechnung getragen wird. 
m a n n :  Um 16.000 t zu fördern !) Von diesem Es war nicht möglich. Es hat ein Minister­
Betrieb wußte man, daß er jährlich einige komitee bestanden, aber man ist nicht weiter­
Millionen Betriebsabgang haben muß. Das gekommen. Und warum ? Weil man zum 
ist alles in Ordnung ! Man hat zu der Zeit Teil in letzter Zeit überhaupt nicht mehr zu 
damit argumentiert, dieser Betrieb sei wichtig, den Verhandlungen erschienen ist. Dann zu 
weil in Peisching ein kalorisches Kraftwerk sagen, wir haben das torpediert - nun, es 
errichtet werde, wofür der Kohlenbergbau wird sich sehr leicht beweisen lassen, wer 
Höflein die Basis abgeben solle. Was ist ge- wirklich diese Frage in Österreich torpediert 
schehen ? Wie wird denn dieses Kraftwerk hat. 
gespeist ? Mit Öl oder Gas ! (Abg. Dr. Gor- Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
bach: Mit Kernöl !) Nicht mit untersteirischem Was soll nun geschehen ? (Abg. Dr. P i t t e r­
Kernöl, Herr Altbundeskanzler, denn das ist mann zu Abg. Rartl : Hartl ! Rartl ! Gleich 
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holen wir das Röhrl, dann heißt es hineinblasen ! 
- Heiterkeit. - Ruf bei der SPÖ : Er läuft 
ohnehin 8chon blau an !) Immer, wenn irgend­
wo von der Kohle gesprochen wird, wirft sich 
automatisch auch die Frage auf: Was soll 
geschehen 1 Vielfach hört man sehr leicht­
fertig ausgesprochen : Schließen wir einfach 
Betriebe ! Ich möchte davor warnen, so leicht 
kann man diese Dinge nicht nehmen. Heute 
hat schon ein Kollege von mir, Freund Zingler, 
gesagt : Ist eine Kohlengrube einmal ge­
schlossen, dann ist es unmöglich, sie wieder 
aufzudchten. 

Ich möchte aber auch noch auf etwas 
anderes hinweisen. Ich glaube, wir alle 
haben Grund genug, dafür zu sorgen, daß 
unserem Lande auch eine nationale Energie­
reserve erhalten bleibt, denn keiner von uns 
kann sagen, ob nicht vielleicht schon morgen 
jene Energieträger, auf die heute unsere 
Wirtschaft greift, für uns nicht mehr da sind, 
weil etwa eine internationale Verwicklung eine 
Einfuhr nach Österreich unmöglich gemacht 
hat. Ich möchte sagen, es wird sich ja heraus­
stellen, und ich hoffe nur, daß es jetzt, wo 
von seiten der Österreichischen Volkspartei 
die Alleinregierung gestellt wird, gelingt, diese 
Frage endlich einmal einer Lösung zuzu­
führen und einen Kohlenplan zu erstellen. 

Sollte es im Zuge dieser überlegungen 
wirklich zu weiteren Betriebseinschränkungen 
oder Betriebsschließungen kommen, dann muß 
doch auch dafür Vorsorge getroffen werden, 
daß den Leuten, die dort ortsansässig sind 
und ihre Einfamilienhäuser haben, mit der 
Schaffung von Ersatzbetrieben andere Arbeits­
plätze zur Verfügung gestellt werden. Man 
spricht immer von einer Umgliederung dieser 
Leute in andere Betriebe. Ich möchte nur 
darauf hinweisen, wie schwierig dieses Problem 
ist. 

Ich habe heute eine Zeitung erhalten, in 
der das Problem "Kohle in Deutschland" 
behandelt wird und in der man schreibt : 
"Den Männern aber, die ihr ganzes Leben 
lang unter Tag arbeiteten, gelingt eine solche 
Umstellung nur selten, und so gibt es eine 
ganz besondere Kategorie von Arbeitslosen 
in der noch immer von der Hochkonjunktur 
geprägten Wirtschaft der Bundesrepublik. 
Ruhrbergleute im Alter von über 50 Jahren 
sind auch rein körperlich nicht für neue 
Berufe geeignet, und die Unternehmer und 
Personalchefs finden für sie keine richtige Ver­
wendung. Man bemüht sich aber nun, Um­
schulungskurse einzurichten, da ja fortlaufend 
jeden Monat mindestens einige hundert Ruhr­
kumpel arbeitslos werden. " 

Dieses Problem trifft natürlich auch für uns 
zu. Wir haben heute in den Kohlenbergbauen 

überaltertes Personal, denn die jungen Berg­
arbeiter haben sich längst einen anderen 
Arbeitsplatz gesucht. Die Jungen, die nicht 
an Familie und Heim gebunden waren, sind 
ausgezogen. Geblieben sind die überalterten 
Menschen, die heute für eine Umschulung 
beziehungsweise Umgliederung überhaupt nicht 
mehr in }'rage kommen können. Das ist das 
große soziale Problem. (Abg. Dr. Gorbach :  
Herr Abgeordneter Eberhard ! Der Zug nach 
Wolfsberg geht schon ! - Heiterkeit. - Abg. 
Machunze :  Eberhard, sei fesch !) 

Herr Altbundeskanzler ! Sie können mich 
nicht aus der Ruhe bringen. Ich werde mich 
sehr freuen, wenn ich Sie wieder in Wolfsberg 
begrüßen kann und Sie mit den Wolfsberger 
Problemen vertraut machen darf. Aber ich 
muß Ihnen sagen, auch Wolfsberg hat ein 
Kohlenproblem, denn diese Bezirksstadt - das 
muß man wissen - beherbergt in ihren Grenzen 
nicht nur einige hundert Bergarbeiter, sondern 
sie strahlt auch wirtschaftlich aus. In Wolfs. 
berg wird man genauso unter diesen Verhält. 
nissen zu leiden haben, wenn es einmal heißt, 
der Braunkohlenbergbau Sankt Stefan soll 
geschlossen werden. Ich kann Ihnen sagen, 
Herr Altbundeskanzler, welche Situation 
entstanden ist, als in der Angelegenheit 
Tauchen bei der Vorsprache der Betriebsräte 
beim Herrn Vizekanzler Dr. Bock von diesem 
- ich weiß nicht, in welchem Zusammen· 
hang - die Äußerung gemacht wurde, daß 
unter Umständen auch die LAKOG zugesperrt 
werden wird, was da drunten nicht nur in den 
Kreisen der Bergarbeiter, sondern im ganzen 
Bezirk Wolfs berg für eine Stimmung ent· 
standen ist, denn über 70 Millionen Schilling 
Lohnsumme im Jahr müssen doch ihre wirt. 
schaftlichen Auswirkungen haben und wirken 
doch befruchtend auf die gesamte Wirtschaft 
eines solchen mehr oder weniger eng begrenzten 
Bezirkes. 

Ich habe daher nicht unbegründet an den 
Herrn Vizekanzler Bock die Frage gerichtet, 
wieweit tatsächlich ernstlich die Absicht be· 
steht, Sankt Stefan in den Schließungsplan 
eventuell einzubeziehen. Ich habe bedauer­
licherweise bis heute noch keine Antwort 
erhalten. Nun, was sollen wir machen 1 (Abg. 
Machunze:  Schluß !) Man macht zum Bei� 
spiel den Kohlenbergbau direkt für diesen 
Krisenzustand verantwortlich. Man hat ihm 
die ganzen Jahre hindurch nicht die Möglich. 
keit gegeben, seine Betriebe machineIl so aus· 
zustatten, daß zu einer besseren Auswertung 
geschritten werden konnte. Man ist heute 
nicht einmal mehr imstande, Rationalisierungs. 
maßnahmen in dem Sinne voranzutreiben, 
wie es notwendig wäre, denn oftmals fehlen 
dazu die Arbeitskräfte, abgesehen von den 
modernen Maschinen, die man jahrelang nicht 
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anschaffen konnte. Daher, glaube ich, müßte 
die Bergbauförderung nicht nur erhalten, 
sondern auch aufgestockt werden. 

Es ist bezeichnend, wie andere Länder durch 
ihre Unterstützung beim Kohlenproblem Ab­
hilfe schaffen wollen. Ich habe hier eine Auf­
stellung, nach der zum Beispiel in Frankreich 
jährlich 1 Milliarde neuer Francs für die 
Kohlenbergbaue aufgewendet wird. 

In Belgien hat die Regierung die freie Ein­
fuhr aus Drittländern vorübergehend aufge­
hoben. Für das zweite Quartal 1965 wurde ein 
Importkontingent von 40.000 t, aufgeteilt 
auf Herkunftsländer, erstellt. 

In England wird von Regierungsseite zwecks 
Absatzsteigerung der dortigen Kohle ein Ver­
zicht auf Rückstellung von rund 10 Millionen 
Pfund geleistet. Ferner wird das staatliche 
Elektrizitätsmonopol der Kohle einen Vorrang 
einräumen. Desgleichen werden die öffent­
lichen Gebäude und Gaswerke die heimische 
Kohle bevorzugt übernehmen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat ein 
umfassendes Gesetz zur Förderung der Ver­
wendung von Kohle in Kraftwerken beschlos­
sen. Das Gesetz sieht im wesentlichen die 
steuerfreie Rücklage bis zu 45 Prozent der 
Anschaffungs- und Herstellungskosten beim 
Bau von Kraftwerken auf Kohlenbasis vor. 
Nach zehn Jahren ist die Rücklage gewinn­
neutral, also steuerfrei auflösbar. 

Neben diesem Förderungsgesetz zur Ver­
wendung der Kohle als Energieträger ist ein 
weiteres Gesetz zur Förderung der Rationali­
sierung im Bergbau mit der Möglichkeit 
begünstigter Um änderung von Kapitalgesell­
schaften vorbereitet. (Abg. Dr. Gorbach : 
Nicht so schnell ! Die Stenographen kommen 
nicht mit !) Ich kann auch langsamer reden. 
Auch Fragen einer zentralen Produktions­
steuerung des gesamten Kohlenbergbaues unter 
zusätzlicher Erfassung des Erdgases in der 
Sonderbelastung von Importkohle und Heizöl 
zur Aufbringung von Mitteln für einen Sanie­
rungsbeitrag, der Bergleuten und Gruben 
gewidmet sein soll, werden behandelt. 

Das sind Leistungen, echte Leistungen. 
Ich darf noch hinweisen auf die Stillegungs­
prämien, die dort gewährt werden. 

Und was geschieht bei uns � Bei uns hat 
man Bergbaue zugesperrt, mußte SIe zu­
sperren. Ich weiß nur von einem einzigen 
Fall, wo der Staat Stillegungsprämien gewährt 
hat, die aber nicht allein den Arbeitern dort 
zugute gekommen sind, sondern zur Betriebs­
liquidierung überhaupt eingesetzt werden 
mußten. Daher glaube ich, daß es notwendiger 
denn je ist, zu verlangen, daß endlich einmal 
ein Energieplan erstellt wird, der alle diese 
Dinge beinhaltet, von dem zu erwarten ist, 

daß diese Frage auf lange Sicht, auf lange 
Zeit hinaus wirklich einer Lösung zugeführt 
wird. 

Ich glaube, es ist höchste Zeit, daß man den 
Bergarbeitern in Österreich, denen wir letzten 
Endes den wirtschaftlichen Aufbau unseres 
Landes nach 1945 zu verdanken haben, diese 
Sorge nimmt, daß man ihnen diesen Alp­
druck nimmt und die Sorge vor dem Morgen. 
Denn das sind nicht nur ihre Sorgen allein, 
sondern Sorgen der gesamten Wirtschaft in 
den Gebieten, wo die Bergbaubetriebe bestehen. 

Daher appelliere ich nochmals an die Bundes­
regierung, sie möge dieser Angelegenheit in der 
Zukunft ein besonderes Augenmerk zuwenden. 
Vielleicht gelingt es doch, ehebaldigst zu 
einem österreichischen Energieplan zu kommen. 
(Beifall bei der S PÖ.) 

Präsident: Ehe ich dem nächsten Redner 
das Wort erteile, gebe ich bekannt, daß die 
Abgeordneten Ulbrich, Frühbauer und Ge­
nossen ihren an die Bundesregierung gerichte­
ten Entschließungsantrag abgeändert und bei 
gleichem Inhalt an den Bundesminister für 
Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen 
gerichtet haben. Wie ich bereits ausgeführt 
habe, ist dieser Entschließungsantrag ordnungs­
gemäß unterstützt und steht daher zur Debatte. 

Nächster Redner : Abgeordneter Exler. Ich 
erteile ihm das Wort. (Abg. Dr. Gorbach : 
Welches Glück, aus diesem Meer von Irrtum 
aufzutauchen ! Wieder ein Steirer ! - Heiterkeit 
bei der Ö V P.) 

Abgeordneter Exler (SPÖ) ; Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Als Angehöriger . . .  
(Abg. H art l :  Ihr macht aus dem Parlament 
ein Schauspiel ! - Abg. Oze t t e l :  Ist das ein 
Kasperltheater ? - Gegenrufe bei der Ö V P. -
Abg. Hart l : Ihr macht ja eines ! - Abg. 
Oze t t e l :  Weil ihr nicht gewohnt seid, euch 
auseinanderzusetzen ! - Abg. Hart l :  Das ist 
keine Auseinandersetzung ! - A bg. 0 z e t t e l :  
Sie haben ja die Mehrheit in Österreich ! Sie 
haben ja die Macht ! - Abg. Har t l :  Das ist 
eure Taktik ! - Abg. Dr. Kr e i s k y :  Sie 
wollen ja das Parlament wieder zusperren ! 
Das haben wir schon einmal erlebt ! Ihr habt es 
schon einmal zugesperrt ! - Abg. M ayr :  
Das geht dem Ozettel auf die Nerven !) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Das 
Wort hat der Abgeordnete Exler. 

Abgeordneter Exler (fortsetzend) : Als Ange­
höriger eines verstaatlichten Unternehmens 
(Abg. O z e t t e l :  Da reden die Arbeiter und die 
Angestellten ! Die wissen, was Österreich 
braucht ! - Abg. Rosa Jochmann:  Der Über­
mut wird Ihnen vergehen !) möchte ich doch 
auch einige Worte zu den Problemen der ver­
staatlichten Industrie an Sie richten. (An-
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dauernde Zwischenrufe. - Der 
-

Präsident  weil wir schließlich und endlich auch für 
gibt das Glockenzeichen.) Eine gewisse Not- diese Betriebe eine amerikanische MarshalI­
wendigkeit dazu sehe ich in der Tatsache, daß Hilfe bekommen haben. 
die oberste Leitung der verstaatlichten Unter- Ich glaube, es ist auch für ein Menschenkind 
nehmungen (weitere Zwischenrufe der nicht gut, wenn es nicht die Liebe beider 
Präs iden t  gibt neuerlich das Glockenzeichen) Elternteile genießt ; wenn es dazu auch noch 
nun von einem nichtsozialistischen Regierungs- von den Geschwistern immer wieder gestoßen 
mitglied ausgeübt wird. (Abg. H a rt l: Viel- wird , ist sein Leben kein leichtes. 
leicht wollt ihr wieder ein 34er-J ahr herauf be- Sehen Sie, meine Damen und Herren, unser 
schwören ! - Abg. Dr. Kre is ky: Das haben junger Mann, die verstaatlichte Industrie, 
Sie am Gewissen ! - Abg. Har t l :  Ich kann mu ß hinaus ins harte Leben und sich draußen 
euch sagen, wer angefangen hat ! - Abg. auf dem Weltmarkt behaupten, weil wir 
Dr. K r e i s  k y :  Das waren Sie selbst ! Wer Exportaufträge, weil 'wir Arbeit brauchen. 
eingesperrt hat, das waren Sie ! Sie haben 
eingesperrt ! - Der Präsident  gibt neuerlich Gewiß,  manche Mängel, die einzelnen Be-

trieben von Geburt an anhafteten, konnten das Glockenzeichen.) Es ist nicht unbekannt, . h b 't ' t d Ab d II 
daß es zwischen Ihnen und uns gewisse Unter- n�c t ganz esel Ig wer en,

.. 
er . as so 

h' d b " I' h d A ff ' d  lUcht dazu führen, daß man uber dIese Be-sc Ie e ezug lC er u assung In er I • d '  . . 
F " h  d t tl' ht B t ' b  'bt I triebe nun den Stab bncht un SIe ganz em-. 

fach zusperrt. Man WIrd weIter ernsthc ver-
u rung er vers aa IC en e ne e gI , 

I 
. . .  h 

Sehr verehrte Anwesende ! Vor kurzem haben suchen müssen, sie in Schwung zu bringen, wir eine Ausstellung gesehen : , ,20 Jahre ver- um die Belegschaft nicht brotJos zu machen. 
staatlichte Industrie", die uns Aufschluß I E 'b f" d' t tl ' ht I d t '  gegeben hat (Abg. H a r t l :  Das haben wir alles s gl t ur le vers aa IC e . n us

o 
fle 

schon gehört heute ! - Abg, Rosa Jochmann:  aber auch ga�z besonders har�e Zelt�n , ms-
D h .. S ·  h ' l '  E h d t besondere dIe Wahlkampfzelt, DIe Er-ann oren te es noc etnma , s sc a e . . . 
Ih . ht ' d P " 'd t 'bt d eigmsse vor der letzten NatIOnalratswahl, dIe nen ntc . - er rast  e n  gt as . . 
rtl k 

. 
h j " b  d' g ß t' e Ent schäbIge Wahlpropaganda mIt den verstaat-U\ oe enzetc en u er Ie 1'0 ar Ig - . . . . . 

wicklung dieser verstaatlichten Betriebe und lichten BetrIeben hab�n WIr S?zIahsten und dIe 
die wohl auch als eine große Leistungsschau zu gesau:te Belegschaft J a noch l� sehr lebhafter, 
b . h 

. 
t allerdmgs unangenehmer Ermnerung. Was ezelC nen IS . . Ö da von SeIten der VP-Propaganda alles an 

Die verstaatlichten Betriebe, die für die 
österreichische Wirtschaft von großer Bedeu­
tung sind, die eine sehr große Bedeutung 
erlangt haben, sind gewissen Leuten an­
scheinend ein Dorn im Auge. Sie hacken 
darauf herum, wie man es oft in einem Hühner­
hof sehen kann. Dabei ViTal' bekanntlic

h 
seiner­

zeit die Situation so, daß es gar nicht anders 
möglich war, als die darniederliegenden 
Betriebe in Staatsobhut zu nehmen und sie so 
auszubauen, wie es notwendig war, wollte 
man die verstaatlichte Wirtschaft oder die 
österreichische Wirtschaft überhaupt nur 
wieder in Gang bringen. 

bösen Behauptungen und Verunglimpfungen 
losgelassen wurde, ist einfach unerhört. 
(Abg. Grundeman n - Falken be rg : Gut au/­
gesetzt !) Die Leute, die diese Kampagne lei­
teten beziehungsweise duldeten, haben wohl 
keine Ahnung (Abg. Hart l : Ihr seid mit der 
Familie spazierengegangen, was ? - Heiterkeit 
bei der Ö VPj , wie schwer es ist, Industrie­
produkte zu erzeugen und sie auf dem Welt­
markt abzusetzen. Es ist ihnen anscheinend 
auch gleichgültig, wie groß der Schaden ist, 
den sie m it ihrer Propaganda und ihren Ver­
leumdungen anrichten, 

Ich bin der Meinung und verlange dies 
Dieses, ich möchte fast sagen, von einem auch für alle Zunkunft (Abg. G las e r :  Wie 

Elternteil nicht mit Liebe in die Welt gesetzte lange dauert denn die Märchenstunde noch ? -
Kind, die verstaatlichte Industrie, wurde von A bg. K o n i r :  Bis zum Schluß !), man soll die 
diesem deshalb auch stiefmütterlich behandelt I verstaatlichten Betriebe nicht zu politischer 
und damit in seiner Entwicklung sicherlich Propaganda mißbrauchen (Abg. G l a s e r :  Er 
stark gehemmt. Trotzdem hat sich dieses · gibt wenigstens zu, daß er ein Märchenerzähler 
Kind gut entwickelt , weil ihm ein Elternteil, ist ! - Abg. K o n i r :  Das Schönste der Kind­
nämlich wir Sozialisten, unsere ganze Auf- heit !) und so das für sie notwendige Vertrauen 
merksamkeit und unsere Liebe zugewendet zerstören. Wenn etwa die Elin gegen schwerste 
haben. (Abg. H a r t l :  Seid ihr der Vater oder Konkurrm;z in Amerika oder sonstwo in der 
die Mutter ?) Dieses Kind hat sich zu einem Welt einen Auftrag bekommt, dann nur auf 
prächtigen Jüngling und später zu einem Grund der guten Leistung, der erworbenen 
kräftigen jungen Mann entwickelt, Dies war Weltgeltung und des Vertrauens, das dieses 
nur möglich, weil auch die Belegschaft dieser Werk genießt . (Abg. H a r t l :  Sehr richtig I) 
Betriebe a11 ihr Können und Wollen eingesetzt Wir mü,::;sen, um Auslandsaufträge zu erhalten, 
hat, um diese Betriebe hochzubringen, und oft sehr viel billiger sein als die dortigen Werke. 
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Wir müssen vor allem bessere Arbeit leisten Gemeinden, in deren Bereich sich verstaat­
und mit kürzeren Terminen liefern als die lichte Betriebe befinden . 
anderen. Bei allen verstaatlichten Betrieben 
ist das so. 

Außerdem fehlt es an Betriebs- und Inve­
stitionskapital. Industrieunternehmungen an­
derer Länder kreditieren auf zehn und noch 
mehr Jahre, wenn sie einen Auftrag aus dem 
Ausland bekommen. Wir können das nicht, 
weil man uns weder das Geld dazu gibt noch es 
uns ermöglicht, Kapital zu diesem Zweck auf­
zunehmen. Das muß anders werden, wenn wir 
auf dem Weltmarkt bestehen, wenn wir Arbeit 
hereinbringen und unsere Leute beschäftigen 
wollell. 

Es sind gewaltige Leistungen, die von der 
verstaatlichten Industrie erbracht worden 
sind. In Amerika zum Beispiel stehen heute 
70 in Weiz gebaute Großtransformatoren der 
Elin. Eben wurden die let.zten Stücke für 
einige Trafo- Bänke, es sind dies die größten 
jemals in Europa gebauten Einheiten, fertig­
gestellt. Es soll niemand glauben, daß es 
leicht ist, diese Aufträge hereinzubekommen, 
es soll auch jedermann wissen, das es nur 
möglich ist, diese Aufträge durchzuführen, 
weil unsere Ingenieure, Arbeiter und Ange­
stellten ihre ganze Kraft anspannen, um gute 
Arbeit zu planen, auszuführen und zu liefern, 
wofür ihnen unser Dank gilt. 

Der verstaatlichten Industrie ist es gelungen, 
ihren Exportanteil auf 27 Prozent zu erhöhen. 
Das macht in Schillingen allein im J 3Jhre 1964 
10  Milliarden aus. Die Trafo-Erzeugnisse der 
Elin werden zu 90 Prozent exportiert. Wenn 
jemand glaubt, daß es leicht ist, solche Export­
quoten zu erzielen, dann ist er im Irrtum. 
Die Aufträge, die die verstaatlichten Unter­
nehmungen hel'einbringen, erhalten nicht allein 
deren Belegschaft bei der Arbeit, nein, die 
Bestellungen bedeuten oft auch Sub auf träge 
für andere Betriebe und damit Belebung für die 
gesamte Wirtschaft. 

Wenn man weiß, wie schwer es ist, Ver­
trauen zu gewinnen, wie notwendig man es 
aber braucht, um Aufträge aus dem Ausland 
zu bekommen, und zusehen muß, wie dieses 
Vertrauen durch solche kurzsichtige, eigen­
nützige Wahlpropaganda zerstört wird, dann 
ist man über ein solches Verhalten empört. 
Die Auslandsaufträge bringen uns ja nicht nur 
Arbeit, nein, sie bringen auch wertvolle De­
visen ein. 

Ich will die Leistungen jener Leute, die im 
Fremdenverkehr tätig sind, nicht gering­
schätzen, weiß ich doch, daß es nicht immer 
leicht ist , Fremde zu betreuen und zufrieden­
zustellen. Aber wir von der verstaatlichten 
Industrie, wenn wir Auslandsaufträge haben 
wollen, müssen mehr können, Fremde ge­
winnen und betreuen, sie von der Güte unserer 
Arbeit überzeugen und gute Arbeit liefern. 
Die verstaatlichten Unternehmungen stehen 
nun einmal mit ihrem Devisenerfolg aus dem 
Exporterlös mit 9800 Millionen Schilling allein 
im Jahre 1965 an zweiter Stelle nach dem 
Fremdenverkehr und helfen so kräftig mit, 
das Loch in der Zahlungsbilanz zu stopfen. 

Da bekanntlich die österreichische Elektro­
industrie sehr exportintensiv sein muß, wird es, 
um den Export aufrechtzuerhalten oder ihn 
gar auszuweiten, notwendig sein, eine Erwei­
terung der Exportförderungskredite vorzu­
nehmen. 

Aber nun noch ein Wort in eine andere 
Richtung. Mit Bedauern und Empörung muß 
die Belegschaft der verstaatlichten Unter­
nehmungen oft feststellen, daß ihre Leistung 
von Leuten geringgeschätzt wird, die an­
scheinend noch nie etwas von Werbung für 
österreichische Qualität und Arbeitsbeschaffung 
gehört haben. Diesen Eindruck gewinnt man, 
wenn man erfährt, daß einmal dort und einmal 
da Gebietskörperschaften und Energiegesell­
schaften etwas im Ausland bestellen, das man 

Immer wieder, besonders zu Wahlzeiten, ebensogut oder noch besser bei einem heimi­
wird von gewisser Seite behauptet, die Steuer- . sehen Unternehmen bekommen könnte. Dabei 
leistungen der verstaatlichten Industrie seien ist unsere verstaatlichte Industrie nicht nur 
zu gering, manchmal sagt man sogar , die ver- kapazitätsmäßig sehr leistungsfähig, sondern 
staatlichte Industrie bezahle überhaupt keine auch führend in Entwicklung . und Forschung. 
Steuern. Ich glaube, dieser Vorgang wird viel zuwenig 

Meine Damen und Herren t Ich darf darauf beachtet, und hier ließe sich manches zugunsten 

verweisen, daß das nicht stimmt. Die Steuer- der verstaatlichten Elektroindustrie ändern. 

leistung der verstaatlichten Industrie hat von Es ist unverantwortlich gegenüber unserer 
1949 bis 1965 insgesamt 3.400 Millionen Schil- gesamten Wirtschaft, was hier geschieht, 
ling betragen. Die Gemeinde Weiz zum Bei- und es zeugt von keiner gutösterreichischen 
spiel, die Standortgemeinde des Hauptwerkes Einstellung, wenn Leute sowohl der ver­
der Elin, wäre längst bankrott ; sie könnte staatlichten wie der Privatwirtschaft oder der 
nicht Wohnungen, Schulen, Kanäle und Was- Gebietskörperschaften Elektroerzeugnisse im 
serleitungen bauen, hätte sie nicht die Steuer- Werte von insgesamt 3.208 Millionen Schilling 
leistung der Elin. So ist es wohl in allen allein im Jahre 1965 aus dem Ausland einge-
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führt haben. Ich glaube, es ist wohl die 
Pflicht von uns allen, insbesondere aber der 
Regierung, darauf zu sehen, daß sich hier 
etwas ändert. 

Aus dem KWG-Raum wurden im Jahre 1965 
um 2. 7 15 Millionen Schilling Elektroapparate, 
Maschinen und Geräte eingeführt, was unge­
fähr der Erzeugung der gesamten österrei­
chischen Elektroindustrie entspricht. Hin­
gegen wurden aus dem EFTA-Raum solche 
Industrieartikel im Werte von nur 439 Mil­
lionen Schilling bezogen. Unser Export an 
denselben Produkten in die EWG erreicht 
einen Größen wert von 1.118 Millionen Schilling 
und jener in die EFTA einen von 519 Mil­
lionen Schilling. 

Meine Damen und Herren ! Sie sehen den 
großen Importüberhang im Austausch von 
Elektroerzeugnissen überhaupt und weiter, 
daß wir erfreulicherweise in die EFTA mehr 
von diesen Waren exportieren, als wir von 
dort beziehen. Zudem haben die beiden 
EFTA-Länder Schweden und Schweiz aber 
selbst eine sehr leistungsfähige exportorien­
tierte Elektroindustrie. Dabei geht es nicht 
allein um Arbeit für unsere Belegschaften 
und um Devisen für unsere passive Zahlungs­
bilanz, nein, es geht auch oft um Referenzen, 
die die Elektroindustrie und unser Dampf­
turbinenbau nötig hätte, um damit die Voraus­
setzungen für weitere Auslandsaufträge zu 
schaffen. 

Ich komme zum Schluß und möchte sagen : 
Unsere Republik Österreich ist durch die be­
kannten, von mir angezogenen Umstände, 
vor allem aber durch Genialität, Erfindergeist 
und Können sowie Fleiß der Belegschaft der 
einzelnen verstaatlichten Betriebe in den Be­
sitz größerer und kleinerer Unternehmungen 
gelangt, deren Verkehrswert man heute auf 
27 Milliarden Schilling veranschlagt. Diese 
Betriebe stellen also nicht nur einen immensen 
Wert dar, sondern sie bezahlen auch hohe 
Steuern und - wie ich schon erwähnt habe -
brachten außerdem die respektable Summe 
von 1.100 Millionen Schilling an Dividenden 
in die Staatskasse ein. Die zirka 70 verstaat­
lichten Betriebe beschäftigen derzeit mehr als 
120.000 Leute. Deren Belegschaft und das 
ganze österreichische Volk darf wohl ver­
langen, daß diese Arbeitsplätze erhalten und 
diese Einnahmsquellen nicht zum Versiegen 
gebracht werden. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der Abge­
ordnete Steinmaßl . Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Steinmaßl (SPÖ) : Hohes 
Haus ! Sehr geehrte Damen und Herren ! 

Wenn wir im Zusammenhang mit der 
heutigen Diskussion festgestellt haben, daß 
es eine Reihe von Unzukömmlichkeiten auf 
dem Sektor des Eisenbahnbetriebes gibt, 
dann möchte ich, sehr geehrte Damen und 
Herren, nur ganz kurz darauf verweisen, 
daß es schon notwendig ist, hiefür ein In. 
vestitionsprogramm auf eine längere Zeit zu 
schaffen. Hier teile ich nicht die Meinung des 
Herrn Abgeordneten Mayr. Wenn wir im Zu­
sammenhang mit der Fahrpreisregelung und 
der Gütertariferhöhung festgestellt haben, daß 
wir im Finanz- und Budgetausschuß bereits 
auch die Frage der Familienkarten behandelt 
haben und wir Sozialisten gemeint haben, es 
wäre zweckmäßig, hier eine Regelung gleich 
mit jenem Zeitpunkt zu fixieren, wonach die 
Tarife am 1 .  August erhöht werden, dann, 
glaube ich, erübrigt es sich, einen eigenen 
Antrag dazu zu stellen. Soweit zu den Fragen 
des Herrn Abgeordneten Mayr. Und nun 
zu dem, was ich persönlich sagen wollte. 

Es handelt sich um die Frage der Struktur­
politik. Ich weiß, um diese Zeit ist es nicht 
mehr sehr interessant, aber dennoch glaube 
ich, das es notwendig ist. Gestern hat der 
Herr Abgeordnete Haas auf diese Dinge hin­
gewiesen, insbesondere auf das Waldviertel, 
auf das Entwicklungsgebiet, das besonders 
hervorsticht. Wir wissen, daß insgesamt 
28.000 Menschen, in der Regel junge Men­
schen, aus diesem Gebiet abgewandert sind. 
Wir stellen fest, daß die Abwanderung leider 
nicht haltgemacht hat. Die Ziffern der Wahl­
berechtigten zeigen das sehr deutlich, die Ab­
wanderung geht weiter. 

Abgeordneter Haas hat gemeint, es müsse 
eine gewisse Planung, ein Wirtschaftskonzept 
geschaffen werden, wo vor allen Dingen auch 
die Verkehrsfrage eine besondere Bedeutung 
hat. Er hat auch gemeint, daß die Güterfern­
verkehrsteuer entsprechend aufgehoben werden 
soll. Der neue Waldviertier Abgeordnete, Herr 
Kammeramtsdirektor Dr. Mussil, hat gemeint, 
Schuld tragen nur die Sozialisten, ebenso 
sagten dies einige andere ÖVP-Funktionäre. 
(Abg. Dr. Pi t t ermann : Wo ist das Gesetz ? 
Her damit ! Dann stimmen wir gleich dafür !) 

Hinsichtlich der Güterfernverkehrsteuer 
kann man nicht einfach sagen, wir nehmen den 
Betrag, der für das Verkehrsministerium aus­
fällt, meinetwegen aus dem Finanzministerium 
oder von irgendwoher , sondern es hat richtiger­
weise auch der neue Verkehrsminister , als er 
in der letzten Budgetsitzung darüber befragt 
wurde, ob mit einer Aufhebung dieser Steuer 
zu rechnen ist, selbstverständlich sagen müs­
sen, daß er prüfen muß, inwieweit es hier eine 
Möglichkeit gibt, denn es ist keine Frage des 
reinen Fiskalen, sondern es ist eine echte Frage 
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der Koordinierung des Verkehrswesens. Das 
wissen wir alle, und das wissen sicherlich auch 
Sie, Herr Abgeordneter Mussil. 

Ich glaube, daß wir im Zusammenhang ge­
rade mit der Verkehrskoordinierung in Öster­
reich leider eine Schwierigkeit feststellen müs­
sen, und das ist die, daß die zwei Hauptver­
kehrsträger Bahn und Straße in zwei ver­
schiedenen Ministerien verankert sind. 

Wenn ich mir vorgenommen habe, zur Ver­
kehrsvoraussetzung zu sprechen im Zusam­
menhang mit der Wirtschaftsförderung, dann 
nur einige Angaben aus dem Budget. 

Es ist schon gesagt worden, daß eine wesent­
liche Kürzung enthalten ist. Wenn wir bei 
den Posten 31 ,  33, 34 a und b um 269 Mil­
lionen Schilling weniger eingesetzt haben, als 
der Rechnungsabschluß 1965, und um 43 1 Mil­
lionen Schilling weniger, als der Rechnungs­
abscpJuß 1 964 ergibt, ohne Berücksichtigung 
der Wertverminderung des österreichischen 
Schillings, dann, glaube ich, zeigt sich hier 
eine Entwicklung, die man nicht ohne weiteres 
unbesprochen lassen kann. 

. Diese Feststellungen, sehr geehrte Damen 
und Herren, gipfeln besonders darin, daß nun 
auch die Tariferhöhung einsetzt und die 
österreichische Bevölkerung vom 1 .  August 
bis zum 3 1 .  Dezember rund 400 Millionen 
Schilling mehr bezahlen muß, das heißt pro 
Kopf der Bevölkerung vom Säugling bis zum 
Greis 57 österreichische Schilling. Für 1967 
dürften die Tarifsteigerungen einen Betrag 
zwischen 600 und 700 Millionen Schilling be­
tragen, das heißt, auch wieder pro Kopf der 
Bevölkerung eine Erhöhung um rund 100 S. 
Hier trifft die Belastung nicht nur den ein­
zelnen, der mit der Eisenbahn fährt, hier 
trifft es auch die österreichische Wirtschaft. 
Herr Präsident Sallinger hat auch darauf 
hingewiesen in einer seiner Reden, die er ge­
halten hat, daß diese Belastung der Wirt­
scha.ft nicht unbedingt an der Gesamtbevöl­
kerung, an der Wirtschaft vorbeigehen wird. 
Wir stellen fest, daß dies nun die zweite Preis­
erhöhung der ÖVP-Alleinregierung ist. 

Wir stellen weiter fest, daß im Zusammen­
hang mit der Befragung des Herrn Bundes­
ministers für Verkehr er grundsätzliche Er­
klärungen abgegeben hat über die Notwendig­
keiten einer Rationalisierung. Ich darf hier 
anführen, daß "rationalisieren" von dem 
'Vort "ratio" - Vernunft, kommt, und ich 
möchte betonen, daß es nicht angängig ist, 
einfach zu sagen, man legt die Nebenbahnen 
still, und damit ist bereits eine gewisse Ratio­
nalisierung eingeführt. Ich glaube, gerade 
das Gegenteil ist der Fall. Man würde damit 
nur jene Gebiete noch äl'mer machen, als sie 

sind, denn wir alle wissen, daß die Verkehrslage 
eines bestimmten Gebietes von ausgesproche­
ner Bedeutung ist für die wirtschaftliche Ent­
wicklung, gleichgültig, ob es der Straßen­
verkehr oder ob es der Eisenbahnverkehr ist. 

Wir glauben, daß man im Zusammenhang 
mit dem Nebenbahnenproblem bereits einmal 
festgestellt hat, daß man hier prüfen muß und 
abermals prüfen muß. Ich darf hier anführen, 
daß der Bundesminister für Verkehr in der 
Bundesrepublik Deutschland voriges Jahr ge­
sagt hat : Streckenstillegungen lösen das Sa­
nierungsproblem nicht. Die Bundesregierung 
- natürlich die deutsche Bundesregierung -
hat durch ihre Erklärung vom 1 6. 12. 
1964 eindeutig die gemeinwirtschaftliehe Ver­
kehrsbedienung bei Nebenbahnen bejaht. -
Die gemeinwirtschaftliehe ! Das heißt, man 
kann dieses Problem nicht ausschließlich von 
rein ökonomischen Standpunkten betrachten. 

Ich darf hier auch noch ganz kurz auf die 
Protest aktionen der Gemeinden hinweisen, 
als es damals darum gegangen ist, vier Neben­
linien einzustellen. Ich darf erinnern, daß die 
niederösterreichische Landesregierung ein­
hellig dagegen protestiert hat, daß Neben­
linien eingestellt werden, denn damit beginnt 
die Schwierigkeit, in diese Entwicklungs­
gebiete Betriebe hinzubekommen. Es war der 
Landeshauptmann von Niederösterreich Dipl. ­
lng. Hartmann, der erst vor kurzem kritisch 
betrachtet hat, daß man das zweite Gleis 
auf der Strecke Sigmundsherberg-Gmünd 
abgetragen hat. Man sieht daraus, sehr ge­
schätzte Damen und Herren, daß die Frage 
der Sanierung der Bundesbahnen, die Frage 
der Reorganisation nicht eine Frage einer 
Partei ist, sondern es ist eine Frage der Ge­
samtheit des österreichischen Volkes, es ist 
eine Frage der gesamten österreichischen Wirt­
schaft. 

Ich glaube, noch eines hier anführen zu 
können : Wenn so viele Kreise aus dem öffent­
lichen Leben diese Maßnahmen nicht bejahen, 
dann muß man sagen, daß es für uns, für die 
gesamte Bevölkerung nicht nur Niedel'öster­
reichs, sondern aller Länder hinsichtlich der 
Reorganisation der Österreichischen Bundes­
bahnen notwendig ist, zu überlegen und noch­
mals zu prüfen. Diese Änderung betrifft die 
Frage der Betriebsneugründungen, die Frage 
des Pendlerwesens .  Wir haben allein in Nieder­
österreich 192.000 Pendler, davon rund 70.000, 
die nach Wien einpendeln, und die restlichen, 
die sich auf ihrem Arbeitsplatz bei den übrigen 
Bezirksorten einfinden. 

Ich darf weiterhin festhalten, daß es den 
Fremdenverkehr betrifft. Der Fremdenverkehr 
ist besonders im Waldviertel, aber auch im 
Weinviertel erst im Aufbau. ·Wir können nicht 
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einfach diese Verkehrswege stillegen, denn es 
gibt noch immer Menschen, die nicht unbe­
dingt mit ihrem Auto in den Urlaub fahren, 
sondern mit der Eisenbahn fahren. Tausende, 
abertausende sind es, die dieses Verkehrsmittel 
benützen. Ich glaube, daß sie auch jene Ge­
biete gerne aufsuchen, die nicht unbedingt 
sehr hohe Pensionspreise haben. Und da ist 
das Waldviertel gerade j enes Gebiet, das 
angeführt werden kann. Ich möchte keine 
Fremdenverkehrswerbung betreiben. (Abg. 
Dr. Gorbac h :  Warum nicht ?) 

Im Zusammenhang mit dem Ersatzverkehr 
werden immer wieder die Autobusse genannt. 
Hier möchte ich anführen, daß ein Auto­
ersatzverkehr diese Leistungen nur bedingt 
ersetzt. Im Zusammenhang mit dem Urlaubs­
ver kehr wissen wir, daß die Omnibuslinien 
kaum geeignet sind, den Ersatzverkehr durch­
zuführen. Im Winter wissen wir, daß der Auto­
verkehr behindert ist. Wenn Glatteis herrscht, 
ist es nicht möglich , mit dem Autobus zu 
fahren. Der Pendelverkehr ist ebenfalls nicht 
hundertprozentig mit dem Autoersatzverkehr 
zu bewältigen, fahren doch von einzelnen 
Orten aus Tausende in andere Arbeitsgebiete. 
Wenn ich an den Bezirk Mödling denke, sind 
es rund 1 2.000 Menschen, die täglich von 
Mödling auspendeln nach Wien oder in die 
Umgebung . Wir warnen daher schon jetzt 
davor, leichtfertig zu handeln, denn hier 
stehen die Interessen der Bevölkerung weiter 
Teile Österreichs auf dem Spiele. Ich darf 
insbesondere das Waldviertel, das Weinviertel, 
aber auch das Burgenland und andere Ge­
biete anführen. 

Ich komme nun noch zu einem Punkt, 
und dann will ich schon schließen. Ich kürze 
meine Rede sehr stark, damit wir diese heutige 
Sitzung beenden können. 

Hohes Haus ! Sehr geehrte Damen und 
Herren ! Die Mittel sind derart gekürzt, daß 
man auch gewisse Hochbauten nicht durch­
führen kann. Ich erinnere an den Bahnhof 
in Gmünd, der nach wie vor eine Baracke ist. 
Ich erinnere an den Endbahnhof Wien-Franz 
Josefs-Bahnhof. Wer diese Strecke benützen 
muß, sieht jeden Tag, in welch desolatem 
Zustand sich diese beiden Bahnhöfe befinden. 
Hier bei Gmünd handelt es sich um einen 
Grenzbahnhof, wo Gäste aus dem Ausland 
hereinkommen. Vor allen Dingen dann, wenn 
es sich um Gäste aus dem Osten handelt, 
bietet er kein sehr angenehmes Bild. 

Ich darf weiterhin festhalten, daß wir den 
Bau des St. Pöltener Bahnhofes wohl be­
gonnen haben, die Finanzierung aber leider 
nicht gesichert ist. Ich habe die Anfrage 
im Finanz- und Budgetausschuß gestellt. 
Aber auch für 1 967 scheint nichts vorgesehen 

zu sein, da der Herr Bundesminister für 
Verkehr dies mitgeteilt hat. 

Jetzt darf ich festhalten, was ich auch 
im Budgetausschuß gesagt habe. Man kann 
keinesfalls den Vorgängern des jetzigen Ver­
kehrsministers die Schuld zuschieben. Die 
Österreichischen Bundesbahnen haben keine 
Finanzhoheit, sehr geschätzte Damen und 
Herren. Daher ist es nicht möglich, daß 
man jetzt einfach erklärt, Schuld haben alle 
anderen, aber nicht die Österreichische Volks­
partei. Die Schuld trägt nämlich der Finanz­
minister. 

Zuletzt möchte ich sagen, daß die öster­
reichische Bevölkerung wohl ab 1 .  August 1 966 
hunderte Millionen Schilling mehr bezahlen 
muß, daß sie aber dafür weniger Leistungen 
erhalten soll. Das ist eine echte Belastung 
der österreichischen Bevölkerung, die Schuld 
daran trägt die Österreichische Volkspartei­
Alleinregierung. (Beifall bei der SP(j. - Abg. 
Dr. Hai der: Ein herrliches Sprücherl ! Er ist 
ganz kurz im Hause, aber das Sprücherl hat er 
schon gelernt von euch !) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Reich. Ich erteile es ihm. (Abg. 
Dr. Kr e is k y: Die V olkspartei nimmt an der 
Debatte teil !) 

Abgeordneter Reich (ÖVP) : Meine sehr 
geehrten Damen und Herren ! Es liegt noch 
immer der Zettel ( diesen hochhebend) hier : 
"Mach bald Schluß ! "  Ich weiß nicht, für 
wen er gedacht war. (Lebhafte Heiterkeit . -
Zwischenrufe bei der S PÖ.) Wenn mir der 
Herr Präsident wieder das Wort verschafft, 
werde ich noch weitersprechen. Meine Damen 
und Herren ! Ich sagte, es liegt noch immer 
dieser Zettel hier. (Abg. Libal: Er liegt schon 
wieder dort !) Er wurde nämlich - soviel 
ich bemerken konnte - beim Herrn Abge­
ordneten Eberhard deponiert. Er scheint 
sich aber nicht sehr an diese Mahnung ge­
halten zu haben. Nachdem bisher ja nur 
Angehörige der Sozialistischen Partei zum 
Reden gekommen sind, haben sie alle diese 
Aufforderung gehabt, sich kurz zu fassen. 

Ich, meine Damen und Herren, verspreche 
Ihnen, daß ich mich kurz fassen werde. 
Ich glaube aber, es ist notwendig, auf einige 
Dinge noch ein bißchen einzugehen , und zwar 
insbesondere deshalb, weil der Herr Abge­
ordnete Czettel in einem Zwischenruf gegen 
die Bänke der Österreichischen Volkspartei 
gemeint hat, daß wir nicht gewohnt wären, 
zu diskutieren . (Abg. Oze t t e l: "Sich ausein­
anderzusetzen" habe ich gesagt /) Oder aus­
einanderzusetzen ! Ich bin gern bereit, das 
richtige Wort zu gebrauchen. Es kommt 
aber darauf an, Herr Abgeordneter Czettel, 
ob Sie es in der Vergangenheit mehr gewohnt 
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waren als wir, denn ich erinnere mich, daß 
die Budgetdebatten in der Vergangenheit, als 
Sie noch in der Regierung waren, eben etwas 
anders abgelaufen sind. (Abg. Cze t t e l: Die 
Zeiten ändern sich !) Sie und wir haben gleich 
viel diskutiert. Sie werden feststellen, daß 
auch wir ausgehalten haben. 

Heute wurde mehrfach der Vorwurf er­
hoben, daß die Österreichische Volkspartei 
zuwenig Toleranz übe ; das trifft nicht zu . 
Wir haben doch jetzt nacheinander sieben 
Redner der Sozialistischen Partei gehört. 
(Abg. Dr. Pi t t ermann: Lieb von Ihnen ! 
Küß die Hand ! - Abg. Ing. H ä us e r: Dürfen 
wir nicht reden ? Vielleicht 10, 20 das nächste 
Mal !) Ich glaube, wir haben sie nicht einmal 
allzusehr . . .  ( Weitere Zwischenrufe.) Wir 
haben sie angehört. Nun paßt es Ihnen nicht, 
daß ich diese Feststellung treffe, Herr Ab­
geordneter Häuser, das wundert mich. (Abg. 
Rosa Jochmann; Wir haben eine Mittagspause 
verlangt ! Sie haben die zwei Stunden M ittags­
pause abgelehnt ! - Abg. Dr. Kumme r: Das 
ist eure soziale Einstellung !) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Das 
Wort hat der Abgeordnete Reich. (Abg. 
Dr. Kr e i s  k y: In der ganzen Welt gibt es 
Nachtsitzungen ! Aber Sie wollen nach Hause 
gehen ! Das werden Sie jetzt nicht ! Sie werden 
dableiben und ein bißchen warten ! - Abg. 
Dr. W i t h alm: Das macht uns gar nichts !) 

Abgeordneter Reich (fortsetzend) : Meine 
Damen und Herren ! Ich glaube, daß wir 
für diesen Zwischenruf des Herrn Abgeordneten 
Kreisky sehr dankbar sein dürfen, daß er 
uns das Ziel dieser heutigen Diskussion ver­
raten hat, nämlich : "Sie werden eben nicht 
nach Hause gehen ." Ich bedaure diesen 
Zwischenruf deshalb, weil ich gemeint habe, 
daß trotz aller Differenzen noch gewisse 
Formen der Fairneß bestehen könnten. 

Wenn ich gesagt habe, ich möchte mich 
sehr kurz fassen, so nicht zuletzt deshalb, 
weil ich wirklich glaube, daß es ungehörig 
wäre, von unseren Stenographen, von den 
Arbeitern und Angestellten dieses Hauses 
noch mehr zu verlangen, als wir ihnen in 
diesen beiden Tagen bereits abverlangt haben. 
(Lebhafter Beifall bei der Ö V  P. - Abg.  Rosa 
Jochmann:  Sie haben die Mittagspause ab­
gelehnt ! - Abg. Dr. P i t t ermann: Sie haben 
ja die Mittagspause abgelehnt !) Ich möchte 
meine Toleranz auch darin zum Ausdruck 
bringen . . . (Abg. L iba l: Das ist eine Heuchelei ! 
- Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Das 
Wort hat der Abgeordnete Reich. 

Abgeordneter Reich (fortsetzend) : Herr Ab­
geordneter Dr. Pittermann ! Wenn Sie die Ab-

sicht haben, eine Mittagspause einzuschalten, so 
fürchte ich, daß deshalb die Diskussion letzten 
Endes nicht verkürzt wird, denn ich habe 
den Eindruck, daß das Plansoll an Rednern 
erfüllt werden muß und daher durch den 
Einschub der Mittagspause nur die Fiktion 
einer Erholung geschaffen wird. (Abg. Dr. 
Pi t t ermann: Aber Sie wissen doch, daß es 
Arbeitspausen geben soll !) 

Meine Damen und Herren ! Es sind heute 
oft Zitierungen vorgenommen worden. Ich 
habe zufällig in einem ganz anderen Zusammen­
hang, und zwar ausgelöst durch eine Rede, 
die der Präsident des Hauptverbandes vor 
kurzem in Voradberg gehalten hat, meine 
Zeitungsabschnitte durchgeschaut und bei 
dieser Gelegenheit etwas gefunden, was ich 
doch noch im Zusammenhang mit der heutigen 
Diskussion hier deponieren möchte. 

Ich habe hier einen Artikel mit der Über­
schrift : "Unvermeidliche Tariferhöhungen nicht 
über Gebühr aufschieben". Ich hoffe, daß 
mir der Herr Präsident gestattet, nun vorzu­
lesen. 

Unter dem Zwischentitel "Der Bund soll 
keine Schulden machen" heißt es hier : 

"Eine Störung der Entwicklung kann auch 
aus der öffentlichen Wirtschaft, vor allem 
vom Budget des Bundes, her kommen, nämlich 
dann, wenn Aufträge aus dem Staatshaushalt 
heraus auch in einer guten Konjunkturlage 
durch Schuldenmachen finanziert werden. Man 
muß vielmehr mit den Einnahmen aus den 
bestehenden Steuern und Tarifen die Ausgaben 
bedecken und daher nur so viel ausgeben, als 
eingenommen wird, oder, wenn mehr ausge­
geben werden soll, neue Einnahmen erschließen. 

Grundsätzlich sollen Unternehmungen, ob 
sie nun der Allgemeinheit oder einzelnen 
Privaten gehören, nach den gleichen Wirt­
schaftsgrundsätzen geführt werden. Ein 
öffentlicher Eigentümer soll insbesondere aus 
dem Betrieb von Unternehmungen, für die 
es im Inland keine Konkurrenz gibt" - das 
dürften beispielsweise auch die Österreichischen 
Bundesbahnen sein (Abg. Dr. Pi t t e rma nn: 
Für die gibt es Konkurrenz !) - , "keine Ge­
winne erzielen. Aber die Kosten einer wirt­
schaftlich gesunden Unternehmensführung 
sollen gedeckt werden, und zwar nicht nur 
die reinen Au.sgaben für Löhne, Material und 
Betrie bskosten, sondern auch die Erneuerung 
oder Modernisierung der Produktionsmittel. 
In der Verwaltung ist es durchaus richtig, 
wenn der Aufwand die Einnahmen oder die 
aus dem Staatshaushalt zugewiesenen Beträge 
nicht überschreitet, bei einem Betrieb jedoch 
zuwenig, denn wenn nicht so viel erwirtschaftet 
wird, daß auch die Erneuerung der Betriebs­
mittel daraus bestritten werden kann, muß 
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eines Tages der Eigentümer das aus seinem Entschuldigung, aber das ist ein sehr hohes 
Vermögen bezahlen - ein öffentlicher Eigen- Recht eines Abgeordneten, daß er reden darf. 
tümer also aus Steuereingängen beziehungsweise Nachdem der Kollege Reich uns einen 
durch Belastung des gesamten öffentlichen Vorwurf (Abg. Dr. Pi t t ermann: Der Pro­
Haushaltes mit einem Defizit der Unter- mille-Satz ist schon zu hoch !) wegen des Ver­
nehmungen. laufs der heutigen Sitzung gemacht hat 

Tariferhöhungen haben die Wirkung von (Abg. Re ic h: Ich habe gar keinen Vorwurf 
Preiserhöhungen. Fühlt sich der Verbraucher gemacht !) , möchte ich nur sagen : Gewiß, 
schon durch Preiserhöhungen im Rahmen es ist eine Seltenheit in diesem Saale, daß 
l3eines privaten Konsums betroffen, so erst 

I 
Plenartagungen länger als 13 Stunden dauern. 

recht bei Tariferhöhungen. Schiebt man aber Für alle Kollegen und Kolleginnen, die längere 
diese Anpassung immer mehr hinaus, d ann Zeit in diesem Hause sind, möchte ich nur 
wird man sie schließlich zu einem Zeitpunkt sagen und in Erinnerung rufen, daß wir 
vornehmen müssen, zu dem die Verbraucher sowohl im alten Sitzungssaal als auch schon 
- Einzelpersonen oder Unternehmungen - hier mitunter gerade bei Budgetdebatten 
davon besonders schwer getroffen werden." auch bis zu dieser Zeit, wenn nicht noch 

Weiter heißt es noch : Ich fühlte m' ch _ länger, gesessen sind . (Abg. Prinke:  Nennen 

pflichtet, auf diese wirts�haftliche Lo�ik ���_ Sie n:ir die Tage" ich �in sc.hon län�er da 

zuwe's n auch auf die G f hr h'n daß ' als Ste !) Kollege Prmke, ICh ermnere n11ch an 1 e , e a 1 ,  SIe aus . S·t . It S' I . h politischen Gründen bewußt mißdeutet oder ver- eme 1 zung 1m a e�l Itzungssaa , wo SIC 

fälscht wird. " (Abg. Gratz:  Das eschieht 'etzt !) !hr Kol.lege Strob� mIt dem Kollegen Honner g J 1m KapItel LandWIrtschaft noch um 23.20 Uhr 
"Ich kann das jetzt deswegen tun, weil der auseinandergesetzt hat. (Abg. Dr. J. Grub er: 
Haushaltsplan für das kommende Jahr" - ge- Wollen Sie nachfolgen ? - Ruf: Wir waren 
meint ist das Jahr 1965 - "keine allgemeinen gestern auch solange da !) Bitte, umso länger 
Tariferhöhungen zur Deckung erhöhter Staats- dauert es,  Kollege Gruber , je mehr Sie mich 
ausgaben vorsieht. Es soll dies jedoch nicht unterbrechen. Ich habe einen Grund, warum 
dazu verführen , die Gesetze der Volkswirt- wir uns noch einmal gemeldet haben. 
schaft ständig zu mißachten. Jeder einzelne 
muß, wenn er Anschaffungen zur Erneuerung 
oder Verbesserungen von Einrichtungen seines 
Haushalts macht, die Ausgaben durch erhöhte 
Einnahmen oder durch Verzicht auf die Er­
füllung von Konsumwünschen decken. Meist 

Wir geben zu : Wenn wer in diesem Haus 
zu bedauern ist, dann sind es unsere braven 
StenographeIl. (Abg. Dr. J. Gruber: Jetzt 
kommen Sie darauf, auf einmal, spät kommt 
ihr drauf ! - Zwischenrufe.) 

erfolgt die Ausgabenbedeckung aus beiden Ich will ganz leidenschaftslos bleiben, das 
zusammen ; aber bestimmt hat j eder schon die ist ein sehr ernstes Thema, über das ich hier 
Erfahrung gemacht, daß selbst notwendige sprechen möchte. (Abg. Dr. Kummer: Das 
Ausgaben im privaten Haushalt am schwersten fällt Ihnen schwer!) Ich erinnere nur Sie, 
dann zu finanzieren sind, wenn die Einnahmen falls Sie es nicht wissen sollten, daß unsere 
gleichbleiben oder gar sinken, während gleich- Fraktion bei der Beratung über daß Verfahren 
zeitig die Lebenshaltungskosten steigell." in der Präsidialkonferenz beantragt hat, bei 

Meine Damen und Herren ! Dieße Meinung der heurigen Budgetdebatte eine Mittagspause 
"Unvermeidliche Tariferhöhungen nicht über einzuführen. (Abg. Dr. Haider: Damit es 

Gebühr aufschieben" stammt nicht von Röpke, bis 12 Uhr dauert, damit kein Mensch mehr 

stammt nicht von einem Vertreter der Öster- nach Hause fahren kann ! - Zwischenrufe.) 
reichischen Volkspartei ,  sie stammt vom ehe- Ja, .. Sie haben es abgelehnt.  Wir ha�en unsere 
maligen Vizekanzler Pittermann. (Ironische , G.

l'unde g�habt . . - �err Staatssekretar, glauben 
Heiterkeit und demonstrativer Beifall bei der Sie es mIr, es . 1st, VIelen von uns auch . so .ge­
() V P.) Und deshalb, meine Damen und gangen: - WIr . bt

ed.au
h

ern das , 
S
abe

h
r WIr 

d
smd 

Herr n hab l'ch I t bt Ih n d' der MeIllung, es IS 111C t unsere ac e, son ern e ,  e geg a 1 ,  ne lese paar . . d' d volkswirtschaftlichen Erkenntnisse auch für Sache der DIrektIOn Ieses Hauses, gr�n -
die heutige Debatte noch m·tgeben zu d " r� n sätzlich Vorsorge dafür zu tragen, daß dIeses 
(Anhaltender Beifall bei d:r ö V P. _ 

u 
A�g: Pel:sonal .nicht so . .  mißbraucht :wird ! (St

,
arker 

Dr. J. Gruber: Damit ist der Effekt von B��fall be� der SPO. - Abg. Pn n k e: �chlC�en 
13 Stunden weg ! Abg. Benya: Kein S�e Stenograp�en her !) - Kollege Prmke, ICh 
Schlager !) bin sofort fertIg. 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Czettel. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Czettel (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Ich will nur . . . (Zwischenrufe .) - Ich bitte um 

Der Herr Kollege Reich hat gemeint, wir 
hätten jetzt unser "Planßoll" erfüllt. Wir 
sind stundenlang hier gesessen und haben 
mitgehört, wie unsere Kollegen aus der Agrar­
politik die speziellen Sorgen der Agrarwirt. 
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schaft hier in langen Debatten besprochen 
haben, sich auseinandergesetzt haben. Heute 
ü,t etwas geschehen, von dem ich zugebe, 
daß es in diesem Haus noch nicht der Fall war : 
Heute sind einmal die Arbeiter und Angestellten 
aus den öffentlichen und verstaatlichten Be­
trieben aufgestanden, und sie haben große 
und wahre Gründe gehabt, hier aufzustehen. 
( Abg. Pr i n  k e: Und gestern auch ! Gestern 
haben wir die gleichen Reden gehört 1 - Abg. 
Dr. Hai  der  : Künstlich gelenkt ! ) Würdigen 
wir auch diesen Umstand, wenigstens einmal 
während dieser Budgetc1eba,tten ! (Beifall bei 
der SPÖ. - Zwischenrttfe bei der Ö VP.j 

Aber ein letztes Wort, und das meinen wir 
jetzt, so wahr wir hier stehen, Kollege Prinke. 
Es hat sich heute gezeigt in der Art, wie Sie 
uns Vorwürfe gemacht haben, es hat sich in 
den letzten Wochen gezeigt. (Abg. P r i n k e: 
Ihr habt eure soziale Gesinnung gezeigt !) 

Meine Damen und Herren der Österreichi­
schen Volkspartei ! Sie haben die Mehrheit, 
Sie können so wie in den letzten Wochen 
die Praxis weiter ausüben : Nichts reden, 
abstimmen, niederstimmen ! Sie können alles 
mit dieser Mehrheit, nur eines nicht : uns das 
Reden verbieten ! (Starker anhaltender Beifall 
bei der SP(J. - Heftige ZW17schenrufe.j 

Präsident ( das Glockenzeichen gebend) : 
Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dr. Withalm. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Withalm (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Ich stelle fol­
gendes fest : In der Präsidialsitzung haben wir­
nicht gestritten, wie Herr Kollege Dr. Pitter­
mann meinte -sehr sachlich und vernünftig ge­
redet, ob wir eine Mittagspause einlegen sollen ; 
ja  oder nein. Darüber wurde diskutiert. Es 
wurde ins Treffen geführt - ich nehme an, 
das wird nicht bestritten, das hat Kollege 
Dr. van Tongel gesagt, das habe ich ins Treffen 
geführt - :  Wir können das machen, nur geben 
wir zu überlegen, daß sich das Restaurant im 
Haus sowieso schon jetzt mit der Bedienung 
schwer tut, wenn die Abgeordneten hinterein­
ander essen gehen. Wenn jetzt meinetwegen 
165 Abgeordnete auf einmal ins Restaurant 
kommen, so kann es das beim besten Willen 
einfach nicht bewältigen. Das war letzten 
Endes der Grund, Herr Kollege Dr. Pitter­
mann, warum wir uns dann entschlossen haben, 
von einer - und von einer zweistündigen 
Mittagspause war nie die Rede ! - Mittags­
pause abzugehen und bei dem Brauch zu 
bleiben, der gehandhabt wird, seit ich es in 
Erinnerung habe, immerhin seit dem Jahre 
1953. (Abg. Dr. Pi t t e rmann:  Wir haben 
eine Mittagspause gehabt 1 - Abg. Rosa J och­
m a n n :  Ja, wir haben eine Mittagspause 
gehabt I) 

Herr Kollege Czettel ! Kein Mensch wird 
der Sozialistischen Partei das Recht bestreiten, 
in dem Haus zu reden, und zwar solange Sie 
wollen. Wenn Sie morgen statt der heutigen 
20 Redner 30 Redner melden werden - das 
soll uns recht sein, wir haben gar nichts dagegen 
einzuwenden. Nehmen Sie bitte zur Kenntnis :  
Je mehr Redner Sie melden werden, desto 
weniger Redner werden wir melden. (Abg. Dok­
tor Kr eis  k y :  "Aufwertung des Parlaments" !) 
Herr Kollege Dr. Kreisky ! Wenn Sie von der 
Aufwertung des Parlaments reden, so kann ich 
mich aus meiner Jugendzeit sehr genau erin­
nern, damals ist das gefährliche Wort herum­
gegeistert, daß man gesagt hat : Das Parlament 
ist eine "Quatschbude".  (Abg. Dr. Pi t t e r­
mann:  Schon wieder ? - Abg. Dr. Kreis k y :  
Sie haben es ja deshalb zugesperrt !) Ich möchte 
nach den Erfahrungen dieser zwei Monate 
oder der zwei Tage nicht sagen, daß wir 
bereits Gefahr laufen, eine "Quatschbude" zu 
werden, aber ich könnte mir vorstellen, daß 
so mancher draußen doch auf den Gedanken 
kommen könnte : Wenn die so weitermachen, 
dann erinnert das die Älteren unter uns an 
Zeiten, die hinter uns liegen und an die wir 
uns doch alle, glaube ich, nicht mehr besonders 
gerne erinnern. (Beifall bei der Ö V P. -
Abg. Dr. Pi t t e rm ann:  Auch der Verfassungs­
bruch ! - Abg. Dr. K re i sky :  Also Sie drohen 
uns wieder !) 

Meine Damen und Herren von der Soziali­
stischen Partei ! Reden Sie, was Sie wollen, 
das wird uns keineswegs beunruhigen, seien 
Sie davon überzeugt. Also noch einmal : Wenn 
Sie 20 Redner schicken wollen, wenn Sie 
30 Redner schicken wollen, wenn Sie sich 
selbst totlaufen wollen - wir können es 
nicht verhindern, wir werden es nicht ver­
hindern ; Sie werden aber nicht mit dieser 
Methode, wie Sie vielleicht glauben, uns durch 
alle Gassen jagen können. (Abg. K os t roun :  
Sie bleiben bei der Hurra-Politik, bei der 
Kalastrophenpolitik !) Reden Sie aber nicht 
soviel vom Sozialen ! Ich habe gehört, gestern 
ist eine Stenographin bereits ausgefallen. 
Wenn Sie das wollen, das können Sie erreichen. 
Setzen Sie die Praxis von gestern und von 
heute fort (heftige Zwischenrufe bei der SPÖ) , 
dann werden Sie dieses Ziel ohne jeden Zweifel 
erreichen. (Zustimmung und Beifall bei der 
Ö VP. - Abg. Benya : Wir werden Sie bei den 
Sozialanträgen an das erinnern, was Sie gesagt 
haben !) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet, die Debatte 
ist geschlossen. - Die Herren Berichterstatter 
verzichten auf das Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b s t i m m ung, 
die ich getrennt vornehmen werde. 
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Wir gelangen zuerst zur Abstimmung über I heit, abge lehn t. (Anhaltende Zwischen-
den Entwurf des E nerg ieanle i h e g e setzes  rufe. - Der Präsident  gibt wiederholt das 
1966. Ich bitte jene Damen und Herren, die : Glockenzeichen. - Ruf bei der Ö V P :  Propa­
dem vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel ganda !) 
und Eingang in der Fassung des Ausschuß- Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
berichtes ihre Zustimmung erteilen, sich von über den zu dieser Gruppe eingebrachten 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange- E n t s c h l i e ß un g santrag der Abgeordneten 
nommen. Steinhuber und Genossen, betreffend lOjäh-

Der Berichterstatter beantragt die sofortige riges Investitionsprogramm für die Österrei­
Vornahme der dritten Lesung. Wird dagegen chischen Bundesbahnen. 
ein Einwand erhoben 1 - Das ist nicht der Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Fall. Ich bitte daher jene Damen und Herren, Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich die Minderheit, a bge lehn t. 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
E in s t i m migke i t  fest. Der Gesetzentwurf ist 
somit auch in dritter Lesung angenom men. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die G r u p p e ll a des Bundesvoranschlages. 
Diese umfaßt : Kapitel 7 Titel 1 § 3 Bundes­
kanzleramt, Verstaatlichte Unternehmungen, 
sowie Kapitel 7 a Investitionsfonds für ver­
staatlichte Unternehmungen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Kapitel 7 Titel 1 § 3 und dem Kapitel 7 a in 
der Fassung der Regierungsvorlage ihre Zu­
stimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Mehrhe i t, angenom­
m en. (Abg. Dr. Haide r :  Das hättet ihr um 
5 Uhr auch schon haben können ! - Abg. Doktor 
Pi t t erm a n n :  Das wissen wir eh !) 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die Gruppe  X. Diese umfaßt : Kapitel 24 
Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen, 
Kapitel 28 Titel 1 Post- und Telegraphenan­
stalt, Kapitel 29 Eisenbahnen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Kapiteln und Titeln samt den dazugehörigen 
Geldvoranschlägen in der Fassung der Regie­
rungsvorlage ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrhe i  t, angenomm en. (Abg. Probst : 
Nichts " eden, brav aufstehen !) 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
zu dieser Gruppe eingebrachten . . . (Andau­
ernde Zwischenrufe. - Der Präsident  gibt das 
Glockenzeichen.) Wir sind jetzt bei den Abstim­
mungen und nicht mehr bei der Debatte ! 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
zu dieser Gruppe eingebrachten E n t s c h l i e­
ßungsantrag  der Abgeordneten Ulbrich, 
Weihs, Steinmaßl und Genossen, betreffend 
Gewährung einer ausreichenden Entschädigung 
für Nacht-, Sonntags- und Feiertagsdienst­
leistungen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben . - (Ruf bei 
der SPÖ : Der Sozialgedanke ! - Abg. Benya : 
M eine Herren : So sozial !) Das ist die Minder-

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den zu dieser Gruppe eingebrachten 
E n t s c h I  i e ß u n g san t rag  der Abgeordneten 
Ulbrich, Frühbauer und Genossen, betreffend 
die Erhöhung der Einkommensgrenze bei 
Arbeiterfahrkarten und Arbeiterwochenkarten 
sowie die Einführung einer Familienfahrkarte. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - (Ruf bei der 
S PÖ : Sozial !) Das ist die Minderheit, 
abge lehnt. (Abg. Rosa Jochma n n :  Das ist 
sozial, bravo ! - Abg. Dr. Pi t t e rma n n :  
Ihr möchtet ja auch, aber ihr dürft nicht ! -
Ruf bei der SPÖ : Nur "prüfen" und nichts 
machen ! - Der Prä s i den t gibt das Glocken­
zeichen.) 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den E n t s c hl i e ß u ngsantrag  der Abge­
ordneten Mayr und Genossen, betreffend Erhö­
hung der Einkommensgrenze bei Arbeiter­
wochenkarten beziehungsweise Arbeiterrück­
fahrkarten und Kursbesucherkarten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Entschließungs . . .  

Abgeordneter Dr. Withalm : Zur Geschäfts­
ordnung ! 

Präsident : Zur Geschäftsordnung. 

Abgeordneter Dr . Withalm: Ich beantrage, 
daß über diesen Antrag die Abstimmung 
gemäß § 64/3 vorgenommen wird, das heißt 
ausgezählt wird. 

Präsident : Ich werde daher die Auszählung 
vornehmen. 

Wir gelangen also zur Abstimmung des 
Entschließungsantrages der Abgeordneten 
Mayr und Genossen, betreffend Erhöhung der 
Einkommensgrenze bei Arbeiterwochenkarten 
beziehungsweise Arbeiterrückfahrkarten und 
Kursbesucherkarten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Elltschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. (Abg. B e n y a :  
Heißt das "prüfen" oder "erhöhen" ?) Bitte ? 
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(Ruf bei der SPÖ : "prüfen" oder "erhöhen" ? - I  Die Tagesordnung ist e r s c h öpft .  Ich 
Zwischenruf:  Auszählen !) " . . . betreffend b r e c he die Verhandlungen ab. 
�rhöhung" (Abg. Ing. Häus e r :  Der :'!ntrag Die n ä c h ste  Sitzung berufe ich für morgen, 
Mt ande�s vorgeles:n w�rden !) E

.
rhohung ! Freitag, den 17. Juni, um 9 Uhr, ein. 

(Ruf�. be't �er S PÖ : Prufung !) HIer steht Tagesordnung : Bericht des Finanz. und Bud. 
"Erhohung . getausschusses über die Regierungsvorlage 

Also bitte, ich lese das vor, was man mir 
hier vorgelegt hat. (Abg. B e ny a :  Aber ver· 
lesen ist was anderes worden ! - Ruf bei der 
SPÖ : Prüfung !) "Erhöhung der Einkorn· 
mensgrenze" ! Es steht hier, da steht's ja. 
(Ruf bei der SPÖ : Prüfu ng hat Herr Mayr 
verlangt I) 

Ich habe festgestellt, daß hier "Erhöhung" 
steht und zähle jetzt aus. Bitte, mich zu 
unterstützen. (Der Präs ident  nimmt die 
Stimmenauszählung vor. - Ruf bei der S PÖ : 
Überprüfen, ob erhöht werden kann ! - Abg. 
K o n i r: Ein ausgesprochener Schwindel ! Ihr 
habt von "Prüfung" gesprochen ! - Zwischen­
ruf: Er hat was anderes verlesen ! - Ruf bei 
der Ö V P :  Das ist eine Frechheit und eine 
Gemeinheit I) Ich stelle fest : 81 . (Abg. Doktor 
Kummer :  Ordnungsruf!) Die Mehrhe i t, 
angenom m en.  (Rufe bei der Ö VP :  Ord­
nungsruf !) Es wird ein Ordnungsruf bean­
tragt für einen Zwischenruf, den ich nicht 
gehört habe. Bitte, wofür soll ich den Ord­
nungsruf erteilen ? (Rufe bei der Ö V P :  Für 
den Ruf "Schwindel" I) Wer hat Schwindel 
gesagt 1 (Ruf bei der Ö V P : Der Konir !) 
Dann erteile ich dafür den Ordnungsruf. 
(Abg. Konir:  Das ändert nichts an der Tat­
sache !) 

( 15  der Beilagen) : Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1966. (Abg. Oze t te l ,  ein Stück Papier 
hochhaltend: Da steht "Prüfung" !  Das ist 
unerhört ! - Abg.  M oser: Das ist ein Skandal 
ersten Ranges ! - Abg. H orr : Schiebung ! -
Abg. Ozet t e l :  Das war ein Schwindel ! -
Abg. H orr : Schiebung ! - Weitere anhaltende 
heftige Zwischenrufe bei den Sozialisten, wie 
"Schwindel !" "Skandal 1" "Schiebung !" 
"Schweinerei !" "Frechheit !" - Der Präsident  
gibt das Glockenzeichen. - Rufe bei der S PÖ : 
Das ist die Aufwertung des Parlaments ! -
Das ist das Parlament, wo Sie die Mehrheit 
haben ! - Weitere heftige Zwischenrufe bei 
der SPÖ.j 

Ich habe zwar die Sitzung schon geschlossen, 
aber ich bitte die Herren Klubobmänner zu 
mir. Ich lese zur Information den Eingangs. 
titel vor : 

"Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Mayr und Genossen zur Gruppe X (Verkehr) 
des Bundesfinanzgesetzes 1966, betreffend 
Erhöhung der Einkommensgrenze bei Arbeiter­
wochenkarten beziehungsweise Ar bei terrück­
fahrkarten." Das dürfte ein Druckfehler oder 
sonst irgend etwas gewesen sein. (Zwischenrufe 
bei der SPÖ. - Gegenrufe bei der Ö V  P. -
Abg. Pri n k e :  Pfui Teufel !) 

Die Sitzung ist gesch lo ssen. 

SchlUß der Sitzung : 22 Uhr 25 Minuten 
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